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Im 6. Band der Reihe ,, ZUMA-Nachrichten Spezial* werden Forschungsarbeiten vorgestellt,

die sich mit der Analyse von Strukturen des Arbeitsmarktes, von Haushalten und Familien
und sozialer Ungleichheit beschéftigen. Das Besondere daran ist, dal3 in samtlichen Arbeiten
amtliche Individualdaten als Datenbasis verwendet werden, namlich die von den Statisti-
schen Amtern jahrlich durchgefithrte Mikrozensus-Erhebung.

Bis vor wenigen Jahren ware dies noch nahezu unméglich gewesen, war der Zugang zu
amtlichen Individualdaten doch mit ungleich hdherem Aufwand und Kosten verbunden
als der vergleichsweise einfache Zugang zu Individualdaten der Empirischen Sozialfor-
schung. Erst mit dem Start eines von der GESIS und dem Statistischen Bundesamt initi-
ierten Pilotprojektes _(http://www.zuma-mannheim.de/data/microdata/), in dem der Mi-
krozensus 1995 - und mittlerweile auch andere amtliche Daten - als Scientific-Use-File
der Forschung zu guinstigen Konditionen bereitgestellt wird, stieg die Nutzungshéaufigkeit
rapide an.

Die steigende Zahl der Nutzer des Scientific-Use-Files der Mikrozensusdaten veranlafite
die ZUMA-ADteilung Mikrodaten, im Oktober 1998 eine Konferenz mit dem Titel ,For-
schung mit dem Mikrozensus: Analysen zur Sozialstruktur und zum Arbeitsmarkt* durch-
zufuhren, die sich vorwiegend an eben jene Nutzer der Mikrozensusdaten richtete.
Hauptziel dieser in Deutschland erstmals durchgefiihrten Nutzerkonferenz war es, einen
Informationsaustausch zwischen den Nutzern einerseits und zwischen den Nutzern und
den statistischen Amtern andererseits zu schaffen.

Die mehr als 20 Vortrdge, die auf der Konferenz gehalten wurden und von denen ein
Grof3teil im vorliegenden Band abgedruckt ist, belegen eindrucksvoll die reichhaltigen
Nutzungsmdglichkeiten der Mikrozensusdaten. Viele der vorgetragenen Fragestellungen
waren mit den verfugbaren kleineren Stichproben der Umfrageforschung nur bedingt zu
bearbeiten gewesen. Nicht zuletzt dokumentieren diese Vortrdge auch die verbesserte
Zusammenarbeit zwischen amtlicher Statistik und empirischer Sozialforschung.

Danken mdochte icBernhard Schimpl-Neimanns und Heike Wirth fur die Unterstutzung
bei der Begutachtung der Manuskripte urghe Fischer und Anouk Hoffmeister fur die
Mitwirkung bei den redaktionellen Arbeiten.

Paul Luttinger
Mannheim, im Oktober 1999
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DER MIKROZENSUS ALS DATENQUELLE
SOZIALWISSENSCHAFTLICHER FORSCHUNG

WALTER MULLER

I m Jahre 1957 wurde in Deutschland zum ersten Mal der Mikrozensus durchgefuhrt. Im
Jahre 1997, gewissermallen zu seinem 40. Geburtstag, hat er eine sehr bedeutsame
Erweiterung seiner Nutzung erfahren. Das Statistische Bundesamt und die Statistischen
Landesdmter haben sich in einer wegweisenden Entscheidung zu einer neuen Politik
entschlossen, die im Rahmen der gesetzlichen Mdglichkeiten die wissenschaftliche Ana-
lyse der Daten auR3erhalb der Statistischen Amter entscheidend verbessert: Der Mikrozen-
sus wird in der Form anonymisierter Mikrodaten fiir Zwecke der wissenschaftlichen
Forschung in einem standardisierten Verfahren und fir den Forscher ohne grof3en biro-
kratischen Aufwand und zu tragbaren Kosten zugéanglich gemacht. Die Abteilung Mikro-
daten bei ZUMA hat diese neue Nutzungsméglichkeit gemeinsam mit dem Statistischen
Bundesamt umgesetzt: die Anonymisierungsvorkehrungen vorbereitet, hilfreiche INTER-
NET-Seiten zur Datendokumentation mitentwickelt und Programmroutinen geschaffen, die
dem einzelnen Forscher die Arbeit mit dem Mikrozensus erleichtern.

Damit sind wir Zeuge eines fast revolutionédren Wandels, der sich in der Zusammenarbeit
zwischen amtlicher Statistik und Forschungseinrichtungen auf3erhalb der amtlichen Sta-
tistik vollzogen hat. Wenn es auch einige Begrenzungen in den Daten, die verflgbar sind,
gibt, so kdnnen wir doch feststellen: Im Vergleich zur Situation davor ist ein entscheiden-
der Schritt vorwérts geschehen, vor allem im Hinblick auf die Kosten, die Einfachheit des
Verfahrens und die Geschwindigkeit, mit denen die Daten interessierten Nutzern zur
Verfugung gestellt werden. Damit werden die o6ffentlichen Ressourcen, mit denen die
Daten des Mikrozensus geschaffen werden, zu einem erheblich gesteigerten Ertrag flhren.
Die Forschung hat auch sofort damit begonnen, das neue Potential zu nutzen. Der Mikro-
zensus wird fir neue Fragestellungen erschlossen; seine Daten werden mit vielfaltigeren
methodischen Verfahren analysiert; durch die grof3ere Zahl der Wissenschaftler und For-
schungseinrichtungen, die nun die Daten flexibel nutzen kénnen, wird ihr Potential ver-
stérkt ausgeschopft werden. Die Beitrdge in diesem Band, die schon in kurzer Zeit im
wesentlichen aus diesem verbesserten Datenzugang der Forschung resultieren, sind ein
erster Beleg dafur.
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Die Beitrage in diesem Band belegen auch einen Ausschnitt der breiten Palette von Fra-
gen, zu denen der Mikrozensus konsultiert werden kann und zu denen er verlaBlich fun-
dierte Antworten zu geben vermag. Mihelos kdnnten weitere soziale und wirtschaftliche
Problembereiche und Fragestellungen fur die Forschung aufgefiihrt werden, zu deren
Untersuchung der Mikrozensus beitragen kann. Auf solche Darstellungen des spezifi-
schen Leistungspotentials aber auch der Einschrdnkungen der Daten des Mikrozensus
kann hier verzichtet werden. Sie sind schon an anderer Stelle beschrieben (Miller/Hauser
1987; Hartmann 1989; Esser u.a. 1989; Alba/Muller/Schimpl-Neimanns 1994; Luttin-
ger/Riede 1997; Miuller 1998; Schimpl-Neimanns 1998). Die Entwicklung, die zu der
gegenwartigen Lage der Mikrozensusnutzung in der wissenschaftlichen Forschung ge-
fihrt hat, ist aber nicht selbstverstandlich und die Geschichte des Mikrozensus ist nicht
abgeschlossen. Deshalb mochte ich mit den folgenden Bemerkungen zum Mikrozensus
als Datenquelle sozialwissenschaftlicher Forschung zunéchst einen Blick in die Vergan-
genheit werfen und die Schritte in Erinnerung rufen, die in Deutschland zu der gegenwér-
tigen Lage gefuhrt haben. Zum andern will ich fragen, welche wesentlichen neuen Her-
ausforderungen sich fur die Zukunft des Mikrozensus stellen. Ich sehe sie hauptsachlich
in seiner Funktion als eine entscheidende S&ule innerhalb der européaischen Sozialstati-
stik. Deshalb werde ich mich im zweiten Punkt auf diesen Aspekt des Aufbaus der euro-
paischen Sozialstatistik konzentrieren und auf die Anforderungen, die sich fir den Mikro-
zensus daraus ergeben.

Der Blick zuriick

Die wesentlichen Schritte in der Entwicklung und Bedeutung des Mikrozensus als zen-
trale bevdlkerungs-, erwerbs- und sozialstatistische Erhebung der amtlichen Statistik fur
die Aufgaben deumtlichen Statistik sind in dem vor kurzem erschienenen Beitrag von
Emmerling/Riede (1997) beschrieben. In d&rial- und Wirtschaftswissenschafien

begann seine Nutzung schon kurz nach der ersten Erhebung im Jahre 1957. In der Sozio-
logie flossen erste Ergebnisse aus dem Mikrozensus in die damaligen Darstellungen und
Lehrbiicher zur Sozialstruktur der Bundesrepublik ein (Bolte/Aschenbrenner 1964;
Bolte/Kappe 1964; Claessens/Kldnne/Tschoepe 1965). Sie betrafen allerdings nur wenige
Grunddaten zur Bevdlkerungs- und Erwerbsstruktur, die aus entsprechenden Tabellen in
den Statistischen Jahrbiichern und einzelnen Beitrdgen in ,Wirtschaft und Statistik* mehr
oder weniger unbearbeitet Ubernommen wurden. Ab den 70er Jahren haben dann vor
allem die Soziale Indikatoren-Bewegung und die Interessen einer wissenschaftsbasierten
Sozialberichterstattung den grof3en Nutzen der regelmafig erhobenen GrofRstichproben
der amtlichen Statistik erkennen lassen. Die relative Robustheit dieser Daten, ihr jahrli-
cher Erhebungszyklus und die langfristige Verfugbarkeit machten sie zu einer sehr wert-
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vollen Datengrundlage fur die in der kontinuierlichen Sozialberichterstattung angestrebte
Beobachtung des sozialen Wandels. Mikrozensusergebnisse wurden wichtige Bestandteile
in den systematisch aufgebauten und aufeinander abgestimmten Konzeptionen von sozia-
len Indikatoren zur Messung der unterschiedlichen Dimensionen von Lebensbedingungen
(vgl. dazu Zapf 1977; Noll 1997). Diese Indikatoren konnten teilweise ebenfalls aus den
von den Statistischen Amtern verdffentlichten Tabellen berechnet werden, teilweise ba-
sierten sie auf entsprechenden Sonderauswertungen durch die Statistischen Amter. Neu an
dieser Nutzung war die Integration in umfassend angelegte Konzepte der Gesellschafts-
beobachtung und ihre kontinuierliche Fortschreibung in langen Reihen, die seit einiger
Zeit auch computerlesbar zur weiteren Verarbeitung zur Verfiigung stehen (Noll 1995).

Spatestens mit den 70er Jahren verbreiteten sich in der Wissenschaft aber auch das Inter-
esse und die technischen Mdglichkeiten fur weitergehende Analysen der durch die amtli-
che Statistik erstellten groRen Datenbasen. Zu dieser Zeit fanden vor allem uber die
Pfadanalyse und die loglineare Modellierung auch in der deutschen Soziologie und empi-
rischen Sozialforschung die Methoden der multivariaten statistischen Analyse verstérkt
Eingang (Harder/Pappi 1969; Ziegler 1970; Muller/Mayer 1971; Muller 1972; Hummel/
Ziegler 1976). Das Interesse, nicht nur die in der Regel kleinen Datenséatze der empi-
rischen Sozialforschung, sondern auch die Daten der amtlichen Statistik mit diesen Ver-
fahren der multivariaten Kontrolle zu analysieren, nahm zu. Es wurde um so stéarker, je
mehr die universitiren Rechenzentren die Rechenkapazitdten zur Verfigung stellen
konnten, mit denen die Verarbeitung der Massendaten der amtlichen Statistik realisierbar
erschien und je mehr Wissenschaftler eigene effiziente Analysesysteme zur Verarbeitung
dieser Daten entwickelten (Handl 1981). Vor allem der Mikrozensus und die Einkom-
mens- und Verbrauchsstichprobe wurden als Datenbasen entdeckt, die nicht nur vorwie-
gend fur Zwecke der GréRenschétzung bestimmter Bevolkerungsgruppen und ihrer Ver-
anderung genutzt werden sollten. Sie sollten vielmehr wie die eigenen Datensammlungen
in den Sozialwissenschaften nach theoretischen Konzepten analysiert oder zur Prifung
von Theorien verwandt werden. In Teilen der empirisch orientierten Okonomie ent-
wickelte sich etwa im gleichen Zeitraum die Vorstellung, Konsequenzen politischer Ent-
scheidungen in ihren 6konomischen und sozialen Auswirkungen durch Mikrodatensimu-
lation durchsichtig zu machen und damit die politischen Entscheidungsprozesse auf ratio-
nalere Grundlagen zu stellen (Krupp 1968). Fur diese Zwecke der Nutzung der Daten der
amtlichen Statistik in den Sozial- und Wirtschaftswissenschaften reichten die durch die
Statistischen Amter veréffentlichten Tabellen, so differenziert und fein aufgegliedert sie
auch waren, in der Regel nicht aus. Sie erforderten den Zugang zu den urspriinglichen
Daten der Individuen oder Haushalte, die die Untersuchungseinheiten der Erhebung bil-
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deten und fir die die Untersuchungsvariablen ezdgchnet wurden. Die Forscher bend-
tigten die Mikrodaten der amtlichen Statistik.

Die Sozialpolitische Forschergruppe Frankfurt/Mannheim bildete mit dem SPES-Projekt
einen der Kristallisationskerne, in denen diese neuen Formen der Nutzung der Daten der
amtlichen Statistik besonders intensiv versucht und vorangetrieben wurden (Krupp/Zapf
1977). Die 6konomischen Kollegen in der sozialpolitischen Forschergruppe in Frankfurt
haben fur ihre Simulationen sozialpolitischer Entscheidungen das sog. integrierte Mikro-
datenfile entwickelt, in dem sich Informationen aus der Einkommens- und Verbrauchs-
stichprobe und Informationen aus dem Mikrozensus gegenseitig ergéanzten (Brennecke
1975; Galler/Steger 1978; Kortmann 1978; Klanberg 1978; Helberger 1982). Einer Pro-
jektgruppe in Mannheim — Johann Handl, Karl Ulrich Mayer und mir selbst — erschien
dagegen das Potential der Mikrozensus-Zusatzbefragung von 1971 ,Berufliche und so-
ziale Umschichtung der Bevolkerung® vielversprechend. Dieser mit seinem detaillierten
Frageprogramm zur sozialen Herkunft und zum beruflichen Werdegang der Befragten
einmalige Datensatz der deutschen amtlichen Statistik bot fur eine differenzierte Analyse
der durch den Zweiten Weltkrieg hervorgerufenen sozialen Umschichtungen und der
Sozialstrukturentwicklung in den ersten Nachkriegsjahrzehnten weit bessere Vorausset-
zungen als alle anderen in den Sozialwissenschaften vorhandenen Daten oder solche, die
man damals mit dort verfugbaren Mitteln selbst hétte generieren kénnen (Handl/
Mayer/Muller 1977). Durch Vermittlung und Unterstiitzung von Heinz Grohmann hat uns
das Statistische Bundesamt diesen Datensatz fir wissenschaftliche Analysen nahezu
kostenlos zuganglich gemacht. Schon damals hat sich diese Offenheit der amtlichen
Statistik insofern gelohnt, als aus den Daten mehrere Blicher und zahlreiche wissen-
schaftliche Aufsétze entstanden sind. Das SPES-Projekt konnte flr seine Arbeiten auch
einige andere Mikrozensen aus den 70er Jahren erwerben. Leider wurde dann im Zuge der
sich verschérfenden Datenschutzdiskussion diese wissenschaftsfreundliche Form der
Datenweitergabe abgebrochen.

Eine weitere Etappe auf dem Weg zur selbstverstandlichen Verwendung der Mikrodaten
der amtlichen Statistik fur sozialwissenschaftliche Analysen hat dann das von der Stiftung
Volkswagenwerk in den Jahren 1979-1984 an der Universitdt Mannheim finanzierte
VASMA-Projekt1 gebildet. Die mit der Mikrozensus-Zusatzerhebung von 1971 gemach-

1 Das VASMA-Projekt (Vergleichende Analysen der Sozialstruktur mit Massendaten) wurde von

Johann Handl, Karl Ulrich Mayer, Walter Miller und Wolfgang Zapf bei der Stiftung Volkswagen-
werk beantragt. Nach seiner Bewilligung wurde es von Walter Miiller geleitet. Aus dem Projekt sind
zwolf Biicher und mehr als 50 wissenschaftliche Aufsatzverdffentlichungen hervorgegangen. Sie
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ten guten Erfahrungen waren ein wichtiger Anlal3 dafir. Die gewonnenen Erkenntnisse
zur Sozialstruktur der ersten Nachkriegsjahrzehnte sollten durch historisch langer zurtick-
greifende Entwicklungsanalysen vertieft und durch neuere Mikrozensen aktualisiert wer-
den. Durch Vergleiche mit anderen Landern sollte zudem geklart werden, inwieweit die
Befunde fir Deutschland allgemeine Entwicklungsprozesse darstellten oder aus spezifi-
schen nationalen Entwicklungsbedingungen, institutionellen Konstellationen oder politi-
schen EinfluBnahmen resultierten. Alle diese grof3en Fragen sollten wiederum méglichst
auf der Grundlage von Mikrodaten der amtlichen Statistik beantwortet werden, weil nur
dort Datenreihen zur Verfiigung standen, die in hinreichend vergleichbarer Weise weit in
die Vergangenheit zurtickreichten und auch auf ausreichende internationale Vergleichbar-
keit hoffen lieRen. Das Projekt sollte zugleich auch zur Klarung der Frage fiihren, ob eine
langerfristige Investition in eine Infrastruktureinrichtung zur Unterstiitzung der Mikroda-
tenanalyse von Daten der amtlichen Statistik in den Sozialwissenschaften sinnvoll ist.

Um die historischen Daten der amtlichen Bevélkerungs-, Erwerbs-, Berufs- und Arbeits-
stattenstatistik in der Form von Quasi-Mikrodaten verfugbar zu haben, hat das Projekt in
einer groRen Anstrengung die friher in sehr differenzierten Tabellen veroffentlichten
Daten dieser Erhebungen edv-lesbar aufbereitet, Vergleichskonzepte und Vergleichs-
schliissel fur Langfristanalysen erstellt (Stockmann/Willms-Herget 1985) und in ausge-
wahlten Beispielen vor allem im Hinblick auf den langfristigen sozialen Wandel der
Frauenarbeit (Muller/Willms-Herget/Handl 1983; Willms-Herget 1985), der Betriebs- und
Unternehmensstrukturen (Stockmann 1986) oder der sozialen Integration der Flichtlinge
und Vertriebenen (Luttinger 1989) analysiert. Gegenwartsbezogene Untersuchungen fur
Deutschland waren dagegen dadurch erheblich behindert, dal3 das Projekt in die Zeit der
Geltung des Bundesstatistikgesetzes von 1980 fiel. Dieses Gesetz erlaubte die Ubermitt-
lung von Einzelangaben an die Wissenschaft nur bei Sicherstellungbyoluter An-
onymitat. Deshalb haben die Statistischen Amter die Weitergabe von Mikrodaten aus den
Mikrozensen &aufRerst restriktiv gehandhabt. Sie sahen sich dazu veranlaf3t, Mikrodaten in
einer Weise zu anonymisieren, die eine sinnvolle Nutzung in der Wissenschaft massiv
eingeschrankt hat. Das VASMA-Projekt hat sich deshalb bis weit in die 80er Jahre hinein
immer wieder auf die alte Zusatzerhebung vom Mikrozensus 1971 gestitzt (z.B. Handl
1988), oder sich auf die Mikrodaten der Volkszéhlung von 1970 konzeRtiiat.die

belegen das grol3e Potential, das Daten der amtlichen Statistik fur unterschiedliche Aspekte der
Sozialstrukturanalyse haben kénnen.

2 Das Gesetz zur Durchfuihrung der Volkszahlung von 1979 erlaubte explizit die Nutzung anony-
misierter Daten durch die Wissenschaft. Entsprechende Analysen fur die Volkszahlung von 1987
sind bis heute unmdoglich, weil das entsprechende Gesetz die wissenschaftliche Nutzung von Mikro-
daten nicht erlaubt.



12 ZUMA-Nachrichten Spezial Band 6: Sozialstrukturanalysen mit dem Mikrozensus

sinnvolle Nutzung aktueller deutscher Mikrozensusdaten weitgehend unterbunden war, ist

das Projekt zudem auf die Analyse entsprechender Daten aus dem Ausland (Frankreich,
Osterreich, Ungarn, USA) (Haller 1989) ausgewichen, um auf diesem Weg die absurden
Zige der damaligen Datenschutzdiskussion zu verdeutlichen.

Trotz der ungeklarten Datenzugangsfrage konnten die inhaltlichen Ertrage dieser Analy-
sen eine Expertengruppe des Wissenschaftsrates davon uberzeugen, im Rahmen der
Grundung der Gesellschaft Sozialwissenschaftlicher Infrastruktureinrichtungen (GESIS)
bei ZUMA als Nachfolgeeinrichtung des VASMA-Projektes eine Mikrodatenabteilung
einzurichten. lhr wurde die Aufgabe Ubertragen, fur die Sozialwissenschaften den Zugang
zu Mikrodaten der amtlichen Statistik zu erschlief3en, ihre Nutzung in der Forschung zu
unterstiitzen und durch eigene wissenschaftliche Arbeiten voranzubringen. Die Einrich-
tung dieser Abteilung wurde aber zunéchst nur als zeitlich befristetes Projekt bewilligt,
solange nicht absehbar war, ob verbesserte Regelungen der Datenweitergabe an die Wis-
senschaft dort die Nutzung amtlicher deutscher Mikrodaten Uberhaupt als aussichtsreich
erscheinen liel3.

Eine der ersten groRen Aufgaben der Mikrodatenabteilung bestand deshalb darin, die
Entwicklung von Datenweitergaberegeln voranzubringen. Sie sollten dem Datenschutz
gerecht werden, ohne das wissenschaftliche Nutzungspotential der Daten entscheidend
einzuschranken. Nachdem eine Novellierung des Bundesstatistikgesetzes 1987 die Wei-
tergabe von Mikrodaten an die Wissenschaft an das Prinzifukdétwhen Anonymitét
gebunden hat, konnten im sog. Anonymisierungsprojekt entsprechende Regeln entwickelt,
gepruft und spater auch implementiert werden (Muller 1991). Damit waren zunéchst die
formalen Voraussetzungen geschaffen. Auf der Grundlage eines Beschlusses der Konfe-
renz der Amtsleiter der Statistischen Amter des Bundes und der Lander wurden Mikroda-
ten der Forschung unter den neuen Bedingungen zur Verfigung gestellt. Erfreu-
licherweise hatte dies dann auch die Entfristung der Mikrodatenabteilung bei ZUMA zur
Folge. Einer intensiven Nutzung dieser Daten in der Wissenschaft standen aber weiterhin
die hohen Kosten entgegen, die das Statistische Bundesamt fiir die Lieferung der Daten
berechnete. Diese unbefriedigende Situation waren fur Wolfgang Zapf und mich der
Anlal3, im Rahmen der GESIS und mit Hilfe der Mikrodatenabteilung von ZUMA das von
vielen wissenschatftlichen Einrichtungen und einzelnen Wissenschaftlern unterstitzte
Memorandum zur Verbesserung der Zugangsmoglichkeiten zu Mikrodaten der amtlichen
Statistik” (Zuma-Nachrichten 39: 1996) zu initiieren und in Gespréachen mit dem Statisti-
schen Bundesamt nach neuen Lésungen der Finanzierungsfrage zu suchen. Zum Erfolg
dieser Initiative hat dann auch das Bundesministerium fur Bildung, Wissenschaft, For-
schung und Technologie entscheidend beigetragen. Hansvolker Ziegler hat mit dem Stati-
stischen Bundesamt ein Pilotprojekt vereinbart und aus Haushaltsmitteln des BMBF
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finanziert. Auf der Grundlage dieser Vertrage wurden und werden verschiedene Daten-
satze aus dem Mikrozensus, der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe, der Zeitbud-
geterhebung und des Europaischen Haushaltspanels anonymisiert, Standard-Wissen-
schaftsfiles aufbereitet und interessierten wissenschatftlichen Einrichtungen mit tragbaren
Abwicklungsgebuhren zur Verfigung gestellt. An langfristig tragfahigen Lésungen der
Finanzierungsfrage mul? weiter gearbeitet werden. Erste Schritte sind inzwischen erreicht.
Durch Mittel der GESIS konnte die Datenbasis des Mikrozensus erweitert werden. Von
der Forschung kdnnen die Mikrozensen 1989, 1991, 1993 und 1997 ebenfalls gegen eine
Gebiihr von 130 DM bezogen werden. Der Statistische Beirat (1999) hat in seinen Bericht
an die Bundesregierung als eine der MaRnahmen zur Weiterentwicklung der amtlichen
Statistik die ,Bereitstellung kostenglnstiger anonymisierter Mikrodaten fur die Wissen-
schaft* empfohlen.

Diese Darstellung der Entwicklung des langen Weges bis zu einer tragfahigen institutionellen
Lésung der Nutzung amtlicher Mikrodaten in der Wissenschaft beschreibt vor allem den
Prozel3, der zur Einrichtung der Mikrodatenabteilung bei ZUMA gefiihrt hat und nennt
einige der Beitrage, die dabei fir einen verbesserten Zugang zu Mikrodaten der amtlichen
Statistik geleistet wurden. Es konnte aber nur zu diesem Ergebnis kommen, weil viele Wis-
senschaftler den Nutzen von Mikrodaten fir die sozial- und wirtschaftswissenschaftliche
Forschung erkannt haben und diese Daten ebenfalls fir ihre Arbeiten genutzt haben. Schon
friih wurden Mikrodaten der amtlichen Statistik auch fir die Armutsforschung (z.B. Hauser
u.a. 1981), fur die Bildungsforschung (Peisert 1967; Blossfeld 1985; Rodax 1989; Koéhler
1992; Handl 1996), fur die Arbeitsmarktforschung (Klein 1988; Bellmann/Reinberg/Tessa-
ring 1995; DiPrete u.a. 1997; Pfeiffer/Brade 1995; Pfeiffer 1999) oder fur Untersuchungen
zur Einkommensungleichheit zwischen den Geschlechtern (Diekmann/Engelhard/Hartmann
1993; Jungbauer-Gans in diesem Band) genutzt. Auch das wachsende Interesse fiir die Ursa-
chen und die Griinde der Aufrechterhaltung regionaler Disparitaten steigerte das Interesse an
amtlichen Daten in der Sozialwissenschaftlichen Forschung (Bertram 1995). Teilweise
konnten diese Arbeiten, wie etwa beim Aufbau der grolRen Regionaldatenbank des Deut-
schen Jugendinstitutes durch Kooperation mit der Mikrodatenabteilung unterstiitzt werden.
Diese vielfaltige Nutzung konnte den Bedarf fir eine zukunftsfahige Lésung des Zugangs zu
Mikrodaten sicher am besten unterstreichen. Sie machte die zahlreichen Gesprache in den
Statistischen Amtern und die verschiedenen 6ffentlichen Stellungnahmen glaubhaft, die
immer wieder auf eine dem Stand der methodischen Entwicklung entsprechende Nutzung
der Daten der amtlichen Statistik gedrangt ha&okmiiingster Zeit hat ein Memorandum von

3 Vgl. dazu beispielsweise die Referate vor dem Statistischen Beirat von Krupp (1982) und Muller
(1983), die Beitrage u.a. von Wolfgang Zapf (1985) auf dem Wiesbadener Gesprach zu ,Daten-
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Fachvertretern der Wirtschaftswissenschaften den Datenbedarf nochmals eindringlich for-

muliert (Hauser/Wagner/Zimmermann 1998). Die Vortrdge und Diskussionen auf der im
Anschluss an dieses Memorandum vom Statistischen Bundesamt veranstalteten Konferenz
lassen eine Zukunft intensiverer Kooperation zwischen den Statistischen Amtern und Wis-
senschaftlern in universitaren und anderen Forschungseinrichtungen erwarten. Es bestehen
gute Aussichten, dal’ diese Kooperation sich nun auch in Deutschland den guten Vorbildern
in einer Reihe anderer L&nder anschlief3t, die in der Vergangenheit oft auch ein Motiv zum
Aufbau &hnlich erfolgreicher Kooperationsstrukturen in Deutschland waren. Vor dem Hin-
tergrund des sehr hohen Stellenwertes des Datenschutzes in der Gesetzgebung Deutschlands
und in der 6ffentlichen Diskussion kommt sicher auch denjenigen ein hohes Verdienst fur die
Offnung des Zugangs zu Mikrodaten zu, die deutlich zu machen verstanden, daR die wissen-
schaftliche Forschung den Datenschutz im eigenen Interesse sehr ernst nimmt (Grohmann
u.a. 1980; Kaase u.a. 1980).

Insgesamt macht dieser Ruckblick vielleicht deutlich: Es war eine aufwendige und
schwierige Geburt, eine Geburt mit einer sehr langen Vorgeschichte. Die schlief3lich
erreichte Niederkunft konnte mit gutem Ausgang nur zustande kommen, weil ihr in unter-
schiedlichen Funktionen viele Geburtshelfer beigestanden haben.

Ausblick: Der Mikrozensus in der européischen Statistik

Von der Vergangenheit in die Zukunft: Welchen Entwicklungen muf3 der Mikrozensus
gerecht werden, damit er auch in seinem flnften Jahrzehnt und im kommenden Jahrhun-
dert eine fur die sozialwissenschaftliche Forschung attraktive Datenbasis bleibt? Ich will
zunéchst einige allgemeine Gesichtspunkte nennen, die Verdnderungen und Umstellungen
bei einem Datenerhebungsprogramm wie dem Mikrozensus erfordern kdnnen. Aus den
vielen Entwicklungen, die Revisionen im Mikrozensusdesign und seinem Erhebungspro-
gramm bedingen kdnnen, will ich dann nur die Implikationen der europédischen Einigung
etwas grundlicher diskutieren.

notstand und Datenschutz" und die Beitrdge zu der von Klaus Allerbeck organisierten Konferenz
s,Nutzung von anonymisierten Einzelangaben aus Daten der amtlichen Statistik*, herausgegeben
vom Statistischen Bundesamt (1987), die Empfehlungen im Gutachten zur inhaltlichen und
methodischen Gestaltung des Mikrozensus von Esser u.a. 1989:380) sowie entsprechende Monita
durch die Deutsche Forschungsgemeinschaft (1996) oder Empfehlungen durch den Statistischen
Beirat. Die erwdhnte Konferenz erscheint mir im Ruckblick deshalb besonders wichtig, weil in ihrem
Zusammenhang Klaus Allerbeck einige der Grundideen formuliert hat, die spater zum
Anonymisierungsprojekt gefuhrt haben.
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Veranderungsbedarf fur ein Datenerhebungsprogramm wie den Mikrozensus kann im
wesentlichen aus drei Griinden resultieren:

e Neue gesellschaftliche Entwicklungen und Problemlagen kdnnen neue oder zusatzli-
che Daten oder Verédnderungen in den Datenerhebungskonzepten erfordern. Wenn
zum Beispiel Personen, die in sehr enger Solidarbeziehung zueinander stehen, zu-
nehmend in getrennten Wohnungen leben, lauft ein Untersuchungsansatz, der nur Be-
ziehungen zwischen Personen im gleichen Haushalt abbildet, zunehmend Gefahr, die
soziale Realitat zu verzeichnen (Bien/Marbach 1991).

*  Neue inhaltlich-theoretischen Fragestellungen, methodische Erkenntnisse oder For-
schungsanscitze konnen Implikationen haben fur die Art der bendtigten Daten. Bei-
spiele sind die wachsende Einsicht in den dynamischen Charakter des gesellschatftli-
chen Geschehens, die zunehmend Datenstrukturen erforderlich machen, mit denen
nicht nur Zustande zu einem gegebenen Zeitpunkt abgebildet werden kdnnen, sondern
auch die Veranderungen, die Individuen im Zeitverlauf vollziehen oder denen sie aus-
gesetzt sind (Blossfeld/Hamerle/Mayer 1986; Blossfeld/Prein 1998). Der grol3e Fort-
schritt in den Entwicklungen von Verfahren der Ereignis- und Paneldatenanalyse stellt
auch an den Mikrozensus die Frage, wie die Panelkomponente, die in seinem Design
schon enthalten ist, umgesetzt, optimiert und fir die Forschung nutzbar gemacht wer-
den konnte.

e Neue Moglichkeiten in den Techniken der Datenerhebung. \Wenn die weitere For-
schung die nicht unerheblichen Verbesserungen in der Qualitédt der Daten bestétigt,
die neben einer schnelleren Abwicklung durch computerunterstiizte Techniken der
Befragung erzielt werden kdnnen (vgl. verschiedene Beitrage in Lyberg (188)),
mul3 gefragt werden, wann auch fir den Mikrozensus diese Techniken umfassend
genutzt werden.

Die Offnung des Mikrozensus zur intensiveren Nutzung seiner Mikrodaten in der wissen-
schaftlichen Forschung wird dazu fiuihren, dall seine Daten vermehrt auch mit anderen
Methoden ausgewertet werden als mit denen, die in der amtlichen Statistik im Vorder-
grund stehen. Die Wissenschaft behandelt vermutlich auch ein breiteres Spektrum inhalt-
licher Fragen als die, die in der Regel in der amtlichen Statistik zu beantworten versucht
werden. Einzelne Beitrage dieses Bandes machen dies schon deutlich. Sie zielen geradezu
darauf ab, die relativen Vorziige, aber auch Probleme des Mikrozensus fir Fragestellun-
gen zu explorieren, fur die er bislang noch nicht oder kaum genutzt wurde, fur die er sich
aber zumindest in einzelnen Aspekten — evil. erst nach entsprechender Anpassung — recht
gut zu eignen scheint, beispielsweise fir die Inzidenz des Armutsrisikos auf spezifische
Bevdlkerungsgruppen oder Regionen; fir andere regionsspezifische Fragestellungen wie
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die Bildungsbeteiligung; fur die Untersuchung geringfligiger Erwerbstétigkeit, fir die
Analyse von Haushalts-Unternehmenskomplexen oder andere Aspekte der beruflichen
Selbstandigkeit. Erweiterte Nutzung zeigt oft, dal nur geringflgige Verdnderungen den
Datensatz verbessern kdnnten. Solche neuen Bedarfe sollten durch Nutzer artikuliert und
begriindet werden. Natirlich kann nicht jeder Bedarf gleich erfillt werden, und die Aus-
einandersetzung damit kann zusatzliche Belastung fiir die amtliche Statistik bedeuten. Auf
diesem Weg koénnen aber auch wertvolle Impulse aus der Wissenschaft in die Statistik
zurlickflieBen. Die Informationsversorgung und das Analysepotential der Daten kénnen
sich unter Umstanden ohne oder mit nur geringen Grenzkosten entscheidend verbessern.

Fur jeden der oben angefuhrten Punkte mi3ten die neueren oder absehbaren Entwicklun-
gen grundlicher untersucht werden, die zu gut begriindeten Revisionen im Konzept oder
in der Durchfihrung des Mikrozensus Anlal3 geben. Ich will nur auf eine Entwicklung
eingehen, die so grundlegend ist, daf sie alle Punkte betrifft: Die européische Integration
und ihre Implikationen fiir den Mikrozensus. Im Vergleich zu den Integrationsschritten,
die sich in der politisch-wirtschaftlichen Entwicklung Europas vollzogen haben, gibt es
bislang erstaunlich wenig Daten, mit denen eine vergleichende Analyse der europaischen
Gesellschaften moglich ist. Fir die Analyse von Einstellungen und Orientierungen gibt es
zwar die Serie der Eurobarometer, das ISSP und einige nur in gro3en Abstanden und in
ausgewahlten Landern durchgefuhrte Erhebungen, wie die ,World Value Surveys" oder
die ,World Fertility Surveys®“. Im Vergleich zu den vielen unkoordinierten nationalen
Erhebungen machen europaweit angelegte Surveys nur einen verschwindend kleinen
Anteil aus. Sicher gibt es im Bereich der Markt- und Werbeforschung haufiger Erhebun-
gen, die groRRe Teile Europas abdecken. Aber bei den Daten zur Sozial- und Wirtschafts-
struktur ist das MiRRverhdltnis zwischen europaischer gesellschaftlicher und wirtschaftli-
cher Realitat und der nationalen Ausrichtung von Informationssammlungen sehr ausge-
préagt. Studien wie die von Infratest 1998 in allen EU-Staaten mit einem einheitlichen
Instrument durchgefihrte Befragung zur Erwerbstétigkeit und zu den Erwerbs- und Ar-
beitszeitpraferenzen der Bevdlkerung bilden eine groRe Ausnahme.

Vor diesem Hintergrund kommt fUr die européisch vergleichende Sozial- und Wirtschafts-
forschung den Daten der amtlichen Statistik ein besonders hoher Stellenwert zu. Hier gibt
es zum einen das Europdische Haushaltspanel. Es besteht erst seit kurzem und uber seine
langerfristige Zukunft ist noch nicht entschieden. Zur Aussageféahigkeit seiner Daten,
ihrer Vergleichbarkeit und Qualitét gibt es bislang kaum Untersuchungen. Eine zuneh-
mend wichtigere Rolle fir die europdisch vergleichende Forschung spielt dagegen die
zweite wichtige Datenbasis der européischen Sozial- und Wirtschaftstatistikirbyvei-

schen Arbeitskrdfteerhebungen. Sie bilden das bislang zentrale Instrument fur die verglei-
chende Untersuchung der Sozial-, Haushalts-, Bildungs-, Erwerbs- und Berufsstrukturen
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und anderer wichtiger Aspekte der Sozialstruktur der européischen Gesellschaften und
des sozialen Wandels in diesen Gesellschaften. Die Arbeitskrafteerhebungen sind auf
absehbare Zeit durch kein anderes Instrument zu ersetzen. Es gibt neben ihnen kaum
vergleichbare Daten von ahnlicher Qualitédt und GrofRenordnung. Deshalb kommt ihnen

fur die européische Sozial- und Erwerbsstatistik und fur die européisch vergleichende

Sozial- und Wirtschaftsforschung eine so eminente Bedeutung zu.

Was aber ist die europdische Arbeitskrafteerhebung? Sie hat bereits eine langere Ge-
schichte, die eng mit der Entwicklung der Europdischen Gemeinschaft verbunden ist,
dieser aber letztlich immer hinterhergehinkt ist. Die europdische Arbeitskrafteerhebung
basiert auf eigenstandigen nationalen Arbeitskrafteerhebungen der Statistischen Amter der
Mitgliedsstaaten. Diese bekamen allméhlich ein européisches Format durch den Versuch,
Erhebungskonzepte, Erhebungsdesign und Erhebungsverfahren der einzelnen Lander
aufeinander abzustimmen und die Ergebnisse der nationalen Erhebungen durch das Euro-
paische Statistische Amt in einer harmonisierten Weise fir die jeweils zur Européischen
Gemeinschaft gehdrenden Lander insgesamt und fur die einzelnen L&nder im Vergleich
zueinander auszuwerten. In Deutschland werden die Daten dieser eigentlich nur nominal
Leuropaischen” Arbeitskrafteerhebung im Rahmen des Mikrozensus gesammelt. In ande-
ren Landern werden die Daten aus &hnlich ausgerichteten nationalen Erhebungen nach
Luxemburg geliefert. Wegen dieser Verbindung kann die Diskussion tber den deutschen
Mikrozensus nicht mehr isoliert von seiner Funktion und Integration in der Européischen
Arbeitskrafteerhebung gefiihrt werden. Die Weiterentwicklung des Mikrozensus oder
anderer nationaler Arbeitskréfteerhebungen, die bislang in der Regel primér immer aus
der Perspektive spezifischer nationaler Informationsbedurfnisse diskutiert wurden, muf3
heute auch mit Blick auf die Rolle des Mikrozensus im gréReren Zusammenhang der
europdischen Arbeitskréafteerhebung erfolgen.

Welche Konsequenzen ergeben sich aus dieser Entwicklung fiur die nationalen Arbeits-
krafteerhebungen und fur den deutschen Mikrozensus? Zunéchst ist zu beobachten, daf in
den zuriickliegenden Jahren der Teil des Mikrozensus, der speziell fur die européische
Arbeitskrafteerhebung bestimmt ist, zunehmend grolReren Raum einnimmt. Der europa-
isch definierte Teil des Mikrozensus wachst, der allein nationale Teil wird zumindest
relativ kleiner. Der Mikrozensus hat zunehmend weniger eigenstandigen Handlungsspiel-
raum fur die Aufnahme nationaler Informationsbedurfnisse und das im deutschen Mikro-
zensus ohnehin schon komplexe Austarieren zwischen den Interessen der Lander und des
Bundes wird durch die wachsende européische Definitionsmacht noch komplexer.

Aus beiden Sichtweisen, der nationalen und der européischen, kénnen u.U. unterschiedli-
che Entwicklungs- oder Reformimpulse oder -notwendigkeiten ausgehen. Aus vielen
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Grunden kénnen Zielkonflikte zwischen der nationalen und der européischen Perspektive
bestehen, z.B.

* wegen der unterschiedlichen Einbettung und Funktion des Mikrozensus oder entspre-
chender Erhebungen in anderen Léandern im Rahmen der Ubrigen statistischen Infra-
struktur des jeweiligen Landes; unterschiedliche Traditionen von Informationssamm-
lungen und Informationspraferenzen in den einzelnen Landern oder unterschiedliche
Grundlagen fir Stichprobendesigns in einzelnen Landern (beispielsweise der Verfug-
barkeit oder Nicht-Verfiigbarkeit von Einwohnerregistern oder der unterschiedlichen
Fuhrung solcher Register) schaffen unterschiedliche Voraussetzungen fir die sinn-
volle Durchfiihrung einer Arbeitskrafteerhebung;

* wegen spezifischen Problemstellungen, die sich vor allem aus den supranationalen
Aufgaben ergeben, denen Europdische Statistiken dienen sollen, im Unterschied zu
dem nationalen Problembezug, zu den nationalen politischen Handlungsbedarfen oder
Interessenlagen der nationalen Statistiken.

Bei allen Kosten, die damit verbunden sind, iberwiegen m. E. dennoch die Vorteile einer
konsequenten Europdisierung des Mikrozensus und der anderen nationalen Erhebungen.
Dies gilt schon wegen des groRen und anderweitig bislang nicht gedeckten Bedarfes an
Mikrodaten fur die européisch vergleichende Gesellschafts- und Wirtschaftsanalyse. Eine
zwischen den europdischen Einzelstaaten vergleichbare Datenbasis ist nicht nur ein Ge-
winn, weil damit Daten und Erkenntnisse Uber Europa zustande kommen. Es ist auch ein
Gewinn fir die einzelnen Lander, weil die eigene Situation oft erst durch den Vergleich
mit anderen angemessen beurteilt werden kann. Fir das Verstéandnis und die Evaluation
der Wirkungsweise unterschiedlicher nationaler Institutionen oder politischer Malinahmen
ist die Verfugbarkeit vergleichbarer Daten unabdingbar.

Wie steht es mit dieser Vergleichbarkeit und wie hat sie sich in den letzten Jahren ent-
wickelt? Leider gibt es dazu keine griindlichen Detailuntersuchungen. In ganz Europa hat
dieses niemand im einzelnen ernsthaft gepruft. Es werden laufend Daten zu Europa verof-
fentlicht, deren Vergleichbarkeit nicht wirklich abgesichert ist. Auch meine folgenden
Aussagen basieren nicht auf grindlichen Untersuchungen, sondern geben grobe Ein-
driicke wieder, die entsprechend unsicher sind.

Meiner Wahrnehmung nach hat sich im Verlauf der letzten 20 Jahre die Vergleichbarkeit
zwar verbessert, aber bis zu einem befriedigenden Zustand ist es noch ein weiter Weg.
Bislang besteht ein wichtiger Mechanismus der verbesserten Vergleichbarkeit darin, daf
die verschiedenen Statistischen Amter der Europiischen Staaten sich zunehmend auf
gleiche theoretische und in manchen Fallen auch auf vergleichbare operationale Defini-
tionen grundlegender Konzepte verstandigen, die sie ihren Messungen zugrunde legen.
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Bel der konkreten Umsetzung in empirische Operationen und Erhebungsinstrumente fehlt

aber eine entsprechende Vereinheitlichung. Die nationalen Statistischen Amter sind weit-
gehend frei darin, wie sie ihre Fragen formulieren und wie sie ihre Fragebdgen konstruie-
ren. Sie folgen dabei nach wie vor in hohem Mafe etablierten nationalen Traditionen.
Wenn man die nationalen Fragebdgen vergleicht, erkennt man darin sicher thematische
Ahnlichkeiten, aber die Wahrnehmung, daR es sich dabei um ein Unternehmen zur
Sammlung international vergleichbarer Daten handelt, dréngt sich nicht unmittelbar auf.
Die Fragebogen unterscheiden sich sehr voneinander. Dem Vorgehen liegt das Modell der
sog. Output-Harmonisierung zugrunde. Entscheidend sei die Ubereinstimmung der End-
ergebnisse von Messungen mit den zugrundeliegenden theoretischen Konzepten. Identi-
sche Forschungsoperationen seien dazu nicht Voraussetzung.

Denkt man in Begriffen der Unterscheidung von konzeptueller Aquivalenz und von MeR-
aquivalenz, dann folgt die amtliche Statistik bei den Europaischen Arbeitskrafteerhebun-
gen eindeutig der Strategie der konzeptuellen Aquivalenz. Es gibt manchmal gute Griinde
fur diese Strategie, aber wir wissen auch, dal® grof3e Risiken damit verbunden sind. In der
européischen Arbeitskrafteerhebung haben wir noch eine Situation, die — Ubertragen auf
das Beispiel des Mikrozensus in den Bundeslandern der Bundesrepublik Deutschland —
einer Erhebung gleichkame, in der die Daten des Mikrozensus in jedem Bundesland nicht
nur mit einem in den Formulierungen und im Aufbau unterschiedlichen Fragebogen
gesammelt wiirde, sondern auch mit unterschiedlichen technischen Mitteln (CAPI, CATI,
PAPI mit ausformulierten Fragen oder nach dem Modell des die Fragen teilweise nur in
Stichworten andeutenden Erhebungsbogens des Deutschen Mikrozensus). In einigen
Landern (zum Beispiel in Danemark) werden die Daten teilweise aus Verwaltungsre-
gistern generiert.

Auch die Stichproben werden in den einzelnen Landern nach unterschiedlichen Verfahren
gewonnen. lhr Design variiert und die Realisierung dieser Stichproben unterscheidet sich
im Hinblick auf die Ausfallquoten in hohem Mal3e. Hier schneidet der Deutsche Mikro-
zensus mit einer Ausschépfung von fast 100% auf3erordentlich gut ab, im Unterschied
beispielsweise zu einer Ausschdpfung von ca. 50% im niederlandischen Labour Force
Survey. Auch in der Feldarbeit gibt es massive Unterschiede — vom Einsatz professionel-
ler Interviewer, uber Gelegenheitsinterviewer bis hin zur Selbstadministration des Frage-
bogens.

Ein weiteres Element, das die Vergleichbarkeit zumindest voriibergehend beeintréchtigen
kann, kommt ab 1999 mit dem sog. neuen Target-Design hinzu. Damit sind die neuen
Design-Vorgaben gemeint, die alle EU-Mitgliedstaaten in ihren Arbeitskrafteerhebungen
anstreben sollen. Dieses neue Design riickt von der bislang in den meisten Landern beste-
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henden Praxis der Erhebung nach dem Konzept der sog. Berichtswoche ab. Die Daten

sollen nicht mehr konzentriert zu einem bestimmten Zeitpunkt im Jahr erhoben und die
abgefragten Informationen nicht mehr auf eine einzelne festgel egte Berichtswoche bezo-

gen sein. Die Daten sollen vielmehr kontinuierlich Uber das Jahr gesammelt und die soge-
nannte Berichtswoche, auf die die Befragten ihre Angaben beziehen sollen, so auf Uber
das Jahr aufgegliederte Unterstichproben verteilt sein, da? zumindest quartalsweise repra-
sentative Ergebnisse mdglich sind.

Gegenuber dem bisherigen Konzept hat ein solcher kontinuierlicher Survey eine Reihe
von Vorteilen. Der wichtigste inhaltliche Vorteil besteht in einer adaquateren Messung des
in einem Erhebungsjahr (und in den einzelnen Quartalen) in einem Land geleisteten Ar-
beitsvolumens, dessen moglichst prézise Messung ja ein wichtiges Ziel der Arbeitskraf-
teerhebungen ist. Mit dem Konzept einer Berichtswoche war dieses immer schon proble-
matisch und ist bei der zunehmenden Flexibilisierung von Arbeitszeiten noch problemati-
scher geworden. Mit einer fixierten Berichtswoche kann man nur die in dieser Woche
bestehende Erwerbsbeteiligung und das in dieser Woche geleistete Arbeitsvolumen schét-
zen. Das Ergebnis ist damit stark von den spezifischen Bedingungen in der gewéhlten
Woche bestimmt. Denkt man nur an die unterschiedlichen jahreszeitlichen Schwankungen
in so verschiedenen Landern wie Finnland, Portugal oder Griechenland, kann man sich
leicht vorstellen, da3 es praktisch unmd@glich ist, mit einer einzelnen Berichtswoche im
Jahr eine vergleichbare Schéatzung der Erwerbstatigkeit und des Arbeitsvolumens in die-
sen Landern zu erreichen. Es gibt eine Reihe anderer guter Griinde fur eine kontinuierli-
che Erhebung, wie beispielsweise die bessere Erfassung von Arbeitskraften, die nur sai-
sonal (etwa Studierende) beschéftigt sind oder die schnellere Verfligbarkeit von Ergebnis-
sen jeweils schon nach einem Quartal und die damit verbundene Mdéglichkeit der Analyse
saisonaler Schwankungen. Auch kénnte das bisherige Sto3geschaft der Erhebung entzerrt
werden. Im Falle der Bundesrepublik mussten dann nicht mehr ca. 400 000 Haushalte
mehr oder weniger auf einen Monat konzentriert befragt werden. Diese enorme Zahl von
Befragungen kdnnte Uber das ganz Jahr verteilt und damit ein professionalisierter Erhe-
bungs- und Datenaufbereitungsstab iber das ganze Jahr kontinuierlich beschéftigt werden.

Die verschiedenen Lander werden dieses Konzept aber in unterschiedlicher Weise umset-
zen. Die Berichtswochen werden in einzelnen Landern in unterschiedlicher Weise auf das
Jahr verteilt. Die bisher schon erhebliche Variation zwischen den L&ndern in der Haufig-

keit und in den zeitlichen Abstanden der wiederholten Befragung der gleichen Haushalte
wird sich noch vergréRern. Welche Folgen dies fur die Vergleichbarkeit der Ergebnisse

hat, kann wahrscheinlich zur Zeit niemand einschéatzen. Deutschland hat fiir 1999 das
Mikrozensusdesign nicht an die neuen Vorgaben angepaldt. Es hat den Mikrozensus wei-
terhin nur im Fruhjahr nach dem hergebrachten Berichtswochenkonzept erhoben. Es ist
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noch nicht entschieden, ob die Anpassung spéter vorgenommen wird. Vorerst sollen die
Daten fur die geforderte Quartalsberichterstattung mit Hilfe der Beschéftigtenstatistik
durch teilweise Hochrechnung oder Simulation geschétzt werden.

Dieser kurze Ausblick auf die européische Ebene zeigt, dal} der Mikrozensus und die mit
ihm verwandten Arbeitskréfteerhebungen in den européischen L&ndern zwar ein grof3es
Potential fur die vergleichende Analyse der europdischen Gesellschaften haben. Der
optimalen Nutzung dieses Potentials stehen aber noch erhebliche Hindernisse im Weg. Sie
sind vor allem in Problemen der Vergleichbarkeit der einzelnen Erhebungen begriindet.

Soll dieses Potential ausgeschopft werden, mul3 das Vergleichbarkeitsproblem ernsthaft
angegangen werden. Dazu sind Anstrengungen auf unterschiedlichen Ebenen und durch
unterschiedliche Beteiligte erforderlich.

* Alle Lander miissen zur Verbesserung der Vergleichbarkeit beitragen. Der Weg zu
einer konsolidierten européischen Statistik ist keineswegs einfach, denn es gibt in
vielen Fallen wegen der unterschiedlichen nationalen Bedingungen sicher gute
Griinde, weshalb in Land A bestimmte Sachverhalte bisher anders erhoben wurden als
in Land B. Besser vergleichbare Daten kdnnen aber dennoch nur zustande kommen,
wenn die Lander zum Ablegen geheiligter Traditionen bereit sind und kooperativ an
der Entwicklung und Umsetzung neuer Konzepte und besser vergleichbarer Verfahren
mitwirken. Es ist nicht zu vermeiden, dal’ es im Zuge einer echten Harmonisierung
der européischen Statistik zu Bruchen in den nationalen Zeitreihen kommt. Aber im
Hinblick auf die Zukunft, die auch in der Statistik eine europdische ist, ist es besser,
wenn entsprechende Anpassungen so frih wie mdglich vorgenommen werden. Das
gilt auch fiir Deutschland.

« Die européische Arbeitskrafteerhebung mufl zum Gegenstand intensiver methodischer
Forschung werden. Die methodischen Probleme einer validen und vergleichbaren
Datenbasis fur die européischen Gesellschaften sind angesichts der unterschiedlichen
Sprachen und Kulturen, der Vielfalt der institutionellen Regelungen und der Unter-
schiedlichkeit in den nationalen Statistiktraditionen gewil3 um ein Vielfaches grofR3er
als je innerhalb der einzelnen Lénder. Gerade weil die Arbeitskrafteerhebungen eine
der wenigen Quellen sind, die regelmafig grundlegende Informationen zu den euro-
paischen Landern und ihrer Entwicklung liefern, kann nicht hingenommen werden,
daf die Vergleichbarkeit der Ergebnisse so wenig geprift und gesichert ist. Wenn man

4 Im Hinblick auf die Aussagefahigkeit der européischen Daten wéare zu winschen, daf3 die An-
passungen in den einzelnen L&ndern zum gleichen Zeitpunkt vorgenommen werden. Andernfalls
wird Uber eine langere Zeit Unsicherheit Uber die Interpretation der Befunde bestehen, weil sie je
nach Land etwas Unterschiedliches bedeuten.
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selbst mit den Daten zu arbeiten versucht, stof3t man haufig auf Probleme, zu denen
auch im Européischen Statistischen Amt keine Expertise zu finden ist. Die Kapazitat
des Amtes zum Aufbau kontinuierlicher methodischer Grundlagenforschung im Amte
selbst und/oder in Kooperation mit wissenschaftlichen Einrichtungen auf3erhalb des
Amtes sollte deshalb dringend verstérkt werden.

« Fortschritte in der angedeuteten Richtung kénnten beschleunigt werden, wenn amtli-
che Statistik und Wissenschaft intensiv kooperieren. Nitzliche Beitrage aus der Wis-
senschaft konnen schon darin bestehen, dal3 Probleme, denen man bei der Arbeit mit
den Daten begegnet, aufbereitet, dokumentiert und verantwortlichen Stellen oder auch
offentlich zuganglich gemacht werden. Die Mdglichkeit dazu und zu weiterfihrenden
Forschungsarbeiten ist aber so lange begrenzt wie der Zugang zu den Daten selbst
noch &ufert restriktiv ist. Zur Zeit sind weder die Mikrodaten der harmonisierten Da-
tenfiles von Eurostat zugénglich noch in einer einfachen Weise die ursprunglichen
Mikrodaten aus den einzelnen Landern. Beides ware erforderlich, um in der Wissen-
schaft eine tragfahige methodische Grundlagenforschung aufzubauen und die Daten
fur eine verbesserte inhaltliche Forschung zur Entwicklung der européischen Gesell-
schaften zu nutzen.

So fuhrt uns der Ausblick in die Zukunft an den Beginn zuriick. Auf européischer Ebene
muf3 offensichtlich noch viel Zeit und Energie darauf verwandt werden, Memoranden zu
schreiben, Konferenzen zu organisieren und Verhandlungsgesprache zu fihren, bis ein
Zustand erreicht ist, bei dem die Forschung in einer Weise Zugang zu den Daten hat, die
Arbeiten mit ihnen auf den in der Wissenschaft erreichten methodischen Standards er-
moglicht. Es ist Zeit und es sind Ressourcen, die der eigentlichen Aufgabe der Forschung
leider verloren gehen. Darf man hoffen, da mit den Erfahrungen in Deutschland die
Wehen fiir einen verbesserten europaischen Datenzugang verkurzt werden kénnen?
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Strukturen des Dienstleistungsgewerbes.
Ein Vergleich zwischen Ost- und
Westdeutschland

KARL BRENKE

ie Strukturen der Dienstleistungsproduktion, wie sie zu DDR-Zeiten bestanden hatten,

I6sten sich nach dem Fall der Mauer rasch auf. In einigen Teilen des Dienstleistungs-
gewerbes kam die Umstrukturierung rasch voran, in anderen Teilen dagegen mit eher
schleppenden Schritten. Der Aufbau einer neuen Wirtschaftsbasis ging mit einem starken
Beschaftigungswachstum einher. Bezogen auf die Einwohnerzahl ist die Beschaftigung im
Dienstleistungssektor in Ostdeutschland kaum geringer als in den alten Bundeslandern.
Allerdings gibt es noch einen grof3en Produktivitétsriickstand. So erreichte 1997 die Wirt-
schaftsleistung je Erwerbstatigen nicht einmal 60 Prozent des westdeutschen Niveaus. Bei
der Stundenproduktivitét ist der Abstand noch grof3er. Es gibt mehrere Griinde fuir den noch
bestehenden groRRen Produktivitétsriickstand. In erheblichem Mafie héngt er mit unter-
schiedlichen Sektorstrukturen in Ost und West innerhalb des Dienstleistungsgewerbes zu-
sammen. In den neuen Bundeslandern haben sich solche Aktivitaten recht gut entwickelt, bei
denen der Marktzugang vergleichsweise einfach war, in denen aber auch nur geringe
Einkommen zu erzielen sind. Ein geringes Gewicht haben dagegen bisher solche Aktivita-
ten, fur deren Auslibung hohe und spezielle Qualifikationen erforderlich sind und die in der
Regel mit hohem Einkommen und mithin einer hohen Qualifikation verbunden sind. Hinzu
kommt, daf sich in einigen Zweigen des Dienstleistungssektors in Ostdeutschland grof3e
westdeutsche Unternehmen engagiert haben; oftmals haben sie dort aber nur Arbeitsplatze
fur nachgeordnete, ausfiihrende Funktionen angesiedelt.

he structures of service production that had prevailed in the GDR disintegrated in the
wake of opening of border between the two German states. In some branches of the
service sector restructuring occurred very quickly, while it proceeded rather sluggishly in
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others. The creation of a new economic base has been associated with a strong employment
growth in east German service firms. With respect to population size, the employment in
service companies as a whole is now dightly lower in east than in west Germany.
Nevertheless, thereis still alarge productivity gap. In 1997, per capita productivity was less
than 60 percent of the level in the West German service sector. In terms of productivity per
working hour, the gap was even wider. There are severa reasons for the ill considerable
productivity gap between the East and the West German service sector. To a considerable
extent it is limited to the major difference in branch structure between the two regions. In
east Germany service activities in which market access is relatively simple, but in which
usually only low incomes can be earned, account for a substantial share of the total. High
value-added services - those requiring extraordinary and specific skills and associated with
high incomes and productivity - are encountered relatively infrequently in the new federa
states. An additional reason is that big west German firms are heavily involved in a number
of service branches, but the functions performed in eastern Germany are merely subordinate,
involving routine execution of functions.

1. Einleitung

Nach dem Fall der Mauer, inshesondere nach Einfihrung der Deutschen Wahrungs-,
Wirtschafts- und Sozialunion geriet die Wirtschaft der DDR unter einen enormen An-
passungsdruck. Von der Umstellung auf die DM und der damit einhergehenden Aufwer-
tung wurden vorangig diejenigen Wirtschaftszweige getroffen, die der Konkurrenz aus
dem Westen ausgesetzt waren - also vor allem die Industrie, denn Industrieguter sind
generell zu einem grofl3en Teil Uberregional handelbar. Im Laufe des Jahres 1990 ging die
Industrieproduktion um Uber die Halfte zuriick. Der Einbruch wére noch stérker ausge-
fallen, wenn nicht die Politik mit massiven Stitzungsmaflinahmen eingegriffen hatte. Weil
die Schaffung einer breiten, wettbewerbsfahigen Industrie zur 6konomischen Revitalisie-
rung der Wirtschaft auf dem Gebiet der friheren DDR unerlaglich ist und weil sich nach
dem Zusammenbruch der Aufbau einer neuen industriellen Basis als eine sehr schwierige
Aufgabe erwies, stand die Entwicklung dieses Wirtschaftszweiges bisher im Mittelpunkt
des Interesses von Offentlichkeit und Wissenschatft.

Der rasante Umbruch blieb freilich nicht auf die Industrie beschréankt; die anderen Wirt-
schaftszweige wurden ebenfalls von ihm erfal3t. In den einzelnen Sektoren verlief die Ent-
wicklung jedoch sehr unterschiedlich. Auf der einen Seite der Skala stehen die Landwirt-
schaft und der Bergbau, die dramatische Produktionseinbufzen hinnehmen muften und in
denen sich heute die Beschéftigung nur noch auf einen Bruchteil der Zahl der Arbeitsplatze
vor der Wende belauft. Auf der anderen Seite stehen die Bauwirtschaft und der Sektor der
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privaten Diengleistungen, die nach 1990 beachtliche Zuwachsraten bei Produktion und
Beschéftigung verzeichnen konnten. Der Dienstleistungssektor, dem bisher wenig Aufmerk-
samkeit geschenkt wurde, soll im folgenden néher in den Blick genommen werden.

2. Ausgangslage: Wenig Dienstleistungsaktivitaten in der DDR

Das Wachstum des Dienstleistungssektors riihrt vor allem daher, dal? auf dem Gebiet der
friheren DDR das Angebot an Dienstleistungen insgesamt gesehen unzureichend war. In
welchem Male das der Fall war, 1&Rt sich allerdings nur schwer bestimmen. Zwar liegen
einige Informationen uber die Dienstleistungen in der DDR vor, doch gibt es erhebliche
Schwierigkeiten, sie mit dem Dienstleistungssektor in westlichen Industriestaaten - etwa
in den alten Bundeslandern - zu vergleichen. Das wohl gré3te Problem ist dabei, daf? die
Dienstleistungen in der DDR in einer anderen Weise als im Westen organisiert und in das
Wirtschaftssystem eingebunden waren. Auf einen kurzen Nenner gebracht: In der DDR
gab es einen Dienstleistungssektor wie in Marktwirtschaften gar nicht.

Der grofdte Unterschied zum Westen bestand darin, daf? private Anbieter kaum und nur in
wenigen Nischen auftraten. Zu diesen z&hlten private Gaststattenbetriebe, die geduldet
waren, weil sie halfen, Versorgungsengpésse abzubauen, sowie Handwerker wie Friseure
oder Fotografen. Wirtschaftlich eigensténdig agierten auch Rechtsanwalte, die sehr weni-
gen in der DDR zugelassenen Notare oder die freischaffenden Kunstler. Die Ubrige
Dienstleistungsproduktion wurde von Kombinaten und deren Betrieben sowie von staatli-
chen Stellen erbracht.

Gleichwohl gab es in der DDR durchaus in nicht geringem MalRe Dienstleistungsaktivité-

ten. Wie in den westlichen Industrielandern zeigte sich auch dort im Laufe der letzten

Jahrzehnte ein Trend hin zur Dienstleistungsproduktion. Entfielen nach einer sehr groben
Klassifikation der Wirtschaftszweige im Jahr 1970 noch 38 Prozent aller Berufstatigen

(ohne Lehrlinge) auf Arbeitsplatze auf3erhalb des produzierenden dekmmwaren es

zehn Jahre spéter 41 Prozent und 1989 etwas mehr als 43 Br6tatistisches Amt der

DDR (1990) Dennoch hatten in der DDR-Wirtschaft Dienstleistungen ein viel geringeres

Gewicht als in entwickelten westlichen Staaten. So waren zum Beispiel in der Bundesre-

1 Nach der in der DDR gebrauchlichen Wirtschaftszweigklassifikation handelt es sich dabei um
die Sektoren ,Verkehr*, ,Post- und Fernmeldewesen®, ,Handel", ,sonstige produzierende Bereiche"
und ,Nichtproduzierende Bereiche". Enthalten sind im Sektor ,Nichtproduzierende Bereiche* auch
die Berufstatigen in der staatlichen Verwaltung, was aber fiir den Zeitvergleich unerheblich ist. Ganz
aus der Betrachtung ausgeklammert sind die Berufstatigen im sogenannten ,X-Bereich (unter
anderem Grenzschutz, Staatssicherheitsdienst), der aus Geheimhaltungsgriinden nicht in die Zahlen-
werke der amtlichen Statistik der DDR aufgenommen wurde.

2 Berufstatige jeweils am 30. September des Jahres.
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publik im Jahr 1989 fast 60 Prozent aller Arbeitskrafte im Tertidaren Sektor tatig. Ein
ahnliches Bild zeigt sich bei der Berufsstruktur der Erwerbstéatigen: Hatten in der Bundes-
republik 38 Prozent aller Erwerbstatigen einen Dienstleistungsberuf im engeren Sinne,
waren es in der DDR nur 24 Prozent (1987). Geringer fielen auch die Beschaftigtenanteile
der DDR bei den kaufménnischen und bei den technischen Berufen aus (Ludwig u.a.
1996: 65ff.). Der Rickstand bei der Tertidrisierung hat mehrere Grunde. Im Vordergrund
steht wohl ohne Zweifel, daf3 in der Mangelwirtschaft der DDR der Warenproduktion die
Prioritdt vor den Dienstleistungen eingeraumt werden mufdte. Zudem spielte eine grol3e
Rolle, dal manche Dienstleistungen systembedingt nicht oder nicht in dem MaRRe wie in
entwickelten westlichen Staaten bendétigt wurden.

Allerdings war die DDR-Wirtschaft sektoral nicht flachendeckend untertertiarisiert. Wie
trotz aller methodischen Schwierigkeiten vergleichende Rechnungen zwischen der ,alten”
Bundesrepublik und der DDR zeigen, war der Beschéftigtenbesatz (Beschéftigte bezogen
auf die Einwohnerzabhl) in einigen Dienstleistungszweigen wie dem Sozialwesen, Bildung
und Wissenschaft, dem Gesundheitssektor, dem Verkehrssektor (und dabei insbesondere
bei der Eisenbahn) grof3er als in der Bundesrepublik. Vergleichsweise wenig Beschéftigte
gab es dagegen etwa im Gastgewerbe, im Kredit- und Versicherungsgewerbe, bei den
Beratungsdienstleistungen und bei einer langen Reihe anderer Dienste (Go6rzig u.a. 1994:
86ff. sowie Arbeitsgruppe DDR im DIW 1990: 243ff.). Ahnlich hoch wie in West-
deutschland dirfte in der DDR eigenen Berechnungen zufolge der Beschéftigtenbesatz in
der produktionsnahen Forschung gewesen sein. Der Beschéftigtenbesatz ist freilich kein
hinreichend tauglicher Indikator, um das Ausmal} der Dienstleistungsaktivitaten zwischen
der DDR und der Bundesrepublik zu vergleichen. Viel besser eignet sich die Wirt-
schaftsleistung als Vergleichsmaf3stab. Nimmt man diesen, zeigt sich ein groRer Rick-
stand der DDR gegeniiber der Bundesrepublik, denn die Produktivitat war in der DDR
insgesamt und auch im Dienstleistungssektor viel geringer als im Westen Deutschlands
(Ludwig u.a. 1996: 63ff.).

3. Nach der Wende: Tiefgreifende Umstrukturierung

Nach dem Ende der DDR lésten sich die zuvor bestehenden Strukturen der Dienstlei-
stungsproduktion groRtenteils auf. In einigen Segmenten des aus sehr unterschiedlichen
Aktivitaten zusammengesetzten Dienstleistungsbereiches kam die Umstrukturierung in

rasantem Tempo voran, in anderen Teilen mit eher zdgerlichen Schritten. Rasch voran ging
es in denjenigen Teilen, wo es einen grofRen Nachholbedarf beim Angebot zu befriedigen
galt. Das war insbesondere beim Kredit- und beim Versicherungsgewerbe sowie beim Ein-
zelhandel der Fall. In diesen Zweigen kam der Aufbau einer neuen Wirtschaftsbasis auch
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deswegen rasch voran, weil gro3e und mithin finanzstarke westdeutsche Unternehmen nach
der Wahrungsumstellung quasi Uber Nacht nach Ostdeutschland dréngten, um dort Markt-
anteile zu gewinnen. In anderen Bereichen des Dienstleistungsgewerbes verlief dagegen der
wirtschaftliche Neuaufbau schleppender. Zum Teil lag das daran, daf in einigen Sparten die
Privatisierung Zeit brauchte, zum Teil lag es an Investitionshindernissen. Besonders
hemmend wirkte sich der Mangel an Gewerbeflachen aus, der darauf zurlickzufiihren war,
daf viele Eigentumsverhéaltnisse nicht geklart waren oder daf3 erst noch, wie im Hotelge-
werbe, umfangreiche Bauinvestitionen getatigt werden mdten.

Ebenfalls unterschiedlich war die Art und Weise der eigentumsrechtlichen Umstrukturie-
rung. Zum Teil erfolgte sie Uber Existenzgrindungen, zum Teil Uber die Privatisierung von
Betrieben und Betriebsteilen der Kombinate sowie von Einrichtungen, die im Besitz von
staatlichen Stellen, von Parteien oder von Massenorganisationen waren. Bereits im Jahr
1990 wurden die allermeisten grof3en Kombinate des produzierenden Gewerbes rechtlich in
ihre einzelnen Betriebe aufgeteilt, von denen die nicht fur die Produktion notwendigen Teile
abgespalten wurden. Dazu zadhlten auch Dienstleistungsfunktionen wie die Gebaudereini-
gung, der Wachschutz oder die Kantinen, die recht friih privatisiert werden konnten. Relativ
lang zog sich indes der Verkauf der betrieblichen Ferienobjekte hin, u.a. wegen ungeklarter
Eigentumsverhéaltnisse. Nicht einfach war auch die Situation bei den Forschungs- und Ent-
wicklungseinrichtungen der groRen Kombinate. Deren zentrale Forschungszentren wurden
zu einem grof3en Teil privatisiert - in rechtlicher Hinsicht aber oftmals in Form von ,For-
schungs-GmbH's", die weiterhin zu einem grof3en Teil auf staatliche Mittel in erheblichen
Umfang angewiesen waren.

Vergleichsweise rasch kam die sogenannte ,kleine Privatisierung” voran, die unter ande-
rem die VerauBBerung von Kinos, Apotheken, Gaststatten und -hdusern sowie von Einzel-
handelsladen durch die Treuhandanstalt umfaite. Aus den Dienstleistungskombinaten
entstanden ebenfalls zahlreiche private Unternehmen (Wé&schereien und Gebaudereini-
gungsfirmen); dasselbe gilt fur die Kraftverkehrskombinate. Auch andere Dienstlei-
stungsbetriebe wurden von der Treuhandanstalt privatisiert. Darunter einige Banken und
Versicherungen, die Buch-, Zeitungs- und Zeitschriftenverlage, sowie einige der ehemali-
gen Staatsmonopolbetriebe des Grof3- und AuRenhandels.

3 Mit dem Problem, da? Gewerbeflachen knapp waren, muf3ten sich zu Beginn ihres Engagements
in Ostdeutschland auch die groRen westdeutschen Einzelhandelsketten und Kredit- und Versiche-
rungsunternehmen auseinandersetzen. Sie hatten das Problem zunéchst dadurch mindern kénnen, daf3
sie ihre Ware und Dienste zuné&chst in Provisorien feilboten. Aufgrund ihrer groBen Finanzkraft
konnten sie aber schnell in neue Geschéftslokale investieren.
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Die Privatisierung erfolgte indes nicht nur Uber die Treuhandanstalt, sondern es wurden
auch Dienstleistungsaktivitaten in private Hande uberfihrt, die zum staatlichen Sektor im
engeren Sinne gehdrten. Das gilt etwa fur die Reinigungsabteilungen oder die Kantinen in
offentlichen Einrichtungen, die Schulspeisung sowie fur groR3e Teile des Gesundheitswe-
sens. Freilich blieben zahlreiche Dienstleistungen in staatlicher Regie - und zwar jene, die
es auch im Westen grof3tenteils sind: Kindertagesstéatten, Bibliotheken, Theater, Museen,
Schulen und der uberwiegende Teil des Jugend- und des Sozialwesens. Die Reichsbahn
und die Deutsche Post wurden in die entsprechenden Bundesunternehmen eingegliedert.

4. Trotz glinstiger Entwicklung noch groRer
Produktivitatsriickstand

Im folgenden soll genauer untersucht werden, wie sich das Dienstleistungsgewerbe in
Ostdeutschlartientwickelt hat und wie weit die Anpassung an westdeutsche Verhaltnisse
vorangekommen ist. Weil es in erster Linie um wirtschaftliche Aktivitdten gehen soll, die
auf dem Markt angeboten und nachgefragt werden, bleiben Dienstleistungen des Staates
und von Organisationen ohne Erwerbszweck weitgehend aul3er Betracht.

In den Grundzugen Iaf3t sich die Entwicklung anhand der Daten der Volkswirtschaftlichen
Gesamtrechnung (VGR) nachzeichnen. Danach haben sich die privaten Dienstleistungen
im weiteren Sinne (nach der Konvention der VGR: Handel, Verkehr und Nachrichten-
Ubermittlung sowie Dienstleistungsunternehmen) im Hinblick auf Wirtschaftsleistung und
Beschaftigung besser als die gesamte ostdeutsche Wirtschaft entwickelt. Zwar enthalt
dieses amtliche Zahlenwerk nur Informationen lber den Wirtschaftsverlauf ab dem Jahre
1991 und gibt mithin keinen AufschlufR Uber die Entwicklung zu Beginn der wirtschaftli-
chen Umstrukturierung auf dem Gebiet der ehemaligen DDR, gleichwohl sind die Trends
eindeutig. So hat sich die Produktion der gesamten ostdeutschen Wirtschaft von 1991 bis
1997 (in jeweiligen Preisen gerechnet) verdoppelt, bei den Dienstleistungen ist sie sogar
um das 2,5fache gestiegen. Noch deutlicher sind die Unterschiede bei der Erwerbstatig-
keit: Wahrend sie in diesem Zeitraum in der Gesamtwirtschaft um etwa ein Zehntel zu-
rickging, stieg sie bei den Dienstleistungen um denselben Prozentsatz an. Dabei ist aller-
dings zu bedenken, dal zu diesem Ergebnis erheblich Ausgrindungen von Dienst-
leistungsarbeitsplatzen aus anderen Wirtschaftszweigen beigetragen haben.

Innerhalb des aus einem recht heterogenen Spektrum von wirtschaftlichen Aktivitaten
zusammengesetzten Dienstleistungssektors verlief die Entwicklung sehr unterschiedlich.

4 Wenn von Ostdeutschland oder den neuen Bundeslandern Rede ist, ist damit das Gebiet der
friheren DDR gemeint, also die funf neuen Bundesléander und Ost-Berlin.
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Anhand der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung laf3t sich das jedoch nur fiir wenige
Bereiche belegen, denn von dieser Statistik liegen fiir Ostdeutschland sektorale Angaben
nur in hoher Aggregationsstufe vor. Danach hat in allen vier ausgewiesenen Dienstlei-
stungszweigen die Wirtschaftsleistung im Zeitraum von 1991 bis 1997 zugenommen. Das
Tempo war allerdings unterschiedlich. Am geringsten fiel der Zuwachs mit einem Drittel
im Bereich ,Kreditinstitute, Versicherungsunternehmen"%Dﬁnn folgen ,Verkehr und
Nachrichtentechnik* (+60 Prozent) sowie der ,Handel* (knapp +100 Prozent). Am stérk-
sten war der Anstieg der Wirtschaftsleistung bei den ,Sonstigen Dienstleistungen”
(+150 Prozent), das ist eine Kategorie in der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung,
unter der eine breite Palette zum Teil sehr unterschiedlicher, sowohl produktions- als auch
konsumnaher Dienstleistungen zusammengefal3t ist.

Im Hinblick auf die Entwicklung der Erwerbstétigkeit gibt es dagegen neben Gewinnern
auch Verlierer. Drastisch zurlickgegangen ist im genannten Zeitraum die Beschéftigten-
zahl bei den Verkehrs- und Nachrichtenunternehmen; hier schlug vor allem zu Buche, daf3
ein grolRer Teil der Personaliberhange bei Bahn und Post abgebaut wurden. Beim Handel
wurde zwischen 1991 und 1997 die Beschéftigung - unter Schwankungen im Zeitverlauf -
knapp gehalten, beim Kredit- und Versicherungsgewerbe hat sie etwas, und bei den Son-
stigen Dienstleistungen hat sie stark zugenommen.

Dal sich die Erwerbstatigkeit im ostdeutschen Dienstleistungssektor weniger glinstig als die
Wirtschaftsleistung entwickelt hat, liegt daran, da® in den letzten Jahren die Produktivitat,
die zu DDR-Zeiten gering war, kraftig gesteigert werden konnte. In der Summe aller
Dienstleistungszweige nahm die nominale Bruttowertschépfung je Erwerbstatigen im be-
sagten Zeitraum um 120 Prozent zu, das heifdt, dal im Jahre 1997 ein Erwerbstatiger mehr
als das Doppelte an Wirtschaftsleistung erbrachte als ein Erwerbstatiger im Jahr 1991. Bei
der Entwicklung der Produktivitét gibt es ebenfalls Unterschiede zwischen einzelnen Teilen
des Dienstleistungssektors. Vergleichsweise wenig ist sie bei den Kredit- und Versiche-
rungsunternehmen gestiegen (20 Prozent), stark dagegen im Handel (95 Prozent) und insbe-
sondere im Bereich ,Verkehr, Nachrichtenubermittlung” (135 Prozent), in dem die Produk-
tivitatssteigerungen zu einem sehr grof3en Teil durch Personalabbau erzielt wurden. Im
Mittelfeld haben sich die ,Sonstigen Dienstleistungen“ bei der Produktivitatsentwicklung
bewegt (Zuwachs von 70 Prozent).

Die Dienstleistungen zwischen Ostsee und Erzgebirge haben also in den letzten Jahren
einen beachtlichen Aufschwung erlebt. Es stellt sich nun die Frage, inwieweit die Anpas-

5 Es ist anzunehmen, dal} dieser Dienstleistungszweig bereits im Jahre 1990 einen kraftigen
Wachstumsschub zu verzeichnen hatte.
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sung bei Leistung, Produktivitat und Beschéftigung an das Niveau der alten Bundeslander
vorangekommen ist.

Beim Beschéftigtenbesatz (Erwerbstatige bezogen auf die Zahl der Einwohner) ist der
Ruckstand gegenuber Westdeutschland nicht grof3: 1997 wurden in der Summe aller
Dienstleistungszweige knapp 90 Prozent des westdeutschen Niveaus erreicht. Bei den
Verkehrsunternehmen und der Nachrichtenibermittlung liegt die Beschéftigung trotz des
umfangreichen Personalabbaus sogar noch tber dem westdeutschen Wert. Recht hoch ist
das Beschéftigungsniveau inzwischen bei den ,Sonstigen Dienstleistungen®. Im Handel
und insbesondere bei den Finanzdienstleistungen ist es dagegen noch gering.

Sehr viel grof3er als bei der Beschaftigung ist der Abstand bei der Produktivitat. Vor allem
sind es die Bereiche ,Verkehr und Nachrichteniibermittlung” und die ,Sonstigen Dienst-

leistungen®, die bei der Wirtschaftsleistung je Erwerbstatigen hinter den alten Bundeslan-
dern hinterherhinken (siehe Abbildung 1). Recht groR ist auch der Rickstand beim
Handel. Weitgehend angepal3t hat sich dagegen die Produktivitat bei den Kreditinstituten
und den Versicherungsunternehmen.

Abbildung 1: Erwerbstitigkeit und Produktivitit im Dienstleistungssektor
Ostdeutschlands im Vergleich zu dem in Westdeutschland 1997

0 20 40 60 80 100 120
Index, Westdeutschland = 100
‘ O Bruttowertschépfung je Erwerbstéatigen M Erwerbstitige1) je 1000 Einwohner

1) Inlandskonzept. Quelle: Statistisches Bundesamt; el gene Berechnungen.
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Die in groRen Teilen des ostdeutschen Dienstleistungssektors geringe Produktivitat ist
erstaunlich. In fast keinem anderen Wirtschaftsbereich weist Ostdeutschland zu den alten
Bundeslandern einen so groRen Abstand auf - ausgenommen das verarbeitende Gewerbe,
dessen geringes Produktivitatsniv®aeben anderen Faktoren darauf zuriickzufiihren ist,

daf beim Anlagenbestand Modernisierungsbedarf besteht (DIW, IfW, IWH 1998: 597ff.).

In vielen Sparten des Dienstleistungssektors spielt dieser Aspekt indes keine grofe Rolle,
denn hier ist keine hohe Kapitalintensitat erforderlich. Es muf3 also andere Ursachen fir
die geringe Produktivitét in gro3en Teilen des ostdeutschen Dienstleistungssektors geben.

5. Griinde fiir den Produktivitatsriickstand

Um diesen Ursachen naher zu kommen, reichen die hochaggregierten Daten der Volks-
wirtschaftlichen Gesamtrechnung nicht aus. Erforderlich sind Statistiken, die einen tiefer-
gehenden Vergleich der Dienstleistungsaktivititen zwischen den neuen und alten Bun-
deslandern ermdglichen. Dafir bieten sich vor allem zwei Zahlenwerke an: der Mikrozen-
sus und die Statistik der sozialversicherungspflichtig Beschéftigten (Beschéaftigtenstati-
stik). Beide enthalten allerdings keine Angaben Uber die Wirtschaftsleistung, sondern
lediglich Informationen uUber die Erwerbstétigkeit bzw. die Beschéftigung. Trotzdem sind
sie fur den Untersuchungszweck hilfreich, denn sie kénnen Hinweise dartiber geben, ob es
strukturelle Unterschiede zwischen Ost und West innerhalb des Dienstleistungsgewerbes
gibt, anhand derer sich der Produktivitatsriickstand erklaren Iaft.

5.1 Datenbasis: Mikrozensus und Beschiftigtenstatistik

Zur Beantwortung dieser Frage wurden die Individualdaten des Mikrozensus von 1995

herangezogen. Die Erhebungsergebnisse haben inzwischen zwar deutlich an Aktualitat

eingebilRt, trotzdem durften sie fir den Untersuchungszweck ausreichend zeitnah sein.

Bei der Verwendung des Datensatzes des Mikrozensus ist zu beachten,

. dal3 die Erwerbstéatigen nach dem der Analyse zugrundeliegenden Datensatz des
Mikrozensus nur nach dem Wohnortprinzip regional zugeordnet werden kdnnen.
Wegen der Arbeitskréfte, die zwischen dem Gebiet der friheren DDR und der ,al-
ten" Bundesrepublik pendeln, wére indes fur den anzustellenden Vergleich eine Zu-
ordnung nach dem Arbeitsortkonzept erforderlich. Die Verzerrungen aufgrund der
Pendler sind aber wohl tolerabel, denn deren Anteil an der gesamten Beschéftigung
ist nicht sehr grof;

6 Im Jahresdurchschnitt 1997 wurden hier 62 Prozent der Pro-Kopf-Leistung des westdeutschen
verarbeitenden Gewerbes erreicht.

7 Nach den Ergebnissen des Sozio-oekonomischen Panels hatten im Frihjahr 1995 knapp 7 Pro-
zent der in Ostdeutschland wohnenden Erwerbstétigen im Dienstleistungssektor einen Arbeitsplatz in
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. dafR die im Rahmen des Mikrozensus erhobenen Angaben auf subjektiven Einschét-
zungen der Befragten beruhen, die nicht immer den objektiven Gegebenheiten ent-
sprechen missen. Inwieweit es unter den Erwerbstétigen Fehleinschatzungen bei
den fur den Untersuchungszweck relevanten Variablen gegeben hat, 1&3t sich man-
gels zuverlassiger Informationen, die zur Kontrolle herangezogen werden kénnten,
nicht ermitteln. Nolens volens bleibt - wie in der Forschung so héaufig - nur die
Hoffnung, dal Validitat gegeben ist;

. dal? beim Mikrozensus die Antworten zur Wirtschaftszweigzugehdrigkeit nach der
neuen, bisher in der Bundesrepublik wenig gebrauchlichen ,Klassifikation der Wirt-
schaftszweige - Ausgabe 1993 (WZ 93) gegliedert sind. Diese wurde zur Verein-
heitlichung der Wirtschaftssystematiken innerhalb der Européischen Union eingefiihrt.
Das ist fur internationale Vergleiche von Vorteil. Der Nachteil der WZ 93 besteht
darin, daR3 sie im Gegensatz zu ihrer Vorlauferin in der Bundesrepublik - der WZ 79 -,
die u. a. noch fur die Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung verwendet wird, keine
institutionelle Trennung zwischen dem Unternehmensbereich und dem Staatssektor
enthalt. Das ist insbesondere dann ein Problem, wenn wie hier nur private Aktivitaten
in den Blick genommen werden sollen. Der Mikrozensus beinhaltet indes eine Frage,
mit deren Ergebnissen eine solche institutionelle Trennung generiert werden kann.
Dabei wurden die Erwerbstatigen danach gefragt, ob sie im offentlichen Dienst
beschéftigt sind oder nicht. Da die entsprechenden Angaben auf subjektiven
Einschétzungen beruhen, sind sie freilich nicht ohne weiteres fur die institutionelle
Abgrenzung des Unternehmensbereiches vom Staatssektor verwendbar, denn die
Auffassungen der Befragten vom o6ffentlichen Dienst weichen nicht selten davon ab,
was aus 6konomischer Sicht unter dem Staatssektor zu verstehen ist. Mitunter gehen
die Meinungen in einzelnen Gruppen der Befragten weit auseinander. Ein Beispiel
sind die Erwerbstétigen in den Zweigen ,Eisenbahnen® und ,Fernmeldewesen*, bei
denen es sich zum Zeitpunkt des hier verwendeten Mikrozensus fast ausnahmslos um
Beschéftigte bei Bahn und Post handelte. Etwa 60 Prozent meinten im Offentlichen
Dienst beschéftigt zu sein, die tUbrigen rund 40 Prozent waren nicht dieser Ansicht.
Was die institutionelle Zuordnung aus dkonomischer Sicht dagegen anbelangt, ist die
Antwort eindeutig: Die Beschéftigten dieser Zweige sind dem Unternehmenssektor
zuzurechnen. Entsprechend wurde bei dieser Untersuchung fir alle in Frage kommen-
den Branchen des Dienstleistungssektors verfahren. Dazu gehdren alle Teile des Han-
dels, des Verkehrssektors, der Nachrichtenibermittiung, der Wohnungsvermietung
und des Versicherungsgewerbes (mit Ausnahme der Sozialversicherung) und des Kre-

den alten Bundeslandern. Der entsprechende Prozentsatz fur die westdeutschen Pendler betréagt nicht
einmal 1 Prozent.
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ditgewerbes. Problematischer ist dagegen die institutionelle Zuordnung bel denjenigen

Teilen des tertidren Sektors, bei denen nicht anhand des Wirtschaftszweiges zweifels-
frei zu erkennen ist, ob es sich um von Unternehmen beziehungsweise Privaten oder
ob es sich um von staatlichen Einrichtungen erbrachte Dienste handelt. Um eine sol-
che Trennung vornehmen zu kénnen, hilft nur die Variable ,Offentlicher Dienst"
weiter - im Vertrauen darauf, dal sie fir den Untersuchungszweck valide Ergebnisse
liefert. Bei einigen Dienstleistungszweigen fuhrt allerdings selbst dieses Vorgehen
nicht zum Ziel, da dort neben Privaten, Unternehmen und staatlichen Akteuren in er-
heblichem Umfang auch Organisation ohne Erwerbszweck (wie Verbéande, Vereine,
Kirchen) Leistungen anbieten. Dazu zahlen groRe Teile der haushaltsnahen Dienste
(etwa Sozialwesen, Kindergéarten, Schulen und Hochschulen, Sport). Bei diesen Zwei-
gen ist eine Identifizierung der im Unternehmenssektor Beschaftigten nicht mdglich.

Die Statistik der sozialversicherungspflichtig Beschéaftigten als Quelle fiir den Vergleich
der Dienstleistungsaktivitaten in Ost- und in Westdeutschland hat gegenuber dem Mikro-
zensus sowohl Vorteile als auch Nachteile:

Abgesehen davon, dal der Beschaftigtenstatistik eine Totalerhebung zugrundeliegt,
hat dieses Zahlenwerk gegenliber dem Mikrozensus den Vorteil, dal die Beschéaf-
tigten in regionaler Dimension nach dem Arbeitsplatzkonzept zugeordnet Werden.
Ein weiterer Vorteil der Beschaftigungsstatistik besteht darin, daf} sie sektoral nach
dem ,Verzeichnis der Wirtschaftszweige fir die Statistik der Bundesanstalt fiir Ar-
beit* gegliedert ist, und daR diese Klassifikation fiir groRe Teile des Dienstlei-
stungssektors eine Trennung von privaten, staatlichen sowie von solchen Dienstlei-
stungen zulaft, die von Organisationen ohne Erwerbszweck angeboten werden.
Allerdings scheint im Hinblick auf die Validitat der sektoralen Zuordnung der Be-
schéftigten Skepsis angebracht zu sein. Sie basiert auf den Betriebsnummern der
Wirtschaftseinheiten, die ihre Beschaftigten den Sozialversicherungstragern melden,
und in diesen Betriebsnummern ist ein Code Uber die Wirtschaftszweigzugeho-
rigkeit der meldenden Einheit enthalten. Im Laufe der Zeit kdnnen Unternehmen
den Schwerpunkt ihrer Tatigkeit so weit &ndern, daf? sie einem anderen Wirtschafts-
zweig zuzurechnen sind. Solche Anderungen werden bei der Erhebung der Be-

8 Durch den Sonderfall Berlin entstehen fur den hier durchzufihrenden Ost-West-Vergleich
allerdings Unschérfen. Die Statistik basiert auf den Meldungen von Unternehmen und anderen Wirt-
schaftseinheiten tUber die Beschéftigten in ihren Betrieben in den einzelnen Gemeinden. Unterneh-
men, die mehrere Betriebsstéatten in einer Gemeinde haben, kénnen fiir diese gemeinsam eine Mel-
dung abgeben. So ist es nach eigenen Recherchen so, dal in einigen der gréReren im Westteil Berlins
ansassigen Unternehmen Angaben Uber die im Osten Berlins anséssigen Betriebe enthalten sind.
Diese Verzerrungen fallen insgesamt aber kaum ins Gewicht.
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schéftigtendaten wohl oft nicht zeitgerecht erfal3t. Das durfte haufiger als in West-
deutschland in Ostdeutschland der Fall sein, da hier viele Unternehmen in den letz-
ten Jahren einem starken Umstrukturierungsprozel3 ausgesetzt waren und dabei
nicht selten den Schwerpunkt ihrer Tatigkeit und mithin ihren Wirtschaftszweig
gewechselt habeh.

. Der Nachteil der Beschaftigtenstatistik besteht darin, dafl sie nur diejenigen Per-
sonen umfaldt, die Betrdge an die Sozialversicherungen abfiihren. Abgesehen von
Beamten sind generell selbstandige Unternehmer, mithelfende Familienangehdrige
und geringfiigig Beschéftigte nicht in ihr enthalten - und das sind gerade im Dienst-
leistungssektor wichtige Gruppen von Erwerbstatigen.

5.2 Strukturelle Unterschiede zwischen Ost und West

Anhand der Daten der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung laGt sich die Pro-Kopf-
Produktivitat berechnen. Dieses ist moglicherweise ein unzureichender Indikator. So
kdnnte der Produktivitatsunterschied zwischen dem ostdeutschen und dem westdeutschen
Dienstleistungsektor zumindest zum Teil darauf zuriickzufihren sein, dal3 die Erwerbsta-
tigen in den neuen Bundeslandern im Schnitt kiirzere Arbeitszeiten haben. Anhand des
Mikrozensus |&R3t sich Uberprifen, ob im Dienstleistungssektor tatséchlich die Arbeitszei-
ten in Ostdeutschland kirzer sind als in Westdeutschland. Das ist nicht der Fall. Vielmehr
trifft das Gegenteil zu: Fast in allen Zweigen des Dienstleistungsgewerbes - wie im Ubri-
gen auch in der Gesamtwirtschaft - wird in den neuen Bundesléndern langer gearbeitet als
in den alten Landern (Tabelle 1). Nennenswerte Ausnahmen sind lediglich Schutz- und
Bewachungsdienstleistungen und das Beherbergungsgewerbe. Dal3 in Ostdeutschland die
Arbeitszeiten langer sind als in Westdeutschland, liegt nicht etwa daran, dal’ die Er-
werbstatigen, die einer Vollbeschaftigung nachgehen, dort langer arbeiten wiirden als die
Vollzeitbeschéftigten im Westen, sondern daran, dal3 in den neuen Bundeslandern Teil-
zeitarbeit und geringfiigige Beschéftigung vergleichsweise wenig verbreitet sind. Das gilt
fur nahezu alle Dienstleistungsgewerbe, und das gilt ebenfalls fir die Gesamtwirtschaft.
Wirde also die Stundenproduktivitat als Indikator genommen, ergébe sich sogar ein noch
groRerer Rickstand des ostdeutschen Dienstleistungssektors.

9 Demnéchst wird allerdings der Datenbestand aktualisiert, denn die Bundesanstalt fiir Arbeit hat
im Zuge der Umstellung der Beschaftigtenstatistik auf die WZ 93 allen Wirtschaftseinheiten mit
sozialversicherungspflichtig Beschaftigten einen Erhebungsbogen zugesandt, mit dem unter anderem
deren wirtschaftlicher Schwerpunkt erfaf3t wird.
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Tabelle 1: Kennziffern zur Arbeitszeit der Enlverbstitigen" im Dienstlei-
stungssektor Westdeutschlands und Ostdeutschlands April 1995
Antdl der Telzeit-| Anteil der geringt Durchschnittliche wd- Durchschnittliche

Wirtschaftszweig beschéattigten anfligig Beschéftigterchentliche Arbeitszejt wochentliche Ar-

allen Erwerbs- | an allen Erwerbsder Vollzeitbeschaftig- beitszeit aller Er-

tétigen in % tétigen in % ten in Std. SFwerbsteitigen in Std.
Wesd. | Ostd.] Wesd Ostd. Westd.  Ostfl.  Westd. Qstd.
Von Unternehmen und Privaten erbrachte Dienstleistungen

Handel, davon
Einzelhandel 29,6 20,6 6,4 15 42,4 41,8 354 38,3
GroRhandel, Handelsvermittl. 13,2 8,3 2,6 0,8 42,0 41,8 38,9 |40,2
'Verkehr, davon
Eisenbahnen 1,9 2,8 11 0,7 38,7 39,9 38,3 [39,5
Ubriger Verkehr 10,7 3,2 3,2 0,8 44,3 42,8 415 421
INachrichteniibermittl. 19,1 121 2,2 15 38,6 39,9 349 375
Finanzdienstleistungen, davon
Kreditinstitute 16,2 4,5 2,2 0,7 39,4 40,4 36,1 39,6
Versicherungsunternehmin 13,9 7,7 3,2 2,0 42,6 44,1 39,1 | 42,2
Wohnungswirtschaft, davon
Erschlieung u. Verkauf v
Grundstiicken 17,2 104 3,8 19 47,0 46,8 41,8 (44,3
'Vermietung, ,Verwaltung
lvon Grundst. u. Gebduden 31,1 72 11,2 1,2 42,7 39,6 33,8 | 38,5
Unternehmensnahe Dienste, davon
'Vermietung beweglicher
Guter 17,4 111 3,3 0,0 42,9 43,7 385 41,1
EDV-Dienste 13,0 7,8 3.3 1,7 42,9 41,4 39,6 40,0
Rechts-, Wirtschaftsberat. 26,3 11,6 5,2 0,9 44,6 42,5 37,7 | 40,4
IArchitekturbiros und andere
Ingenieurburos 21,3 6,9 5,4 1,2 44,3 42,3 38,6 40,9
\Wirtschaftswerbung 17,9 15,0 5,0 4,1 45,0 45,4 40,0 (41,5
IArbeitnehmeriiberlassung 11,4 3,3 0,7 2,2 38,7 39,2 36,3 | 38,4
Schutzdienste 13,1 6,7 7,4 1,8 50,9 46,2 46,4 (443
Gebaude-, Fahrzeugreinig. 585 41,1 171 1,9 41,3 40,7 26,2 | 34,3
Recycling 10,7 6,4 4,3 1,2 41,8 40,9 38,9 40,0
Sonstige unternehmensnahe 24,1 12,6 59 11 42,8 42,1 36,5 40,2
Dienste
Haushaltsnahe Dienste, davon
Beherbergungsstatten 21,8 10,2 6,5 1,6 49,5 43,5 42,4 | 41,4
Ubriges Gastgewerbe 25,2 14,5 9,5 4,7 51,1 46,2 423 | 42,6
\Verlage 30,6 225 104 7,0 40,0 41,2 325 B854
Rundfunk, Fernsehen,
Nachrichtenburos 16,1 12,3 4,3 25 43,5 42,1 39,3 |39,1
sonstige haushaltsnahe
Dienste 29,6 20,7 7,8 1,7 42,7 41,3 351 879
Alle o.g. Dienstleistungen 22,5 13,8 53 1,6 42,9 42,0 37,3 39,5
Gesamte Wirtschaft 176 10,8 35 0,9 41,2 41,0 37,2 39,2

1) Wohnortkonzept. Quelle: Mikrozensus 1995; eigene Berechnungen.
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Tabelle 2: Erwerbstﬁtige" und Selbsténdige” im Dienstleistungssektor
Westdeutschlands und Ostdeutschlands April 1995

Erwerbstatige je 1000 Anteil der Selbstan-| Anteil der Selbstandigen
Wirtschaftszweig Einwohner digen an allen Er- |ohne Beschéatftigte an allen
werbstatigen in % | Selbstandigen in %
Westd. | Ostd. Westd. | Ostd. Westd. | Ostd.
[Handel, davon
Einzelhandel 45,0 42,1 14,2 14,3 37,0 48,3
GroR3handel, Handelsver-
mittlung 14,5 8,6 12,0 9,8 44,8 57,6
Verkehr, davon
Eisenbahnen 3,3 8,9 0,5 0,0 27,3 0,0
Ubriger Verkehr 12,8 12,1 11,2 11,4 45,3 45,1
INachrichteniibermitttlung 7,7 6,8 1,6 1,3 78,3 33,3
Finanzdienstleistungen, davon
Kreditinstitute 11,2 5,8 1,9 5,0 65,3 80,0
\Versicherungsunternehmen 6,0 3,5 17,9 37,5 61,4 87,4
Wohnungswirtschaft, davon:
ErschlieBung u. Verkauf v.
Grundstiicken 1,0 0,7 42,3 39,6 51,8 1,0
'Vermietung, Verwaltung vor)
Grundstiicken u. Geb&uden 1,3 2,6 27,2 10,1 59,5 65,9
IUnternehmensnahe Dienste, davon
'Vermietung von Mobilien 0,5 0,5 14,8 33,3 24,4 59,3
EDV-Dienste 2,6 1,2 20,0 8,9 66,8 68,8
Rechts-, Wirtschaftsberatung
u.8. 7,0 4,2 27,0 18,4 37,9 40,5
Architekturbiros und andere
Ingenieurbiros 35 4,2 30,6 19,3 50,3 6,5
\Wirtschaftswerbung 1,6 0,9 35,7 44,2 67,7 54,6
IArbeitnehmeriiberlassung 0,4 0,6 2,1 5,4 83,3 40,0
Schutzdienste 0,6 1,8 9,0 49 55,6 429
Gebéaude-, Fahrzeugreini-
gung 2,6 3,7 7,8 6,2 30,1 13,9
Recycling 0,3 11 11,2 1,7 47,6 D,0
Sonstige unternehmensnahe
Dienste 2,6 1,7 28,5 19,7 714 67,9
Haushaltsnahe Dienste, davon
Beherbergungsstatten 54 6,0 23,4 14,9 35,6 37,9
Ubriges Gastgewerbe 6,9 6,8 26,3 24,2 27,8 39,5
\Verlage 3,0 1,3 9,7 12,0 76,1 oL,7
Rundfunk, Fernsehen, Nach-
richtenbiiros 11 0,8 26,6 30,3 83,3 91,9
sonstige haushaltsnahe
Dienste 9,4 10,6 25,0 17,9 52,9 55,0
/Alle o.g. Dienstleistungen 150,2 136,5 15,2 13,4 45,5 5P,4
Gesamte Wirtschaft 434,3 433,9 9,8 7,0 89,3 43,3

1) Wohnortkonzept. Quelle: Mikrozensus 1995; eigene Berechnungen.
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Es muf3 also andere Ursachen fiir die geringe Produktivitét der Dienstleistungen in den
neuen Bundeslandern geben. Unterstellt man, daR die Ostdeutschen nicht wesentlich
weniger leistungsfahig und leistungsbereit als die Westdeutschen sind, kdnnte es sich um
Unterschiede in der Sektorstruktur handeln - und solche strukturellen Unterschiede gibt es
in der Tat zwischen Ost und West.

So zeigen die Daten des Mikrozensus, dal3 die sektorale Struktur des Dienstleistungsge-
werbes in den neuen Bundeslandern deutlich von der in Westdeutschland abweicht. Manche
Dienstleistungsaktivitdten sind, gemessen am Besatz mit Erwerbstétigen, in den neuen
Bundeslandern starker und manche sind schwacher ausgepragt als in Westdeutschland (Ta-
belle 2). Sehr viel groRer als dort ist in Ostdeutschland das AusmalRd der Beschéftigung bei
den Reinigungsdiensten, bei den Schutzdiensten, beim Recyclinggewerbe, bei den Eisen-
bahnen sowie bei der Wohnungsvermietung. Die Wohnungsvermietung in Ostdeutschland
befindet sich noch in starkem MaRe in der Hand groRer Wohnbauunternehmen und -genos-
senschaften mit einem oftmals erheblichen Personalbestand. Vergleichsweise schwach
vertreten ist dagegen der GroRhandel, das Kredit- und das Vesicherungsgewerbe, EDV-
Dienstleistungen, die Rechts- und Wirtschaftsberatung, die Werbeagenturen sowie die
Mediendienstleistungen (Verlage, Rundfunk, Fernsehen, Nachrichtenbirros). Dieser Befund
laRt sich auf eine kurze Formel bringen: Ein starkes Gewicht haben in den neuen Landern
diejenigen Dienstleistungsaktivitaten, in denen in der Regel nur geringe Einkommen und
mithin nur eine geringe Produktivitat erzielt wird, und schwach entwickelt sind solche
Aktivitdten, die gemeinhin als ,hdherwertig“ bezeichnet werden. Nicht in dieses Muster
pafdt lediglich die starke Prasenz von Architektur- und anderen Ingenieurdienstleistungen in
Ostdeutschland; sie ist Spiegelbild der dort sehr hohen Bauinvestitionen.

Bei einer so starken wie der hier vorgenommenen Differenzierung der Mikrozensusdaten
sind die gezogenen Schlisse in statistischer Hinsicht nicht unproblematisch. Deshalb wurde
die Beschaftigtenstatistik zum Vergleich herangezogen - zunéachst die Ergebnisse vom Juni
1995, denn dieser Monat ist nicht weit vom Erhebungszeitraum des hier verwendeten
Mikrozensus entfernt.

Weil die Grundgesamtheit der Beschéftigtenstatistik eine andere ist als die des Mikrozensus,
ergeben sich natirlich im einzelnen voneinander abweichende Ergebnisse. Das Grundmuster
ist indes identisch: Auch der Beschéftigtenstatistik zufolge sind ,einfache” Dienste in den
neuen Bundeslandern Uberreprasentiert, und ,héherwertige” Dienste sind dort schwach
vertreten (vgl. Tabelle 3). Zudem zeigt die Beschéftigtenstatistik, dafl diese Struktur offen-
kundig recht stabil ist, denn von Juni 1995 bis Juni 1997, dem Datum, fiir das die zeitnahe-
sten Informationen verfiigbar sind, hat sie sich nicht nennenswert verandert.
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Tabelle 3: Sozialversicherungspflichtige Beschﬁftigte" bei Dienstlei-
stungsuntenehmen Westdeutschlands und Ostdeutschlands je
1000 Einwohner Ende Juni 1995 und Ende 1997

Wirtschaftszweig Ende Juni 1995 Ende Juni 1997

Waestdeut. | Ostdeu. Westdeut. | Ostdedt.
Handel, davon
Einzelhandel £ 28,3 25,2 27,8 25,2
Grof3handel, Handelsvermittlun 20,5 13,0 19,7 12,5
Verkehr, davon
Eisenbahnen 1,6, 8,1 1,4 5,8
Ubriger Verkehr 12,3 10,5 12,3 10,8
Nachrichteniibermitttlung 3,2 5,8 2,8 5,0
Finanzdienstleistungen, davon
Kreditinstitute 10,4 51 10,1 51
Versicherungsunternehmen 4,1 1,6 4,0 1,5
Grundstiickswesen 3,3 4,1 3,5 4,1
Unternehmensnahe Dienste, davon
Vermietung beweglicher Giter 0,6 0,7 0,6 D,8
Rechts-, Wirtschaftsberatung 6,8 4.4 7,7 4,6
Architektur-, Ingenieurbiros 59 7,0 5,6 6,6
Forschung 0,1 0,1 0,1 0)1
Wirtschaftswerbung 11 0,5 1,2 0,5
Arbeitnehmeriiberlassung 1,9 1,6 2,4 2,3
Bewachung, Botendienste 1,1 2,3 1,2 R,2
Gebéaudereinigung 3,0 4,9 3,1 51
Ausstellungswesen 0,1 0,1 0,1 0,1
Schreib-, Ubersetzungsbiiros 0,8 0,6 0,7 0,6
Haushaltsnahe Dienste, darunter
Hotels 2,6 25 2,5 2,7
Gaststatten 55 55 55 5,5
Verlage 2,1 1,0 2,0 0,9
Rundfunk, Fernsehen, 0,7 0,3 0,8 0,4
Nachrichtenburos
Heime 1,6 1,0 1,8 1,3
Wascherei 0,7 0,7 0,6 0,7
Korperpflege 2,1 2,7 2,0 2,7
Schulen 0,5 53 0,6 4,4
Sonstige Bildung 0,5 0,7 0,6 0,7
Kunst, Theater 0,2 0,3 0,2 0,3
Film 0,4 0,2 0,4 0,3
Buchereien (Untern.) 0,0 0,0 0,0 a,0
Gesundheit 10,5 8,5 11,0 9,7
Straf3enreinigung 0,8 2,1 0,9 2,0
Bestattungswesen 0,1 0,2 0,1 0,2
Spiel-, Wett- und Lotteriewesen 0,4 0,2 0,1 0,1
Private Dienstleistungen insg. 134,7 127,1 134,8 125,7

Quelle: Statistik der sozialversicherungspflichtig Beschéftigten; eigene Berechnungen.
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Ein Ergebnis speziell der Beschéftigtenstatistik ist, dal der Besatz mit Arbeitsplatzen in
Unternehmen, die haushaltnahe Dienstleistungen erbringen, in den neuen Bundesléndern
recht hoch ist. So gibt es in Ostdeutschland vergleichsweise viele Beschaftigte bei priva-
ten Bildungseinrichtungen, wohl nicht zuletzt deshalb, weil hier im Rahmen des Arbeits-
forderungsgesetzes auf3erordentlich umfangreiche Mittel zur beruflichen Qualifizierung
zur Verfugung gestellt werden. Der Mikrozensus zeigt ebenfalls ein hohes Versorgungs-
niveau bei den haushaltsnahen Diensten, sei es, dal sie von Unternehmen angeboten
werden, sei es, dal sie vom Staat oder von gemeinnitzigen Unternehmen erbracht werden.

Unterschiede gibt es im Dienstleistungsgewerbe zwischen Ost und West nicht nur bei der
Sektorstruktur, sondern auch im Hinblick auf funktionale Strukturmerkmale. So liegt der
Anteil der Selbsténdigen an allen Erwerbstéatigen in den neuen Bundeslandern unter dem
westdeutschen Wert. Das tragt wohl ebenfalls zum Riickstand bei der Produktivitat bei,
denn es ist anzunehmen, dalR Selbstédndige hohere Einkommen und mithin eine héhere
Produktivitat als abhangig Beschaftigte erzielen. Das gilt freilich nur fiir den Durchschnitt
der Selbsténdigen. Nicht wenige Selbsténdige erbringen wohl nur eine Wirtschaftslei-
stung, die fur nicht viel mehr als fir eine Kiimmerexistenz reicht. Solche Selbstéandige
durften besonders haufig unter denjenigen zu finden sein, die ohne Mitarbeiter ein Ge-
schéaft betreiben. Diese wiederum gibt es recht haufig in den neuen Bundeslandern. Ein
typisches Beispiel dafiir ist das Versicherungsgewerbe, in dem es offenbar sehr viele
freischaffende Vertreter gibt. In einigen Zweigen des Dienstleistungsgewerbes, wie den
Schutzdiensten, der Geb&aude- und Fahrzeugreinigung oder dem Recyclinggewerbe, weist
Ostdeutschland dagegen einen geringen Anteil an Selbstandigen auf, von denen indes
viele darunter sind, die Mitarbeiter beschéaftigen. Das legt den Schluf3 nahe, daB in diesen
Zweigen die ostdeutschen Betriebe im Schnitt groRer sind als die westdeutschen. Hierin
spiegelt sich wider, daR zahlreiche Betriebe durch Ausgrindungen aus den ehemaligen
Kombinaten oder staatlichen Einrichtungen entstanden sind.

Differenzen zwischen den neuen und den alten Bundesléandern zeigen sich ebenfalls bei
der funktionalen Struktur der abhéangig Beschéftigten. Bemerkenswert ist vor allem, daf3
in den neuen Bundeslandern der Anteil der Personen, die Leitungsaufgaben innehaben
(Direktoren, Geschéftsfiihrer, Abteilungsleiter, Prokuristen) unter dem in Westdeutsch-
land liegt (vgl. Tabelle 4).
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Tabelle 4:

Beschiftigte in Fiihrungs- und gehobenen Positionen im

Dienstleistungssektor Westdeutschlands und Ostdeutsch-
lands April 1995

Anteil der Direktoren, Ab- Anteil der Beschéftigten in
teilungsleiter u. &. an allen | gehobener Position an allen
Wirtschaftszweig abhéngig Beschaftigten abhangig Beschaftigten
Alte Neue Alte Neue

Bundeslander| Bundeslander| Bundeslander| Bundeslande
Handel, davon:
Einzelhandel l] 4,8 3,4 6,4 54
Grof3handel, Handelsvermittlun 7,1 5,2 10,9 10,1
Verkehr, davon
Eisenbahnen 1,9 2,0 17,7 13,2
Ubriger Verkehr 3,9 14 9,4 6,3
Nachrichteniibermitttlung 2,0 1,0 12,3 8,
Finanzdienstleistungen, davon:
Kreditinstitute 9,2 6,1 15,2 15,7
Versicherungsunternehmen 7,3 5,5 17,0 14,9
‘Wohnungswirtschaft, davon:
ErschlieBung u. Verkauf v.
Grundstlicken 12,5 9,4 18,0 21,9
Vermietung, Verwaltung von
Grundstlicken u. Gebdudem 4,2 6,6 10,9 12,9
Unternehmensnahe Dienste, davon
Vermietung beweglicher Guter 54 55 10,8 B,6
EDV-Dienste 9,6 6,7 39,1 331
Rechts-, Wirtschaftsberatung u.a. 3,8 3,7 15,3 13,3
Architekturburos und andere
Ingenieurbiiros 53 50 32,2 40,2
Wirtschaftswerbung 6,7 3,7 215 11,0
Arbeitnehmeruberlassung 4,0 34 4,7 4
Schutzdienste 2,8 0,7 5,6 41
Gebéaude-, Fahrzeugreinigung 1,3 0,9 2,4 2,0
Recycling 3,0 3,5 8,4 3,b
Sonstige unternehmensnahe 6,6 6,5 14,6 13,8
Dienste
Haushaltsnahe Dienste, davon
Beherbergungsstatten 4,1 1,7 4.4 4.1
Ubriges Gastgewerbe 3,1 1,9 2,6 P,2
Verlage 6,2 1,7 16,0 239
Rundfunk, Fernsehen, 5,2 2,4 37,3 37,
Nachrichtenburos
sonstige haushaltsnahe Dienste 3,4 1,9 10,1 8,1
Alle 0.g. Dienstleistungen 51 31 11,0 9,7
Nachrichtlich:
Gesamte Wirtschaft 4,2 29 15,6 14,7

1) Wohnortkonzept. Quelle: Mikrozensus 1995.
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Das qilt fur fast alle Dienstleistungszweige; nennenswerte Ausnahme ist lediglich die

Wohnungsvermietung. Von besonderer Bedeutung ist der vergleichsweise geringe Anteil
der Fihrungskréfte in den Dienstleistungszweigen mit einer hohen Beschéftigtenzahl -
wie im Handel und bei den Finanzdienstleistungen. Hier spielen lberregional agierende
GroRunternehmen eine bedeutende Rolle, und hier finden sich in Ostdeutschland offen-
kundig in vergleichsweise starkem Maf3e nachgeordnete Unternehmensfunktionen. Beim
Anteil der Beschéftigten in gehobener Unternehmensposition (Sachgebietsleiter, Refe-
renten, qualifizierte Fachkréafte) gibt es - von zweigspezifischen Besonderheiten abgese-
hen - dagegen insgesamt keine Ost-West-Unterschiede.

6. Strukturprobleme sind transformationsbedingt

Aufgrund der Befunde fallt ein Fazit nicht schwer. Im Dienstleistungsgewerbe wie in der
Ubrigen ostdeutschen Wirtschaft hat es in den acht Jahren nach der Wende beachtliche
Anpassungsfortschritte gegeben. Die Beschéftigung hat deutlich zugenommen, und mitt-
lerweile ist ein recht hohes Beschéftigungsniveau erreicht. Versorgungsengpésse wie in
der Mangelwirtschaft der DDR gehoéren der Vergangenheit an. Inzwischen gibt es insbe-
sondere ein grofRes Angebot an haushaltsnahen Dienstleistungen, was freilich angesichts
des hohen konsumptiven Transfers von West nach Ost nicht verwundern kann. Trotz aller
Fortschritte zeigt das Dienstleistungsgewerbe aber noch grof3e Strukturprobleme.

So haben sich in den neuen Bundeslandern diejenigen Dienstleistungszweige, die sich im
allgemeinen durch eine hohe Produktivitat auszeichnen, bisher vergleichweise schwach
entwickelt. Die Ursachen dafur durften sowohl auf der Angebots- als auch auf der Nach-
frageseite liegen. Der Aufbau der privatwirtschaftlichen Dienstleistungen kam zu einem
groRen Teil durch Existenzgrindungen zustande. Die zahlreichen Griinder haben offen-
kundig vor allem auf jenen Feldern den Weg in die Selbstandigkeit gewagt, wo der
Marktzugang relativ einfach zu schaffen war. Dabei handelt es sich vornehmlich um
Aktivitéten, die keine hohen Anspriiche an die Qualifikation des Unternehmens stellen,
die keinen hohen Kapitaleinsatz erfordern und bei denen der Markt Uberschaubar ist.
Solche Voraussetzungen sind insbesondere bei den ,einfachen“ Dienstleistungen gege-
ben. Hoher dagegen liegen die Hirden beim Marktzugang bei denjenigen Diensten, in
denen Uberdurchschnittliche Einkommen und Produktivitdten erzielt werden. Entspre-
chend haben sie sich bisher schwach entwickelt. Gehemmt wird die Entwicklung bei den
shoherwertigen“ produktionsnahen Dienstleistern zweifellos auch durch eine unzurei-
chende Nachfrage. Fur solche Unternehmen ist die Nachfrage auf ihren jeweiligen lokalen
Mérkten oft eine wichtige Existenzgrundlage. Abgesehen von der aufgrund der hohen
Bauinvestitionen starken Nachfrage nach Architektur- und Bauingenieurleistungen ist die
Nachfrage nach produktionsnahen Dienstleistungen in den neuen Bundeslandern bisher
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noch gering. Das liegt nicht zuletzt am geringen Industriebesatz; Westdeutschland zum
MaRstab genommen, mifite es in Ostdeutschland dreimal so viel an Industrie geben wie
bisher vorhanden ist.

Das zweite grol3e Strukturproblem besteht darin, daf3 es in einigen Segmenten des ost-
deutschen Dienstleistungsgewerbes an Headquarterfunktionen mangelt. In denjenigen
Branchen, in denen im allgemeinen das Bild stark von Uberregional agierenden, grof3en
Unternehmen bestimmt wird (Kredit- und Versicherungsgewerbe, Handel), haben die
westdeutschen Unternehmen nach dem Zusammenbruch der DDR rasch das Heft in die
Hand genommen. Um ihre Leistungen an die Kunden zu bringen, reichte es in der Regel
aus, mit Filialen oder, wie im Falle des Versicherungsgewerbes, mit freien Mitarbeitern
auf dem ostdeutschen Markt prasent zu sein. Angesiedelt wurden daher im wesentlichen
nur nachgeordnete, ausfiihrende Unternehmensfunktionen. Die Headquarterfunktionen
und mithin die hochproduktiven Arbeitsplatze blieben im Westen.

Ein weiterer Aspekt ist zu berlcksichtigen. Nach dem Zweiten Weltkrieg haben sich in
den alten Bundeslandern Zentren fur bestimmte, Uberregional handelbare Dienstleistungs-
aktivitdten herausgebildet. Mit Zahlen &Rt sich das nicht anhand des Mikrozensus, wohl
aber mit der Beschaftigtenstatistik belegen. So ist Frankfurt die deutsche Bankenstadt, in
Hamburg sind viele grol3e Verlage angesiedelt, Koln ist ein Zentrum von Funk- und Fern-
sehmedien und in Minchen findet sich viel an ,hdherwertigen“ produktionsnahen Dien-
sten, an Versicherungsunternehmen oder an Betrieben der Filmwirtschaft. (Tabelle 5)

Tabelle 5:  Sozialversicherungspflichtig Beschiftigte in ausgewahlten
GroBstddten und Dienstleistungszweigen je 1 000 Einwohner,

Ende Juni 1997

Dienstleistungszweig Hamburg | KoIn |Frankfurt/| Munchen| Berlin Dresder‘\ Leipzi
Main
GroRRhandel 38 38 36 30 12 20 17
Kreditinstitute 15 15 89 27 8 10 11
Versicherungen 15 25 15 24 4 5 7
Wirtschaftsberatung 12 11 30 13 7 10 7
Ingenieurdienste 7 9 11 24 8 17 15
Werbung 5 3 9 3 1 0 0
Film 2 2 1 3 1 0 0
Rundfunk/Fernsehen 3 10 3 3 1 1 5
Verlage 7 4 7 9 2 3 4

Quellen: Bundesanstalt fur Arbeit, eigene Berechnungen.
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Mit der raumlichen Konzentration sind Standortvorteile verbunden. In Ostdeutschland
gibt es solche Zentren, das heif3t eine Bindelung von ,héherwertigen“ Dienstleistungs-
aktivitdten in den groRen Stadten, bisher nicht.

Nach allen regionalwissenschaftlichen Erfahrungen werden sich die Strukturprobleme des
ostdeutschen Dienstleistungssektors - wenn tberhaupt - nur langfristig 16sen lassen. Die
zur Zeit des Umbruchs in der DDR von vielen gehegte Hoffnung, daf3 die neuen Bundes-
lander rasch eine Wirtschaftskraft wie Westdeutschland erreichen kénnen, hat sich - auch
was die Entwicklung des Dienstleistungsgewerbes anbelangt - als eine lllusion erwiesen.
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HAUSHALTS-UNTERNEHMENS-KOMPLEXE:
ZUR ENTWICKLUNG VON UMFANG UND
STRUKTUR KLEINBETRIEBLICHER
VERBUNDSYSTEME VON PRIVATHAUSHALT
UND ZUGEHORIGER UNTERNEHMUNG"

ESTHER HANSCH UND MICHAEL-BURKHARD PIORKOWSKY

zahl, die kleinen Unternehmen. Geringe Unternehmensgrof3e und tatige Inhaberschaft

fuhren zu einer Einheit vom Privathaushalt des Selbstdndigen und dessen Unterneh-
mung, die spezifische Funktionen und Strukturen aufweist. Da es sich dabei weder nur um
einen Haushalt noch nur um ein Unternehmen handelt, werden diese Lebens- und Wirt-
schaftseinheiten Haushalts-Unternehmens-Komplexe genannt. Mit Hilfe des allgemein
zuganglichen Datenmaterials des Mikrozensus wird ein erster Versuch unternommen, die
Zahl der Haushalts-Unternehmens-Komplexe zu ermitteln, die Struktur dieses Sektors zu
analysieren und die Entwicklung zu beschreiben. Es zeigt sich, dal3 Haushalts-Unterneh-
mens-Komplexe, gemessen an ihrer Zahl, von wachsender Bedeutung sind. Knapp die
Halfte der Selbstéandigen 1997 lebten und arbeiteten in einem solchen Gebildétt&in Dr
davon waren Frauen. Vor allem im Wirtschaftsbereich Sonstige Dienstleistungen gibt es
vermehrt Haushalts-Unternehmens-Komplexe. Der Analyse sind aber auch Grenzen gesetzt.
Insbesondere der begrenzte Umfang des allgemein zugénglichen Datenmaterials stand einer
eigenen Untersuchung des Haushalts- und Familienzusammenhangs entgegen. Die
Bereitstellung des Datenfiles des Mikrozensus 1995 erdffnet diese Auswertungsmaoglichkeit.
Die Analyse der Mikrodaten ist Gegenstand der weiteren Forschung.

In den meisten Bereichen der Wirtschaft iberwiegen, gemessen an der Beschéftigten-

1 Der Aufsatz basiert auf einer von der Stiftung DER PRIVATE HAUSHALT, Disseldorf, gefor-
derten Vorstudie zur Quantifizierung von Haushalts-Unternehmens-Komplexen, die in der Zeit von
August 1997 bis Méarz 1998 an der damaligen Professur fur Wirtschaftslehre des Haushalts der
Universitat Bonn durchgefiihrt wurde.
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enterprises. A small size and an active owner lead in fact to a socio-economic

unity of a private household and the related enterprise. This unity shows specific
functions and structures. It is neither a mere private household nor just an enterprise. For
that reason this unity is called household-enterprise-complex. The analysis of quantity,
structure and development of the sector of household-enterprise-complexes is based on
data of the Mikrozensus, that are generally available. The study reveals a growing number
of household-enterprise-complexes and therefore their increasing importance can be
stated. In 1997 almost fifty percent of the self-employed lived and worked in such a socio-
economic unity. One third of them were women. Household-economic-complexes are
found in particular in the sector of the economy that is called ,,Other Services". But the
possibilities of analyzing the sector of household-enterprise-complexes are also limited.
Above all it is a disadvantage that the data of the Mikrozensus are not completely
published. Hence an own study of the household and family context was not possible. As
the datafile of the Mikrozensus 1995 is now available this question can be answered by
further research.

The majority of enterprises in almost all sectors of the economy consists of micro-

1. Einleitung

In Deutschland werden seit Anfang der achtziger Jahre nach einem Jahrzehnte andauern-
den Abwartstrend wieder steigende Selbstandigenzahlen verzeichnet. Diese Entwicklung
hat durch die Wiedervereinigung einen zusétzlichen Impuls erhalten. Gemessen an der
Beschaftigtenzahl handelt es sich bei den Unternehmen tberwiegend um kleine Erwerbs-
betriebe. Sie bieten zunéchst dem tatigen Inhaber, manchmal auch mithelfenden Haus-
halts- und Familienangehdrigen einen Arbeitsplatz. Dies gilt insbesondere auch fir Exi-
stenzgriindungen, die in der Regel dem Haushalts- und Familienkontext entspringen und
malRgeblich durch ihn getragen werden. Téatige Inhaberschaft und geringe Grol3e bedin-
gen, dall Haushalt und Unternehmen so eng miteinander verflochten sind, dal3 es sich
praktisch um eine Wirtschaftseinheit mit spezifischen Funktionen und Strukturen handelt.
Diese Lebens- und Wirtschaftseinheit wird hier als Haushalts-Unternehmens-Komplex
bezeichnetind im zweiten Kapitel ndher gekennzeichnet.

Eine besonders klare Form des Haushalts-Unternehmens-Komplexes stellt der landwirt-
schaftliche Familienbetrieb dar, der - véllig zu Recht - als Wirtschaftseinheit von Haus

und Hof betrachtet wird. Wahrend fir diesen Wirtschaftsbereich das Verbundsystem aus
Haushalt und Unternehmen ein wichtiger Forschungsgegenstand der Agrar6konomik und
der Haushaltsokonomik ist, werden die entsprechenden Gebilde in den anderen Wirt-
schaftsbereichen vernachléssigt oder gar nicht berticksichtigt. Dafl Haushalts-Unterneh-
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mens-Komplexe aber auch im Produzierenden Gewerbe, im Handel, Gastgewerbe und

Verkehr und insbesondere im Bereich der Sonstigen Dienstleistungen existieren, steht

aul3er Frage. In Frage steht hingegen, in welchem Umfang dies der Fall ist, wie sich die
Zahl der Haushalts-Unternehmens-Komplexe entwickelt hat und welche Strukturen sie
aufweisen. Hierauf eine Antwort zu finden, ist das Ziel der vorliegenden Arbeit. Denn mit
der Quantifizierung von Haushalts-Unternehmens-Komplexen kann zumindest die zah-
lenméRige Bedeutung des Phanomenbereichs im Rahmen des Forschungsprogramms
LHaushalts-Unternehmens-Komplexe“ fundiert werden. Das Forschungsprogramm selbst
zielt im wesentlichen darauf, Griindung und Entwicklung von Unternehmen besser zu
verstehen und so Analyse- und Beratungskonzepte auf der Mikroebene dieser besonderen
soziobkonomischen Gebilde zu entwickeln.

Fur die Quantifizierung wird hier auf Ergebnisse des Mikrozensus zuriickgegriffen. Da
Haushalts-Unternehmens-Komplexe im Mikrozensus aber nicht explizit nachgewiesen
werden, folgt in Kapitel 3 zun&chst die Erdrterung ihrer kategorialen Erfassung im Mikro-
zensus und der damit verbundenen Auswertungsmdglichkeiten und -grenzen. Die Quanti-
fizierung von Haushalts-Unternehmens-Komplexen ist auf die Beschreibung der Ma-
krostrukturen und deren Verénderungen im Zeitablauf gerichtet und steht im Mittelpunkt
des sich anschlieRenden Kapitel 4. In Kapitel 5 werden schlief3lich die wichtigsten Ergeb-
nisse zusammengefal3t und es wird auf den nachsten Forschungsschritt hingewiesen.

2. Der Forschungsgegenstand ,,Haushalts-Unternehmens-
Komplex“

Haushalts-Unternehmens-Komplexe sind kleinbetriebliche Verbundsysteme von Privat-
haushalten und zugehdrigen Unternehmungen. Im Sinne einer Forschungshypothese wird
davon ausgegangen, dal} Haushalt und Unternehmung unter bestimmten Voraussetzungen,
insbesondere aufgrund tatiger Inhaberschaft und geringer GréRe der Unternehmung, perso-
nell und giiterwirtschaftlich so eng miteinander verflochten sind, daR® die beiden Teile prak-
tisch eine soziobkonomische Einheit, das heil3t eine Entscheidungs- und Organisationseinheit
hinsichtlich der privaten Ressourcen Arbeit und Vermodgen, bilden. Der Privathaushalt kann
dabei alle moglichen Formen des Zusammenlebens von der Kernfamilie Gber Alleinerzie-
hende und Alleinstehende bis hin zur nicht-ehelichen Lebensgemeinschaft aufweisen. Als
zugehorige Unternehmungen kommen ausschlieBlich kleine Unternehmen, gemessen an der
Beschéftigtenzahl, aus allen Wirtschaftsbereichen in Frage.

Die Unternehmenskomponente von Haushalts-Unternehmens-Komplexen &Rt sich durch
folgende Merkmale néher kennzeichnen (vgl. Hansch/Piorkowsky 1997: 3):



52 ZUMA-Nachrichten Spezial Band 6: Sozialstrukturanalysen mit dem Mikrozensus

« Die Beschaffung von Geld, teils auch von Sachmitteln fur den Haushalt erfolgt zu-
mindest teilweise durch selbstandige unternehmerische Tatigkeit.

« Die Unternehmensgrof3e, gemessen an der Beschaftigtenzahl, ist gering; aul3er dem
tatigen Inhabé kommen nur mithelfende/mitarbeitende Familien- beziehungsweise
Haushaltsangehorige und/oder einige wenige Fremdarbeitskréfte in Betracht.

* Die Leitungsbefugnis liegt beim tatigen Inhaber oder bei einem Mitglied der Familie
beziehungsweise des Haushalts des Inhabers.

e Soweit es sich um eine Personen- oder Kapitalgesellschaft handelt, halten aus-
schlie8lich oder zumindest ganz Uberwiegend Haushalts- beziehungsweise Fami-
lienmitglieder die Gesellschaftsanteile.

Tétige Inhaberschaft und geringe UnternehmensgréRe bedingen einen spezifischen perso-
nellen, organisatorischen und guterwirtschaftlichen Verbund von Privathaushalt und
Unternehmung. Dieser Verbund kommt in der Produktionsfunktion der Lebens- und
Wirtschaftseinheit, das heifldt der Koexistenz von Haushaltsproduktion und Marktgter-
produktion, sowie in den Investitions- und Regenerationsentscheidungen und den ent-
sprechenden Handlungen zum Ausdruck. In der Regel spiegeln sich diese objektiven
Gegebenheiten auch im Selbstverstandnis der maf3geblich beteiligten Personen wider, das
heil3t diese selbst trennen nicht oder nur wenig zwischen ihrem Privathaushalt und ihrer
Unternehmung (vgl. Hadaschik/Piorkowsky 1997).

Die starke Verflechtung der Personen, Ziele und Mittel von Privathaushalt und Unter-
nehmung legt die Bezdinung ,Haushalts-Unternehmens-Komplex* nahe. Hiermit soll die
wesensmalige Verkniipfung der Teilbereiche dieser besonderen soziodkonomischen Einheit
zu einem geschlossenen Ganzen zum Ausdruck gebracht werden. Haushalts-Unternehmens-
Komplexe bestehen demnach aus zwei nicht aufeinander reduzierbaren Teilen (Haushalt und
Unternehmen). Sie weisen in dieser Einheit im Vergleich zu gesonderten Privathaushalten
von abhéngig Beschétftigten oder GroBunternehmern einerseits und reinen Erwerbsbetrieben,
insbesondere GrofRRunternehmen, andererseits andere Funktionen und Strukturen auf. Dies
gilt vor allem hinsichtlich der Entscheidungen der Eigentiimer tber Konsum und Ersparnis
beziehungsweise Investition sowie Uber Arbeit und Freizeit. Die Besonderheiten dieser
Entscheidungen beruhen auf den Interdependenzen innerhalb des Ziel- und Mittelsystems
der beiden Komponenten des Haushalts-Unternehmens-Komplexes.

2 Aus Griinden der Lesbarkeit wurde auf die gleichzeitige Beriicksichtigung der weiblichen und
mannlichen Form verzichtet. Selbstverstandlich beziehen sich alle Ausfilhrungen sowohl auf Frauen
als auch auf Manner.
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Im Hinblick auf die oben genannten Merkmale von Haushalts-Unternehmens-Komplexen
mussen fir eine weitere Beschéaftigung mit dem Forschungsgegenstand folgende Aspekte
naher betrachtet werden:

*  Eigentumsverhéltnisse

e Leitungsbefugnis

¢ Rechtsform

e marktgerichtete Produktion

¢ Umfang der unternehmerischen Téatigkeit
¢ Unternehmensgroile

Die mit dem Haushalt verbundene Unternehmung ist Eigentum eines oder mehrerer
Haushalts- beziehungsweise Familienmitglieder. Sind weitere Personen an der Unterneh-
mung beteiligt, missen die Anteile mehrheitlich in Handen der Mitglieder des Haushalts
beziehungsweise der Familie sein, damit diese einen bestimmenden EinfluR auf das Un-
ternehmensgeschehen ausuben kdnnen. Diese Festlegung ist notwendig, damit die hier
interessierende enge Verbindung von Privathaushalt und Unternehmung als gegeben
angenommen werden kann. Entsprechendes gilt fir die Leitungsbefugnis. Sofern aulRer
dem Eigentimer weitere Mithelfende oder Mitarbeitende im Unternehmen tétig sind, muf3
die Leitungsbefugnis beim tétigen Inhaber oder einem anderen Mitglied des Haushalts
beziehungsweise der Familie liegen, damit die Pragung des Unternehmens durch diese als
gegeben gelten kann. Durch die Delegation der Leitungsbefugnis an Externe verringern
sich die Einwirkungsmdglichkeiten und die emotionale Distanz wird groR3er. Der hier
interessierende spezifische Verbundcharakter wéare dann vermutlich nicht oder weniger
stark ausgepragt.

Ein wesentlicher Einflu sowohl auf die finanzwirtschaftliche Verflechtung zwischen dem
Haushalt des Eigentimers und dem Unternehmen als auch auf die Regelung der Lei-
tungsbefugnis im Unternehmen geht von der Unternehmensrechtsform aus. Das bisher
Gesagte lait deshalb SchluRfolgerungen Uber die sinnvollen mdglichen Rechtsformen des
Unternehmensteils von Haushalts-Unternehmens-Komplexen zu. Von besonderer Bedeu-
tung durften die Einzelunternehmung sowie die Gesellschaft birgerlichen Rechts und die
offene Handelsgesellschaft sein. Kapitalgesellschaften kommen vermutlich kaum vor; in
Betracht kdme wohl lediglich die Gesellschaft mit beschréankter Haftung, insbesondere in
der Ausgestaltung als Einpersonen-GmbH.

Der Unternehmensteil des Haushalts-Unternehmens-Komplexes dient der Produktion und
Abgabe von Marktgltern gegen Entgelte, die letztlich der Finanzierung zumindest eines
Teils der Ausgaben fir die private Lebenshaltung dienen. Der Trager des Unternehmens
ist also erwerbswirtschaftlich selbstéandig. Wie grof3 der Beitrag der Unternehmenstatig-
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keit zur Deckung der Lebenshaltungskosten sein muf3, ist schwer zu sagen. Im Konzept
des Haushalts-Unternehmens-Komplexes wird zudem selbstandige erwerbswirtschaftliche
Nebentétigkeit berlcksichtigt, weil dies der Realitat und dem generellen Verstandnis vom
Haushalt als einer soziodkonomischen Einheit mit prinzipiell mehreren Einkommens-
quellen entspricht. Zuweilen dient die Nebenerwerbsselbstandigkeit auch als Sprungbrett
in die Vollerwerbsselbstandigkeit. Daher zahlen auch Unternehmen von Kleingewerbe-
treibenden, Selbstandigen im Nebenberuf sowie Neben- beziehungsweise Zuerwerbsbe-
triebe in der Landwirtschaft zu den Haushalts-Unternehmens-Komplexen.

Die Festlegung der UnternehmensgréfRe ist besonders schwierig. Wie viele abhéngig
Beschaftigte, die keine Haushalts- beziehungsweise Familienmitglieder sind, ein Haus-
halts-Unternehmens-Komplex haben kann, ohne seinen Charakter als sozio6konomisches
Verbundsystem besonderer Art zu verlieren, kann nicht ohne weiteres gesagt werden. Eine
eindeutige Grenze zwischen Haushalts-Unternehmens-Komplexen und groRReren Unter-
nehmen, gemessen an der Zahl der Fremdarbeitskrafte, kann nicht gezogen werden. Klar
ist aber, daf® mit zunehmender UnternehmensgréRe, vor allem mit der Zahl der haushalts-
und familienfremden Mitarbeiter, auch die organisatorische und emotionale Distanz zwi-
schen Unternehmung und Privathaushalt des Unternehmers zunehmen.

Im Sinne einer praktikablen Abgrenzung wird nachfolgend eine Obergrenze von vier
Arbeitnehmern zugrunde gelegt. Bei einer solchen GroRenordnung und unter der Voraus-
setzung tatiger Inhaberschaft kann davon ausgegangen werden, daf3 sich das Unternehmen
gegenuber dem Haushalt noch nicht verselbstandigt hat. Dieses GroRenkriterium, wie
Uberhaupt die Betonung der Besonderheit von Haushalts-Unternehmens-Komplexen, 1aR3t
sich auch mit Blick auf rechtliche Sonderregelungen fur Kleinunternehmen begriinden,
die insbesondere im Arbeitsrecht (vgl. BetrVG 88 1 u. 5 Abs. 2, KSchG § 23 Abs. 1), im
Handelsrecht (vgl. HGB § 1 Abs. 2) und im Steuerrecht ( vgl. UStG § 19) bestehen.

Nach der ndheren Kennzeichnung des Forschungsgegenstands stellt sich die Frage nach
einer fur die Quantifizierung brauchbaren Datenquelle. Die Beantwortung dieser Frage
wie auch die Darstellung der Erfassung zentraler Merkmale im Mikrozensus und deren
Auswertungsmdéglichkeiten stehen im Mittelpunkt des n&chsten Abschnitts.

3. Haushalts-Unternehmens-Komplexe im Mikrozensus

3.1 Anforderungen an die Datenquelle
Unter Berucksichtigung des im vorangegangenen Abschnitt Gesagten ist zur Beschrei-
bung der Entwicklung von Umfang und Struktur der Haushalts-Unternehmens-Komplexe
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eine Datenquelle mit einer gewissen Periodizitat erforderlich, die zu den im folgenden
aufgefuhrten Merkmalen und Auspréagungen Informationen liefert:

«  Erwerbstatigkeit: Selbstandige, tatige Inhaber oder
Rechtsform: Einzelunternehmen, Gesellschaft biirgerlichen Rechts, offene Handels-
gesellschaft, Einpersonen-GmbH

* UnternehmensgroRe: bis zu vier Arbeitnehmer

«  Wirtschaftsbereich der selbstandigen Tatigkeit: alle Wirtschaftsbereiche

e Haushalts- und Familienformen: alle Formen

Obligatorisch flr eine geeignete Datengrundlage zur Quantifizierung von Haushalts-
Unternehmens-Komplexen ist der Nachweis sowohl der selbstindigen Erwerbstétigkeit
als auch der UnternehmensgrofRe. Ob die selbstandige Erwerbstatigkeit direkt in Form des
Nachweises von Selbstédndigen beziehungsweise tatigen Inhabern oder indirekt Gber die
Rechtsform dokumentiert wird, ist sekundar. Fur den Nachweis der Unternehmensgrofie
ist die Erfassung von bis zu vier Arbeitnehmern im Unternehmen wiinschenswert, da
diese Wirtschaftseinheiten im Mittelpunkt des Interesses stehen (vgl. Abschnitt 2).

Das Ziel einer umfassenden Strukturanalyse von Haushalts-Unternehmens-Komplexen
erfordert deren uneingeschrankte Erfassung, sowohl Uber alle Wirtschaftsbereiche als
auch Uber alle Haushalts- und Familienformen. Denn neben der Unternehmenskompo-
nente sind gerade die Strukturen der Haushalte und Familien von ,kleinen* Selbsténdigen
fur das Forschungsprogramm von Interesse. Die Untersuchung der Haushalts- und Fami-
lienstrukturen auf der Makroebene liefert erste Hinweise tber die Zusammensetzung des
priméren Sozialsystems der Selbstandigen. Sie gibt somit Aufschluf? Giber die auftretenden
Haushaltsformen und deren zahlenméafige Bedeutung. Diese Zahlen stellen die Basis fur
die Entwicklung spezieller Analyse- und Beratungskonzepte dar. Eine geeignete Daten-
quelle muf3 hierzu ebenfalls Informationen bereitstellen.

Aus diesem Anforderungskatalog ergibt sich, dal3 insbesondere der Mikrozensus fur die
Analyse von Haushalts-Unternehmens-Komplexen in Betracht kommt, auch wenn es sich
hierbei nicht um eine Unternehmensstatistik handelt. Konzipiert als ,Reprasentativstati-
stik der Bevdlkerung und des Erwerbslebens* erfalt der Mikrozensus seit 1957 jahrlich
selbstandige Erwerbstétige nach Wirtschaftsbereichen sowie deren soziodemographische und
soziobkonomische Merkmale (vgl. Herberger 1957: 209-210; Emmerling/Riede 1997: 161).
Dal’ dabei die Unternehmensrechtsform nicht erfragt wird, ist unerheblich. Als Personenbe-
fragung setzt der Mikrozensus direkt bei den Einheit stiftenden Akteuren von Haushalts-
Unternehmens-Komplexen an, und sein Fragenprogramm ermdglicht die Strukturanalyse
dieser Einheiten auf Personen-, Haushalts- und Familienebene.
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3.2 Diskussion der Erfassung zentraler Merkmale von Haushalts-
Unternehmens-Komplexen

Fur die Interpretation der Daten sind die in der Erhebung geltenden Definitionen von

besonderer Wichtigkeit. Sie grenzen die erhobenen Merkmale genau ab und geben so

Aufschlul? Uber die hinter den Zahlen stehenden Tatbestdnde. Eine sachgerechte Ausle-

gung der Zahlen setzt neben der Kenntnis der Begriffsinhalte aber auch das Wissen um

die Datengenerierung voraus. Beides steht im Mittelpunkt der folgenden Ausfuhrungen.

Die Ergebnisse fur die Erwerbstatigen beziehen sich im Mikrozensus hauptséchlich auf
die einzige oder erste Erwerbstéatigkeit. Zusatzlich ist im Konzept des Haushalts-Unter-
nehmens-Komplexes selbstadndige Nebenerwerbstéatigkeit vorgesehen, so dafl auch die
Ergebnisse zur zweiten Erwerbstéatigkeit wichtig sind. Die Auswertung des Mikrozensus
in bezug auf Haushalts-Unternehmens-Komplexe knipft somit an die erwerbsstatistische
Kategorie der in erster und zweiter Erwerbstétigkeit Selbstdndigen an. Diese werden in
den Veroffentlichungen des Mikrozensus definiert als ,Personen, die einen Betrieb oder
eine Arbeitsstatte als Eigentimer, Miteigentiimer, Pé&chter oder selbstandiger Handwerker
leiten sowie selbstandige Handelsvertreter usw., also auch freiberuflich Tatige" (Statisti-
sches Bundesamt 1998a: 17).

Betriebe und Arbeitsstétten sind laut amtlicher Definition 6rtliche Einheiten. Im Vergleich
zum Betrieb, zu dem auch Verwaltungs-, Reparatur- und Hilfsabteilungen z&hlen, die nur in
der Néhe vom und nicht auf dem Grundstick des Produktionsbetriebs liegen, sind
Arbeitsstatten enger gefal3t. Die genannten Abteilungen stellen in diesem Sinne jeweils
eigenstandige Arbeitsstatten dar. Zu den begrifflichen Unterschieden kommen noch Un-
terschiede im Erhebungsbereich hinzu. Letztendlich gilt aber, daf bei Vorhandensein nur
einer einzigen Arbeitsstatte (einzige Niederlassung) beziehungsweise nur eines einzigen
Betriebes (Einbetriebsunternehmen) die Arbeitsstatte beziehungsweise der Betrieb gleich-
zeitig auch das Unternehmen ist (vgl. Statistisches Bundesamt/Internetseiten 1997: 3;
Statistisches Bundesamt/Internetseiten 1998: 6). Unternehmen sind in der amtlichen Statistik
die kleinsten rechtlichen Einheiten, die aus handels- und/oder steuerrechtlichen Griinden
eigene Bucher fihren und gesonderte Jahresabschliisse aufstellen missen (vgl. Statistisches
Bundesamt/Internetseiten 1997: 3). Von erwerbswirtschaftlich selbstdndigen Personen ist
anzunehmen, dal3 sie fir das gesamte Unternehmen und nicht nur fir eine Arbeitsstéatte oder
einen Betrieb verantwortlich sind. Daher stellt sich hier die Frage, warum sich die Definition
der Selbstandigen nicht auf das Unternehmen als Wirtschaftseinheit bezieht.

Die selbstédndige Erwerbstatigkeit einer Person wird im Mikrozensus zunachst mit der
Frage ,Sind Sie tatig als...?* und den Antworten ,...Selbstéandige(r) ohne Beschaftigte”
oder ,Selbstandige(r) mit Beschéaftigten erfal3t (vgl. Abbildung 1). Weder in der Frage
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noch in den dazu gehdrenden Erlauterungen des Erhebungsbogens wird auf eine be-
stimmte Wirtschaftseinheit abgestellt. Diese findet sich erst in der Selbstéandigendefini-
tion, die in den Tabellenbédnden abgedruckt wird. Daher wird im weiteren Verlauf der
Analyse davon ausgegangen, dal® sich die Selbstdndigen mit ihren Antworten auf ihr
Unternehmen im Sinne der amtlichen Definition beziehen. Allerdings &Rt sich aus den so
ermittelten Selbstandigenzahlen nicht die Zahl der bestehenden Unternehmen ableiten.
Denn einerseits befinden sich gemal der Definition Miteigentimer in der Gruppe der
Selbstandigen und andererseits ist es auch vorstellbar, dal die erfal3ten Selbstandigen
mehrere Unternehmen - ohne gemeinsame Schnittmenge - leiten. Die dadurch verursach-
ten Effekte auf die Unternehmenszahl kdnnen aber nicht beziffert werden.

Hingegen kann von den Ergebnissen auf die mogliche Zahl von Haushalts-Unternehmens-
Komplexen geschlossen werden. Da auch Rechtsformen mit mehreren Eigentiimern fir den
Unternehmensteil von Haushalts-Unternehmens-Komplexen méglich sind (vgl. Kapitel 2),
ist es fur deren Quantifizierung unproblematisch, dafl auch Miteigentiimer in der Definition
der Selbstdndigen genannt werden. Fraglich ist in diesem Zusammenhang, ob sich tatige
Inhaber einer Einpersonen-GmbH zu den Selbstandigen zahlen. Die Selbstandigen, die
mehrere Unternehmen allein fihren, kdnnen jeweils als ein Haushalts-Unternehmens-Kom-
plex angesehen werden. An einer solchen Konstellation sind zwar mehrere Unternehmen
beteiligt, die privaten Ressourcen, die in die Unternehmen flieRen, stammen indessen nur aus
einem einzigen Haushalt. Zu den Fallen, bei denen die Eigentimer eines gemeinsamen
Unternehmens in demselben Haushalt leben, gehen aus dem Mikrozensus nicht die erfor-
derlichen Informationen hervor. Diese Félle sind somit nicht quantifizierbar.

Die Antworten auf die erste Frage enthalten einen groben Hinweis zur Beschéftigtenzahl.
GemalR den Erlauterungen arbeiten Selbstdndige ohne Beschéftigte entweder allein oder
werden ausschlie8lich von unbezahlt mithelfenden Familienangehérigen unterstitzt (vgl.
Statistisches Bundesamt 1996: Erlduterungen zu den Fragen 40/45). Da Selbsténdige
ohne Beschéftigte moglicherweise mit weiteren Eigentiimern kooperieren, arbeiten sie,
selbst wenn sie keine mithelfenden Familienangehotrigen beschéftigen, nicht unbedingt im
engeren Sinn allein. Daruber hinaus ist zu beachten, da? wegen desdeuliggenden
Erwerbskonzepts Personen, die einer sozialversicherungsfreien geringfligigen Beschafti-
gung nachgehen, zu den Erwerbstétigen gezahlt werden missen (vgl. Statistisches Bun-
desamt 1998a: 15). Deshalb kreuzen Selbsténdige, die ausschlieBlich mit geringfugig
Beschaftigten arbeiten, korrekterweise die Antwort ,Selbstandige(r) mit Beschatftigten®
an. Da die Befragten aber selbst die Angaben machen, nach denen sie dann zugeordnet
werden, kann nicht immer gewdahrleistet werden, daR sie sich selbst richtig einordnen (vgl.
Furst 1977: 11; Statistisches Bundesamt 1998a: 16).
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Abbildung 1:  Auszug aus den Erhebungsbogen 1995/96

1. Sind Sie tatig als...?
...Selbsténdige(r) ohne Beschaftigte
...Selbsténdige(r) mit Beschaftigten

2. Welche Stellung haben Sie innerhalb des Betriebes?
. alleinschaffend; Selbstandige(r) mit 1 bis 4 Beschéaftigten
. Unternehmer(in)/Selbsténdige(r) mit 5 und mehr Beschaftigten

3. bis 1995: Anzahl der tatigen Personen in der Arbeitsstatte
ab 1996: Wie viele Personen arbeiten in dem Betrieb, in dem Sie tatig sind?
Antworten:
bis 1995: einzelne Erfassung von 1 bis 10 Beschaftigten
ab1996: einzelne Erfassung von 1 bis 10 Person(en)

Quelle: Statistisches Bundesamt, Mikrozensus 1995, 1996, Erhebungsbogen 1 + E.

Etwas genauere Angaben zur Beschéftigtenzahl ergeben sich aus den Antworten auf die
Frage nach der Stellung im Betrieb (vgl. Abbildung 1). Die Wirtschaftseinheit wird zwar
auf den Betrieb eingegrenzt, aber in den Erhebungsunterlagen nicht weiter definiert. Es
bleibt unklar, ob die Befragten bei ihren Antworten gegebenenfalls zwischen Unterneh-
men und Betrieb im Sinne der amtlichen Definitionen unterscheiden. Am detailliertesten
sind die Ergebnisse zur Anzahl der tatigen Personen in der Arbeitsstétte (bis 1995), die im
Fragebogen als Beschéftigte bezeichnet werden, hemisweise im Betrieb (ab 1996),

die bei den moglichen Antworten nur als Personen bezeichnet werden (vgtukiopil).

Fur beide Personengruppen ist im Bereich von eins bis zehn jeweils die genaue Zahl
anzugeben. Zu beachten ist, dafl3 auch der tétige Inbatetie mithelfenden Familien-
angehorigen zu den tatigen Personen in der Arbeitsstétte beziehungsweise den im Betrieb
arbeitenden Personen gehéren (vgl. Statistisches Bundesamt 1995: Erlauterungen zur
Frage 92; Statistisches Bundesamt 1996: Erlauterungen zur Frage 50).

Im Gegensatz zur zweiten Frage werden die in der dritten Frage genannten Wirtschafts-
einheiten in den Erhebungsunterlagen erklart. Allerdings wird die Wirtschaftseinheit, die
im Fragebogen 1995 noch als Arbeitsstétte galt, im Fragebogen 1996 nun als Betrieb
bezeichnet. Diese neue Formulierung wurde bislang nicht in die Uberschriften der verof-
fentlichten Tabellen Gbernommen. Es werden dort nach wie vor Zahlen zu den tatigen
Personen in der Arbeitsstatte ausgewiesen (vgl. Statistisches Bundesamt 1998b: 134;
Statistisches Bundesamt 1998c: 117).
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In den Fragen zwel und drei der Abbildung 1 werden zwar die Wirtschaftseinheiten, auf

die sich die Frage bezieht, explizit genannt. Es werden jedoch keine Informationen dazu
erhoben, ob es sich gegebenenfalls um eine einzige Niederlassung oder um ein Einbe-
triebsunternehmen handelt. So gesehen sind mit diesen Angaben keine eindeutigen Riick-
schliisse auf die Zahl der arbeitenden Personen je Unternehmen méglich. Die Ausfihrun-
gen zeigen, dald trotz der Bemiihungen um Eindeutigkeit, die Begriffs- und Definitions-
wahl, die Formulierung und Erlauterung der Fragen sowie die Ergebnisdarstellung des
Mikrozensus fiur die in dieser Arbeit aufgeworfene Fragestellung nicht immer konsistent
erscheinen. Fur die statistische Dokumentation der Entwicklung von Umfang und Struk-
tur von Haushalts-Unternehmens-Komplexen wird daher von folgenden Annahmen aus-
gegangen: (1) Die Antworten auf die erste Frage ,Sind Sie tatig als...?* beziehen sich auf
das Unternehmen als kleinste rechtliche Einheit, denn weder in der Frage noch in den
Erlauterungen wird eine Wirtschaftseinheit genannt. (2) Der Hinweis, daf} Selbsténdige
ohne Beschéftigte gegebenenfalls nur mitarahlt mithelfenden Familienangehérigen
arbeiten wird von den Befragten bei der Beantwortung bertcksichtigt.

Bei einer Orientierung an den amtlichen Definitionen der Wirtschaftseinheiten durfen die
Daten aus den beiden Ubrigen Fragen, in denen der Betrieb/die Arbeitsstétte explizit
erwdhnt werden, konsequenterweise nicht fur die Gliederung der Selbstdndigen nach
UnternehmensgréfRenklassen genutzt werden. Selbstédndige mit bis zu vier Arbeitnehmern
kénnen deshalb - aber auch wegen des Erwerbskonzepts - nicht mit Hilfe des Mikrozen-
sus nachgewiesen werden. Somit stellen Selbstandige ohne Beschéftigte in der ersten und
zweiten Erwerbstétigkeit die fur die Analyse von Haushalts-Unternehmens-Komplexen
interessierende Kategorie dar.

3.3 Auswertungsmoglichkeiten

Seit seiner Einflhrung unterlag der Mikrozensus vielféaltigen Verdnderungen methodi-
scher und inhaltlicher Art (vgl. Emmerling/Riede 1997). Solche Veréanderungen bedeuten
fur die Darstellung von Zeitreihen ,Briiche®, die die Vergleichbarkeit der Daten beein-
flussen. In der Mehrzahl der Falle sind die Einfliisse der Anderungen auf die Ergebnisse
nicht mef3bar, so dal? die Erlauterung der Modfikationen ausreichen muf3. Bei der statisti-
schen Dokumentation in Kapitel 4 macht sich insbesondere der Wechsel von der Syste-
matik der Wirtschaftszweige, Ausgabe 1979, zur Klassifikation der Wirtschaftszweige,
Ausgabe 1993 (WZ 93), im Jahr 1995 bemerkbar (vgl. Mai 1991). Die Umstellung beein-
trachtigt den Vergleich der wirtschaftsstrukturellen Verteilung der Erwerbstétigen und
damit auch der hier im Vordergrund stehenden Selbstandigen ohne Beschéftigte.

Eine Gegenuberstellung von WZ 93 und der bis einschlie3lich 1994 geltenden Wirt-
schaftszweigsystematik zeigt, dal® sich die Umgruppierungen bis auf die Ebene der Wirt-
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schaftshereiche auswirken. Die wohl wichtigste Neuerung ist die Umbenennung der Wirt-
schaftsbereiche (1) Handel, Verkehr und Nachrichteniibermittiung sowie (2) Ubrige Wirt-
schaftsbereiche in (1) Handel, Gastgewerbe und Verkehr sowie (2) Sonstige Dienstlei-
stungen und die damit verbundene Neuzuordnung von friheren Wirtschaftsunterabteilun-
gen - den heutigen Wirtschaftsunterabschnitten. So war beispielsweise das Gastgewerbe
als Wirtschaftsunterabteilung bislang der Wirtschaftsabteilung Dienstleistungen, soweit
von Unternehmen und freien Berufen erbracht, untergeordnet, die zum Wirtschaftsbereich
Ubrige Wirtschaftsbereiche zahlte. In der neuen Klassifikation ist der jetzige Wirtschafts-
unterabschnitt Gastgewerbe dem Wirtschaftsunterbereich Handel und Gastgewerbe und
somit dem Wirtschaftsbereich Handel, Gastgewerbe und Verkehr untergeordnet.

Dieses Beispiel zeigt, dal? die Ergebnisse ab 1995 beziglich der wirtschaftssystematischen
Zuordnung der Erwerbstétigen auf den Ubergeordneten Ebenen der Klassifikation nicht
beziehungsweise nur eingeschréankt mit den Ergebnissen der Vorjahre verglichen werden
kénnen. Dieser Sachverhalt ist fur die Datenprdsentation zur Entwicklung der
Selbstandigenzahlen, gegliedert nach Wirtschaftsbereichen, im weiteren Verlauf der
Arbeit von Bedeutung, da es bei deren Nachvollzug teilweise zu gréReren Entwicklungs-
springen kommt (vgl. Abschnitt 4.3.2).

Mit dem Ziel, eine Entwicklung Uber mehrere Jahre abzubilden und nicht zuletzt aus
Kostengriinden, wurde fir die Auswertung auf die allgemein zugénglichen Tabellenbande
zurlickgegriffen. Diese wurden, wo mdglich, durch zuséatzlich vom Statistischen Bundes-
amt zur Verflgung gestellte Daten ergéanzt. Die Durchsicht der Tabellenbadnde brachte
hinsichtlich der Auswertungsméglichkeiten zu Haushalts-Unternehmens-Komplexen die
folgenden Ergebnisse: Der Mikrozensus liefert fur die Kategorie der Selbstandigen eine
Vielzahl von Informationen. Die Palette reicht tber deren Gliederung nach Wirtschaftsbe-
reichen, Altersgruppen, Familienstand, geleisteten Arbeitsstunden bis hin zu Haushalts-
groRRe, Zahl und Alter der Kinder in den Familien sowie Stellung im Beruf der Ehepartner.

Was die erwdhnten Auswertungsméglichkeiten der Tabellenbande hinsichtlich Haushalts-
Unternehmens-Komplexen zusammenschrumpfen |aft, ist die Tatsache, dal in den selten-
sten Féllen die Selbstandigen ohne Beschéftigte nach den genannten Merkmalen geglie-
dert ausgewiesen werden. In den folgenden Abschnitten kann daher nur die Analyse des
verbleibenden Rests an Informationen zu den Selbstéandigen ohne Beschéftigte durchge-
fuhrt werden. Immerhin ist es mdglich, Untergruppen von Haushalts-Unternehmens-
Komplexen in Form der Selbstandigen ohne Beschéftigte nach Wirtschaftsbereichen zu
bilden und nach dem Geschlecht der maRgeblichen Person zu differenzieren.
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4. Statistische Dokumentation der Entwicklung

4.1 Vorbemerkung

Die Auswertung der Daten des Mikrozensus basiert auf den allgemein zuganglichen
Tabellenbénden der Fachserie 1, Reihe 4.1.1, die vom Statistischen Bundesamt herausge-
geben werden. Fur die folgenden Abbildungen wird darauf hingewiesen, daf} der Nach-
weis absoluter Zahlen erst bei einem Wert von 5 000 beginnt, da dies die statistische
Nachweisgrenze des Mikrozensus ist.

Die statistische Dokumentation berlicksichtigt die gesamtdeutschen Zahlen fiir die Jahre
1991 his 1997. Sie werden dem Ziel der umfassenden Quantifizierung von Haushalts-
Unternehmens-Komplexen am ehesten gerecht. Auf3erdem entsprechen die fir Deutschland
aufgezeigten Trends den Entwicklungen in den altemdBslandern seit Anfang der
achtziger Jahre. Zunachst werden einige Eckwerte zu den Selbstandigen insgesamt
prasentiert. Sie dienen zur Orientierung Uber die GroRenordnungen der Selbstéandigenzahlen.
Hieran schlie3t die Betrachtung der zentralen Gruppe der Selbstéandigen ohne Beschaftigte
an, die sich auf diejenigen in der ersten und auch in der zweiten Erwerbstéatigkeit erstreckt.

4.2 Grunddaten zur Selbstandigkeit

Ausgangspunkt der Betrachtung ist die Entwicklung der Selbstandigenzahlen sowie deren
Anteil3 an den Erwerbstatigen im wiedervereinigten Deutschland seit der Einfiihrung des
Mikrozensus in den Neuen Bundeslandern im Jahr 1991. Zu beobachten ist, daf? sowohl
der Umfang als auch die Quote der Selbstandigen insgesamt in Deutschland von 1991 bis
1997 standig gestiegen sind. Die Zahl der Selbstandigen wuchs in diesen Jahren um
knapp eine halbe Million, von gut 3 Millionen auf Uber 3,5 Millionen insgesamt (vgl.
Abbildung 2). Dies entspricht einem Anstieg der Selbstandigenquote um 1,8 Prozent-
punkte von 8,1 Prozent auf nunmehr 9,9 Prozent. Weiterhin zeigt sich, dal3 der
Frauenanteil an den Selbstdndigen insgesamt im betrachteten Zeitraum langsam
zugenommen hat, und zwar von 25,7 Prozent auf 27,3 Prozent. Entsprechend hat die
Quote der selbstéandigen Manner abgenommen. Es kann also festgehalten werden, dal3 in

3 Mit dem Mikrozensus 1996 wurde ein System von Leitfragen zur Erwerbsbeteiligung einge-

fuhrt, mit dem sichergestellt werden soll, dal3 sich Personen entsprechend dem extensiven Er-
werbskonzept des Mikrozensus tatséchlich auch zu den Erwerbstétigen z&hlen (vgl. Luttinger/Riede
1997: 29). Dadurch kénnen sich Auswirkungen auf die Hohe der Selbstéandigenquote ergeben, so
dal3 die Vergleichbarkeit mit Ergebnissen bis einschlie3lich 1995 nur eingeschréankt moglich ist.
Weiterhin sei hier auf das Phanomen der Scheinselbstédndigen hingewiesen, das die im Mikrozensus
nachgewiesenen Selbstéandigenzahlen beeinflussen dirfte. Allerdings ist in diesem Zusammenhang
keine Quantifizierung moglich (vgl. Dietrich 1998).
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Deutschland von 1991 bis 1997 die Relation zwischen selbstindigen Mé&nnern und
Frauen etwa drei zu eins betragt, allerdings mit steigender Tendenz zugunsten der Frauen.

Abbildung 2: Selbstdndige nach dem Geschlecht in Deutschland, 1991, 1997

in 1000
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Quelle: Statistisches Bundesamt, Ergebnisse des Mikrozensus 1991, 1997

Die wachsende zahlenméaRige Bedeutung der Selbstandigen fuhrt zu der Frage, welche
Konstellationen sich, abgesehen von der Verteilung Uber die Geschlechter, dahinter ver-
bergen. Im weiteren Verlauf ist gemafl dem Ziel der Untersuchung zu klaren, wie viele
Haushalts-Unternehmens-Komplexe in den hier prasentierten Zahlen enthalten und in
welchen Wirtschaftsbereichen diese aktiv sind.

4.3 Selbstandige ohne Beschiftigte

Der wohl wichtigste Nachweis flr das Anliegen, die Entwicklung von Haushalts-Unter-
nehmens-Komplexen nachzuzeichnen, ist die Gliederung der Selbstandigen in Selbstén-
dige ohne und mit Beschéaftigte(n). Diese Unterteilung besteht sowohl fur die Personen,
die in der einzigen oder ersten Erwerbstatigkeit selbstandig sind, als auch fiir diejenigen,
die in der zweiten Erwerbstétigkeit selbstéandig sind. Zunéchst werden die Basisdaten zu
den Selbstandigen ohne Beschéftigte in der ersten Erwerbstétigkeit prasentiert (vgl. Ab-
schnitt 4.3.1). Darauf folgt die Differenzierung dieser Gruppe nach Wirtschaftsbereichen
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(vgl. Abschnitt 4.3.2). SchlieRlich werden in Abschnitt 4.3.3 die Grunddaten zu den in der
zweiten Erwerbstétigkeit selbstdndigen Personen vorgestellt.

Zur Erinnerung wird noch einmal auf die Definition der Selbstandigen ohne Beschéftigte
hingewiesen. Da einerseits zu den Selbstédndigen auch Miteigentiimer zéhlen und anderer-
seits diejenigen ohne Beschéftigte von mithelfenden Familienangehotrigen unterstitzt
werden kodnnen, sind sie hier nicht mit allein Arbeitenden im engeren Sinne gleichzu-
setzen. Wenn im folgenden dennoch von allein Arbeitenden gesprochen wird, so gelten
die definitorischen Implikationen.

4.3.1 Grunddaten zur einzigen oder ersten Erwerbstatigkeit

Die in der einzigen oder ersten Erwerbstéatigkeit Selbstéandigen verteilen sich auf zwei
Gruppen: (1) Selbstandige ohne Beschéftigte und (2) Selbstandige mit Beschéftigten. Der
Tabelle 1 sind der Umfang der Selbstdndigen insgesamt sowie der Selbstédndigen ohne
und mit Beschaftigte(n) zu entnehmen. Zusétzlich ist der Anteil der jeweiligen Gruppe an
den Selbstandigen insgesamt ausgewiesen.

Tabelle 1: Selbstindige insgesamt, ohne und mit Beschiftigte(n) in
Deutschland, 1991-1997

davon Selbstandige

Selbstandige mit | ohne mit | ohne

Jahr insgesamt Beschaftigte(n) Beschéftigte(n)
1000 1000 %

1991 3037 1654 1383 54,5 45,5
1992 3091 1714 1378 55,5 44.6
1993 3175 1763 1412 55,5 44.5
1994 3288 1842 1446 56,0 44,0
1995 3336 1821 1515 54,6 45,4
1996 3409 1767 1641 51,8 48,1
1997 3528 1776 1752 50,3 49,7

Quelle: Statistisches Bundesamt, Ergebnisse des Mikrozensus, verschiedene Jahrgange.

Der Anteil der Selbstédndigen mit Beschéftigten an den Selbstandigen insgesamt lag in
Deutschland von 1991 bis einschlieR3lich 1995 immer bei ca. 55 Prozent. Bis zum Jahr
1997 sank er auf 50,3 Prozent. Die Quote der Selbstandigen ohne Beschéftigte stieg
entsprechend auf fast 50 Prozent. Somit arbeitete 1997 bereits knapp die Halfte der tber
3,5 Millionen Selbsténdigen allein. Der Anstieg ist gleichermalRen auf eine zunehmende
Quote der Selbstandigen ohne Beschaftigte bei Mannern und Frauen sowie auf einen
starkeren Riickgang des Anteils der Selbstandigen mit Beschéaftigten bei den mannlichen
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Selbstandigen um 3,5 Prozentpunkte von 42,9 Prozent auf 39,4 Prozent zurtckzufuhren.
Der Anteil der selbstandigen Frauen mit Beschaftigten an den Selbstandigen insgesamt
verringerte sich im gleichen Zeitraum nur um 0,6 Prozentpunkte von 11,5 Prozent auf
10,9 Prozent.

Abbildung 3: Selbstandige ohne Beschiftigte insgesamt und nach dem
Geschlecht in Deutschland, 1991 und 1997
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Quelle: Statistisches Bundesamt, Ergebnisse des Mikrozensus 1991, 1997.

Die Zahl der Selbstéandigen ohne Beschaftigte vergréRerte sich im betrachteten Zeitraum
von knapp 1,4 Millionen auf gut 1,8 Millionen (vgl. Abbildung 3). Getrennt nach dem
Geschlecht zeigt sich, dal3 die gestiegene Gesamtzahl sowohl auf eine Zunahme der Zahl
bei den Mannern um Uber 2,2 Millionen als auch bei den Frauen um knapp eine halbe
Million zuriickzufiihren ist. Die Frauen stellen 1991 wie auch 1997 gut ein Drittel der
Selbstandigen ohne Beschéftigte, allerdings mit leicht steigender Tendenz.

Wird auf die Gesamtheit der selbstédndigen Frauen Bezug genommen, kann festgehalten
werden, daf? Uber 60 Prozent von ihnen ohne weitere Mitarbeiter tatig waren. Im Gegen-
satz zu den Verhaltnissen bei den Frauen ist es bei den Mannern weniger weit verbreitet,
ohne Beschéftigte zu arbeiten. 1997 fanden sich nur bei etwa 46 Prozent oder knapp 1,2
Millionen der mannlichen Selbstandigen keine weiteren Mitarbeiter. Allerdings ist die
Quote seit 1991 um 3,6 Prozentpunkte angestiegen.
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4.3.2 Verteilung liber die Wirtschaftsbereiche

Beim Nachweis der Selbstdndigen ohne Beschaftigte nach Wirtschaftsbereichen ist zu
beachten, daf} seit995 die Klassifikation der Wirtschaftszweige, Ausgabe 1993 (WZ
1993) nach der Tiefengliederung fiir den Mikrozensus gilt (vgl. Abschnitt 3.3). Die Ver-
wendung dieser neuen Klassifikation bewirkt zum Teil erhebliche Entwicklungsspriinge
in den betroffenen Wirtschaftsbereichen. Zum Versténdnis der nachfolgenden Tabellen
wird daher noch einmal auf die Neuzuordnung des Gastgewerbes aus den ehemals Ubri-
gen Wirtschaftsbereichen (seit 1995 Wirtschaftsbereich Sonstige Dienstleistungen) in den
heutigen Wirtschaftsbereich Handel, Gastgewerbe und Verkehr (ehemals Wirtschaftsbe-
reich Handel, Verkehr und Nachrichtentbermittlung) hingewiesen.

In Tabelle 2 sind die Ergebnisse fir die Selbstandigen ohne Beschéftigte nach Wirt-
schaftsbereichen zusammengestellt. Deutlich zu erkennen ist, dal3 der Schwerpunkt der
wirtschaftlichen Aktivitat der allein arbeitenden Selbstandigen, gemessen an der Zahl, bei
den Ubrigen Wirtschaftsbereichen beziehungsweise Sonstigen Dienstleistungen liegt. Ihre
Zahl stieg dort im betrachteten Zeitraum um mehr als ein Drittel auf fast 0,8 Millionen.
Der Anteil nahm gegeniiber 1991 um 2,9 Prozentpunkte zu. Im Gegensatz zu den anderen
Bereichen kann hier eine steigende Tendenz ausgemacht werden. Selbst die Ausgliede-
rung des Gastgewerbes 1995 &nderte nichts daran. 1997 sind in Deutschland somit fast
0,8 Millionen Selbsténdige ohne weitere Beschaftigte im Wirtschaftsbereich der Sonstigen
Dienstleistungen tétig. Das entspricht einem Anteil von 44 Prozent der untersuchten Gruppe.

Einen ganzlich anderen Verlauf zeigen die Ergebnisse fir den Sektor Land- und Forst-
wirtschaft, Fischerei (vgl. Tabelle 2). Sowohl die absolute Zahl als auch die Quote ver-

minderten sich kontinuierlich. Konnten 1991 nach uber 0,3 Millionen Selbsténdige ohne

Beschaftigte in diesem Wirtschaftsbereich gezéhlt werden, so warg®9&snur noch

etwas uber 0,2 Millionen Personen. Von den Selbstédndigen ohne Beschéftigte sind statt
der urspriinglichen 22,1 Prozent nur noch 12,7 Prozent in diesem Wirtschaftsbereich
erwerbswirtschaftlich aktiv. Das entspricht einem Riickgang von tber 9 Prozentpunkten.

Ab 1995 machen sich bei der Entwicklung des Wirtschaftsbereichs Handel, Gastgewerbe
und Verkehr die Umgruppierungen der WZ 93 bemerkbar. Bis zu diesem Jahr sind keine
gravierenden Verénderungen hinsichtlich der absoluten Zahl und des Anteils der in die-
sem Bereich arbeitenden Selbstdndigen ohne Beschéftigte zu beobachten. In den Jahren
1991 bis 1994 waren etwa 0,3 Millionen der genannten Selbstandigen in diesem Sektor
tatig. 1995 vergroRerte sich dann die Zahl auf fast eine halbe Million. Die Quote, die vor
der Umgruppierung des Gastgewerbes um 21 Prozent schwankte, liegt seitdem zwischen
27 Prozent und 28 Prozent. Im Produzierenden Gewerbe finden sich 1997 immerhin noch
knapp 0,3 Millionen oder gut 16 Prozent der Selbstdndigen ohne Beschéftigte. Dieser
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Anteil war trotz der wachsenden absoluten Zahl in diesem Sektor - mit zwei Ausnahmen -
Uber die Jahre gesehen relativ stabil.

Tabelle 2: Selbstindige ohne Beschiftigte nach Wirtschaftsbereichen in
Deutschland, 1991-1997

Selbstandige Davon im Wirtschaftsbereich
0. Besch.
Jahr insg. 1 2 3 4
1 000 1000] % [1000] % [1000] % [1000] %
1991 1383 305 22,1| 208 15,0| 301 21,8| 569 41,1
1992 1378 275 20,0 | 223 16,2 | 297 21,6 | 584 424
1993 1412 271 19,2 | 236 16,7 | 295 20,9 | 610 43,2
1994 1446 253 175|232 16,0 | 308 21,3 | 653 45,2
1995 1515 248 16,4 | 229 15,1 | 425 28,1 | 613 40,5
1996 1641 221 135|276 16,8 | 446 27,2 | 699 42,6
1997 1752 223 12,7 | 283 16,2 | 473 27,0 771 44,0
Quelle: Statistisches Bundesamt, Ergebnisse des Mikrozensus, verschiedene Jahrgange.
Selbst. 0. Besch. insg.: Selbstandige ohne Beschéftigte insgesamt
Wirtschaftsbereich 1: Land- und Forstwirtschaft, Fischerei
Wirtschaftsbereich 2: Produzierendes Gewerbe
Wirtschaftsbereich 3: Handel, Verkehr und Nachrichtentibermittlung/Handel, Gastgewerbe
und Verkehr
Wirtschaftsbereich 4: Ubrige Wirtschaftsbereiche/Sonstige Dienstleistungen

Wird die Verteilung der Selbstandigen ohne Beschéftigte auf die einzelnen Wirtschaftsbe-
reiche in Deutschland getrennt nach dem Geschlecht verfolgt, 1&Rt sich festhalten, dal3
jeweils der groRte Anteil in den Ubrigen Wirtschaftsbereichen/Sonstigen Dienstleistungen
aktiv ist (vgl. Tabellen 3 und 4). Dal trotz der Einfilhrung der neuen Wirtschaftszweig-
systematik sowohl die absoluten Zahlen als auch die Quoten der Selbstandigen ohne
Beschaftigte in diesem Wirtschaftsbereich nicht abgenommen haben, ist vor allem auf die
starkere Zunahme bei den Mannern zurtickzufiihren. 38,4 Prozent oder fast eine halbe
Million der knapp 1,1 Millionen mannlichen Selbstandigen ohne Beschaftigte waren 1997
in diesem Wirtschaftsbereich aktiv. Im Jahr 1991 waren es erst 33,7 Prozent. Die absolute
Zahl nahm um mehr als 0,1 Millionen Personen zu.

Bezogen auf die jeweilige Gesamtzahl der mannlichen beziehungsweise weiblichen Selb-
sténdigen ohne Beschéftigte liegt der Anteil der Ménner, die im Wirtschaftsbereich Han-
del, Verkehr und Nachrichteniibermittlung/Handel, Gastgewerbe und Verkehr arbeiten mit
25,4 Prozent knapp 5 Prozentpunkte unter dem ihrer weiblichen Kolleginnen. Damit sind
seit der Neuzuordnung 1995 etwa ein Viertel der gut 1,2 Millionen selbstandigen Mé&nner
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hier erwerbswirtschaftlich aktiv. Wahrend ihre Quote im Produzierenden Gewerbe von
1991 bis 1997 keine gréReren Verédnderungen aufweist, sinkt diese im Wirtschaftsbereich
Land- und Forstwirtschaft, Fischerei um nahezu 12 Prozentpunkte. Im Gegensatz zum
Bereich des Produzierenden Gewerbes nimmt in diesem Sektor zusatzlich auch die abso-
lute Zahl der allein arbeitenden méannlichen Selbstandigen ab (vgl. Tabelle 3).

Tabelle 3: Selbstindige Manner ohne Beschiftigte nach
Wirtschaftsbereichen in Deutschland, 1991-1997

selbst. Manner Davon im Wirtschaftsbereich
ohne Besch.
Jahr insg. 1 2 3 4
1 000 1000 % [1000] % [1000] % [1000] %
1991 953 265 27,8 | 172 18,0 | 195 20,5 | 321 33,7
1992 947 238 25,1 | 189 20,0 | 192 20,3 | 329 34,7
1993 961 234 243|189 19,7 | 190 19,8 | 348 36,2
1994 989 218 22,0 | 194 196 | 197 199 | 379 38,3
1995 1027 209 20,4 | 188 18,3 | 273 26,6 | 357 34,8
1996 1108 189 17,1 | 230 20,8 | 285 25,7 | 404 36,5
1997 1175 187 15,9 ]| 239 20,3 | 299 254 | 451 38,4
Quelle: Statistisches Bundesamt, Ergebnisse des Mikrozensus, verschiedene Jahrgange
selbst. Manner ohne Besch. insg.: selbstandige Manner ohne Beschéftigte insgesamt
Wirtschaftsbereich 1: Land- und Forstwirtschaft, Fischerei
Wirtschaftsbereich 2: Produzierendes Gewerbe
Wirtschaftsbereich 3: Handel, Verkehr und Nachrichtentibermittiung/Handel,
Gastgewerbe und Verkehr
Wirtschaftsbereich 4: Ubrige Wirtschaftsbereiche/Sonstige Dienstleistungen

Trotz des nach der Umgruppierung der Wirtschaftsbereiche von 57,7 Prozent auf 55,5

Prozent gesunkenen Anteils selbstandiger Frauen ohne Beschétftigte in den Ubrigen Wirt-
schaftsbereichen/Sonstigen Dienstleistungen, ist ihre absolute Zahl auf tber 0,3 Millionen
gestiegen (vgl. Tabelle 4). Im Jahr 1991 waren es erst eine Viertel Million selbstandige
Frauen ohne Beschéftigte. Der Wirtschaftsbereich Handel, Verkehr und Nachrichten-
Ubermittlung/Handel, Gastgewerbe und Verkehr rangiert bei den Frauen im betrachteten
Zeitraum mit einem Anteil zwischen 25 und 30 Prozent auf dem zweiten Platz. Nur noch
bis 1992 finden sich im Sektor Land- und Forstwirtschaft, Fischerei mehr allein arbei-
tende selbstéandige Frauen als im Produzierenden Gewerbe. Danach ruckte der Agrarbe-
reich auf den vierten Platz.
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Tabelle 4: Selbstindige Frauen ohne Beschiftigte nach
Wirtschaftsbereichen in Deutschland, 1991-1997

selbst. Frauen Davon im Wirtschaftsbereich
ohne Besch.
Jahr insg. 1 2 3 4
1 000 1000] % [1000] % [1000] % [1000] %
1991 430 40 9,3 36 8,4 106 24,7\ 248 57,7
1992 432 37 8,6 34 7,9 105 24,3] 255 59,0
1993 450 37 8,2 46 10,2 106 23,6/ 261 58,0
1994 457 35 7,7 38 8,3] 110 24,1 274 60,0
1995 488 38 7,8 42 8,6/ 152 31,1} 256 525
1996 533 32 6,0 46 8,6/ 160 30,0/ 296 55,5
1997 577 36 6,2 47 8,1 174 30,2/ 320 555
Quelle: Statistisches Bundesamt, Ergebnisse des Mikrozensus, verschiedene Jahrgange
selbst. Frauen ohne Besch. insg.: selbsténdige Frauen ohne Beschéftigte insgesamt
Wirtschaftsbereich 1: Land- und Forstwirtschaft, Fischerei
Wirtschaftsbereich 2: Produzierendes Gewerbe
Wirtschaftsbereich 3: Handel, Verkehr und Nachrichtenibermittlung/Handel,
Gastgewerbe und Verkehr
Wirtschaftsbereich 4: Ubrige Wirtschaftsbereiche/Sonstige Dienstleistungen

Im Konzept des Haushalts-Unternehmens-Komplexes ist grundséatzlich auch selbsténdige
erwerbswirtschaftliche Nebentéatigkeit vorgesehen. Daher werden im nachsten Abschnitt

die Ergebnisse des Mikrozensus zur zweiten Erwerbstétigkeit vorgestellt. Sie komplettie-

ren das Bild der Selbstandigen ohne Beschéftigte.

4.3.3 Grunddaten zur zweiten Erwerbstatigkeit

Im wiedervereinigten Deutschland zeigen die absoluten Zahlen fur die in der zweiten
Erwerbstatigkeit Selbstandigen sowohl insgesamt als auch fur die Selbstdndigen ohne
Beschaftigte einen uneinheitlichen Verlauf (vgl. Tabelle 5).

Bemerkenswert ist die abrupte Zunahme 1995, die bislang auch den Maximalwert mar-
kiert. Die Zahlen insgesamt bewegen sich zwischen 0,27 Millionen 1992 und 0,42 Mil-
lionen im Jahr 1995. Wie der Tabelle entnommen werden kann, hat sich der Anteil der
nebenberuflichen Selbstandigen ohne Beschéftigte im Verlauf der betrachteten Jahre zwar
um 2,5 Prozentpunkte verringert, aber mit tilber 87 Prozent dominiert diese Gruppe immer
noch das Bild der in der zweiten Erwerbstatigkeit Selbstandigen. Allerdings hat sich
deren Zusammensetzung verandert. Immer haufiger finden sich selbstandige Frauen ohne
weitere Mitarbeiter in der zweiten Erwerbstétigkeit. Ihr Anteil an den Selbstandigen ohne
Beschaftigte vergroRerte sich um 8,3 Prozentpunkte von 17 Prozent im Jahr 1991 auf 25,3
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Prozent im Jahr 1997. Damit machen sie mittlerweile Uber ein Viertel der knapp 0,4 Mil-
lionen in der zweiten Erwerbstatigkeit selbstédndigen Personen aus. Der Anteil der Manner

verringerte sich entsprechend von 83 Prozent auf 74,7 Prozent (vgl. Tabelle 5).

Tabelle 5: Selbstindige ohne Beschiftigte in der zweiten Erwerbstétigkeit
nach dem Geschlecht in Deutschland, 1991-1997

Selbstandige davon Selbstandige ohne Beschéftigte
Jahr | insgesamt zusammen Manner Frauen
1 000 1000 | % 1000 | % 1000 | %

1991 316 283 89,6 235 83,0 48 17,0
1992 274 243 88,7 205 84,4 39 16,0
1993 287 251 87,5 204 81,3 47 18,7
1994 282 246 87,2 197 80,1 49 19,9
1995 417 362 86,8 279 77,1 83 22,9
1996 386 334 86,5 249 74,6 85 25,4
1997 395 344 87,1 257 74,7 87 25,3

Quedle Mittellung des Statistischen Bundesamtes, Ergebnisse des Mikrozensus, verschiedene Jahrgange.

5. Zusammenfassung

Haushalts-Unternehmens-Komplexe sind kleinbetriebliche Verbundsysteme von Privat-
haushalten und zugehérigen Unternehmungen. Diese soziodkonomischen Einheiten sind
im wesentlichen durch die beiden Schliisselmerkmale ,selbstdndige Erwerbstétigkeit” im
Haupt- oder Nebenerwerb sowie ,geringe UnternehmensgréRe” gekennzeichnet. Aller-
dings ist die Festlegung der Grof3e nicht unproblematisch. Mit Blick auf rechtliche Rege-
lungen wurde hier die Grenze bei bis zu vier Arbeithehmern gezogen. Haushalts- und
Familienformen sind nicht vorgegeben. Vielmehr zielt die makrostatistische Analyse darauf,
Informationen tber das primére Sozialsystem der ,kleinen* Selbstandigen zu erhalten.

Zur Klarung der Entwicklung von Umfang und Struktur von Haushalts-Unternehmens-
Komplexen wurde auf die Daten des Mikrozensus zurlickgegriffen, denn er bietet neben
Ergebnissen zu Selbstéandigen ohne Beschéftigte auch den Nachweis des Haushalts- und
Familienzusammenhangs. Die Datenauswertung basiert auf den Ergebnissen der allge-
mein zuganglichen Tabellenbénde, die vom Statistisches Bundesamt herausgegeben wer-
den. Sie knupft an die erwerbsstatistische Kategorie der in erster und zweiter Erwerbsta-
tigkeit Selbstdndigen an und hier insbesondere an die Selbstdndigen ohne Beschétftigte.
Sie stellen fur die Untersuchung des Sektors der Haushalts-Unternehmens-Komplexe eine
geeignete Kategorie dar.
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Die Gleichsetzung von Selbstdndigen ohne Beschéftigte mit Haushalts-Unternehmens-
Komplexen ist durchaus legitim, denn Selbstandige ohne Beschéftigte arbeiten gegebe-
nenfalls in ihrem Unternehmen nur mit mithelfenden Familienangehdrigen und/oder mit
weiteren Miteigentiimern zusammen. Beide Mdoglichkeiten sind mit dem Konzept des
Haushalts-Unternehmens-Komplexes vereinbar. Zwar existieren noch weitere Angaben zu
Mitarbeiterzahlen von Selbsténdigen, allerdings werden in den zugehérigen Fragen Wirt-
schaftseinheiten zugrunde gelegt (Betriebe und Arbeitsstatten), die keine Unternehmen im
Sinn der amtlichen Statistik sind. Die entsprechenden Ergebnisse dirfen daher streng
genommen nicht fir Aussagen zu auftretenden UnternehmensgréfR3enklassen bei den
Selbstandigen herangezogen werden. Daher kdnnen die selbstandig Erwerbstétigen mit
bis zu vier Arbeitnehmern im Unternehmen nicht mit Hilfe des Mikrozensus nachgewie-
sen werden. Die durch Gleichsetzung von Selbstédndigen ohne Beschéftigte mit Haushalts-
Unternehmens-Komplexen ermittelten Zahlen stellen also die Untergrenze des Bestands
an Haushalts-Unternehmens-Komplexen dar.

Obwohl eine Vielzahl soziodemographischer und soziotkonomischer Merkmale bei den
Selbstandigen erhoben wird, konnte der Haushalts- und Familienkontext der Selbsténdi-
gen ohne Beschéftigte nicht untersucht werden. Die Ergebnisse hierzu werden nicht in
den allgemein zugéanglichen Tabellenbadnden veréffentlicht. Daher beschrankt sich die
statistische Dokumentation auf die vorhandenen Angaben zur Zahl der Selbstandigen
ohne Beschéftigte gegliedert nach dem Geschlecht, dem Wirtschaftsbereich der Aktivitéat
und der ersten beziehungsweise zweiten Erwerbstétigkeit. Ermittelt wurden die Zahlen fir
die Jahre 1991 bis 1997 im wiedervereinigten Deutschland.

Hinsichtlich der Entwicklung von Umfang und Struktur von Haushalts-Unternehmens-
Komplexen kann demnach folgendes festgehalten werden:

Sowohl die absolute Zahl als auch der Anteil von Haushalts-Unternehmens-Komplexen
an den selbstandig Erwerbstéatigen zeigen ein bereits langer andauerndes Wachstum. Von
1991 bis 1997 stieg die Zahl der Selbstéandigen ohne Beschéftigte von knapp 1,4 auf fast
1,8 Millionen. Damit lebte und arbeitete 1997 mindestens die Halfte der tber 3,5 Millio-
nen Selbstandigen in einem Haushalts-Unternehmens-Komplex. Etwa ein Drittel davon
waren Frauen.

Gegliedert nach Wirtschaftsbereichen zeigt sich fur Selbstédndige ohne Beschaftigte und
den entsprechenden Haushalts-Unternehmens-Komplexen, daf} diese insbesondere in den
Ubrigen Wirtschaftsbereichen/Sonstigen Dienstleistungen aktiv sind. 44 Prozent der
Haushalts-Unternehmens-Komplexe finden sich in diesem Sektor, der damit an erster
Stelle steht. Gegentiber 1991 hat die Quote um knapp 3 Prozentpunkte zugelegt. Wegen
des Bedeutungsverlustes der Land- und Forstwirtschaft, Fischerei (12,7 Prozent) rangie-
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ren 1997 die Bereiche Handel, Gastgewerbe und Verkehr (27 Prozent) sowie Produzie-
rendes Gewerbe (16,2 Prozent) auf dem zweiten und dritten Platz.

Der Anteil der Manner, die in einem Haushalts-Unternehmens-Komplex leben und arbei-
ten, ist in den Sonstigen Dienstleistungen besonders hoch. Noch ausgepragter ist er aber
bei den Frauen. An zweiter Stelle stehen bei beiden Geschlechtern Handel, Gastgewerbe
und Verkehr. Im Produzierenden Gewerbe finden sich hingegen eher selbstédndige Manner
ohne Beschéftigte. Gleiches gilt fur den Bereich Land- und Forstwirtschaft, Fischerei.

Auch im Rahmen einer zweiten Erwerbstatigkeit tauchen Haushalts-Unternehmens-Kom-
plexe verstéarkt auf. Von den knapp 0,4 Millionen (1997) in der zweiten Erwerbstéatigkeit
Selbstandigen hatten tber 87 Prozent keine weiteren Beschéftigten. Drei Viertel davon
waren Manner und ein Viertel Frauen, deren Anteil an den Selbstdndigen ohne Beschéf-
tigte in der zweiten Erwerbstatigkeit seit 1991 gestiegen ist.

Haushalts-Unternehmens-Komplexe haben demnach, gemessen an ihrer Zahl, eine wach-
sende Bedeutung. Sie sind insbesondere im Wirtschaftsbereich Sonstige Dienstleistungen
und im Nebenerwerb vertreten. Aufgrund des Wandels von der Industrie- zur Dienstlei-
stungsgesellschaft und der Zunahme von Mehrfachbeschéaftigung kann daher angenom-
men werden, dal} die Zahl kleinbetrieblicher Verbundsysteme von Haushalt und Unter-
nehmen noch weiter zunehmen wird. Um mehr tber diese soziokonomischen Einheiten
zu erfahren, ist deren Strukturanalyse auf Haushalts- und Familienebene notwendig.

Diese Analyse war bislang wegen des begrenzten Zugangs zum Datenmaterial entweder
nicht oder nur tUber kostentrdchtige Sonderauswertungen durch das Statistische Bundes-
amt moglich. Die Bereitstellung des Datenfiles des Mikrozensus 1995 schafft hier eine
finanzierbare Abhilfe. Der néchste Arbeitsschritt wird daher die Analyse der anonymi-
sierten Daten unter dem Gesichtspunkt der Ermittlung von Haushalts- und Familienfor-
men bei ,kleinen* Selbstandigen umfassen. Um die Entwicklung von Umfang und Struk-
tur von Haushalts-Unternehmens-Komplexen regelméafig verfolgen zu kdnnen, wére es
winschenswert, wenn dem 95er Datenfile noch weitere folgen wirden.
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TATIGKEITSSPEKTRUM UND VERDIENST VON
INGENIEUREN UND NATURWISSENSCHAFTLERN

FRIEDHELM PFEIFFER"

I n diesem Beitrag werden aus einer arbeitsmarktokonomischen und humankapitaltheoreti-
schen Perspektive ausgewahlte Aspekte der beruflichen Tatigkeit von Ingenieuren und
Naturwissenschaftlern mit den drei Mikrozensuserhebungen 1991, 1993, 1995 vorgestellt,
darunter Analysen der wichtigsten Tatigkeitsfelder, der Nettomonatsverdienste, sowie der
Bestimmungsgrunde der Selbsténdigkeit. Unter Ingenieuren und Naturwissenschaftlern gibt
es spezifische berufliche Spezialisierungsmuster, die auch davon abh&éngen, ob die Ausbil-
dung an einer Hochschule oder einer Fachhochschule erfolgte. Die Verdienstanalyse zeigt,
daf langerfristig ein stabiler Zusammenhang zwischen der Hohe der Ausbildungsinvestitio-
nen und dem Verdienst besteht. Die hervorragenden Potentiale des Mikrozensus zur Ar-
beitsmarktanalyse auch fiir vergleichsweise kleine Teilgruppen des Arbeitsmarktes wiirden
noch verbessert, wenn Verknipfungen der Individualdaten tber die verschiedenen Erhe-
bungsperioden ermdglicht wirden.

his paper analyses the main fields of activities and the determinants of income and

occupational choice in a sample of engineers and natural scientists taken from the
sMikrozensus® 1991, 1993, 1995. Engineers and natural scientists develop specific pat-
terns of occupational specialisation, which depend among other things on the length of
their education. University graduates (five years of education) for example are more often
employed in research departments than the graduates from technical universities (four
years of education) and engineers are more often part of the management than natural
scientists. The returns to investment in an additional year of education (from four to five
years) are around 7 to 8 %. The German ,Mikrozensus" as an important research tool for
labour economists could be improved if individuals between different cross-sections
could be identified.

*

Die Ergdlung dieser Arbeit wurde von der Deutschen Forschungsgemeinschaft im Rahmen des
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1. Einleitung

Der Mikrozensus ist trotz des grolRen Beobachtungsumfangs, des Fragenspektrums und
der RegelmaRigkeit der Erhebung eine noch vergleichsweise wenig genutzte Quelle der
empirischen Arbeitsmarkt- und Wirtschaftsforschung. Dabei erlauben insbesondere Be-
obachtungsumfang und RegelméRigkeit systematische Untersuchungen auch von Teil-
gruppen von Erwerbstatigen, die in den in Deutschland Uberwiegend auf dem Sozio-6ko-
nomischen Panel aufbauenden empirischen Arbeitsmarktanalysen nicht moglich sind. Das
trifft z.B. fur die Gruppe der etwa 1,6 Millionen Ingenieure und Naturwissenschaftler zu,
die von ihrer Ausbildung her die methodischen und fachlichen Kernkompetenzen fir die
technologische Leistungsfahigkeit Deutschlands erworben haben.

In der vorliegenden Studie werden aus einer arbeitsmarktdkonomischen und humankapi-
taltheoretischen Perspektive ausgewahlte Aspekte der beruflichen Tétigkeit von Ingenieu-
ren und Naturwissenschaftlern mit den drei Mikrozensuserhebungen 1991, 1993, 1995
vorgestellt, darunter Analysen der wichtigsten Téatigkeitsfelder, der Nettomonatsver-
dienste, sowie der Bestimmungsgriinde der Selbstandigkeit.

Informationstechnologien verstéarken die in allen Industrienationen beobachtete Verschie-
bung der Arbeitsnachfrage hin zu Héherqualifizierten, die sich u.a. bis in die Forschungs-
und Entwicklungsabteilungen der Unternehmen und die Beschéftigung von Universitéts-
vs. Fachhochschulabsolventen nachweisen 1a3t. Die damit einher gehenden Impulse fur
Arbeitsangebot und —nachfrage, die Lohnverteilung und ebenso die Wahl der beruflichen
Stellung stehen im Mittelpunkt der Arbeitsmarkt- und Bildungsforschung (vgl. z.B. Ber-
man/Bound/Griliches 1994; Franz 1996; Gerlach/HUbler/Meyer 1998; Pfeiffer/Pohlmeier
1998; OECD 1996; Tessaring 1998; von Weizséacker 1998).

Die Daten des Mikrozensus, den das Statistische Bundesamt in jahrlichem Abstand er-
hebt, erlauben eine mikro6konomische, auf Einzelpersonen aufbauende Analyse dieser
Veranderungsprozesse. Es werden Informationen zur individuellen beruflichen Qualifika-
tion (einschlieBlich der Studienfachrichtung), zum Erwerbseinkommen, zur sektoralen
und betrieblichen Verortung des Arbeitsplatzes und zur beruflichen Stellung erhoben.

Die Arbeit ist wie folgt aufgebaut. Der folgende Abschnitt enthalt Anmerkungen zur

beruflichen Spezialisierung aus humankapitaltheoretischer Sicht. In Abschnitt drei wird
die Datenbasis vorgestellt. Abschnitt vier enthélt die Analyse der Tatigkeitsfelder, Ab-
schnitt finf die Verdienstanalyse und Abschnitt sechs die Analyse der Bestimmungs-
griinde der Selbstandigkeit. Der letzte Abschnitt enthalt einen Forschungsausblick.
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2. Humankapitaltheoretische Anmerkungen zur beruflichen
Spezialisierung

Ziel der Humankapitaltheorie ist es, die individuelle Nachfrage nach Bildung, d.h. nach
Investitionen in Humankapital in Abh&ngigkeit von Fahigkeiten, Nutzenvorstellungen
und der Lage auf dem Arbeitsmarkt zu erklaren. Neben der Léange der Erstausbildung
werden Aussagen zur Hohe von Humankapitalinvestitionen wéahrend des Erwerbslebens
abgeleitet. Erwartungen tber die Folgen von heutigen Humankapitalinvestitionen und den
daraus resultierenden zukinftigen Einkommen spielen eine wichtige Rolle.

In den Modellen wird unterstellt, daR individuelle Féhigkeiten erweiter- und entwickelbar
sind. Um eine Verbesserung zu bewirken, muf} jedoch zeitlich vorgelagert Aufwand in
Form von Zeit und/oder Lernmitteln betrieben werden. Die Verbesserung individueller
Fahigkeiten hangt vom bereits erreichten Qualifikationsniveau ab. Uber die Entwicklung
des Lohnsatzes in Abhé&ngigkeit vom Humankapital werden spezifische Annahmen ge-
troffen. In vielen Modellen werden vollkommene Arbeitsméarkte mit perfekter Voraussicht
seitens der Individuen angenomndien.

Im Rahmen der Humankapitaltheorie betrifft die individuelle Entscheidung in der Regel
die Wahl der Erstausbildung (insbesondere Léange und Ausbildungsaufwand) sowie den
zeitlichen Aufwand fur Weiterbildung im Arbeitsleben. Individuelle Fahigkeiten und
Eigenschaften, Zeitpraferenzen, die Lange des Arbeitslebens ebenso wie die Arbeitszeit,
die Preise der Ausbildungsgiter, die staatlichen Institutionen sowie die auf dem Arbeits-
markt erzielbaren Léhne in den verschiedenen Qualifikationsstufen sind fur die indivi-
duelle Entscheidung vorgegebene GrofRen, bzw. es wird perfekte Voraussicht unter Be-
achtung allgemeiner Gleichgewichtseffekte unterstellt.

Humankapital ist eine vieldimensionale Grofl3e. Becker (1983) unterscheidet zwischen
allgemeinem und spezifischem Humankapital. Allgemeines Humankapital ist definitions-
geman zwischen Sektoren, Firmen und Berufen transferierbar. Spezifisches Wissen ist nur
begrenzt transferierbar. Die Kenntnisse kénnen arbeitgeberspezifisch, berufsspezifisch,
sektorenspezifisch oder technikspezifisch sein. Da viel dafur spricht, dal die 6konomi-
schen Vorteile von Spezialisierung und Arbeitsteilung enorm sind (vgl. z. B. Becker/
Murphy 1992), sind Investitionen in spezifisches Humankapital erforderlich und lohnend.
Andererseits ist hier das Risiko einer Entwertung im technischen und institutionellen

1 Vgl von Weizsacker (1986). Der Humankapitalansatz wurde in verschiedener Hinsicht erganzt. In
der neueren Wachstumtheorie werden externe Effekte von Bildung berticksichtigt (z.B. Lucas 1988).
Informationstheoretische Aspekte von Bildungsinvestitionen werden in Auslese- Signal- und
Sortiermodellen untersucht (vgl. z.B. Weiss 1995).
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Wandel hoher als bei allgemeinem Humankapital. Das Ausmalf3 der Entwertung hangt von
der Art des Wissens und der Schnelligkeit des Wandels ab.

Bildungsinstitutionen spielen demnach eine wichtige Rolle fir den Pfad des technischen
Fortschritts und der wirtschaftlichen Entwicklung generell. Das Bildungsangebot be-
stimmt die Mdglichkeiten der beruflichen Spezialisierung in personengebundenes Hu-
mankapital (vgl. Clar/Doré/Mohr 1997). Die 6konomische Vorteilhaftigkeit der Speziali-
sierung (z.B. Elektroingenieur, Machinenbauingenieur, Chemiker, Physiker, Kaufmann)
hangt dabei wesentlich von der Héhe der Kosten ab, die durch die Koordination der Spe-
zialisten untereinander entstehen. Becker/Murphy (1992) zufolge ist die zunehmende
berufliche Spezialisierung aufgrund der Zunahme des Wissens grundsétzlich vorteilhaft,
wenngleich die Koordinationskosten nicht unterschétzt werden dirfen. Informations- und
Kommunikationstechnologien dirften aufgrund ihres Potentials zur Reduktion der Koor-
dinationskosten dazu beitragen, dall die berufliche Differenzierung und Spezialisierung
im Arbeitsleben eher noch weiter zunehmen wird. Die neuen Technologien bieten zudem
neue Arbeitsplatze mit neuen Qualifikationsprofilen, die selbst wieder Raum fiir eine
verstarkte berufliche Differenzierung schaffen.

Der Aufbau von Humankapital kostet Zeit und Ressourcen. Falls allgemeines Humanka-
pital den Aufbau von spezifischem Humankapital erleichtert (Komplementaritatshypo-
these von allgemeinem und spezifischen Humankapital, Mincer 1974), ist bei groRRer
Unsicherheit Gber die weitere wirtschaftliche und technische Entwicklung eine Verschie-
bung hin zu mehr allgemeinem Humankapital lohnend. Das ist sicher ein wichtiger Grund
fur die beobachtete Zunahme von hdherer Bildung und besserer Allgemeinbildung in
allen Industrienationen. Bei absehbarer Entwicklung, ohne technische oder andere
Schocks, wére es demgegeniber profitabel, sich bereits in friihen Jahren starker beruflich
zu spezialisieren. Je nach Art und Geschwindigkeit des Wandels einer Region oder
Industrie gibt es theoretisch ein optimales Verhéltnis von allgemeinem und spezifischem
Humankapital. Allgemeines Humankapital ist insbesondere notwendig, um die Kosten des
Aufbaus und der Veranderung von spezifischem Humankapital im Laufe des Erwerbsle-
bens gering zu halten.

3. Datenbasis: der Mikrozensus

Der Mikrozensus ist eine jahrliche Haushaltsbefragung des Statistischen Bundesamtes im
Umfang von 1 % der Gesamtbevélkerung, bei der die Haushaltsmitglieder direkt durch
einen Interviewer zu bestimmten Themenkomplexen befragt werden. Die Durchfiihrung
des Mikrozensus ist gesetzlich vorgeschrieben und geregelt. Der Mikrozensus unterliegt
dem Berichtswochenkonzept, das heildt die Merkmale der befragten Personen werden fir
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eine festgelegte Berichtswoche ermittelt. Neben sozio-demographischen Informationen
(Geschlecht, Alter, Familienstand, Staatsangehérigkeit) werden u.a. die Bereiche Er-
werbstatigkeit und Beruf, Quellen des Lebensunterhaltes und Aus- und Weiterbildung
erfal3t. Nicht alle Angaben werden jahrlich erhoben. Insbesondere die Angaben zur Aus-
und Weiterbildung und zur Fachrichtung des Ausbildungsabschluf3es werden nach dem
Mikrozensusgesetz in der Fassung vom 10.6.1985 in zweijéahrigen Rhythmus erhoben, die
weitgehend fiir die Erhebungen bis zum Jahre 1995 g&lten.

Das Zentrum fur Europaische Wirtschaftsforschung (ZEW) in Mannheim verfuigt tber
eine 70 %-Stichprobe des Mikrozensus 1991, 1993 und 1995. Im Jahre 1991 enthélt die
70 %-Stichprobe 515.886 Personen, von denen 231.516 erwerbstatig und 16.514 er-
werbslos sind. Die 70 %-Stichprobe des Mikrozensus 1993 umfaf3t 513.830 Personen,
von denen 220.421 erwerbstétig und 23.090 erwerbslos sind. Die 70 %-Stichprobe des
Mikrozensus 1995 umfal3t 514.630 Personen.

Aus den 70 %-ZEW-Stichproben der drei Jahrgange werden fir die Analysen Stichproben
von Akademikern der Fachrichtung Natur- und Ingenieurswissenschaften ausgewahlt, die
erwerbstétig sind. Wahrend ein Teil der Fragen im Mikrozensus Pflicht ist und insofern
immer beantwortet werden muf3 (z.B. Alter, Nationalitdt, Erwerbstétigkeit) sind die An-
gaben zur Aus- und Weiterbildung freiwillig. Das betrifft auch die Angaben zur Fach-
richtung bei Hochschulabsolventen, die im Zweijahresrhythmus erfragt werden (z.B.
1991, 1993, 1995). Entsprechend kdnnen die Angaben zu diesen Informationen fehlen.
Die Angaben zum hdchsten Schulabschlul3, zum hdchsten Berufsausbildungsabschluf3,
zur Weiterbildung und zu den einzelnen Fachrichtungen fehlen fur bis zu maximal 10 %
der Personen (vgl. Pfeiffer/Falk 1999). Im folgenden geht es daher nicht darum, die Zahl
der erwerbstétigen Ingenieure und Naturwissenschaftler hochzurechnen.

Die Informationen des Mikrozensus erlauben eine Verknupfung der Studienfachrichtung
und des Verdienstes mit sektoralen und betrieblichen Informationen zum Arbeitsplatz und
zur beruflichen Téatigkeit (z.B. Forschung und Entwicklung, FuBus 6konomischer
Sicht ist weniger die H6he und Art einer zertifizierten Qualifikation, sondern vielmehr das
mit Bildungsinvestitionen zuséatzlich erzielbare Einkommen wichtig. Aus theoretischer

2 Am 17. Januar 1996 ist das Mikrozensusgesetz modifiziert worden. Danach ergeben sich fiir even-
tuelle zukiinftige Analysen Anderungen. Die Informationen zur beruflichen Aus- und Weiterbildung
werden im jahrlichen Rhythmus abgefragt. Das Jahr des hochsten beruflichen Ausbildungs- oder
Hochschulabschlusses sowie die Fachrichtung wird nur mehr im vierjahrigen Rhythmus erhoben. Die
erste Erhebung fand im Jahre 1996 statt und ist derzeit noch nicht am ZEW verfiigbar.

3 Fur frihere Arbeiten mit den Mikrozensusdaten vgl. Bellmann/Reinberg/Tessaring (1994). Fir
Arbeiten zu Fachrichtungen vgl. Cornelsen (1995).



Preiffer: Titigkeitsspektrum und Verdienst von Ingenieuren und Naturwissenschaftlern 79

Sicht stellt Humankapital den Barwert des im Laufe des Erwerbslebens erzielten Ein-
kommens dar. Insofern ist das im Wirtschaftsprozel? erzielte Einkommen ein wichtiger
Erfolgsindikator von beruflich motivierten Bildungsinvestitionen. Fir die Entwicklung
des Humankapitals spielt auch die Weiterbildung und das Lernen wahrend der Tatigkeit
(,learning by doing"), eine wichtige Rolle. Deren Bedeutung wird im Rahmen der Ver-
dienstanalyse durch Altersklassen modelliert.

Neben dem Verdienst werden Analysen zur Tatigkeit in unterschiedlichen Abteilungen in
Unternehmen sowie zur beruflichen Stellung vorgestellt. Fast jeder zehnte Beschaftigte
kann sich im Mikrozensus keiner Abteilung zuordnen, wohl auch deshalb, weil viele

Kleinunternehmen nicht in Abteilungen organisiert sind.

Im naturwissenschaftlich-technischen Zeitalter stellen Ingenieure und Naturwissenschatftler
einen wesentlichen ,Input” in der Produktion des Wissens dar. Mit den Daten des Mikrozen-
sus konnen die Beschéftigten, die fur die Entwicklung von Innovationen eingesetzt werden,
Uber die Lage des Arbeitsplatzes (Abteilungen) identifiziert werden. Insgesamt werden neun
Abteilungen unterschieden, die fir die Zwecke der Analyse zu flinf zusammengefal3t werden.
Neben Produktion, Logistik, Verwaltung und Geschéftsleitung sind die Abteilungen FuE,
Konstruktion, Musterbau und Design fir die technologische Leistungsfahigkeit von
Interesse. Diese Definition des Forschungs- und Entwicklungsbereichdolgenden mit

FEK (K=Konstruktion) bezeichnet ist noch etwas weiter gefaldt, als es das OSLO-Manual
bei der Definition der Innovationsaktivitaten vorschlagt. So schlief3t diese erweiterte Defini-
tion auch das Design ein, das nur optische Verédnderungen an einem Produkt vornimmt.

4. Analyse der Tétigkeitsfelder

In diesem Abschnitt wird die Fragestellung untersucht, welcher Zusammenhang zwischen
der Studienfachrichtung und der spateren Erwerbstétigkeit besteht. In welchen Abteilun-
gen werden Naturwissenschaftler und Ingenieure, die sich im Studium auf Wissenschaft
und Technik spezialisiert haben, eingesetzt und welche Tatigkeiten werden ausgelibt? Die
in den letzten Jahren steigende Bedeutung qualifizierter Dienstleistungsaufgaben fuhrt
auch in der Gruppe der Hochschulabsolventen zu einem Wandel der beruflichen Téatig-
keitsfelder (siehe BMBF 1998; Licht/Kukuk/Grupp/Hipp 1997). Vom 6ffentlichen Dienst
und der Industrie sind zudem in Zukunft kaum positive Beschéftigungsimpulse zu erwar-
ten. Weiterhin wird die Frage untersucht, wie sich die einzelnen Studienfachrichtungen
auf die Abteilungen, inshesondere die Forschungs-, Entwicklungs- und Konstruktionsab-
teilungen (FEK) verteilen.
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In Deutschland z&hlen im Jahre 1995 die Ingenieure (einschlieRlich der Architekten und
Bauingenieure) mit einem Erwerbspersonenpotential von uber einer Million zur grof3ten
Gruppe der Hochschulabsolventen. Nach den Lehrern und Erziehern folgen an dritter
Stelle die Naturwissenschaftler mit ca. 650.000 Erwerbspersonen.

Die Entwicklung neuer Produkte und Produktionsverfahren erfordert besondere Kennt-
nisse und Fahigkeiten. Wahrend die Ausiibung erlernter Tatigkeiten eher in den Hinter-
grund tritt, werden Kreativitdt und die Generierung neuer ldeen sowie deren Umsetzung
wichtiger. Die Bedeutung von Forschung und Entwicklung wird in der volkswirtschaftli-
chen Betrachtung haufig an den Aufwendungen fir FUE — und flr sonstige Innovations-
aktivitdten — abgelesen. Rund zwei Drittel der FUE-Aufwendungen stellen Personalkosten
dar (vgl. BMBF 1998). Der ,Wissenskapitalstock®, der meist durch Kumulation von FuE-
Aufwendungen der Unternehmen abgebildet wird, ist somit zum grdRReren Teil ein Hu-
mankapitalstock. Die Ergebnisse und Erfahrungen, die bei der Innovationstéatigkeit ge-
sammelt werden, sind nur zum Teil in Form von Schutzrechten und Patenten gesichert.
Meist sind sie im Erfahrungsschatz des FUE-Personals gespeichert.

Eine Aufteilung der Akademiker auf die Tatigkeitsfelder Forschung, Entwicklung und
Konstruktion, Produktion, Marketing, Personal/Finanzen und Geschéftsfihrung fir die Jahre
1991 und 1995 findet sich in der Tabelle 1 fir Fachhochschulabsolventen bzw. der Tabelle 2
fur Hochschulabsolventen. Zwischen 24 % und 36 % der Fachhochschulabsolventen sind im
FEK-Bereich der Wirtschaft beschéaftigt. Von den Universitatsabsolventen sind 38 % der
Ingenieure und bis zu 43% der Physiker im FEK-Bereich beschéftigt. Ingenieure sowie
Chemiker und Physiker sind zudem in der Produktion, in der Geschéaftsleitung und im
Vertrieb tatig.

Fachhochschulingenieure sind gegenuber Universitatsingenieuren eher in der Produktion
tatig, wobei der Anteil zwischen 1991 und 1995 relativ konstant geblieben ist. Im FEK-
Bereich hat der Anteil der Maschinenbau- und der Elektrotechnikingenieure mit FH-
Abschluf’ allerdings etwas ab-, derjenigen der Physiker und Informatiker mit Universi-
tatsabschlul? zugenommen. Die Anteile der Universitats- und Fachhochschulabsolventen,
die in der Geschéftsfihrung tétig sind, unterscheiden sich kaum voneinander. Generell
sind Ingenieure eher als Naturwissenschaftler in der Geschéftsfuhrung tétig. Der Anteil
der Naturwissenschattler ist von 24 im Jahre 1991 auf 2% im Jahre 1995 gestiegen.
Dabei Uberwiegen Forscher, die Chemie, Physik oder Informatik studiert haben. Dies
reflektiert, wie in anderen Unternehmensbereichen auch, den zunehmenden Einsatz von
EDV im FuE-Bereich, wenngleich ein unmittelbarer Zusammenhang zwischen Fachrich-
tung und Tatigkeit nicht zwangslaufig gegeben ist.
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Tabelle 1: Verbleib der Fachhochschulabsolventen nach ausgewahlten
Abteilungen in der Wirtschaft 1991 und 1995 (ABL) (%)
Abteilung Produktion FEK- Marketing, Geschéfts-
Abteilung Absatz fuhrung

Fachrichtung/Jahr 91 95 91 95 91 95 91 9

Ingenieuré 23 24 37 32 14 16 8 9
Maschinenbau 24 24 38 36 12 15 8 1
Elektrotechnik 24 24 38 31 13 16 7 6

Naturwissenschaften 20 19 29 23 14 17 8
Chemie 19 283 34 31 16 21 9 7

b ohne Architekten.

Quelle: 70 % ZEW-Stichprobe Mikrozensus 1991 und 1995; die beiden restlichen Gruppen Finanzen
und keiner Abteilung zuordenbar wurden aus Platzgriinden nicht aufgefiihrt.

Tabelle 2: Verbleib von Universitidtsabsolventen nach ausgewdéhlten
Abteilungen 1991 und 1995 (ABL) (%)

Abteilung Produktion FEK- Marketing, Geschéfts-
Abteilung Absatz fuhrung
Fachrichtung/Jahr 91 9 91 9 91 9% 91 9
Ingenieur@ 16 15 36 38 12 12 10 10
Maschinenbau 16 14 37 3 9 12 11 1
Elektrotechnik 16 15 38 41 14 13 8 8
Naturwissenschaften 8 6 29 2 8 8 7 1
Informatik 6 6 34 30 10 10 3 6
Chemie 13 11 41 39 8 8 9 8
Physik 8 5 42 43 5 5 7 7
b Ohne Architekten.

Quelle: 70 % ZEW-Stichprobe Mikrozensus 1991 und 1995; die beiden restlichen Gruppen Finanzen
und keiner Abteilung zuordenbar wurden aus Platzgriinden nicht aufgefiihrt.

Der offentliche Dienst ist der wichtigste Arbeitgeber fir Hochschulabsolventen. Dessen
Anteil ist rucklaufig. Im friheren Bundesgebiet waren im Jahre 1995 42 % der Hoch-
schulabsolventen im 6ffentlichen Dienst beschéftigt, nach 45 % in 1991. Im Verarbeitenden
Gewerbe waren im Jahre 1995 18 % und in den Ubrigen WirtschaftsbereicBerddil
Akademiker erwerbstatig. Insgesamt sind¥Ser Biologen, 306 der Chemiker, 386 der
Physiker und fast 6@ der Mathematiker im 6ffentlichen Dienst beschéftigt. Wahrend die
Arbeitsmarktlage fur Ingenieure und Chemiker starker von der konjunkturellen Entwicklung
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abhéngt, sind die Naturwissenschaftler im allgemeinen eher von der Einstellungspraxis der
offentlichen Haushalte abhéngig.

5. Verdienstanalysen

In diesem Abschnitt werden die Arbeitsverdienste von Naturwissenschaftlern und Inge-
nieuren differenziert nach Alter, Geschlecht, Fachrichtung, Studienart und nach der Lage
des Arbeitsplatzes quantifiziert. Der Verdienst, den das Unternehmen zahlt, sollte zumin-
dest in der privaten Wirtschaft in etwa dem Beitrag entsprechen, den der Beschéftigte fur
das Unternehmen leistet. Ein Fachhochschul- oder Universitatsabschluf3 muf3 nicht in
allen denkbaren Verwendungen gleich viel ,wert* sein. Ein naturwissenschaftlicher
Hochschulabschlul mag z.B. auRerhalb forschungsintensiver Branchen oder auf3erhalb
der Forschungsabteilung weniger ,wertvoll* im Sinne des monetaren Produktionsbeitra-
ges sein als in FuE-intensiven Branchen oder in anderen Abteilungen.

Methodisch basiert die Untersuchung auf der Schatzung einer empirischen Verdienst-
funktion in der Tradition von Mincer (1974), bei der der Verdienst als Ruckflu? von Bil-
dungsinvestitionen verstanden wird. Dabei wird zwischen den Jahren, die ganz der Aus-
bildung gewidmet sind, und den Jahren der Berufstétigkeit unterschieden, in denen die
berufliche Erfahrungen oder die Weiterbildung als Investitionen in Humankapital inter-
pretiert werden kdnnen.

Als Datengrundlage dient eine Stichprobe von méannlichen erwerbstétigen Hochschulab-
solventen mit naturwissenschaftlichem oder ingenieurswissenschaftlichem AbschluB, die
im Verarbeitenden Gewerbe in den alten Bundeslandern beschéftigt sind. Betrachtet wer-
den ferner nur vollzeiterwerbstétige abhangig Beschéftigte (ohne Beamte), die als Haupt-
erwerbsquelle die abhangige Beschéaftigung angeben, nicht Uber sonstiges Einkommen
verfigen und nicht in der Geschéftsleitung einer Unternehmung tatig sind.

Im Mikrozensus wird das monatlich zur Verfligung stehende Nettoeinkommen in 18 Kate-
gorien erfal3t. Die oberste Kategorie umfaf3t Einkommen Uber 7.500 DM. Einkommen un-
terhalb der 1.400 DM-Grenze werden nicht einbezogen. Die Einkommensgleichung wird
mittels eines geordneten Probitmodells mit bekannten Schranken geschétzt. Dieses Verfahren
beriicksichtigt neben unterschiedlich grofen Einkommensintervallen auch die Zensie-
rungsprobleme oberhalb der 7.500 DM- sowie unterhalb der 1.400 DM-Grenze. Da das
Nettoeinkommen vom Steuer- und Transfersystem abhangt, enthélt die Schéatzgleichung
weitere Kontrollvariablen, darunter Angaben zum Familienstand und zur Haushaltsgrofie.
Aus den ZEW-Stichproben des Mikrozensus der Jahre 1991, 1993 und 1995 erhalt man
zwischen 1.614 und 1.695 vollzeitbeschéftigte Naturwissenschaftler und Ingenieure.
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Die Verdienste von Ingenieuren und Naturwissenschaftlern mit Berufserfahrung im Ver-
arbeitenden Gewerbe haben sich im Zeitraum 1991 und 1995 in der Mehrzahl der Alters-
gruppen positiv entwickelt. Allerdings gibt es hier erhebliche Unterschiede. Insbesondere
in der Altersklasse zwischen 25 und 29 Jahren haben sich die Verdienste im Zeitverlauf
kaum verbessert (siehe Tabelle 3).

Abbildung 1 zeigt die geschatzten Nettoverdienste in Abh&ngigkeit vom Alter. Wahrend
die Verdienste in den hdheren Altersklassen zugenommen haben, sind die Verdienste bei
den jungeren Ingenieuren und Naturwissenschaftlern konstant geblieben. Das Ergebnis
deutet auf den Angebotsiiberhang an qualifizierten Einsteigern in der ersten Halfte der
neunziger Jahre hin. Gerade fir Ingenieure und Naturwissenschaftler sind die Arbeitslo-
senquoten im Zeitraum 1991 bis 1995 stark angestiegen.

Die Verdienste von Ingenieuren und Naturwissenschaftlern unterscheiden sich in Abhan-
gigkeit von den Abteilungen und vom Alter. Der Verdienst in einer FEK-Abteilung liegt
bis zum Alter von etwa 45 Jahren Uber dem Verdienst in den anderen Abteilungen (mit
Ausnahme der Geschéftsleitung) und in den hoheren Altersgruppen darunter. Dieser
Verdienstverlauf, insbesondere der anfanglich fast u# B6here Verdienst, kann als
Entlohnung von Kreativitéat und weiteren unbeobachteten Merkmalen verstanden werden,
die im FEK-Bereich bendtigt werden. Hochschulabsolventen sind also in Forschung und
Entwicklung nicht generell ,wertvoller als in anderen Abteilungen, sondern im wesentli-
chen in den Jahren nach ihrem Studium. Das entspricht der Beobachtung, dafl Hoch-
schulabsolventen zunéchst in FUE eingesetzt werden und dann in andere Abteilungen
wechseln (z.B. in die Geschéftsleitung). Dort ist das Verdienstdifferential mit etwa 20 %
deutlich héher.

Eine Téatigkeit in der Forschung ist somit finanziell attraktiv, insbesondere in jungen

Jahren. Darliber hinaus lohnt sich eine Tatigkeit in den FuE-intensiven Wirtschaftszwei-
gen fur alle abhéngig beschéftigten Ingenieure und Naturwissenschaftler. Im Jahre 1995
lag der Verdienst der in diesen Branchen abhé&ngig beschéaftigten Akademiker bei sonst
gleichen Merkmalen um 5,5 % tber dem Verdienst in den nicht-FuE-intensiven Branchen.

In den alten Bundeslandern sind nur wenige Akademiker auslandischer Staatsangehorig-
keit mit Hochschulabschlu® in den Unternehmen des Verarbeitenden Gewerbes beschaf-
tigt (5 % im Jahre 1991 und % im Jahre 1995). Ihr Verdienst liegt zwischen 7 und 9 %
unter dem Verdienst eines deutschen Kollegen. Naturwissenschaftler und Ingenieure mit
befristeten Arbeitsvertrdgen (insgesam®a? verdienten in den Jahren 1993 und 1995

14 % bzw. 9 % weniger als Festangestellte. Im Querschnitt des Jahres 1991 ist dagegen
kein signifikanter EinfluR® festzustellen. Universitatsabsolventen, die etwa ein Jahr langer
als Fachhochschiiler studieren, verdienten im Jahre 1995 krigpméhr als Fachhoch-
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schulabsolventen. Fir Maschinenbauingenieure und Elektrotechniker liegt diese Ver-
dienstdifferenz in den Jahren 1991 und 1995 bei etw#.1Das hochste Verdienstdif-
ferential weisen Chemiker mit 15 bis ¥ auf. Dieses Resultat kann unter anderem auf
die langere Ausbildung der Chemiker oder auf andere unbeobachtete Faktoren, wie ein
erhohtes Arbeitsplatzrisiko, zurtickgefiihrt werden. Die Gruppe der sonstigen Naturwis-
senschaftler mit Universitéatsabschlu? (Physiker, Informatiker, Biologen) mufdte im
Zeitablauf relativ zu den Fachhochschulabsolventen Nettoverdiensteinbuf3en hinnehmen,
wobei eine weitere Differenzierung nach Fachrichtungen aufgrund der geringen Fallzah-
len leider nicht méglich ist.

Allgemein gilt, da? die Verdienste innerhalb der Gruppe der Universitatsabsolventen nur

wenig von der Studienfachrichtung abhangen. Eine Ausnahme sind die Chemiker mit

Hochschulabschluf3, die erfahrungsgemaf im Durchschnitt l&nger als andere Naturwissen-
schaftler studieren und haufiger promoviert sind. Im Jahre 1995 wurden sie um 5 % hoher
entlohnt als Ingenieure mit Universitatsabschluf3.

Eine weitere Ausnahme bildet die Gruppe der sonstigen Naturwissenschaftler mit Univer-
sitatsabschluf3, die nicht besser entlohnt werden als Fachhochschulabsolventen. Innerhalb der
Gruppe der Fachhochschulabsolventen kdnnen nur geringe Verdienstdifferentiale zwischen
verschiedenen Fachrichtungen festgestellt werden. Eine Ausnahme sind die sonstigen Na-
turwissenschaftler mit FH-Abschluf3, darunter vor allem Informatiker, Verfahrenstechniker,
chemische Techniker, Betriebstechniker. Diese Naturwissenschaftler mit FH-Abschlul
konnten im Jahre 1995 gegenliber den Maschinenbauingenieuren mit FH-Abschluf3 eine
positive Verdienstdifferenz von 5 % realisieren.

Nicht alle Verdienstdifferentiale zwischen den Absolventen verschiedener Fachrichtungen
bleiben im Zeitablauf konstant. Die Variation und die Angleichung Uber die Zeit deutet
auf Reaktionen von Angebot und Nachfrage hin. Ahnlich wie bei Investitionen in Sach-
kapital kann man daher auch bei Investitionen in Humankapital in der lAngeren Frist einen
Angleich der Renditen tber verschiedene Fachrichtungen feststellen.

Bei langfristig stabilen Unterschieden durften dahinter auch unterschiedlich hohe Investi-

tionen stehen, wie man das etwa bei den Chemikern im Vergleich zu Mathematikern oder
bei den Universitatsabsolventen im Vergleich zu den Fachhochschulabsolventen vermuten
kann. Das Verdienstdifferential zwischen letzteren betragt etwa 7 % bis 8 %. Wenn ein

Universitatsstudium im Durchschnitt eine um ein Jahr l&ngere Investitionsphase erfordert,

liegt die Rendite dieses zusatzlichen Bildungsjahres bei 7 %. Das entspricht anderen
Schéatzungen fir Bildungsrenditen in Deutschland (vgl. z.B. Bellmann/Reinberg/Tessaring

1994, Pfeiffer/Brade 1995).
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Abbildung 1: Geschitztes Verdienstprofil eines Absolventen der
Fachrichtung Maschinenbau 1991, 1993 und 1995 (ABL)®

* Geschatztes Verdienstprofil auf der Basis der Koeffizienten des geordneten Probitmodells (siehe
Tabelle 3) mit folgenden Merkmalen: Universitatsabschluf3 in Maschinenbau (UNI), beschéftigt im

FEK-Bereich, wohnhaft in einer Stadt 20.000-500.000 Einwohnern, verheiratet, Drei-Personen-
Haushalt.

Quelle: 70% ZEW-Stichprobe Mikrozensus 1991, 1993 und 1995, eigene Berechnungen.
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Tabelle 3: Verdienstfunktion fiir Ingenieure und Naturwissenschaftler
1991-1995 (ABL, Verarbeitendes Gewerbe)

Jahr 1991 1993 1995
Variablen Koeff. | t-Wert Koeff. | t-Wert | Koeff. | t-Wert
Alter 0,04* 5,47 0,04* 5,94 0,06 7,66
Alter quadriert -32E-04*  -370 -3,6E-04* -411 | -52E-04*  -569
FEK*Alter -55E-04  -0,33 2,4E-03 146 | 41E-03* 2,38
FEK*Alter quadriert 5,2E-06 0,15 -4,35E-05  -1,22 | -94E-05¢+  -2,48
FUE-intensive Branche 0,06 2,69 0,08 4,06 0,05 2,49
Elektrotechnik 0,01 0,28 0,03 1,51 -0,01 0,41
Chemie 0,05 1,11 0,04 1,09 0,02 0,52
sonst. Naturwissens. 0,04 1,65 0,01 0,42 0,05 1,95
Maschinenbau* UNI 0,12 4,64 0,08 3,51 0,08* 3,19
Elektrotechnik* UNI 0,10* 3,60 0,02 0,54 0,13* 4,30
Chemie*UNI 0,16* 3,23 0,14* 312 0,12* 2,41
Sonst. Naturw.* UNI 0,10* 323 0,04 1,37 0,05 1,70
Befrist. Arbeitsvertrag -0,07 -1,24 -0,15" -3,13 -0,09 -1,98
Auslander -0,08 -2,52 -0,09 -2,82 -0,08* 2,22
Verheiratet 0,14 5,58 0,13 5,50 0,14 5,57
Geschieden 0,01 0,05 0,17 1,39 0,10 0,96
Verwitwet 0,08 1,71 -0,03 -0,57 -0,07 -1,39
2- Pers.-HH -0,01 0,21 -0,05 -1,81 -0,06* 2,15
3- Pers.-HH 0,01 0,24 -0,04 -1,35 0,00 0,02
4- Pers.-HH 0,04 1,48 0,05 1,87 0,05 1,83
5 und mehr Pers. HH 0,03 0,9 0,04 1,05 0,07* 2,01
Konstante 0,18 1,21 0,15 0,99 -0,18 -1,14
Sigma 0,29 57,29 0,29 57,78 0,36 58,22
Log Likelihood -302,21 -276,4 -369,80
Beobachtungen 1.614 1.669 1.695

70 % ZEW-Stichprobe Mikrozensus 1991, 1993 und 1995; Maximum-Likelihood-Schatzung des
geordneten Probitmodells mit bekannten Schranken; Referenzkategorie fir die Fachrichtungen:
Maschinenbau FH. Die Gleichung enthalt ferner die Variable GemeindegroRenklasse. Referenzkate-
gorie Familienstand: ledig, Referenzkategorie Haushaltsgrée: Ein-Personen-Haushalt.
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Die Verdienstanalyse mit dem Mikrozensus hat trotz der bekannten methodischen Ein-
schrankungen des Mikrozensus gezeigt, daf3 Ungleichgewichte auf dem Arbeitsmarkt, seien
es Angebots- oder Nachfragetberhange, ihre Spuren im Verdienst der Beschéftigten
hinterlassen. Die Schatzungen mit den Querschnittsdaten des Mikrozenus kénnen, auch das
wird deutlich, einen erheblichen Teil der beobachteten Einkommensvarianz nicht erklaren.

6. Determinanten selbstédndiger statt abhangiger
Erwerbstitigkeit

Selbstandigl gelten als Hoffnungstrager fiir Wachstum, Innovation und Beschaftigung.
Junge, technologieorientierte Unternehmen sollen den Ubergang zur Informationsgesell-
schaft forcieren. Eine Differenzierung der Selbstandigen nach Berufsabschluf3 ergibt, dal3
Selbstandigkeit bei Meistern, Technikern und Hochschulabsolventen deutlich starker
anzutreffen ist als bei Erwerbstéatigen mit Lehre und Personen ohne formalen Berufsab-
schlul3. 18 % der Universitatsabsolventen waren im Jahre 1995 selbstandig gegenuber 16 %
im Jahre 1991. Fir Fachhochschulabsolventen ist im gleichen Zeitraum eine Steigerung der
Selbsténdigenquote um einen Prozentpunkt auf 12 % zu beobachten. Damit ist ein Teil des
Zuwachses der Selbsténdigen in den 90er Jahren auf die Uberproportionale Zunahme der
Selbsténdigen mit Hochschulabschluf zurlickzufiihren.

Je nach Fachrichtung schwankt die Selbstandigenquote bei Akademikern erheblich. W&h-
rend Naturwissenschaftler, Maschinenbau- und Elektrotechnikingenieure relativ selten
den Weg in die Selbstandigkeit finden, sind Mediziner, Pharmazeuten, Architekten,

Kinstler, Wirtschafts- und Sozialwissenschaftler (einschlieRlich Juristen) Uberdurch-

schnittlich haufig selbstandig (siehe Pfeiffer/Falk 1999).

4 Derzeit sind in Deutschland 3,7 Millionen Erwerbstatige selbstandig, das sind etwa 10,9 % der
Erwerbstatigen. In der wirtschaftswissenschatftlichen Literatur werden die Begriffe Selbstandige und
abhéngig Beschéftigte zur Charakterisierung der beruflichen Stellung eines Erwerbstétigen verwendet
(vgl. Pfeiffer 1994). Selbstandige werden definiert als Erwerbstatige, die (i) eine Unternehmung als
Eigentumer, Miteigentiimer oder Pachter eigenverantwortlich und nicht weisungsgebunden leiten und
(i) die Verantwortung fiir die Entwicklung und das Ergebnis der Unternehmung tragen. Abhéngig
Beschaftigte bzw. Arbeitnehmer handeln demgegeniber weisungsgebunden und erhalten einen ver-
tragsmafiig im voraus festgelegten Lohnsatz. Arbeitslose bilden eine eigene Kategorie. Das Statistische
Bundesamt der Bundesrepublik verwendet in den regelmafigen Erhebungen wie der Volkszahlung, der
Arbeitsstattenzéhlung und dem Mikrozensus eine vergleichbare Definition der Selbsténdigkeit.
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Tabelle 4: Selbstindigenquoten nach ausgewahlten Fachrichtungen
1991 - 1995 (%)

Region Alte Bundeslénder Neue Bundeslander
Studienabschluf3 1991 1993 1995 1991 1993 1995
Ingenieure insgesamt 9.3 10,5 10,3 6,2 9,1 12,9
Maschinenbau 9,5 10,1 9,7 5,9 8,5 12,2
Elektrotechnik 6,7 7.9 8,1 4.6 9,1 13,3
Sonst. IngenieuPe 255 27,3 31,1 18,7 145 16,8
Naturwissenschaft insges. 6,4 8,4 9,2 2,4 5,8 7,5
Mathematik 3,5 4,3 3,5 1,9 2,8 4,7
Informatik 10,5 10,3 9,3 1,2 2,7 10,0
Biologie 3,7 4,3 11,6 -- -- - -
Chemie 4,7 6,7 5,6 1,6 3,7 6,0
Physik 3,9 7,3 10,7 3,4 8,3 8,3
Sonstige Naturwissenschatt. 9,7 12,6 12,7 2,8 9,8 9,1
Alle 14,2 14,8 15,9 7,4 12,3 13,5

2 Selbstandige (Definition nach Stellung im Beruf) in vH der Erwerbstatigen in der jeweiligen Fach-
richtung (FH und UNI).

b Fachrichtung Holz, Papierherstellung, Druck, Fotografie, Textil- und Lederherstellung.

Quelle: 70% ZEW-Stichprobe Mikrozensus 1991, 1993 und 1995.

Im Durchschnitt sind nur 11 % der Naturwissenschaftler und Ingenieure selbsténdig, wobei
sich zwischen 1991 und 1995 mehr Physiker, Biologen und Elektrotechnikingenieure fur die
Selbstandigkeit entschieden haben.

Der Weg in die Selbstandigkeit hangt von den individuellen finanziellen Moglichkeiten ab.

In aller Regel steigen die Ersparnisse mit dem Alter. Das hat zur Folge, daR eine selbstandige
Erwerbstatigkeit eher mdglich wird. Man kann daher eine mit dem Alter zunehmende
Selbstéandigenquote unter den Hochschulabsolventen erwarten. Um diese Hypothese zu
testen und ferner um zu testen, ob es Unterschiede in der Neigung zur Selbstandigkeit
zwischen den Fachrichtungen gibt, wurde ein multinomiales Logitmodell geschétzt.

Als Datenbasis dient eine Stichprobe von abhangigen und selbstédndigen Naturwissen-
schaftlern und Ingenieuren mit einer Selbstandigenquote von durchschnittlich 11 % aus
dem Jahre 1995. Mit Hilfe des multinomialen Logitmodells werden die Bestimmungs-
griinde der Wahrscheinlichkeit geschatzt, selbstédndig ohne Beschaftigte, selbstandig mit
bis zu vier Beschaftigten und selbstandig mit finf und mehr Beschéftigten (jeweils statt
Arbeitnehmer) zu sein. 4,6 % der Hochschulabsolventen in der Stichprobe sind selbstén-
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dig ohne weitere Beschéftigte, 4,5 % haben bis zu vier und 2,1 % mehr als funf Beschéaf-
tigte (siehe Tabelle 5). Aufgrund der Ergebnisse des multinomialen Logit-Modells kann
die Hypothese der mit dem Alter zunehmenden Selbstandigkeit nicht verworfen werden.
Auch zwischen den Fachrichtungen gibt es einige Unterschiede. So sind Mathematiker
und Chemiker eher Arbeitnehmer, wahrend Biologen und sonstige Ingenieure eher selb-
sténdig ohne weitere Beschaftigte sind.

Die Wahrscheinlichkeit der Wahl einer selbstandigen Erwerbstéatigkeit steigt in der Al-
tersgruppe 35 bis 45 Jahre Uberproportional an. Ab dem 45. Lebensjahr nimmt die Wahr-
scheinlichkeit proportional zu. Ferner zeigen die Ergebnisse der Schatzung, dal3 die Wahr-
scheinlichkeit selbstdndig zu sein und weitere Beschéftigte zu haben (relativ zu einer
abhangigen Erwerbstatigkeit) mit zunehmendem Alter Gber den Wahrscheinlichkeiten
liegt, selbsténdig ohne weitere Beschaftigte zu sein.

Fur den Weg in eine selbstandige Erwerbstéatigkeit kbnnen Finanzmittel in erheblichem
Umfang erforderlich sein. Die Grindung einer Unternehmung mit weiteren Beschaftigten
verlangt in vielen Wirtschaftsbereichen einen héheren Kapitaleinsatz als eine Griindung
ohne weitere Beschéftigte. Dieser héhere Kapitaleinsatz muf3 in der Regel zuerst einmal
angespart werden. Daher verzdgert sich der Weg in die selbstandige Erwerbstatigkeit und
die geschatzte Wahrscheinlichkeit, selbstandig statt abhangig erwerbstétig zu sein, steigt
Uberproportional mit dem Alter der erwerbstatigen Ingenieure und Naturwissenschaftler.

Mit zunehmendem Alter nehmen in der Regel zwar die Ersparnisse zu, die Risikobereit-
schaft sinkt jedoch tendenziell. Dazu kommt die relativ gute soziale Absicherung von
abhangig beschéftigten Erwerbstéatigen nach einem langeren Erwerbsleben (ein Forscher
wird als Selbstandiger mindestens das Einkommen erwirtschaften wollen, das er auch als
abhangig Beschéftigter erwarten kann).

Der Weg in eine an sich schon riskante Unternehmensgriindung wird daher von vielen
Erwerbstatigen mit zunehmendem Alter nicht mehr ins Auge gefaRt. Diese Uberlegungen
weisen auf ein Problem fiir die wirtschaftliche Dynamik in technologieintensiven Wirt-
schaftsbereichen hin, wenn Kapitalmérkte unvollkommen sind und insbesondere fiir junge
potentielle Griinder in innovativen Bereichen kein ausreichendes Risikokapital zur Verfi-
gung steht. Der Weg in die Selbstandigkeit verzégert sich durch die Notwendigkeit einer
verlangerten Sparphase, die dann fir viele Ingenieure und Naturwissenschaftler, die in
jungen Jahren durchaus eine selbstandige Erwerbstétigkeit anstreben, in der lukrativeren
Tétigkeit als Arbeitnehmer in den Forschungs- und Entwicklungsabteilungen oder auch in
der Geschéftsleitung endet. Eine solche Karriere wird zwar kaum von dem einzelnen
Ingenieur als Problem empfunden. Insgesamt kdnnte allerdings die Forschungsdynamik
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und Innovationskraft in besonders risikoreichen Feldern, die von GroRunternehmern eher
gemieden werden, leiden.

Tabelle 5: Bestimmungsgriinde der Selbstandigkeit 1995

Erwerbskategorie Selbstandig ohne Selbstandig mit| Selbstandig mit 5 +MW
Beschéftigte | 1-4 Beschéftigten  Beschéftigten
Anteile 4,62% 4,51% 2,09%
Variable Koeff.  t-Wert| Koeff. t-Wert] Koeff. t-Wert
30-34 0,23 0,8 0,64 1,6 -0,06 -0,4 0,20
35-39 0,33 1,1 0,86 2,0 0,73 1,2 0,18
40-44 0,45 1,4 0,95 2,3 1,19 2,00 o7
45-49 0,76 2,4 1,30 3,1 1,13 19 0,3
50-54 0,84 2,6 1,23 2,9 1,39 2,4 0,3
55-59 0,55 1,4 1,18 2,6 1,34 2,2/ 0,08
Elektrotechnik 0,21 1,0 -0,18 -0,9 -0,11 -0,4 0)25
Sonst. Ingenieufe 1,37 3,8 0,62 1,5 0,27 0,4| 0,02
Mathem./Informatik  -0,10 -0,4 -0,62 2,1 -1,15 -2,1 0j10
Biologie 1,09 2,7 0,24 0,4 0,77 1,2| 0,01
Chemie -0,32 -0,8 -0,19 -0,6 -1,39 -1,9 0/07
Physik 0,40 1,3 -0,14 -0,4 -0,22 -0, 0,06
Sonst. Naturwiss. 0,36 1,6 0,08 0,4 0,14 0,b 0,14
Konstante -4,41 -10,4 -4,54 -9,5 -4,96 -7,5

Quelle: Eigene Berechnungen, 70% ZEW-Stichprobe Mikrozensus 1995; MW= Mittelwert; Maxi-
mum-Likelihood-Schatzung des multinomialen Logitmodells. Die Stichprobe enthélt 4.700 méannli-
che, vollzeiterwerbstétige Hochschulabsolventen mit einem Abschluf? in Natur- bzw. Ingenieurswis-
senschaften (ohne Architekten und Bauingenieure), die im privaten Sektor — ohne Landwirtschaft —
arbeiten. Als Referenzgruppe fur die Fachrichtung dient der Maschinenbau, mit 34 % aller
Studienabschlisse in der Stichprobe, Referenzgruppe fir die Altersklassen sind die 25- bis 29-
jahrigen (10,9 % der Stichprobe). Referenzgruppe fir die Branche ist das sonstige Verarbeitende
Gewerbe. Die Schéatzung enthélt als weitere Variablen: Gemeindegré3enklasse, Familienstand und
GroRe des Haushaltes.

@Ingenieure der Fachrichtung Holz, Papier, Fotografie, Druck und Textil.

7. Forschungsausblick

Die Analyse auf der Basis des Mikrozensus der Jahre 1991, 1993 und 1995 hat gezeigt,

dal3 es unter Ingenieuren und Naturwissenschaftlern spezifische berufliche Spezialisie-
rungsmuster gibt, die auch davon abhangen, ob die Ausbildung an einer Hochschule oder
einer Fachhochschule erfolgte. So sind beispielsweise Ingenieure eher als Naturwissen-
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schaftler in der Geschéftsleitung téatig und Universitatsabsolventen eher als Fachhoch-
schiler in den Forschungsabteilungen.

Die Verdienstanalyse hat trotz der bekannten methodischen Einschrankungen des Mikro-
zensus gezeigt, dal3 kurzfristige Ungleichgewichte auf dem Arbeitsmarkt, seien es Ange-
bots- oder Nachfragetiberhénge, ihre Spuren im Verdienst der Beschéaftigten hinterlassen,
daR} langerfristig allerdings ein stabiler Zusammenhang zwischen der Héhe der Ausbil-
dunsginvestitionen und dem Verdienst besteht. Die Schatzungen haberezeigh, glal

es Erfolgsfaktoren der Bildung gibt, die sich nicht an Alter, Fachrichtungen und Abteilun-
gen festmachen lassen. Zur Analyse dieser Faktoren ist der Mikrozensus nur bedingt
geeignet, da erstens zu wenige Informationen beispielsweise zum sozialen Hintergrund
vorhanden sind und es zweitens derzeit nicht moglich ist, eine Verbindung zur Ausbil-
dungsstatte herzustellen.

Die Potentiale des Mikrozensus zur wissenschaftlichen Analyse des Arbeitsmarktes und
der beruflichen Mobilitaét wirden wesentlich weiterreichen, wenn Verkniipfungen der
Individualdaten uber die verschiedenen Erhebungsperioden ermdglicht und zudem Anga-
ben zu den Bildungseinrichtungen erhoben wirden. Zwar stellt die Berticksichtigung der
unterschiedlichen Fachrichtungen bereits einen methodischen Fortschritt dar, das Raster
ist jedoch noch zu grob, um eventuell vorhandene differentielle Effekte von Bildungsein-
richtungen zu erforschen.

Korrespondenzadresse

Dr. Friedhelm Pfeiffer

Zentrum fiir Europdische Wirtschafisforschung GmbH (ZEW)
Postfach 10 34 43

68034 Mannheim

pfeiffer@zew.de

Literaturverzeichnis

Becker, G. S., 1983: Human Capital: A Theoretical and Empirical Analysis, with Special
Reference to Education, Chicago Press: Chicago.

Becker, G. S./K. M. Murphy, 1992: ,The Division of Labour, Coordination Costs and
Knowledge*, Quarterly Journal of Economics, Vol. 107, 4, 1137-1160.

Bellmann, L./A. Reinberg/M. Tessaring, 1994:, ,Bildungsexpansion, Qualifikations-
struktur und Einkommensverteilung: eine Analyse mit Daten des Mikrozensus und der
Beschéftigtenstatistik®, in: L. R. Lideke (Hrsg.), Bildung, Bildungsfinanzierung und
Einkommensverteilung, 13-70, Duncker & Humblot: Berlin.


mailto:pfeiffer@zew.de

92 ZUMA-Nachrichten Spezial Band 6: Sozialstrukturanalysen mit dem Mikrozensus

Berman, E./J. Bound/Z. Griliches, 1994: ,Changes in the demand for Skilled Labor
within U.S. manufacturing: Evidence from the Annual Survey of Manufacturers®, The

Quarterly Journal of Economics, 109, 2, 367-397.

BMBF, 1998: Zur technologischen Leistungsfahigkeit Deutschlands. Aktualisierung und
Erweiterung 1997, Bundesministerium fir Bildung, Wissenschaft, Forschung und Tech-
nologie: Bonn.

Clar, G./J. Dore/H. Mohr (Hrsg.), 1997: Humankapital und Wissen — Grundlagen einer
nachhaltigen Entwicklung, Springer: Heidelberg.

Cornelsen, C., 1995: ,Erwerbstétige mit Hochschulabschluf? nach Hauptfachrichtungen®,
Wirtschaft und Statistik, 11, 810 - 818.

Franz, W., 1996: Arbeitsmarktokonomik, 3. Aufl., Springer: Berlin.

Gerlach, K./O. Hiibler/W. Meyer (Hrsg.), 1998: Okonomische Analysen betrieblicher
Strukturen und Entwicklungen. Das Hannoveraner Firmenpanel, Frankfurt/New York:
Campus.

Licht, G./M. Kukuk/H. Grupp/E. Hipp, 1997: ,Innovationen im Dienstleistungssektor:
Empirischer Befund und wirtschaftspolitische Konsequenzen®, Nomos-Verlag: Baden-
Baden.

Lucas, R. E., 1988: ,0n the Mechanics of Economic Development®, Journal of Monetary
Economics, Vol. 22, 3-42.

Mincer, J., 1974: Schooling, Experience and Earnings, NBER: New York.

OECD, 1996: Technology, Productivity and Job Creation, Vol. 2 Analytical Report:
Paris.

Pfeiffer, F., 1994: Selbstandige und abhé&ngige Erwerbstéatigkeit, Arbeitsmarkt und indu-
striebkonomische Perspektiven, Campus: Frankfurt a. M.

Pfeiffer, F./J. Brade, 1995: ,Weiterbildung, Arbeitszeit und Lohneinkommen," in: Steiner
V./L. Bellmann (Hrsg.), Mikrodkonomik des Arbeitsmarktes, BeitrAB Nr. 193, Niirnberg.

Pfeiffer, F./W. Pohlmeier (Hrsg.), 1998: Qualifikation, Weiterbildung und
Arbeitsmarkterfolg, Nomos: Baden-Baden.

Tessaring, M., 1998: Training for a Changing Society. A Report on current vocational
education and training research in Europe, European Centre for the Development of Vo-
cational Training (CEDEFOP): Luxemburg.

Von Weizsacker, R. K. (Hrsg.), 1998: Bildung und Wirtschaftswachstum, Schriften des
Vereins flur Socialpolitik, Band 258, Dunker & Humblot: Berlin.

Von Weizséacker, R. K., 1986: Theorie der Verteilung der Arbeitseinkommen, Tlbingen.

Weiss, A., 1995: ,Human capital vs. signalling explanations of wages”, The journal of
economic perspectives, Vol. 9, 4, 133-154.



Schupp/Frick/Kaiser/Wagner: Zur Erhebungsproblematik geringfiigiger Beschdiftigung... 93

ZUR ERHEBUNGSPROBLEMATIK
GERINGFUGIGER BESCHAFTIGUNG: EIN
STRUKTURVERGLEICH DES MIKROZENSUS MIT
DEM S0OZIO-OEKONOMISCHEN PANEL UND DEM
EUROPAISCHEN HAUSHALTSPANEL

JURGEN SCHUPP", JOACHIM FRICK , LUTZ KAISER' UND GERT WAGNER**

Der Beitrag befal3t sich mit den methodischen Schwierigkeiten bei der Erfassung
geringflgiger Beschéftigungsverhaltnisse. Fir das Jahr 1995 wird neben dem Ver-
gleich zwischen dem Sozio-oekonomischen Panel und dem Mikrozensus auch die zweite
Welle des Européischen Haushaltspanels fur Schatzungen herangezogen. Es werden
Gemeinsamkeiten wie Unterschiede der genannten Datenquellen insbesondere unter
methodischen Gesichtspunkten diskutiert. Als empirisches Ergebnis wurde ermittelt, dai3
sowohl in der deskriptiven als auch multiplen Analyse der Mikrozensus die Zahl der
geringflgig Beschéftigten in der Haupttatigkeit als zu gering ausweist. Es fallt auf, daid
auch die vom Statistischen Bundesamt durchgefuhrte Erhebung des ECHP zu mehr als
doppelt so hohen Nachweisquoten fur Geringfigige fiihrt als der Mikrozensus; ein
Befund der auch bei multivariater Kontrolle bestéatigt werden konnte.

his paper deals with methodological aspects concerning the measurement of extent

and structure of so-called marginal employment (geringfiigige Beschaftigung) in
Germany. We are comparing empirical results for 1995, based on micro-data from the
German Socio-economic Panel (GSOEP), the Mikrozensus (MZ) and the second wave of
the German sample in the European Community Household Panel Study (GECHP). Con-
centrating on the measurement of marginal employment, we start with a comprehensive
discussion of methodological similarities of as well as differences between those data-

*  Deutsches Institut fur Wirtschaftsforschung (DIW), Berlin; ** Deutsches Institut fur Wirt-
schaftsforschung (DIW), Berlin; Europa Universitat Viadrina (EUV), Frankfurt (Oder) und For-
schungsinstitut zur Zukunft der Arbeit (IZA), Bonn.
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bases. The major empirical finding is a significantly lower estimate for the extent of mar-
ginal employment in the MZ as compared to the other surveys; this results holds truein a
multivariate analysis as well. In particular, it has to be noticed, that -- when controlling
for a variety of covariates -- even the German ECHP-sample, which is a survey aso
carried out by the Federal Statistical Office (Statistisches Bundesamt), shows a share of
the marginally employed twice as high asthe MZ.

1. Einleitung

Seit einigen Jahren bereits stellt die Gruppe der ,geringfligig Beschéftigten eine wirt-
schafts- und sozialpolitisch stark im Interesse stehende Personengruppe dar. Die Debatte
um die zum 1. April 1999 verabschiedete gesetzliche Neuregelung dieser Beschéftigungs-
verhaltnisse machte einmal mehr die Probleme deutlich, die allein bei der Bestimmung
des quantitativen AusmalRes dieser Erwerbsform auftreten. Die exakte Quantifizierung
dieser Erwerbsform féllt ausgesprochen schwer, zum einen aufgrund der Komplexitat der
sozialversicherungsrechtlichen Bestimmungen, aber auch aufgrund der Tatsache, daf
etliche dieser Beschéftigungsverhaltnisse vermutlich der Schwarzarbeit zuzuordnen sind.
Da inzwischen eine Vielzahl verschiedener Zahlen in der 6ffentlichen Diskussion kursie-
ren;! werden bei den im folgenden prasentierten Befunden die methodischen Schwierig-
keiten bei der Erfassung geringflgiger Beschaftigungsverhéltnisse ausfihrlich erlautert.
Neben dem Vergleich zwischen Sozio-oekonomischen Panel (SOEP) und dem Mikrozen-
sus wird zudem der Versuch unternommen, auch mit Hilfe der zweiten Welle des Europé-
ischen Haushaltspanels (ECHP) eine vergleichende Schétzung zum Umfang geringfiigiger
Beschaftigungsverhéltnisse vorzunehmen. Im folgenden wird auf die gesetzliche Grund-
lage des Jahres 1995 zuriickgegriffen, da fir einen spéateren Zeitpunkt keine vergleichende
empirische Uberpriifung méglich war.

2. Definition von geringfiigiger Beschiftigung

Grundsatzlich ist zwischen einer allgemeingiltigen juristischen Definition von geringfi-
giger Beschéftigung nach den Sozialgesetzbuch (SGB) und einer Definition zu unter-
scheiden, welche sich aus den Operationalisierungsméglichkeiten dieser Beschéftigungs-
form in der empirischen Umfrageforschung ergibt.

1 Einen Uberblick geben Kohler et al. (1996), Rudolph (1998) sowie Hofmann (1998).
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2.1 Juristische Definition?

Die Versicherungsfreiheit in der Sozialversicherung ist grundséatzlich als eine Ausnahme-
regelung von den Vorschriften zur Versicherungspflicht zu werten. Normen zur Versiche-
rungsfreiheit kbnnen also nur bestehen, wenn zunéchst die Voraussetzungen fiir eine
Versicherungspflicht - z.B. in der Krankenversicherung (85 SGB V) - gegeben sind.
Demnach kann ein als geringfiigig zu bezeichnendes Beschéftigungsverhaltnis entweder
in einer Versicherungspflicht oder in einer Versicherungsfreiheit zur Sozialversicherung
munden. Der origindre Sinn und Zweck einer Versicherungsfreiheit von geringflgigen
Beschaftigungsverhéltnissen liegt in der gesetzgeberischen Annahme, daf} die sich aus
einer abhéngigen Beschaftigung im Regelfall ergebende soziale Schutzbedirftigkeit des
Arbeitnehmers in Ausnahmefallen eben nicht gegeben ist (Schulin 1993, R 119)

Die einschlagigen Bestimmungen zur geringfligigen Beschéftigung finden sich in 88 SGB IV
wieder. Demnach liegt eine versicherungsfreie geringfligige Beschéftigung vor, wenn

e nach§8 Abs. 1 Nr. 1 erster Hs. SGB IV die Tatigkeit regelmafig weniger als 15
Stunden pro Woche ausgetbt wird und das monatliche Arbeitsentgelt regelméafig ein
Siebtel der monatlichen BezugsgréRe (818 SGB V) nicht Ubersteigt. Dem festgesetzten
zeitlichen Umfang steht demzufolge ein dynamisierter monetarer Maf3stab gegeniiber, da
sich die BezugsgroRe aus dem jahrlichen Durchschnittsentgelt der in der gesetzlichen
RentenversicheruﬁgVersicherten ergibt. Die aktuelle Verdienstgrenze im Sinne einer
geringflgigen Beschéftigung lag fiur das Jahr 1998 bei 620.- DM fir die alten und bei
520.- DM fiur die neuen Bundeslénder. Ferner §gAbs. 1 Nr. 1 letzter Hs. SGB IV

eine Ausnahme bei der monetaren Grenze fest. Das monatliche Einkommen aus einer
geringflgigen Beschéftigung kann demnach zwar ein Siebtel der monatlichen Bezugs-
groRRe Ubersteigen, ist aber dennoch als versicherungsfrei zu werten, wenn das monatliche

2 Auf den Bereich der steuerrechtlichen Behandlung geringfiigiger Beschaftigung wird an dieser
Stelle verzichtet und auf einschlagige Literatur verwiesen, wie z.B. Schwarze (1998).

3 Das Sozialversicherungsrecht stellt hier auf die individuelle Schutzbedurftigkeit ab. Ist eine
solche nicht gegeben, wenn z.B. die Lebensgrundlage eines Ehepartners nicht auf einer ausgetbten
geringfligigen Beschéftigung, sondern auf dem angemessenen Unterhalt durch den anderen versiche-
rungspflichtig erwerbstéatigen Ehegatten begriindet ist, so hat der Gesetzgeber hier einen Grund fur
eine Ausnahme von der Versicherungspflicht gesehen. Séamtliche geringfligigen Zweitbeschéftigun-
gen, welche neben einer versicherungspflichtigen Hauptbeschéftigung von ein und derselben Person
bei verschiedenen Arbeitgebern ausgeubt werden, fallen ebenfalls unter diese Argumentationsweise.
4 Um eine rechnerische Genauigkeit zu erreichen, bezieht sich dieser Wert auf das Durchschnittsentgelt
der in der gesetzlichen Rentenversicherung Versicherten im vorvergangenen Kalenderjahr, aufgerundet auf
den nachsthéheren, durch achthundervierzig teilbaren Betrag (8§18 Abs. 1 SGB IV).
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Arbeitsentgelt aus einer geringfiigigen Beschaftigung ein Sechstel des monatlichen Ge-
samteinkommer¥snicht Ubersteigt.

« nach§8 Abs. 1 Nr. 2 SGB IV die Beschéftigung innerhalb eines Jahres seit ihrem
Beginn auf langstens zwei Monate oder flinfzig Arbeitstage nach ihrer Eigenart begrenzt
zu sein pflegt oder im voraus vertraglich begrenzt ist. Die Beschéftigung darf jedoch bei
gleichzeitigem Ubersteigen der in Nummer 1 88 Abs. 1 SGB IV genannten Sétze nicht
berufsméaRig ausgelibt werden. Eine berufsméaRige Ausubung liegt dann vor, wenn die
Beschaftigung als hauptsachliche Lebensgrundlage zu werten ist, welche ein soziales
Schutzbedrfnis nach sich ziéht.

Eine Versicherungspflicht tritt jedoch ein, falls eine Person gleichzeitig mehreren gering-
fugigen Beschéftigungsverhaltnissen nachgeht, welche im einzelnen gesehen in den Defi-
nitionsbereich der Versicherungsfreiheit nach 88 Abs. 1 Nr. 1 oder 2 fallen wi§&len

Abs. 2 Satz 1). An dieser Stelle gilt das Additionsprinzip, wonach mehrere ausschlief3lich
geringflgige Beschaftigungen als Lebensgrundlage dienen und somit ein individuelles
Schutzbedirfnis induzieren, welches wiederum eine Versicherungspflicht anzeigt. Zu-
sammenfassend werden in Abbildung 1 die versicherungsrechtlichen Bestimmungen zur
geringfugigen Beschéftigung nach 88 SGB IV noch einmal schematisch abgegrenzt.

2.2 Empirische Operationalisierung: Angebots- und
Nachfrageorientierte MeRkonzepte

Das Phanomen der geringfligigen Beschaftigung 1aRt sich in der empirischen Umfragefor-
schung mit einer Reihe von Datenquellen erfassen. Im Vergleich fihren deren Ergebnisse
auf den ersten Blick zu widerspriichlichen Angaben hinsichtlich des Umfangs, der Struk-
tur und der zeitlichen Dynamik dieser Beschéftigungsform in der Bundesrepublik
Deutschland. Dabei ist freilich zu beachten, daR die im folgenden angesprochenen Da-
tengrundlagen den oben dargestellten komplexen juristischen Sachverhalt der geringfiigi-
gen Beschéftigung teilweise sehr unterschiedlich operationalisieren.

5 Das Gesamteinkommen ist hier im Sinne des Einkommenssteuerrechtes definiert. Es umfai3t
insbesondere Arbeitsentgelt und Arbeitseinkommen (§ 16 SGB IV). Das Gesamteinkommen kann
sich aber z.B. auch aus den monatlichen Betrdgen des Einkommens aus Kapitalbesitz und einer
geringfligigen Beschéaftigung zusammensetzen.

6 Zur ndheren Auslegung einer berufsméaRigen Ausiibung in bezug auf § 8 Abs. 1 Nr. 2 SGB IV
vgl. Krauskopf/Schroeder-Printzen (1996).

7 Zu dieser Kontroverse vgl. z.B. Schupp et al. (1997,1998).
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Abbildung 1: Sozialversicherungsrechtliche Abgrenzung geringfiigiger
Beschaftigung (gemaR § 8 SGB IV - 1.1.1995 - 31.12.1995)

A. Geldfaktor e B. Zeitfaktor
Geringfligig entlohnte Kurzfristige

Beschéaftigung Beschaftigung
Prifung gem. § 8 Abs. Prufung gem § 8 Abs. 1.

Nr.1SGB IV \ Nr.2 SGB IV

Mehr als 2 Monate oder

Mehr als DM 580,- [W est] 50 Arbeitstage innerhalb
(Mehrals DM 470,- [Ost]) eines Jahre seit Beginn
Monatlicher Verdienst? der zu beurteilenden

Beschéaftigung?

ja nein nein
l l ja
Mehr als 1/6 W 6chentliche BerufsmaRiger
des Gesamt- nein Arbeitszeit ja
einkommens? 15 Stunden Arbeitnehmer?

und mehr?

nein

ja nein

Versicherungg-
frei

Versicherungs$- | VersicherundsfVersicherungs-
pflichtig frei pflichtig

Versicherung
pflichtig
(.

Quelle: Rudolph (1998), S. 4 sowie eigene Erganzungen.

Es mussercwei grundsdtzlich verschiedene Ansatze zur Erfassung geringfiigiger Be-
schéaftigung unterschieden werden: Einerseits erheben angebotsorientierte Untersuchun-
gen Informationen zu Personen, die eine geringfligige Tatigkeit austiben. Befragungsein-
heiten sind dabei Ublicherweise Personen, die in Privathaushalten leben. Andererseits
zielen nachfrageorientierte Konzepte auf die Zahl der geringfligigen Beschaftigungsver-
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héltnisse. Solche Informationen werden auf Basis von Unternehmens- oder Betriebsbefra-
gungen gewonnen.

Beide Konzepte haben jeweils Vor- und Nachteile. So ist es angebotsorientierten Perso-
nenbefragungen mdglich, die Erwerbspersonen in samtlichen Wirtschaftszweigen abzubil-
den, wogegen nachfrageorientierte Untersuchungen insbesondere Liicken bei Kleinbetrie-
ben, freien Berufen und Privathaushalten aufweisen. Bei haushaltsbezogenen angebots-
orientierten Befragungen kann dagegen in den Analysen der Haushaltskontext beriick-
sichtigt werden. Diese Informationen sind z.B. bei der Frage wichtig, in welchem MaRe
ein Einkommen aus einer geringfuigigen Beschéftigung fir die Hohe des gesamten Haus-
haltseinkommens relevant ist.

Weiterhin héngt es wesentlich davon ab, mit welchem Fragenrepertoire eine geringfugige
Beschaftigung identifiziert und in wieweit damit der juristische Sachverhalt dieser Be-
schéftigungsform erfal3t werden kann.

Nicht zuletzt spielt der Erhebungszeitraum eine wichtige Rolle. Verschiedene Zeitbeziige
der zu vergleichenden Befragungsergebnisse kénnen zu unterschiedlichen Ergebnissen
fuhren; dies gilt insbesondere bei saisonalen Schwankungen auf dem Arbeitsmarkt.

Abbildung 2 gibt einen Uberblick zu den Abgrenzungskriterien von sechs verschiedenen
Datenséatzen, mit welchen eine verallgemeinerungsféahige Analyse geringflgiger Beschéf-
tigungsverhéaltnisse fir Deutschland méglich ist. Zur Diskussion methodischer Details der
Darstellung insbesondere der nachfrageorientierten Konzepte siehe Rudolph 1998, S. 15f.

In Tabelle 1 erfolgt eine Zusammenstellung z.T. bereits an anderer Stelle publizierter
Ergebnisse zur Zahl geringfiigig Beschéftigter differenziert nach Haupt- und Nebentétig-
keit, jeweils getrennt fir West- und Ostdeutschland. Demnach ergeben sich erhebliche
Abweichungen der Mikrozensus-Ergebnisse beim Vergleich mit jenen der Ubrigen Daten-
quellen. Sowohl SOEP als auch ISG weisen fir 1997 mehr als doppelt so viele geringfi-
gig Beschéftigte in der Haupttéatigkeit nach als der Mikrozensus. Bei Nebenerwerbstatigen
ist diese Diskrepanz sogar noch groRRer. Ausmal und Ursachen dieser Abweichungen sind
im folgenden Gegenstand vertiefender Analysen.

Im folgenden werden die fur die vergleichende Mikroanalyse (Kapitel 4) verwendeten
Datenséatze kurz beschrieben. Insgesamt wurden drei verschiedene Querschnittsdatenséatze
aus dem Jahr 1995 genutzt: der Mikrozensus, die deutsche Stichprobe des Europaischen
Haushaltspanels (GER-ECHP) und das Sozio-oekonomische Panel (SOEP).
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Abbildung 2: Verschiedene Erhebungskonzepte ,,Geringfiigige Beschaftigung“
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Tabelle 1: Zahl der geringfiigig Beschaftigten nach unterschiedlichen
Datenquellen von 1987 bis 1997

1987 ‘ 1990 ‘ 1991 ‘ 1992 1993 1994 ‘ 1995 ‘ 1996 ‘ 1997
Westdeutschiand
Mikrozensus - Personen in 1000 -
Geringfiigig Beschaftigte 1524 1432 1434 1402 1349 1605 1778 2036
- als Haupttatigkeit 1131 1084 1104 1051 1026 1098 1465 1722
- als Nebenerwerbstétigkeit 393 348 330 351 323 507 313 314
SOEP - Personen in 1000 -
Geringfiigig Beschaftigte 3461 3540 3765 4221 4391 4489 4477
- als Haupttatigkeit 2863 2902 2942 3364 3443 3367 3396
- als Nebenerwerbstétigkeit 598 638 823 857 948 1122 1081
ISG - Personen in 1000 -
Geringfiigig Beschaftigte 2823 3833 4910
- als Haupttatigkeit 2284 2616 3615
- als Nebenerwerbstétigkeit 539 1217 1295
ich: Geri tgi B
verhéltnisse - in 1000 -
IAB/GTKIIFO 2725 2607 2613 3192 3541 3342 3030 3184
IAB-Betriebspanel 2881 3541 3758 3468
Ostdeutschiand
Mikrozensus - Personen in 1000 -
Geringfiigig Beschaftigte 130 68 57 77 120 135 185
- als Haupttatigkeit 83 47 35 56 66 111 151
- als Nebenerwerbstétigkeit 47 21 22 21 54 24 34
SOEP - Personen in 1000 -
Geringfiigig Beschaftigte 378 389 423 562 625 723 768
- als Haupttatigkeit 205 283 273 400 445 558 592
- als Nebenerwerbstétigkeit 173 106 150 162 180 165 176
ISG - Personen in 1000 -
Geringfiigig Beschaftigte 620 723
- als Haupttatigkeit 363 596
- als Nebenerwerbstétigkeit 257 127
; Geril
verhéltnisse - in 1000 -

IAB/GTKIIFO 83 126 176 184 193 247
IAB-Betriebspanel 163 204 215

Quelle: Rudolph (1998: S. 18) sowie aktualisierte Daten fur das SOEP; eigene Berechnungen.

Dartiber hinaus verwenden wir auf Basis des SOEP Informationen fur die unten beschrie-
bene Simulation der deutschen Stichprobe des ECHP (SOEP-ECHP), so dal fur die Ana-
lyse insgesamt vier Datengrundlagen zur Verfugung standen. Nur kurz erwahnt werden
sollen weitere Studien, aus denen verallgemeinerungsfahige Aussagen Uber die Zahl
geringflgig Beschéftigter getroffen werden kénnen, die jedoch fir mikroanalytische
Sekundéranalysen nicht zur Verfugung gestellt werden.

Vom Bundesministerium fiir Arbeit und Sozialordnung (BMA) werden gezielte Spe-
zialerhebungen im Finfjahresrhythmus in Auftrag gegeben, um Umfang und Struktur
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geringflgiger Beschéftigungsverhdltnisse zu bestinfnendieser vom Institut fiir Sozi-
alforschung und Gesellschaftspolitik (ISG) durchgefuhrten Studie sind die rund 21 Ein-
zelfragen zur geringflgigen Beschaftigung auf die Bestimmungen des § 8 Sozialgesetz-
buch (SGB) IV zugeschnitten, und es werden zudem geringfiigig Nebenerwerbstatige im
Erhebungsdesign beriicksichtigt. Im Gegensatz zu allen anderen Datenquellen werden bei
dieser Studie, die sich speziell an die Gruppe der geringfugig Beschéftigten richtet, auch
Fragen zu Grinden und Motiven sowie zur sozialen Absicherung Geringfligiger gestellt.
Weiterhin weist das ISG die Zahl der Mil3brauchsfélle (Stichwort Schwarzarbeﬁ) aus.
Die aktuellen Ergebnissen aus der 97er Erhebung des ISG wurden mittlerweile vom
Auftraggeber zur Veroéffentlichung freigegeben (ISG 1997).

Die ISG-Ergebnisse stitzen sich auf Mehrthemenbefragungen von Personen in Privat-
haushalten im Alter von 14 bis 74 Jahren. Es ist zu bedauern, dal} das BMA als Auftrag-
geber der Studie nicht - wie bei sonstigen o6ffentlich finanzierten Studien ublich - darauf
gedrungen hat, da die Daten nach AbschluR der Studie in anonymisierter Form der
scientific community Uber das Zentralarchiv in Kéln (ZA) zuganglich gemacht werden.

Der Mikrozensus

Der Mikrozensus (MZ) ist eine jahrliche Erhebung privater Haushalte mit gesetzlicher
Auskunftspflicht (vgl. Emmerling/Riede 1997). Diese représentative amtliche Bevdlke-
rungsumfrage erfaf3t von ihrer Anlage her das gesamte Spektrum der Erwerbstéatigkeit.

Dald der Mikrozensus den Umfang der geringfigigen Beschéftigung - und damit den der
Erwerbstatigkeit insgesamt - nur unvollstandig wiedergibt, wurde in den 80er Jahren
deutlich (vgl. z.B. Schwarze 1990). Eine Anderung der Leitfrage zur Erwerbstéatigkeit im
Fragebogen des Mikrozensus trug dieser Kritik Rechnung, und das Erhebungsprogramm
wurde 1990 um die explizite Frage nach geringfugiger Beschéftigung ergénzt (Pdschl
1992). Damit wurde die Erfassung der geringfugigen Erwerbstétigkeit wesentlich verbes-
sert. Wurden im Mikrozensus 1988 noch 518.000 ausschlief3lich geringfligig Beschéftigte
gezahlt, waren es im Aprli990 rund doppelt so viele. 1996 erfolgte nochmals eine Ande-
rung, indem eine weitere Nachfrage zu Gelegenheitstatigkeiten in der Berichtswoche in
den Block ,Leitfragen zur Erwerbsbeteiligung” aufgenommen wilidrotz dieser

8 Das Institut fur Sozialforschung und Gesellschaftspolitik (ISG) fuhrte 1987 in Westdeutschland erstmals
eine bevolkerungsreprésentative Personenbefragung durch, die sowohl 1992 (erstmals in Gesamt-
deutschland) als auch 1997 repliziert wurde; vgl. ISG (1993) sowie Friedrich (1995) und ISG (1997).

9 Fur 1997 wird eine MiBbrauchsquote aller Geringfuigigen von immerhin 20 % errechnet (ISG 1997,
S. 101f.).

10 Vgl. hierzu die ausfiihrliche Darstellung in Emmerling/Riede (1997, S. 1671f.).
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mehrfachen Nachbesserung am Leitfragenkonzept erscheint es zweifelhaft, ob der Mi-
krozensus eine ausreichend gute Datenbasis zur Quantifizierung der geringfiigigen Be-
schéftigungsverhaltnisse darstellt. Denn nach wie vor erscheint die ,statistische Licke"
der geringfiigigen Beschéftigung in der Erwerbsstatistik noch nicht geschlossen. Insbe-
sondere sind erhebungsbedingte methodische Besonderheiten des Mikrozensus zu
nennen, wozu folgende Merkmale z&hlen:

«  Der Mikrozensu! ist eineHaushaltsbefragung, bei der in Mehrpersonenhaushalten
die Praxis des sogenannte Proxy-Interviews nicht ausgeschlossen werdéR® kann,
sondern sogar eher die Regel darstellen dii#itso sient die Regelung der ,Auf-
wandsentschadigung der Erhebungsbeauftragten” vor, daf’ die Vergiitung unabhangig
von der HaushaltsgroRe erfoﬂﬁ.Mit anderen Worten: In vielen Mehrpersonen-
haushalten erteilt eine volljahrige Person die Auskiinfte fiir sdmtliche Auskunfts-
pflichtige des Haushalts. Im Fokus des Erhebungsprozesses steht beim Mikrozensus
also weit starker der Haushalt als - wie beispielsweise im SOEP - die einzelne Befra-
gungsperson im jeweiligen HaushHtDies fallt bereits beim Erhebungsbogen auf.
Zwar ist fUrjede Person im Haushalt ein Eintrag erforderlich; tber die feldbezoge-
nen Modalitaten dieser Eintragung liegt jedoch wenig empirisches Wissen vor. Es
dirfte in Mehrpersonenhaushalten aber eher die Regel als die Ausnahme sein, daf3
der Interviewer seinen Besuch im Haushalt nicht mehrfach antritt, um von samtli-
chen erwachsenen Haushaltsmitgliedern Auskiinfte einzuholen, sondern sich auf die
Angaben von mehr oder weniger auskunftsbereiten anwesenden Haushaltsmitglie-

11 Beim Mikrozensus handelt es sich um eine jahrliche Erhebung des Statistischen Bundesamtes mit
einer gesetzlich bestehendémskunfispflicht gemal § 9 des Gesetzes zur Durchfihrung einer Repra-
sentativstatistik Uber die Bevolkerung und den Arbeitsmarkt (Mikrozensus-Gesetz) vom 10. Juni 1985.
12 Zwar ist nach dem Mikrozensus-Gesetz bis auf Haushaltsmitglieder, die wegen einer Behinde-
rung selbst nicht Auskunft geben koénnen, jedes Haushaltsmitglied auskunftspflichtig. In § 9(1) ist
jedoch geregelt, dafl Auskiinfte auch durch ,eine Vertrauensperson“ im Haushalt, némlich eben jene,
die vom Interviewer bei seinem Besuch im Haushalt gerade angetroffen wird, erteilt werden dirfen.
In einer solchen Situation ist es naheliegend, daR vor allem bei Personen, deren Uberwiegend ausge-
Ubte Tatigkeit sich eindeutig definieren 1aRt (beispielsweise Schiiler und Studenten, Rentner), gele-
gentlich ausgeiibte Nebentéatigkeiten tendenziell untererfa3t bleiben.

13 Diese durch Nachfragen bei Statistischen Landesémtern gewonnene Vermutung wurde jingst
auch von Allafi (1998, S. 658) bestétigt.

14 Ahnliche Anreizprobleme erklaren auch die Differenzen in der Zahl der Privathaushalte zwi-
schen Mikrozensus und Volkszahlung (vgl. Wedel 1989 sowie Rendtel/Pétter 1993).

15 Laut Auskunft des Statistischen Bundesamtes fallt die Ausgestaltung des ,Anreizsystems"
Aufwandsentschadigung (Hohe, Modus) in den Kompetenzbereich der Statistischen Landesamter,
die dies unterschiedlich handhaben.
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dern beschrank® Es ist nicht auszuschlieBen, daR in solchen Féllen z.B. die gering-
fugige Beschaftigung der Tochter oder des Sohnes als Zeitungsaustrager(in) bzw. die
(nichtversteuerte) Nebenerwerbstatigkeit des Eheg}gttdann erhebungsbedingt
vernachlassigt wird.

« Die im Mikrozensus ermittelten Daten zur Beschéftigung beziehen sich in ihrer
zeitlichen Zuordnung auf einBerichtswoche, wobei alle in der festgelegten Be-
richtswoche bestehenden Erwerbstéatigkeiten (also auch begonnene oder beendete)
einbezogen werden. Da viele geringflgige Beschaftigungen sehr heterogene Arbeits-
zeitarrangements aufweisen, wie stundenweise Beschéftigung an ganz bestimmten
Tagen in regelmafligem oder unregelméaRigem Wochenrhythmus oder zu bestimmten
Monatsterminen, ,mufd in einem Berichtswochenkonzept mit einer gewissen Un-
tererfassung der geringfligigen Beschéftigung gerechnet werden* (Statistisches Bun-
desamt 1995, S. 13).

Das Sozio-oekonomische Panel (SOEP)

Das SOEP ist eine Erhebung bei privaten HaushAfatie das DIW seit 1984 durch-
fiihrt.1® Durch spezielle Frag@ﬂ wird sichergestellt, da auch diejenigen Personen als
erwerbstétig erfaldt werden, die ihre insbesondere geringflgige Beschéftigung nicht
angeben wirden, wenn lediglich nach der Uberwiegenden Téatigkeit gefragt wiirde (z.B.
Rentner, oder in Ausbildung, Studium). Die methodischen Besonderheiten des SOEP
hinsichtlich der Erfassung geringfligig Beschéftigter liegen in folgenden Punkten:

¢ Im Gegensatz zum Mikrozensus handelt sich beim SOEP unyieinélige Erhe-
bung. Man koénnte nun pauschal vermuten, dall die Datenqualitdt im Falle
freiwilliger Teilnahme besser ist als bei pflichtgeméaR erteilten AuskuiRben.
Speziell ist zu vermuten, dal3 Personen, die als ,weiche Boykotteure" gelten, bei

16 Es wére methodisch sinnvoll und wiinschenswert, zukinftig verstarkt Informationen zum kon-
kreten Erhebungsverfahren von Mikrozensusangaben zu dokumentieren und auch zu veréffentlichen.
17 Zumal wenn das so erzielte Erwerbseinkommen gegebenenfalls nicht auf ein gemeinsames
Girokonto flief3t, sondern bar ausgezahlt wird.

18 Informationen zum SOEP finden sich in Projektgruppe Panel (1995) sowie Wagner et al. (1994).

19 Diese Erhebung erfolgt im Auftrag der Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG); die Feldar-
beit wird von Infratest Sozialforschung (Minchen) durchgeftihrt.

20 Insbesondere zahlen hierzu detaillierte Fragen zu Art und Umfang von Nebenerwerb.

21 Die vor rund zehn Jahren durchgefiihrten Mikrozensus-Testerhebungen priiften neben vielen
anderen Alternativkonzepten auch diese Frage. Die Ergebnisse erbrachten jedoch ,insgesamt keine
Hinweise darauf, daf’ bei freiwillig erhobenen Daten sich eine héhere Antwortqualitat einstelle als
bei Antwortverpflichtung®. Dieser Befund flihrte zur bilanzierenden Einschétzung, daB ,freiwillige
Untersuchungen ein zu ‘optimistisches’ Bild der sozialen Situation zeichnen“ (Esser et al. 1989, S. 324).
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einer Pflichterhebung wie dem Mikrozensus nicht wahrheitsgemal antworten.
Befragte im SOEP hingegen werden aufgrund des seit Jahren gewachsenen
Vertrauensverhaltnisses eher eine erhdhte Bereitschaft zur Abgabe von glltigen
Antworten (auch im Graubereich nicht gesetzeskonformen Handelns, wie es auf Teile
der Schwarzarbeit zutrifft) aufweisé@R.

e Beim SOEP gibt es bis auf wenige besonders zu begrindende Einzelfadle
Proxy-Interviews. Die Interviewer missen mit jeder Person im Haushalt, die alter als
16 Jahre ist, ein Interview durchfiihren. Das heil3t jeder Befragte beantwortet einen
individuellen Personenfragebogen bzw. fiillt diesen selbst aus. Dies bedeutet auch,
daf Interviewer im SOEP vom Umfrageinstitut pro Person fir ihre Aufwendungen
entlohnt werden, weshalb die Genauigkeit der Angaben in Mehrpersonenhaushalten
im SOEP grofer sein durfte als z.B. im Mikrozensus.

e Zwar handelt es sich beim SOEP wie beim Mikrozensus um ein zeitpunktbezogenes
Erhebungsinstrumeﬁf’f Auch hier herrscht also im Prinzip der Berichtswochencha-
rakter vor; die entsprechende Frage im SOEP zur geringfiigigen Beschéftigung hat
hingegen - im Gegensatz zum Mikrozensus - einen zeitlich wesentlich ausgeweiteten
Rahmen. Sie lautet: ,Uben Sie neben Beruf, Haushalt, Ausbildung oder als Rentner
noch eine regelmafRige Nebenerwerbstétigkeit oder gelegentliche Arbeiten gegen
Entgelt aus?" Dabei ist die Frageformulierung deutlich auf Arbeithehmertéatigkeit abge-
stellt, so dall z.B. bezahlte Nachbarschaftshilfe durch das SOEP-Konzept kaum erfaf3t
werden durfte.

Das Europaische Haushaltspanel (ECHP)

Der Anfang 1992 unterzeichnete Vertrag von Maastricht ist als eine wichtige Grundlage
fur die Entstehung des ,European Community Household Panels* (ECHP) zu sehen. In
Artikel 1 des dem Vertrag beigefligten Protokolls lber die Sozialpolitik sind die (sozial-
politischen) Ziele der geschaffenen Gemeinschaft festgelegt. Artikel 7 dieses Protokolls

22 Damit steht und féllt die gesamte Qualitat mit der Gewichtung der Daten. Da bei den im SOEP
auftretenden Ausféllen aufgrund des Langsschnittcharakters der Studie detailliertes Wissen Uber die
Personenmerkmale der ausgefallenen Gruppen vorliegt, handelt es sich um eine methodisch an-
spruchsvolle und hochwertige Form der Gewichtung (vgl. ausfiihrlich hierzu Rendtel 1995).

23 Die Leitfrage zur Erwerbstéatigkeit bezieht sich auf den Zeitpunkt der Erhebung selbst. Gerade
bei der Hauptgruppe der geringfigig beschaftigten Schiler/Studenten, Rentner oder Hausfrauen
erfolgt Uberwiegend eine Zuordnung als ,NichterwerbstéligeZzudem wird die Frage zur Neben-
tatigkeit entweder weit vor oder nach der Leitfrage zur Hauptbeschéftigung gestellt. Da im SOEP
den Personen im Erziehungsurlaub bis zur Erhebung im Jahre 1999 keine Fragen zum gegenwartigen
Erwerbsumfang in der Haupttatigkeit gestellt werden, besteht derzeit fir diese Personengruppe nur
Uber die entsprechende Angabe in der Nebenerwerbsfrage die Mdglichkeit, geringfligige Beschéafti-
gungen zu erfassen.
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fordert, dal? die Europaische Kommission jahrlich einen Bericht Uber den Stand der Reali-
sierung der in Artikel 1 genannten Zi%‘f’eanzufertigen hat und dartiber hinaus auf An-
frage des Europdischen Parlaments zu Einzelproblemen berichtspflichtig ist.

Das ECHP wurde infolgedessen als ein politikbegleitendes statistisches Beobachtungs-
instrument konzipiert, welches Arbeits- und Lebensbedingungen der Bevélkerung in den
Mitgliedsstaaten der Européischen Union empirisch erfassen soll.

Das ECHP wird zu groRRen Teilen direkt aus Mitteln der Europaischen Union finanziert.
Ein einheitliches finanzielles Konzept war zunéchst bis einschlielich der vierten Welle
(1997) vorgegeben. Fur die funfte (1998) und sechste Welle (1999) wurde eine etwas
modifizierte AnschlufRfinanzierung sichergestellt. Ob das ECHP uber das Jahr 1999 hin-
aus weitergefuhrt wird, ist derzeit noch nicht entschieden. Die Erhebung der nationalen
Daten obliegt sogenannten National Data Collection Units (NDUs). Diese NDUs sind
iberwiegend in den jeweiligen nationalen Statistischen Amtern beheimatet, wobei die
Koordination und Leitung des Projektes dem Statistischen Amt der Europaischen Union
(EUROSTAT) in Luxemburg obliegt. Nach zwei Pilotwellen im Jahre 1993 wurde die
erste Welle des ECHP im Jahre 1994 erhoben.

Die in den personen- und haushaltsbezogenen Erhebungsinstrumenten enthaltenen Fragen
des ECHP zielen in erster Linie auf die Bereiche Erwerbstéatigkeit, Einkommen, Bildung,
Demographie, Gesundheit, Wohnen und Migratio?rr’aBubjektive Befindlichkeitsfragen

(z.B. Zufriedenheit, Werte, Préferenzen), welche in den von selbstverwalteten Wissen-
schaftsorganisationen finanzierten Panelbefragungen vorzufinden sind (wie im SOEP oder
der British Houshold Panel Study), werden im ECHP nur am Rande behandelt.

Neben dem quantitativen Aspekt der Breite der Fragestellungen, liegt das Novum des
ECHP in der Tatsache, daf? es sich hier um die erste inputharmonisierte Langsschnitterhe-
bung handelt, welche vergleichbare Mikrodaten fur alle Staaten der Européischen
Union2é bereitstellt; dabei wurde darauf geachtet, auch nationale Eigenheiten zu beriick-
sichtigen und somit europaweit funktional &quivalente Informationen zu erheben.

Die Datendistribution wurde von EUROSTAT bisher restriktiv gehandhabt. Die Mikro-
daten werden von EUROSTAT und den jeweiligen NDUs intern verwertet; darliber hinaus
stehen die Daten den von EUROSTAT mit bestimmten Forschungsprojekten beauftragten

24 Siehe Protokoll tiber die Sozialpolitik zum Vertrag tber die Européische Union (BGBI 1992, 1253).

25 Zur Fragebogenkonzeption der ersten drei Wellen des ECHP vgl. EUROSTAT (1996).

26 In der ersten Welle beteiligten sich die EU-12 Staaten. Hinzu kamen 1995 Osterreich und 1996
Finnland. Schweden hat bisher von einer Teilnahme abgesehen.
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Instituten zur externen Auswertung zur Verfigung. Es ist allerdings zu erwarten, daf3 der
jungst fertiggestellte ,scientific-use file* erste brauchbare Ergebnisse hervorbringen wird.

Der deutsche Datensatz des ECHP ist fiir die Scientific Community als faktisch anonymi-
sierter Datensatz durch das Statistische Bundesamt erhéltlich. Der Bezug dieses Datensat-
zes wird jedoch nur fiir die ersten drei Wellen (1994-1996) mdglich sein, da das Statisti-
sche Bundesamt sich entschieden hat, den deutschen Teil des ECHP nach der dritten
Welle nicht mehr weiterzufiihren, sondern die bisher erhobenen Daten auf inhaltliche
Konsistenz hin zu validieren.

Geringfiigige Beschaftigungsverhaltnisse im ECHP
Das Phanomen der geringfligigen Beschaftigung wird im ECHP und damit auch in der
deutschen Stichprobe dieses Datensatzes nicht direkt erhoben.

Dies war einerseits aufgrund eines gleichartigen Fragebogens fur alle Teilnahmelander
nicht méglich und andererseits angesichts der Verschiedenartigkeit der Beschaftigungs-
formen in den einzelnen europdischen Landern auch gar nicht sinnvoll. Bei der interna-
tional vergleichenden Analyse von geringfugiger Beschéftigung kann jedoch das Instru-
mentarium des ,main-activity“-Konzeptes des ECHP genutzt werden, welches bei der
Definition dieser Beschéaftigungsform ausschlie3lich auf die zeitliche Komponente von
weniger als 15 Wochenarbeitsstunden abstellt. Das ECHP teilt Erwerbstéatige in Haupter-
werbstéatige und geringflgig Erwerbstatige. Haupterwerbstétige weisen eine Wochenar-
beitszeit von mindestens 15 Stunden und somit die main-activity ,Erwerbstéatigkeit* auf.
Personen, welche weniger als 15 Wochenarbeitsstunden angeben, werden nach einer
anderen main-activity als Erwerbstétigkeit (z.B. Hausarbeit) qua Selbsteinschatzung
befragt. Liegt hier eine Wochenarbeitszeit von mindestens 1 Arbeitsstunde pro Woche
vor, so handelt es sich um geringfugig Erwerbstéatige. Damit sind geringfligig Beschéftigte
im ECHP einkommensunabhéangig definiert.

Eine vertiefende Beschreibung des Erwerbskonzeptes im ECHP bietet Schulz (1997).
Entsprechend der zentralen Filterfilhrung im Fragebogen des ECHP (vgl. Ubersicht 3 in
Bechthold et al 1998: 886) werden nur solche Beschéftigungen als geringfugig definiert,
welche als geringflgige Hauptbeschéftigungen ausgetibt werden.

Geringflgige Zweitbeschaftigungen werden im ECHP zwar im Fragenblock der Haupter-
werbstéatigen mit wenigstens 15 Wochenarbeitsstunden erhoben, jedoch nicht explizit als
geringflgige Beschéaftigung definiert. Somit kann bei Auswertungen grundsétzlich ent-
schieden werden, ob geringfiigige Zweitbeschéaftigungen einbezogen werden oder ob
ausschlieRRlich nur geringfligige Hauptbeschéftigungen betrachtet werden sollen.
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Die Weiterfiihrung der deutschen Stichprobe des ECHP auf Basis des
Sozio-oekonomischen Panels (SOEP)

Um eine deutsche Stichprobe des ECHP auch in Zukunft in den gesamteuropaischen Daten-
satz eingliedern zu kdnnen, wird auf die Daten des SOEP zuriickgegriffen, da das Statistische
Bundesamt seit 1997 keine eigenstandige deutsche ECHP-Stichprobe mehr erhebt. Ein
zunachst auf drei Jahre angelegtes Kooperationsprojekt von EUROSTAT, dem Statistischen
Bundesamt und dem DIW hat die Simulation der deutschen ECHP-Stichprobe auf Basis der
SOEP-Daten zum Ziel. Es werden demnach insgesamt (mindestens) sechs simulierte Wellen
(1994-1999) des ECHP fiur Deutschland mit einer stringenten L&ngsschnittvergleichbarkeit
erstellf?. Aufgrund von definitorischen Unterschieden beim Erwerbskonzept liefern diese
Daten andere Ergebnisse als die Orginal SOEP-Daten. Deswegen werden im folgenden zwei
SOEP-Ergebnisse prasentiert: nach dem ECHP- und nach dem DIW-Konzept.

3. Zahl und Struktur geringfiigiger Beschaftigung in den
90er Jahren

Im folgenden soll nun die vergleichende Messung geringfiigig Beschaftigter in den
verschiedenen Datenbasen auf diejenige Gruppe beschrankt bleiben, die dies in der
Haupttatigkeit austiben. Betrachtet man die Entwicklung anhand der Daten des Mikrozensus,
so ist nach Einfiihrung des erweiterten Leitfragenkonzepts im Jahr 1996 ein 35 prozentiger
Anstieg im Vergleich zu 1995 festzustellen. Diese Steigerung, die ganz entgegen dem
allgemeinen Trend am Arbeitsmarkt verlief, durfte wohl zum Grof3teil auf die methodische
Veranderung am Erhebungsinstrument des Mikrozensus zuriickzufiihren sein.

Zwischen 1996 und 1997 liegt hingegen der Anstieg der geringfligig Beschéftigten in der
Haupttéatigkeit gemanR Mikrozensus noch bei 19 %, bei konstantem Erhebungsinstrument.
Blickt man auf die Struktur dieser sozialversicherungsfrei Beschéftigten, so zeigt sich, daf3
anndhernd drei Viertel Frauen sind, darunter deutlich mehr als die Hélfte Verheiratete.
Diese Beschaftigungsform ist vornehmlich auf dem westdeutschen Arbeitsmarkt anzutref-
fen, obgleich der Anstieg auch in Ostdeutschland von niedrigem Niveau uberdurch-
schnittlich hoch ist.

27 Eine genauere Beschreibung des Projektes und erste Ergebnisse finden sich in Bechtold et al. 1998.
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Tabelle 2: Strukturvergleich geringfiigig Beschiftigter in der Haupttatigkeit
im Mikrozensus
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Tabelle 3: Strukturvergleich geringfiigig Beschéftigter in der Haupttatigkeit
gemaR unterschiedlicher Datenquellen



110 ZUMA-Nachrichten Spezial Band 6: Sozialstrukturanalysen mit dem Mikrozensus

In Tabelle 3 finden sich nun erste Hinweise zu moglichen strukturellen Unterschieden
zwischen den verschiedenen Datenquellen und dem Mikrozensus. So werden im SOEP
insbesondere sowohl bei der Gruppe der unter 25-jahrigen als auch der im Rentenalter
befindlichen 65-jahrigen und Alteren sowie bei Ostdeutschen iberproportional héhere
Anteile geringfiigig Beschéftigter in der Haupttatigkeit nachgewiesen. Zudem liegen im
SOEP die Schéatzungen fir Manner deutlich héRer.

Aber auch der Vergleich des Mikrozensus mit der ISG-Studie im Jahre 1997 macht deut-
lich, daR der Mikrozensus auch nach der Anderung seiner Leitfrage im Jahre 1996 nach-
wievor signifikant niedrigere Ergebnisse zum Umfang geringfligiger Beschéaftigung liefert
als diese Vergleichsstudie. Auch in der ISG-Studie sind Ostdeutsche, Manner sowie junge
Erwachsene im Alter unter 25 Jahren Uberproportional hé&ufiger in geringfligiger
Beschaftigung zu finden.

Wie unterschiedlich der Anteil der geringflgig Beschéftigten an allen Erwerbstétigen bei
Mikrozensus und dem SOEP sowie dem ECHP ausfallt ist in Tabelle 4 dargestellt.

Tabelle 4: Zusammenstellung der Nachweisquoten geringfiigig
Beschiftigter in unterschiedlichen Datenquellen fiir 1995

Mikrozensus ECHP SOEP SOEP
StaBu ECHP-Konzept DIW-Konzept
Geringfligigen-Anteil an 29 6,1 7,9 9,1
allen Erwerbstatigen
Geringfiigigen-Anteil an 51 10,6 15,6 18,6
allen Nichterwerbstétigen

Die unterschiedlichen Operationalisierungen des Begriffs ,geringfligige Beschéftigung”
filhren bereits zu einer nennenswerten Differenz, wie man am Unterschied zwischen den
SOEP-Ergebnissen auf Basis von ECHP- bzw. DIW-Konzept erkennen kann. Hinzu
kommen offensichtlich erhebungsbedingte Unterschiede, insbesondere zwischen Mikro-
zensus und den restlichen Stichproben.

4. \Vergleichende Mikroanalysen

In einem letzten Schritt soll nun der Versuch unternommen werden, diese Unterschiede in
einer vergleichenden Mikroanalyse fiir das Jahr 1995 zu bestimmen. Dadurch werden

28 Die dargestellten Unterschiede bleiben auch bei der Beriicksichtigung des Stichprobenfehlers
signifikant.
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eventuelle Effekte, die sich aus strukturellen Unterschieden in den Stichproben ergeben,
statistisch kontrolliert und sie kénnen das Ergebnis im Hinblick auf die eigentlich interes-
sierenden Befragungsartefakte nicht verzerren.

Hierzu wurden die Daten von vier Messungen herangezogen. Die 70 % - Scientific-Use-File
Version des Mikrozensus, die deutsche Stichprobe des ECHP, die vom Statistischen
Bundesamt durchgefiihrt wurde, die SOEP-Stichprobe mit einer Operationalisierung
geringfiigig Beschéftigter gemall dem ECHP-Konzept, sowie dieselbe SOEP-Stichprobe mit
einer Operationalisierung, die explizit auf Angaben der Befragten zur Sozialversiche-
rungsfreiheit des Beschéftigungsverhaltnisses zurtckgreift (im folgenden DIW—K@ﬁzept)

Tabelle 5 zeigt die den Berechnungen zugrunde liegenden Fallzahlen, wobei jedoch zu
beachten ist, daf? bei der folgenden Analyse alle vier Datensétze mit einem relativen Ge-
samtgewicht von 25 % in den gepoolten Datensatz eingehen. Dabei wurde insbesondere
die uberproportional hohe Fallzahl des Mikrozensus deutlich ,heruntergewichtet”, um bei
der multiplen Analyse die gleiche Zahl an Freiheitsgeraden fir alle Stichproben zur Ver-
fugung zu stellen.

Tabelle 5: Fallzahlen der vergleichenden Mikroanalyse

Mikrozensus GER-ECHP- SOEP-ECHP- SOEP-DIW-
StaBu Konzept Konzept
Nichterwerbstéatige 119 094 2314 3596 3411
Haupterwerbstéatige 209 936 4 861 8 028 8 058
Geringfiigig Beschéftigle 10 422 358 578 733
Insgesamt (15-65 Jahre) 339 452 7533 12 202 12 202
1) ohne Nebenerwerb.

SOEP-ECHP und SOEP-DIW sind natirlich keine unabhéngigen Stichproben. Probe-
rechnungen, bei denen jeweils eine der beiden SOEP-Versionen weggelassen wurde, ha-
ben allerdings gezeigt, dal3 durch die A@wplung* der SOEP-Stichprobe die Ergeb-
nissé? nicht beeinflult werden.

Zur Modellierung wurden zwei univariate Logit-Modelle geschéatzt, wobei in Modell 1 fiir

alle Beschaftigten der vier Teilstichproben eine Schétzung durchgefuihrt wurde mit dem Ziel,
Determinanten zur Auslibung einer geringfligigen Haupttatigkeit zu bestimmen (vgl. Ergeb-
nisse in Tabelle 6). Fir das zweite univariate Logit-Modell wurden die Angaben aller Nicht-

29 Vgl. hierzu das Konzept, wie esin Schupp et al. (1998: 91ff.) beschrieben ist.
30 Dies gilt sowohl furr die einzelnen Koeffizienten als auch den Standardfehler.
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erwerbstatigen und der geringfliigig Beschéftigten genutzt, um gleichfalls Bestimmungs-
grunde fur die Ausubung einer sozialversicherungsfreien Tétigkeit isolieren zu kdnnen.

Die beiden Modelle wurden jeweils gemal folgender Formel errechnet, wobei als erkla-
rende Variablen (x) sozio-demographische Indikatoren (Alter, Geschlecht, Nationalitat,
Familienstand, BildungsabschlulR) aber auch das Alter des jiingsten Kindes im Haushalt
sowie grobe Regionalindikatoren (Ost-West, sowie Gemeindegrofl3enklassen) beriicksich-
tigt wurden.

logit (p) = log E':LLH: a +pB’x
-p

Pr(Y="A OX=1) = exp(a + B)
1+exp(a + B)

Pr(Y="A’' (X=0) = __€XP(a)
1+ exp(a)

Als weitere Effekte wurden nun die Kennzeichnungen der einzelnen zugrunde liegenden
Erhebungen in die Schatzung einbezogen, wobei der Mikrozensus als Referenzgruppe
gewahlt wurde.

In Tabelle 6 sowie 7 sind nicht die einzelnen Koeffizienten dargestellt, sondern wegen
ihrer besseren Interpretierbarkeit werden die sog. Odds-Ratio-Koeffizienten ausgewiesen.
Die Odds-Ratios sind als Verhéltnis zweier Wahrscheinlichkeiten interpretierbar, wobei

die formale Darstellung folgendermaf3en dargestellt werden kann.

+
w0=2P02D)  op(p)
exp(a)
So kann in Tabelle 6 der Effel@ = 2,43 fir ECHP-Statistisches Bundesamt folgender-
maliden interpretiert werden: Die relative Wahrscheinlichkeit, daf3 die Befragungsperson
bei gleichzeitiger Kontrolle der anderen EinfluRfaktoren eine geringfligige Téatigkeit
ausuibt (statt einer anderen Form der Beschéftigung) ist in der ECHP-Stichprobe um etwa
143 % hoher (2,43fache) als im Mikrozensus. Das Interessante an diesem Befund ist, daf3
die bekannten oben bereits diskutierten Struktureffekte zur Auslibung dieser Beschéfti-
gungsform (eher Frauen, Westdeutsche) weitgehend bestatigt werden. Der Familienstand
wverheiratet* verliert hingegen seine Signifikanz bei gleichzeitiger Beachtung des Alters
des jlingsten Kindes.
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Tabelle 6: Determinanten der Ausiibung einer geringfiigigen
Beschiftigung von Erwerbstétigen im Alter 16 bis 65 Jahre

Odds- t- Wert

Unabhéngige Variablen Ratio

INTERCPT -27,33 %+
Altersgruppe

Im Alter 26-35 Jahre (Referenz)

Im Alter 16-25 Jahre 1,99 6,82 ***
Im Alter 36-45 Jahre 0,96 -0,41

Im Alter 46-55 Jahre 1,45 3,70 %+
Im Alter 56-65 Jahre 2,97 9,90 ***

Alter des jiingsten Kindes im Haushalt
ohne Kinder unter 15 Jahre

jingstes Kind bis 3 Jahre 1,07 0,44
jingstes Kind zwischen 3 bis 6 Jahre 1,80 4,73 %%
jingstes Kind zwischen 6 bis 10 Jahre 2,22 7,95 ***
jingstes Kind zwischen 10 bis 15 Jahre 1,67 5,86 ***
Familienstand

Ledig (Referenz)

Verheiratet 0,89 -1,28
Verwitwet 1,34 1,62
Geschieden 0,86 -1,12
Bildungsabschlul

noch ohne abgeschl. Aus-+Berufsausbildung sowie k. A. (Referenz)

Mit Schul- oder BerufsabschluR 0,59 -4, 71 %%
Abitur oder abgeschlossene Berufsausbildung, einschl. Fachschulen 0,54 -6,11 %+
abgeschl. (Fach-)Hochschulabschlu 0,37 -7,40 *+*

GemeindegréRenklassen
Zahl der Einwohner 20.000 bis unter 500.000 Einwohner

Zahl der Einwohner 20.000 1,14 2,05 **
Zahl der Einwohner 500.000 Einwohner und 1,09 0,98
Geschlecht

Frauen (Manner=Referenz) 3,36 19,28 ***
Nationalitat

Auslander (Deutsche=Referenz) 0,84 -1,42
West- und Ostdeutschland

Ostdeutschland (West=Referenz) 0,48 -8,20 %+
Stichprobe

Mikrozensus (Referenz)

ECHP - Statistisches Bundesamt 2,43 8,54 ***
SOEP - ECHP - Konzept 2,67 9,67 ***
SOEP - DIW - Konzept 3,10 11,35%+*

*** Signifikant auf 0,01-Niveau, ** Signifikant auf 0,05-Niveau, * Signifikant auf 0,1-Niveau.
Modellparameter fiir das Modell
Designgewichtet Ungewichtet
(jede Stichprobe 25 %)

Zahl der Geringfugigen 1407 8047
Zahl der Erwerbstatigen 19372 234926
Mc-Fadden Pseudo R 0,10
-2LOG L 10294

Datenbasis: Mikrozensus 70%-scientific use file; Deutsche Stichprobe des ECHP sowie SOEP.
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Tabelle 7: Determinanten der Ausiibung einer geringfiigigen
Beschiftigung von Nichterwerbstétigen im Alter 16 bis 65 Jahre

Odds- t- Wert

Unabhiéngige Variablen Ratio

INTERCPT ) -16,56 ***
Altersgruppe

Im Alter 26-35 Jahre (Referenz)

Im Alter 16-25 Jahre 0,88 -1,13

Im Alter 36-45 Jahre 0,90 -1,06

Im Alter 46-55 Jahre 0,83 -1,70

Im Alter 56-65 Jahre 0,28 -10,52 ***

Alter des jiingsten Kindes im Haushalt
ohne Kinder unter 15 Jahre

jungstes Kind bis 3 Jahre 0,87 -0,84
jungstes Kind zwischen 3 bis 6 Jahre 1,07 0,52
jungstes Kind zwischen 6 bis 10 Jahre 1,20 1,63
jungstes Kind zwischen 10 bis 15 Jahre 1,28 2,62 ***

Familienstand
Ledig (Referenz)

Verheiratet 0,87 -1,28
Verwitwet 1,26 1,19
Geschieden 1,05 0,31
Bildungsabschlu

noch ohne abgeschl. Aus-+Berufsausbildung sowie k.A. (Referenz)

Mit Schul- oder Berufsabschluf® 1,15 1,20
Abitur oder abgeschlossene Berufsausbildung, einschl. Fachschulen 1,43 3,44 *x*
abgeschl. (Fach-)Hochschulabschluf 1,85 4,39 ***

GemeindegréBenklassen
Zahl der Einwohner 20.000 bis unter 500.000 Einwohner

Zahl der Einwohner 20.000 1,30 4,02 ***
Zahl der Einwohner 500.000 Einwohner und 1,21 2,10 **
Geschlecht

Frauen (Manner=Referenz) 1,28 3,561 ***
Nationalitat

Ausléander (Deutsche=Referenz) 0,52 -5,23 ***
West- und Ostdeutschland

Ostdeutschland (West=Referenz) 0,48 -7,93 ***
Stichprobe

Mikrozensus (Referenz)

ECHP - Statistisches Bundesamt 3,03 10,41 ***
SOEP - ECHP - Konzept 3,57 12,171 ***
SOEP - DIW - Konzept 4,51 14,53 ***

*** Sjgnifikant auf 0,01-Niveau, ** Signifikant auf 0,05-Niveau, * Signifikant auf 0,1-Niveau.
Modellparameter fiir das Modell
Designgewichtet Ungewichtet
(jede Stichprobe 25 %)

Zahl der Geringflgigen 1407 8047
Zahl der Nichterwerbstatigen 9353 128415
Mc-Fadden Pseudo R? 0,09
-2LOG L 8347

Datenbasis: Mikrozensus 70%-scientific use file; Deutsche Stichprobe des ECHP sowie SOEP.
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Der interessanteste Befund bleibt unseres Erachtens jedoch die hochsignifikante Differenz

dler betrachteten Tellstichproben zur Referenzstichprobe des Mikrozensus. Diesen Effekt
interpretieren wir als Methodeneffekt, der auch nach Kontrolle mdglicher Strukturdiffe-
renzen der Ubrigen Vergleichsstichproben die Zahl der geringfiigig Beschéftigten deutlich
unterschatzt.

Erfreulicherweise liefert das ECHP-Konzept sowohl auf der Basis des ECHP selbst als auch
auf der Basis des SOEP nahezu identische Ergebnisse. Mehr geringfligig Beschéftigte
werden anhand der Orginal-SOEP-Operationalisierung der Erwerbstatigkeit ausgewiesen.

Diese Unterschéatzung durch den Mikrozensus ist in Tabelle 7 noch héher als in Tabelle 6,
was bedeutet, dal} insbesondere in der Gruppe der Nichterwerbstatigen in noch héherem
Male als bei andersweitig Beschéftigten methodische Differenzen zur Zahl der geringfiigig
Beschéftigten vorzufinden sind.

5. Fazit

Faflit man die deskriptiven wie multivariaten Ergebnisse der vergleichenden Untersuchung
zusammen, so weist der Mikrozensus die Zahl der geringfligig Beschéftigten zu gering aus,
wobei hier zu beachten ist, daR sich die vergleichende Analyse lediglich auf eingppeilgr

aller sozialversicherungsfreien Beschaftigungsverhéltnisse in der Haupttatigkeit bezog.

Tabelle 8: Zusammenstellung der Ergebnisse zum Nachweis geringfiigig
Beschiftigter in der Haupttitigkeit 1995

Mikrozensus ECHP SOEP SOEP
StaBu ECHP-Konzept DIW-Konzept

Geringfugigkeits-Erwerbs-Index (MZ=100) 100 210 272 314
Geringfugigkeits-Nichterwerbs-Index 100 208 306 365
(MZ=100)
Index=Vielfaches auf Basis der 100 243 266 309
Logitschatzung-Erwerbstatige
Index=Vielfaches auf Basis der 100 303 357 451
Logitschatzung-Nichterwerbstatige

Es fallt auf, da auch die vom Statistischen Bundesamt durchgefiuhrte Erhebung des
ECHP zu mehr als doppelt so hohen Nachweisquoten fur Geringfugige fuhrt wie der Mi-
krozensus; ein Befund der auch bei multipler Kontrolle bestehen bleibt. Das DIW-
Konzept des SOEP fihrt zu den gréRten Abweichungen gegenuber dem Mikrozensus,
wobei drei bis viereinhalb mal so hohe Nachweisquoten Geringfligiger ermittelt werden
als im Mikrozensus.
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Es ware sicherlich winschenswert, die Ergebnisse mit dem verbesserten Mikrozensus
Konzept aus dem Jahre 1996 nochmals zu replizieren. Vieles spricht auch ohne diese
Analyse dafiir, dal das Statistische Bundesamt mit folgender Bemerkung Recht hat: Der
Mikrozensus wird trotz der erweiterten Leitfrage seit dem Jahre 1996, die zu einer Préazi-
sierung des Begriffs ,geringfligige Beschéaftigung” fihrte und - wie oben bereits erwéhnt -
zugleich mit der Einbeziehung von ,Gelegenheitstétigkeit* einherging, aufgrund der
Konzeption ,als berichtswochenbezogene Erhebung eher den Kern der regelmafRig (wo-
chentlich) ausgelbten geringfiigigen Beschéftigung” erfassen (Ausschul3 fur Arbeit und
Sozialordnung des Deutschen Bundestags 1997b, S. 33). Insofern haben sowohl das
Mikrozensus-Konzept als auch die anderen Konzepte zur Messung geringfligiger Be-
schéftigung ihre Berechtigung. Dies gilt um so mehr nach der Reform des Gesetzes im
Jahr 1999, infolgedessen die Erhebungspropblematik geringfligiger Beschéaftigungsfor-
men noch komplexer wurde als sie es in der Vergangenheit ohnehin schon war.
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512.509 Falle
gfB= 10422 in Haupttétigkeit]

gfB = 358 in Haupttatigkei

Haupttatigkeit 1977 Fél‘eng = 733 in Haupttatigkei

Kriterien Mikrozensus ISG SOEP (DIW-Konzept) GER-ECHP IAB/GfK/Ifo - IAB-Betriebspanel
Offene Stellen-Befragung
Konzept Angebot / Personen Angebot / Personen Angebot / Personen Angebot / Personen Nachfrage/ Nachfrage/
(z.T. Nachfrage - Putzhilfen Arbeitsplatze Arbeitsplatze
im HH)
Erhebungs- strenges Erhebungswoche Befragungszeitpunkt, Befragungszeitpunkt sowigErhebungszeitpunkt im IV. [ Stichtagskonzept (30.6.)
zeitraum Berichtswochenkonzept (Marz-Juni) Monatskalendarium, Monatskalendarium fir  |Quartal
i.d.R. Woche im April regelmaRig/unregelm. Erwerbsstatus
Auskunfts- alle Haushaltsmitglieder eine Person pro Haugjeade erwachsene Person jjede erwachsene Person |Beschaftsfiihrung Geschaftsfiihrung
person (Zufalls) Haushalt Haushalt
Befragung mundlich/schriftlich mundlich/ Methodenmix - PAPI/ Methodenmix - PAPI/ schriftlich PAPI-Interviewer
telefonisch/CATI Schriftlich Schrift/CAPI
Grund- Bevolkerung in Bevolkerung in Bevolkerung in Bevolkerung in Beschéftigungsverhaltnisse |Beschaftigungsverhéltnisse
gesamtheit Privathaushalten Privathaushalten Privathaushalten Privathaushalten von Betrieben mit mindest. |von Betrieben mit mindest,
einem soz.vers.pfl. einem soz.vers.pfl.
Beschéftigten Beschéftigten
Erhebungs- direkte Interviews, Proxy- |direkte Interviews, direkte Interviews, Proxy- |direkte Interviews, Proxy [Proxy-Angabe (SchétzungenpProxy-Angabe
methodik Interviews nicht Proxy-Interviews Interviews ausgeschlossefinterviews nicht der Geschéftsfuhrung zu  [(Schétzungen) der
ausgeschlossen ausgeschlossen ausgeschlossen Beschéftigten Geschaftsfiihrung zu
Beschéftigten
Liingsschnitt- |Rotierende (4 Jahre) unverbundene Haushaltspanel seit 1984 |Haushaltspanel 1994-1996 ware technisch tber ja, Betriebspanel seit 1998
aspekt Panelstichprobe - nur als  |Querschnittstudie - Teil|(bzw. 1990 in Betriebsnr. méglich (seit 1995 auch
Querschnitt auswertbar von Ostdeutschland) Ostdeutschland)
Mehrthemenerhebung?|
Identifikation |1995 - direkte Frage direkte und indirekte  [direkte und indirekte indirekte Indikatoren direkte Fragen zum Umfangdirekte Fragen zum Umfang
Geringfiigige |1996ff. zweifache direkte  |Indikatoren Indikatoren ohne Trennung in Haupt-/  |ohne Trennung
Beschiiftigung  |Nachfrage Nebentéatigkeit Haupt/Nebentatigkeit.
Altersgrenze ab 15 Jahre 14-74 Jahre ab 16 Jahre ab 16 Jahre ohne Filterung ohne Filterung
Erhebungs- 1 % der Privathaushalte 1997: 33.000 Falle 1995: 13.768 1995: 8.837 1997: 1997:
umfang Scientific Use File (70 %) |gfB =2.605 in Befragungspersonen Befragungspersonen 8.200 Betriebe 8.800 Betriebe

Legende: gfB = Geringfiigig Beschaftigter. - PAPI = Paper And Pencil Interview. - CAPI = Computer Assisted Personal InBkViewComputer
Assisted Telefone Interview. Quelle: Rudolph (1998), IAB-Werkstattbericht Nr. 9, S. 10 sowie eigene Erganzungen.

Abbildung 2: Verschiedene Erhebungskonzepte "Geringfiigige Beschaftigung™



= Entwicklung im Mikrozensus 1995 bis 1997 -

Mikrozensus
1995" 19967 1997 Verinderung | Verdnderung in
MZ 1995 zu 1996 | MZ 1996 zu 1997
in 1000 in % in 1000 in % in 1000 in% (1995 = 100) (1996 = 100)

Insgesamt 1164 100 1575 100 1873 100 135 119
nachrichtfich: sonstige Erwerbstétige 34883 34407 33932 99 99
Westdeutschland 1098 94,3 1465 93,0 1722 91,9 133 118
Ostdeutschland 66 57 111 7,0 151 81 168 136
Manner 297 255 376 239 463 24,7 127 123
Frauen 867 74,5 1200 76,2 1410 75,3 138 118
Alter von ... bis unter ... Jahre

15-25 144 12,4 179 114 230 12,3 124 128
25-45 574 49,3 780 49,5 904 48,3 136 116

45 - 55 192 16,5 270 17,1 306 16,3 141 113

55 - 65 177 15,2 251 15,9 318 17,0 142 127

65 und alter 76 6,5 97 6,2 115 6,1 128 119
Familienstand

Ledig 276 23,7 344 21,8 427 22,8 125 124
Verheiratet 792 68,0 1083 68,8 1284 68,6 137 119
darunter: Frauen 661 56,8 911 57,8 1065 56,9 138 117
Verwitwet 49 4,2 74 4,7 79 4.2 151 107
Geschieden 47 4,0 74 4,7 83 4.4 157 112

1) Einfaches Leitfragenkonzept zur geringfligigen Beschéftigung. - 2) Erweitertes Leitfragenkonzept zur geringfligigen Beschaftigung.
Quellen: Statistisches Bundesamt, Mikrozensus; Berechnungen des DIW.

Tabelle 2: Strukturvergleich geringfiigig Beschiftigter in der Haupttatigkeit im MZ



Mikrozensus SOEP Relation zum Relation zum ISG Mikrozensus Relation zum
1995 1995 Mikrozensus Mikrozensus 1997 1997 Mikrozensus
nl000 invH | invH inl000  untere Grerze | MZ-SOEP 1995 | MZ-SOEP 1995 nl000 | in1000  invH | MZ-ISG-Studie 1997
des Konfidene- (untere Grerge des
intervalls MZ1995=100 | Konfiderzinterv,) MZ 1997 =100
in 1000 MZ 1995 =100

Insgesamt 1164 100 100 3888 3659 334 314 211 1873 100 225
Westdautschiad 1098 A3 | 86 M3 78 314 299 %15 172 919 210
COstdautschland 66 57 14 445 31 674 577 5% 151 81 395
Méanner 297 255 350 1361 778 458 262 1548 463 24,7 334
Frauen 867 74,5 650 2527 2243 291 259 2663 1410 75,3 189
Altervon... bis unter ... Jahre

15-25 144 24 215 836 618 81 429 1033 230 123 449
25-45 574 49,3 399 1551 1512 270 263 1825 04 483 202
45-55 192 16,5 15,0 583 346 34 180 576 306 16,3 188
55-65 177 15,2 131 509 292 288 165 572 318 17,0 180

65 und alter 76 6,5 10,5 408 175 537 230 205 115 6,1 178
Familienstand

Ledig 276 23,7 31,9 1240 1100 449 399 1537 427 22,8 360
Verheiratet 792 63,0 522 2030 1652 256 209 2347 1284 68,6 183
darunter: Frauen 661 56,8 378 1470 1248 222 189 1713 1065 56,9 161
Verwitwet 49 4.2 7,0 272 89 555 182 150 79 42 19
Geschieden 47 4,0 89 346 101 736 215 178 83 44 214

Qudlen Satistisches Bundesant, Mikrazenaus 1SG 1997, SOEP.

Tabelle 3: Strukturvergleich geringfiigig Beschiftigter in der Haupttatigkeit geman
unterschiedlicher Datenquellen
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DYNAMIK DER ARBEITSZEITSTRUKTUR: WELCHE
ROLLE SPIELT DER STRUKTURWANDEL ?*

ELKE WOLF

n dieser Analyse wird auf Basis der Mikrozensen aus den Jahren 1991, 1993 und 1995

die zunehmende Verbreitung der Arbeitszeitflexibilisierung in der Bundesrepublik
nachgezeichnetind untersucht, inwieweit diese auf die Verdnderung der Wirtschafts-
struktur zurtickzufuhren ist. Dabei beschranken wir uns auf die Entwicklung der Teilzeit-
arbeit, der geringfiigigen Beschaftigung, der Uberstunden und der Wochenendarbeit, da
diese zu den wichtigsten Formen der Arbeitszeitflexibilisierung gehdren. Es zeigt sich,
dall die Bedeutung dieser Arbeitszeitformen tendenziell zugenommen hat. Allerdings
bestehen grol3e Unterschiede zwischen den alten und neuen Bundeslandern, den Ge-
schlechtern sowie den verschiedenen Qualifikationsniveaus. Den Ergebnissen der Shift-
share Analyse zufolge, hat der Strukturwandel nur einen geringfiigigen Einflu} auf die
Zunahme der Arbeitszeitflexibilisierung. Der Uberwiegende Teil der Ausweitung der
Teilzeitarbeit und der Wochenendarbeit resultiert aus dem Wandel der Produktionspro-
zesse, der Deregulierung der Arbeitszeiten und den Préaferenzanderungen der Individuen.
Hinsichtlich der Ausweitung der Uberstunden fiihrt die Veranderung der Wirtschafts-
struktur in den neuen Bundeslandern sogar zu einer Reduktion der Mehrarbeit.

I n this paper we analyze the structure of the working time in Germany and we investi-
gate whether the increasing working time flexibilisation is due to changes between the
industry sectors. The study is based on the German microcensus of the years 1991, 1993,
and 1995. Since there exist numerous kinds of flexible working time models, we
concentrate on the most widespread models, which are part-time work, overtime, and
weekend work. We can see that these working time schedules became more significant
during the years 1991 to 1995. However, we observe strong differences between East- and
West-Germany, the sex and the qualification levels. Based on a shift-share analysis we
conclude that the structural change has little impact on the working time flexibilisation.

*  Diese Arbeit ist im Rahmen des Forschungsprojekts ,Arbeitszeitflexibilisierung und Beschéftigung®,

das von der Fritz Thyssen Stiftung gefordert wird, entstanden. Ich danke Viktor Steiner fur die hilfreichen
Kommentare und Kim Cuong fir die Unterstutzung bei der Auswertung der Daten.
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Most of the changes in the working time is due to changes of the production process, the
preferences or the deregul ation of working time.

1. Einleitung

Seit einigen Jahren steht die Arbeitszeit im Mittelpunkt vieler wirtschaftspolitischer Dis-
kussionen um die Reduzierung der Arbeitsosigkeit. Nachdem die Wochenarbeitszeit seit

Mitte der achtziger Jahre in mehreren Schritten bereits stark reduziert wurde, wird derzeit

eher auf die Flexibiliserung der Arbeitszeit gesetzt. Diese allgemein verwendete Be-
zeichnung umfafit in der Praxis sehr unterschiedliche Arbeitszeitmodelle. Sie unterschei-
den sich hinsichtlich der Dauer und der Lage der Arbeitszeit. Neuere Erhebungen uber
Beschaftigung und Arbeitszeiten zeigen bereits, dal} die Arbeitszeiten zunehmend aus
dem Muster der traditionellen Vollzeiterwerbstatigkeit, die in der Regel mit 35 bis 40
Wochenarbeitsstunden und fuinf Arbeitstagen definiert ist, herausfallen (vgl. beispiels-
weise Schilling et al., 1996). Die Bedeutung von Arbeitszeitformen mit reduzierter oder
erhohter Stundenzahl (Teilzeitarbeit, geringfiigiger Beschaftigung, Uberstunden) oder zu
Lunublichen® Zeiten (z.B. Wochenendarbeit, Nachtarbeit) hat zugenommen.

Diese Entwicklung kann im Prinzip auf drei verschiedene Ursachen zurtickgefuihrt werden.
Zum einen werden die individuellen Erwerbsverlaufe, insbesondere die der Frauen, immer
vielfaltiger. Dadurch steigt die Bedeutung der individuellen Zeitsouveranitat, die es den
Individuen erméglicht, ihre Arbeitszeit in Abh&ngigkeit der aktuellen Lebenslage zu be-
stimmen. Zum zweiten wirken sich strukturelle Anderungen der Wirtschaft und somit auch
der Arbeitsnachfrage auf die Verbreitung bestimmter Arbeitszeitformen aus. So fiihrt bei-
spielsweise die zunehmende Tertiérisierung der Wirtschaft zu einer gesamtwirtschaftlichen
Ausweitung der Teilzeitarbeit und der geringfligigen Beschéftigung, da diese Arbeitszeit-
formen im Dienstleistungssektor besonders verbreitet sind. Drittens werden die Arbeitszeiten
auch durch tarifiche und arbeitsrechtliche Regulierungen bzw. die Aufhebung von
bestehenden Arbeitszeitregulierungen bestimmt. So wurde beispielsweise im Arbeitszeitge-
setz vom 1.7.1994 die téagliche Hochstarbeitszeit von acht auf zehn Stunden erhdht und die
wdchentliche Arbeitszeit kann nun bis zu 60 Stunden betragen, sofern der Ausgleich auf
durchschnittlich acht Stunden innerhalb von sechs Monaten (bisher zwei Wochen) erfolgt
(8 3 ArbZG). Dadurch erhéht sich fiir die Unternehmen der Spielraum fir Uberstunden. Zu-
dem besteht grundsatzlich die Mdglichkeit, in Tarifvertragen oder in Betriebsvereinbarungen
aufgrund eines Tarifvertrags von diesen gesetzlichen Regelungen abzuweichen (8 7 ArbZG).
Aul3erdem wurde das Arbeitsverbot an Sonn- und Feiertagen gelockert. Neben den
bisherigen Ausnahmeregelungen kann Sonntagsarbeit nun auch unter bestimmten Umstan-
den aus wirtschaftlichen Griinden zugelassen werden (8§ 13 ArbZG). Diese Deregulierung
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soll den Unternehmen die Mdglichkeit geben, auf den internationalen Konkurrenzdruck zu

reagieren. Die Bedeutung der aufgefihrten Faktoren fir die Veréanderung der Arbeits-

zeitstruktur ist jedoch nicht genau bekannt. Ziel dieser Studie ist es daher, den Einflu des
Strukturwandels und der anderen Determinanten der Arbeitszeitdynamik zu quantifizieren.

Im folgenden Abschnitt 2 wird zunéchst kurz der Mikrozensus, der als Datenbasis der
folgenden Analysen dient, vorgestellt. In Abschnitt 3 wird die relative Bedeutung ausge-
wabhlter Arbeitszeitformen dargestellt und deren Entwicklung zwischen den Jahren 1991,
1993 und 1995 untersucht. Durch einen einfachen Vergleich der Arbeitszeitstruktur zwischen
zwei Zeitpunkten kann jedoch nicht zwischen den verschiedenen Einflissen, wie
beispielsweise dem Strukturwandel und der Verénderung der individuellen Arbeitszeitpra-
ferenzen, auf die Arbeitszeiten unterschieden werden. Eine Mdoglichkeit, die Ursachen der
veranderten Arbeitszeitstruktur zu bestimmen, ist eine direkte Befragung, das heil3t die
Erwerbstatigen werden gefragt, warum sie eine bestimmte Arbeitszeitform gewahlt haben.
Diese Frage wird im Mikrozensus allerdings nur beziiglich der Teilzeitarbeit gestellt (vgl.
Abschnitt 3.1.3). Eine andere Alternative stellt die Shift-share Analyse dar. Mit Hilfe dieses
Verfahrens ist es mdglich, den Effekt des Strukturwandels von den anderen Effekten zu
trennen. In Abschnitt 4 wird daher auf Basis dieser Methode der Frage nachgegangen,
welche Rolle der Strukturwandel fiir die Dynamik der Arbeitszeiten spielt.

2. Der Mikrozensus als Datenbasis der Analyse der
Arbeitszeitdynamik

Eine gute Datenbasis zur Analyse der Struktur und Entwicklung der Arbeitszeiten stellt
der Mikrozensus dar, da er sowohl detaillierte Informationen Uber die Arbeitszeiten als
auch Angaben zu den wichtigsten soziodemographischen Merkmalen der befragten Per-
sonen enthélt. Zudem kdnnen aufgrund der hohen Fallzahlen auch reprasentative Aussa-
gen Uber relativ kleine Personengruppen mit seltenen Arbeitszeitformen gemacht werden.
Grundlage der folgenden Analysen sind drei 70-Prozent-Stichproben der Mikrozensen aus
den Jahren 1991, 1993 und 1995, die dem Zentrum flr Europaische Wirtschaftsforschung
(ZEW) zur Verfigung stehen.

Der Mikrozensus ist eine 1-Prozent-Bevdlkerungsstichprobe die jahrlich erhoben wird.
Jede Erhebung besteht aus einem gleichbleibenden Grundprogramm, das soziodemogra-
phische Informationen Uber die Bevélkerung der Bundesrepublik liefert, so dalR sich
dieser Datensatz insbesondere zur Beschreibung der Entwicklungen am Arbeitsmarkt
eignet. Aufgrund des einheitlichen Erhebungskonzepts in den alten und neuen Bundeslan-
dern bietet dieser Datensatz die Mdglichkeit eines Ost-West-Vergleichs. Dabei kénnen
nicht nur die Unterschiede der Arbeitszeiten herausgearbeitet werden, sondern auch unter-
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sucht werden, inwiefern diese von den Praferenzen und der Qualifikationsstruktur der
Individuen oder der unterschiedlichen Wirtschaftsstruktur abhangen. Die intertemporale
Vergleichbarkeit der Daten wird jedoch dadurch etwas eingeschrankt, dafl3 die Klassifika-
tionen der Berufsgruppen und Branchen von Zeit zu Zeit an die strukturellen Veranderun-
gen am Arbeitsmarkt angepal3t werden. In diesem Fall kdnnen die Beobachtungen aus den
verschiedenen Jahren nicht uneingeschrankt miteinander verglichen WexdBerdem

mul3 berticksichtigt werden, daR sich die Daten der drei Erhebungsjahre auf konjunkturell
sehr unterschiedliche Phasen beziehen. Wahrend die Konjunktur 1991 noch auf Hochtou-
ren lief, befand sich im Jahr 1993 insbesondere das Verarbeitende Gewerbe in einer star-
ken Rezession. Das letzte Erhebungsjahr fallt hingegen in eine Aufschwungphase.

3. Struktur und Entwicklung der Arbeitszeiten in West- und
Ostdeutschland

Unter der Vielzahl flexibler Arbeitszeitmodelle haben wir fur diese Studie die Teilzeitar-
beit, die geringfuigige Beschéftigung, Uberstunden und die Wochenendarbeit ausgewahlt,
da diese zu den haufigsten Formen der Arbeitszeitflexibilisierung zéhlen. Um den Effekt
konjunktureller Schwankungen zumindest teilweise zu bertcksichtigen, werden die Be-
obachtungen der einzelnen Arbeitszeitformen immer zur Gesamtbeschéftigung ins Ver-
héltnis gesetzt. AuRerdem werden grundsatzlich getrennte Analysen fur Manner und
Frauen durchgefiihrt. In den bisher vorliegenden Studien wird in der Regel nicht zwischen
verschiedenen Qualifikationsniveaus unterscheiden (Schilling et al., 1996). Da die
individuelle Arbeitszeit neben anderen Faktoren auch vom Niveau der Berufsbildung be-
einflufdt wird, unterscheiden wir in unseren Analysen zusétzlich nach der beruflichen
Qualifikation. Dadurch soll der starken Heterogenitat zwischen den verschiedenen Perso-
nengruppen Rechnung getragen werden.

3.1 Die Bedeutung von Teilzeitarbeit und geringfiigiger Beschéftigung
Grundsétzlich gibt es zwei Mdglichkeiten, Teilzeitarbeit zu definieren. Die erste Abgren-
zung von Teilzeitarbeit basiert auf der Selbsteinschatzung der befragten Personen. Dies
hat zur Folge, daR sich zwei Personen, welche die gleiche Stundenzahl arbeiten, verschie-
denen Gruppen zuordnen kénnen. Daher erscheint es sinnvoll, Teilzeitarbeit auf der Basis
eines eindeutigen Abgrenzungskriteriums zu definieren. Aus Griinden der internationalen
Vergleichbarkeit nehmen wir an, daf alle Beschéftigten mit mehr als 30 Stunden Vollzeit
arbeiten (Van Bastelaer et al., 1997). Innerhalb der Jobs bis 30 Stunden kann weiterhin

1 Die Berufsklassifikation wurde im Jahr 1993 umgestelt und die Klassifikation der Wirtschaftsaweige
im Jahr 1995,
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zwischen ,typischer* Teilzeitarbeit und geringfiigiger Beschéaftigung unterschieden wer-
den, das heil3t Beschéaftigungsverhaltnisse, die nicht der Sozialversicherungspflicht unter-
Iiegen.2 Der Mikrozensus enthalt seit 1990 eine explizite Frage zur geringfligigen Be-
schéftigung:’f Demnach wird geschétzt, dafl es im Jahr 1990 in den alten Bundeslandern
etwa 1,5 Millionen geringfuigig Beschaftigte gab, sechs Jahre spater waren es bereits 1,8
Millionen. In Ostdeutschland 1&Rt sich hingegen kein Anstieg dieser Beschéftigungsver-
haltnisse feststellen. Im Jahr 1991 gab es auf Basis des Mikrozensus 138.000 geringfugige
Beschaftigungsverhéltnisse. In den folgenden Jahren sank die Zahl dieser Jobs zunachst
und erreichte erst im Jahr 1996 wieder das Niveau von 1991 (Sachverstandigenrat, 1997,
Ziffer 378). Hierbei mul3 jedoch beriicksichtigt werden, dal3 der Mikrozensus die Zahl die
geringflgigen Beschaftigungsverhéltnisse eher unterschétzt, da Personen, die mehrere
dieser Jobs haben und somit versicherungspflichtig sind, nicht erfal3t werden. Aul3erdem
kénnen aufgrund der Fragestellung nur die geringfligigen Beschaftigungsverhéltnisse in
der Berichtswoche erfal3t werden. Auch kurzfristige sozialversicherungsfreie Beschéfti-
gungen (langstens zwei Monate oder 50 Arbeitstage), deren monatlicher Verdienst die
Sozialversicherungsgrenze Ubersteigen kann, werden mit dieser Fragestellung ebenfalls
nicht erfal3t (Sachverstandigenrat, 1997, Ziffer 378). In Anbetracht der soeben beschrie-
benen Probleme wollen wir uns in der folgenden Analyse weniger auf die absoluten Ver-
anderungen als vielmehr auf die Veranderung der Struktur dieser Beschéftigten konzen-
trieren. AulRerdem betreffen die genannten Einschrankungen wohl kaum den Vergleich
zwischen West- und Ostdeutschland. In diesem Abschnitt wird Teilzeitarbeit und gering-
fugige Beschaftigung weitgehend getrennt analysiert.

In einem ersten Schritt betrachten wir die Teilzeitquoten der Manner und Frauen in West-
und Ostdeutschland in den Jahren 1991 und 1995 (Anteil der sozialversicherungspflichti-
gen Teilzeitbeschéftigten an allen Beschéftigen der jeweiligen Subpopulation; vgl. Abbil-
dung 1). Die Balken stellen die Teilzeitquote in Westdeutschland dar, wobei der untere
Teil jedes Balkens die Teilzeitquote in den neuen Bundeslandern darstellt. Dabei zeigt
sich sehr deutlich, daf3 Teilzeitarbeit in der Regel nur von Frauen in Anspruch genommen
wird. Die Teilzeitquoten der Ménner schwanken je nach Region und Jahr zwischen einem
und drei Prozent. Bei den Frauen ist dieser Anteil sehr viel héher, wobei es grof3e Unter-
schiede zwischen den neuen und alten Bundeslandern gibt.

2 Welche Beschéftigungsverhéltnisse wéahrend des Beobachtungszeitraumes von der Versicherungspflicht
ausgenommen sind, ist in § 8 Abs. 1 SGB IV festgelegt.

3 Der genaue Wortlaut der Frage im Jahr 1995 ist: ,Haben Sie in der Berichtswoche eine geringfiigige
Beschaftigung (unter 15 Stunden pro Woche; bis 580 DM im Monat beziehungsweise 470 DM
versicherungsfrei) ausgeubt?".
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Abbildung 1:  Geschlechtsspezifische Teilzeitquoten in West- und
Ostdeutschland
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Abbildung 2: Anteil der geringfiigig Beschiftigten an allen Erwerbstétigen
in West- und Ostdeutschland
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Quelle: Mikrozensen 1991, 1995; 70%-Stichprobe des ZEW (hochgerechnet auf die Bevdlkerung
zwischen 20 und 65 Jahren).
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In Westdeutschland arbeiteten im Jahr 1995 knapp 30 Prozent der erwerbstatigen Frauen
als Teilzeitkrafte. In Ostdeutschland waren es nur 9 Prozent. Eine Annaherung der regio-
nalen Teilzeitquoten konnte innerhalb der Beobachtungsperiode nicht beobachtet werden.
Die Teilzeitquote der ostdeutschen Frauen stieg zwischen 1991 und 1995 um nur einen
Prozentpunkt, jene der westdeutschen Frauen um etwa zwei Prozentpunkte. Auch die
Teilzeitquoten der Manner entwickelten sich weiter auseinander. Wahrend der Anteil der
Teilzeitarbeit bei Mannern in den alten Bundeslandern in den vier Jahren um knapp einen
Prozentpunkt anstieg, stagnierte dieser in Ostdeutschland auf niedrigem Niveau. Daraus
folgt, dal auch zwischen den geschlechtsspezifischen Teilzeitquoten keine Angleichung
festzustellen ist.

Abbildung 2 enthéalt die jeweiligen Anteile der geringfiigig Beschéft’fgmm allen Er-
werbstétigen in den Jahren 1991 und 1995. Im Vergleich zur versicherungspflichtigen
Teilzeitarbeit erreichen diese Anteile ungefahr nur ein Drittel der entsprechenden Teilzeit-
quoten. In Westdeutschland weisen die geringfugigen Beschéaftigungsverhaltnisse eine
relativ ahnliche Entwicklung wie die Teilzeitarbeit auf. Im Gegensatz zur Teilzeitarbeit ist
festzustellen, dal3 der Zuwachs bei den westdeutschen Mannern etwas gréf3er ausfallt als
bei den Frauen. Dies ist in erster Linie darauf zurlickzufiihren, dal3 bei den Mannern die
geringflgige Beschéftigung als zweite Erwerbstatigkeit an Bedeutung gewonnen hat. Bei
allen anderen Personengruppen hat der Anteil aller Beschéftigten, die eine geringfligige
Beschaftigung als Nebenerwerb betreiben, abgenommen. In den neuen Bundesléndern ist
laut Mikrozensus nicht nur die absolute Anzahl der geringfligigen Beschéaftigungsverhalt-
nisse gesunken, auch auf die gesamtwirtschaftliche Beschéftigung bezogen sank die
Bedeutung dieser Beschéaftigungsform. Nur bei den ostdeutschen Frauen stieg der Anteil
der geringfuigig Beschéaftigten, was hauptsachlich auf den starken Riickgang der Frauen-
erwerbstatigkeit zurtickzufuhren Bim Vergleich zur Teilzeitarbeit wird ferner deutlich,

daf die geschlechtsspezifischen Unterschiede zwar auch bei den geringfiigigen Beschéafti-
gungsverhdltnissen existieren, aber deutlich geringer sind.

3.1.1 Qualifikationsstruktur der Teilzeit- und geringfiigig Beschéftigten

Neben den geschlechtsspezifischen und regionalen Unterschieden, spielt auch das Bil-
dungsniveau eine entscheidende Rolle fir das Ausmaf} der sozialversicherungspflichtigen
Teilzeitarbeit und der geringfligigen Beschéftigung (vgl. Tabelle 1). Die Grundgesamtheit
der folgenden Analysen umfafit jeweils alle erwerbstétigen Personen im Alter zwischen 20

4 Dabei wird nicht unterschieden, ob es sich um das erste Beschaftigungsverhaltnis oder um eine
Nebenerwerbstatigkeit handelt.

5  Zwischen April 1991 und April 1995 sank die Erwerbsquote der ostdeutschen Frauen zwischen 15 und
65 Jahren von 77,2 Prozent auf 73,9 Prozent (Statistisches Bundesamt, 1996).
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und 65 Jahren. Erwerbstatige ohne beruflichen Bildungsabschlu3 weisen grundsétzlich
die héchsten Teilzeitquoten auf. AuRerdem stieg der Anteil der Teilzeitarbeit bei dieser
Bildungsschicht tuberdurchschnittlich stark an. Bei den Frauen ohne Berufsbildungsab-
schluf3 betrug der Anstieg in Westdeutschland tber zwei Prozentpunkte. Dies fuhrte zur
hdchsten Teilzeitquote aller untersuchten Personengruppen von nahezu 30 Prozent. Auf-
fallend ist auBerdem, dafd Teilzeitarbeit auch bei den Mannern mit Fachhoch- oder Hoch-
schulabschlul Uberdurchschnittlich haufig auftritt. Im Gegensatz dazu liegt die Teilzeit-
quote dieser Bildungsschicht bei den Frauen etwas unter dem Durchschnitt aller Frauen.
Manner und Frauen mit Meister- oder Technikerabschlu3 arbeiteten im Jahr 1995 eben-
falls seltener Teilzeit als die Beschaftigten der anderen Qualifikationsniveaus.

Tabelle 1:  Entwicklung der Teilzeitquoten (TZQ) und Anteile der geringfiigigen
Beschiftigung verschiedener Qualifikationsgruppen (in Prozent)

West Ost
Manner Frauen Manner Frauen
1991 1995 | 1991 1995| 1991 199% 1991 1995
T77ZQ insgesamt ° 1,4 2,2 25,9 28,0 0,8 1,1 8,0 9,1
ohne berufl. Ausbildung 2,2 36| 27,8 2994 2,7 3,B 14,0 17,0
Lehr-/Anlernausbildung 0,8 16| 26,1 28,3 0,6 0, 8,0 9/0
Meister/Techniker 0,9 1,5 21,7 24,2 0,8 0,4 6,0 7.6
FH/Uni 3,0 3,8 26,5 274 1,1 2,4 51 8,3
Anteil geringfiigiger
Beschdiftigung * 2,5 3,2 8,0 8,5 1,9 1,6 1,8 2,0
ohne berufl. Ausbildung 4,1 53 10,9 12,3 2,3 54 2,4 4|2
Lehr-/Anlernausbildung 1,9 2,7 7,3 8,0 1,7 1,] 1,6 19
Meister/Techniker 2,2 2,9 5,9 6,6 1,9 1,2 2,2 1.8
FH/Uni 3,0 3,5 5,9 5,6 3,2 3,1 2,5 2,5

Anmerkungen? Bezugsgruppe sind jeweils alle erwerbstéatigen Manner und Frauen pro Region und
Bildungsniveau. Personen, die keine Angaben zu ihrer Berufsausbildung gemacht haben, sind aus
der Analyse ausgeschlossen.

Quelle: Mikrozensen 1991, 1995; 70%-Stichprobe des ZEW (hochgerechnet auf die Bevolkerung
zwischen 20 und 65 Jahren).

Der Anstieg der geringfligigen Beschéftigung ist jingst in die wirtschaftspolitische Diskus-
sion geraten, da beflrchtet wird, da® zunehmend Vollzeitarbeitsplatze in mehrere geringfi-
gige Beschéftigungsverhaltnisse umgewandelt werden. Eine derartige Zerlegung ist vermut-
lich nur bei standardisierten Tatigkeiten mdglich, die in der Regel geringe Qualifikationsan-
forderungen verlangen (Sachverstandigenrat, 1997, Ziffer 379). Diese Befiirchtung kann auf
der Basis der Ergebnisse in Tabelle 1 nicht ausgeschlossen werden. Der Anteil der geringfi-
gigen Beschéftigung bei den Erwerbstétigen ohne Berufsausbildung liegt immer deutlich
Uber dem Durchschnitt. Zudem ist der Zuwachs bei dieser Personengruppe deutlich gréRRer



Wolf: Dynamik der Arbeitszeitstruktur. Welche Rolle spielt der Strukturwandel? 127

als bei den anderen Qualifikationsgruppen. So stieg beispielsweise der Anteil der geringfligig
beschéaftigten Manner ohne Berufsausbildung in Ostdeutschland um knapp drei Prozent-
punkte. Die entsprechenden Anteile in den anderen Qualifikationsgruppen sind bei den ost-
deutschen Mannern sogar deutlich gesunken. Die geringfligige Beschaftigung von Hoch-
schulabsolventen hat, abgesehen von den westdeutschen Mannern, in den Jahren von 1991
bis 1995 ebenfalls an Bedeutung verloren. Daraus folgt, daf3 die Vermutung, Vollzeitarbeits-
platze wiurden zunehmend in einzelne geringfiigige Beschéftigungsverhéltnisse aufgeteilt,
nur im unteren Bildungssegment begriindet sein kénnte. Allerdings kann der Anstieg der ge-
ringfligigen Beschaftigung bei Erwerbstatigen ohne Ausbildung keinesfalls als Bestétigung
dieser Vermutung interpretiert werden, da nicht klar ist, ob diese Zunahme tatséchlich durch
den Abbau von Vollzeitstellen erkauft wurde.

3.1.2 Die Altersstruktur der Teilzeitbeschaftigten

Da Teilzeitarbeit haufig zur Uberbriickung von Ubergéngen in und aus der Vollzeiter-
werbstatigkeit gewahlt wird, ist zu vermuten, dal} sich die Altersstruktur der Teilzeitbe-
schéftigten auch deutlich von jener der sonstigen Erwerbstétigen unterscheidet. Da Man-
ner in der Regel durchgéngig beschéaftigt sind, tritt Teilzeitarbeit vermutlich hauptséchlich
beim Berufseinstieg und beim Ubergang in die Rente auf. Bei Frauen ist diese Arbeitszeit-
form insbesondere nach der Erwerbsunterbrechung aufgrund der Geburt eines Kindes von
Bedeutung.

In den Abbildungen 3 bis 6 wird daher die Altersstruktur der beschaftigten Manner und
Frauen in West- und Ostdeutschland dargestellt. Die Balken beschreiben jeweils den An-
teil der Erwerbstatigen einer bestimmten Altersgruppe (resp. Teilzeit- oder geringflgig
Beschaftigten) an allen Erwerbstatigen (resp. Teilzeit- oder geringfiigig Beschéftigten).
Bezogen auf die Altersstruktur der westdeutschen Méanner zeigt sich, dal3 knapp 25 Pro-
zent der mannlichen Teilzeitkrafte zwischen 20 und 29 Jahre alt sind, von den erwerbsta-
tigen Mannern insgesamt fallen allerdings nur 20 Prozent in diese Altersgruppe. Das
heil3t, dal3 die Teilzeitquote bei jungen Méannern Uberdurchschnittlich hoch ist. Dies gilt
ebenfalls fiir die neuen Bundeslander und kdnnte eventuell darauf zurtickzufiihren sein,
daf sich einige der jungen Erwerbstatigen noch in irgendeiner Form der Ausbildung be-
finden. Ein ahnliches Bild ergibt sich fir die geringfugig beschéaftigten Manner. Sie kon-
zentrieren sich in den alten Bundeslandern eher auf die unteren Altersgruppen. Dabei handelt
es sich vermutlich grof3teils um Studenten, die dadurch ihr Studium mitfinanzieren.
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Abbildung 3: Altersstruktur der erwerbstitigen Manner in Westdeutschland
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Abbildung 4: Altersstruktur der erwerbstdtigen Manner in Ostdeutschland
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Abbildung 5: Altersstruktur der erwerbstéitigen Frauen in
Westdeutschland
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Abbildung 6:  Altersstruktur der erwerbstitigen Frauen in Ostdeutschland
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Quelle: Eigene Auswertungen auf Basis des Mikrozensus 1995; 70%-Stichprobe des ZEW (hochge-
rechnet auf die Bevolkerung im Alter zwischen 20 und 65 Jahren).
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Wie erwartet, liegt auch die Teilzeitquote der Manner zwischen 60 und 65 Jahren deutlich
Uber dem Durchschnitt. In den neuen Bundeslandern z&hlten im Jahr 1995 fast 10 Prozent
der Teilzeitbeschéftigten zu dieser Altersgruppe, was vermutlich in erster Linie auf ar-
beitsmarktpolitische Programme, wie beispielsweise das AItersUbergaﬁgscgm
Kurzarbeit zurlickzufiihren igt.lnsgesamt ist diese Gruppe allerdings nicht sehr bedeu-
tend, da die Erwerbsquote der M&nner zwischen 60 und 65 Jahren in den neuen Bundes-
landern im Jahr 1995 nur 15,7 Prozent betragen hat (Statistisches Bundesamt, 1996).
Ebenso wie die Teilzeitarbeit ist auch die geringfliigige Beschaftigung eine vergleichs-
weise haufige Beschéaftigungsart dieser Personengruppe.

Die altersspezifische Arbeitszeitstruktur der Frauen weist eine deutlich andere Struktur
auf. Beschéaftigungsverhaltnisse mit reduzierter Stundenzahl werden selten von Frauen
unter 30 Jahren in Anspruch genommen. Mit zunehmendem Alter steigt der Anteil der
Teilzeitarbeit. In den neuen Bundeslandern konzentriert sich die Teilzeitarbeit der Frauen
insbesondere auf die Altersgruppe zwischen 30 und 39 Jahren. Dies weist darauf hin, dal3
Teilzeitarbeit bei Frauen in erster Linie dazu genutzt wird, die Kindererziehung mit einer
Erwerbstatigkeit zu vereinbaren. Vergleicht man diese Ergebnisse mit dem Jahr 1991, so
zeigt sich, daR der Anteil der teilzeitbeschaftigten Frauen bis 39 Jahren in den neuen
Bundeslandern sehr stark gestiegen ist. Diese Entwicklung steht vermutlich im Zusam-
menhang mit dem Riickgang des Angebots an o6ffentlichen Kinderbetreuungseinrichtun-
gen in den neuen Bundesléndern.

3.1.3 Griinde fiir die Teilzeitarbeit

Die groRen Unterschiede hinsichtlich der Bedeutung von Teilzeitarbeit zwischen den ver-
schiedenen Personengruppe lassen vermuten, dal3 auch die Grinde fur Teilzeitarbeit sehr
vielfaltig und unterschiedlich sind. Daher werden in diesem Abschnitt die Ursachen der
Teilzeitarbeit genauer untersucht. Im Mikrozensus werden die Personen nicht nur nach ihrer
Arbeitszeit, sondern auch nach ihren personlichen Griinden fir Teilzeitarbeit gefragt. Die
befragten Teilzeitbeschéftigten kénnen zwischen folgenden flinf Antwortalternativen wahlen:

6 Das Altersiibergangsgeld wird &lteren Arbeithehmern der neuen Bundeslander gewahrt, sofern sie keine
Beschéaftigung mit mehr als 18 Stunden pro Stunde austiben und arbeitslos gemeldet sind. Es betragt 65
Prozent des durchschnittlichen Nettoarbeitsentgelds der letzten drei Monate. Diese Regelung kénnte dazu
fihren, daR einige Erwerbstatige ihre Arbeitszeit auf hochstens 18 Stunden reduzieren, um somit in den
GenuR des Altersiibergangsgeldes zu gelangen.

7 Dies betrifft ebenfalls die Altersgruppe zwischen 50 und 59 Jahren. Ein ahnliches Bild zeigt sich auch
bei den ostdeutschen Frauen.
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Tellzeit weil / wegen:

Schulausbildung oder sonstige Aus- und Fortbildung;
Krankheit oder Unfallfolgen;

\ollzeit nicht verfiigbar;

\ollzeit nicht gewiinscht;

sonstigen Grinden.

agrwpE

Der Anteil der Personen, die aus sonstigen Grunden Teilzeit arbeiten, wird hier nicht
weiter untersucht, da er sich als Restgré3e ergibt und nicht weiter interpretiert werden
kann. Auch auf die Teilzeitarbeit wegen Krankheit oder Unfall wird nicht ndher einge-
gangen, da sie in erster Linie durch andere Umsténde beeinfluf3t wird. Tabelle 2 zeigt die
quantitative Bedeutung der verbleibenden drei Griinde. Die ausgewiesenen Prozentanga-
ben beschreiben jeweils den Anteil der Teilzeitbeschéftigten einer bestimmten Antwort-
alternative an allen Teilzeitbeschéftigten. Um die Fallzahlen der einzelnen Kategorien zu
erhoéhen, wird hier nicht mehr zwischen traditioneller Teilzeitarbeit und geringfugiger
Beschaftigung unterschieden. Da es bei den Mannern kaum Unterschiede hinsichtlich der
Grunde fir Teilzeitarbeit zwischen den beiden Bundesgebieten gibt und die Fallzahlen der
Teilzeitbeschéftigten insgesamt geringer sind, wird in dem Fall auch nicht zwischen den
Regionen unterschieden.

Die drei Griinde der Teilzeitarbeit konnen danach unterschieden werden, ob sie Ausdruck
der Arbeitszeitpraferenzen der Individuen sind oder ob sie auf Restriktionen am Arbeits-
markt zuriickzufuhren sind. Die Antworten ,Teilzeitarbeit wegen Weiterbildung” und
s\Vollzeitarbeit nicht gewiinscht® sind der ersten Kategorie zuzuordnen, die Antwort
s\Vollzeitarbeit nicht zu finden* weist eindeutig auf Restriktionen am Arbeitsmarkt hin.

Zunachst wenden wir uns den Griinden zu, die auf den Praferenzen der Teilzeitbeschaf-
tigten basieren. Manner ohne beruflichen BildungsabschluR, die vergleichsweise oft Teil-
zeit arbeiten, wéhlen diese Arbeitszeitform am haufigsten aufgrund von Aus- und Weiter-
bildungsmafRnahmen. Dies 1&aRt vermuten, dal3 Teilzeitarbeit fiir sie nur ein voriibergehen-
der Erwerbsstatus ist. Beriicksichtigt man allerdings, daf® der Anteil der Personen, die an
einer beruflichen Weiterbildung teilnehmen, bei den Hochschulabsolventen weitaus hoher
ist als bei den Erwerbstéatigen ohne Ausbildung, so ist dieses Ergebnis etwas tberraschend
(Steiner et al., 1998). Dieser Befund wirft die Frage auf, ob bei Geringqualifizierten die
Teilnahme an einer beruflichen Weiterbildung haufiger dazu fihrt, dal3 sie eine Teilzeitta-
tigkeit aufnehmen oder ihre Arbeitszeit auf 30 oder weniger Stunden reduzieren als bei
Universitatsabsolventen. Anhand des Anteils der Weiterbildungsteilnehmer, die wahrend
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der QualifizierungsmalRnahme im Jahr 1995 Teilzeit arbeﬁemigt sich, dafd Weiterbil-
dungsteilnehmer ohne Berufsausbildung viel haufiger auf eine Teilzeitstelle wechseln als
Teilnehmer mit Universitatsabschluf3. In Westdeutschland arbeiten Uber 23 Prozent der
Weiterbildungsteilnehmer ohne Berufsausbildung Teilzeit, bei den Teilnehmern mit Uni-
versitatsabschlul? sind es nur 10 Prozent. In den neuen Bundeslander ist Weiterbildung
noch seltener mit einer reduzierten Arbeitszeit verbunden. Der Anteil der Hochschulab-
solventen in dieser Gruppe liegt unter 5 Prozent, bei den Ungelernten betragt er allerdings
knapp 20 Prozent. Diese Unterschiede deuten eventuell darauf hin, dal? Weiterbildungs-
maflnahmen bei den Ungelernten im Durchschnitt umfangreicher sind (z.B. Umschu-
lungsmalRnahmen), so daf} sie nicht mit einer Vollzeittatigkeit vereinbar sind. Die damit
verbundenen Einkommensausfalle konnten wiederum ein Grund fur die geringe Weiter-
bildungsaktivitat der unteren Bildungsschicht sein.

Tabelle 2:  Griinde fiir Teilzeitarbeit in West- und Ostdeutschland (in Prozent)

Weiterbildung VZ? nicht VZ? nicht zu
gewiinscht finden
1991 1995 1991 1995 1991 1995
Mcinner (Ost und West) 23,4 23,6 24,6 25,4 8,2 14,8
ohne berufliche Ausbildung 34,6 41,5 23,3 19,4 7,4 12)9
Lehr-/Anlernausbildung 16,2 17,1 26,1 27,3 8,1 18,8
Meister/Techniker 8,7 7,2 29,8 32,6 8,0 11,2
FH/Uni 18,7 19,8 24,9 26,7 12,5 13,5
\Frauen (West) 5,0 6,7 72,8 71,4 4,2 53
ohne berufliche Ausbildung 57 8,3 69,4 66,6 5,6 A
Lehr-/Anlernausbildung 3,9 5,7 77,2 75,0 3,4 4.4
Meister/Techniker 3,6 7,0 73,9 72,6 3,7 3,5
FH/Uni 5,6 8,3 68,3 66,1 6,7 6,2
Frauen (Ost) 4,3 7,0 49,8 27,3 111 38,9
ohne berufliche Ausbildung 4,3 15,6 41,6 17,9 17,0 39,2
Lehr-/Anlernausbildung 4,3 5,8 51,0 27,9 10,9 41,
Meister/Techniker 2,3 5,6 48,0 31,7 13,5 35,4
FH/Uni 4,0 9,4 49,7 27,0 5,6 22,4

Anmerkungen? Vollzeittatigkeit; die Anteile addieren sich nicht zu 100 %, da zwei der funf mogli-
chen Griinde nicht aufgefihrt sind. Personen, die keine Angaben zu ihrer Berufsausbildung gemacht
haben, sind aus der Analyse ausgeschlossen.

Quelle: Eigene Auswertungen auf Basis der Mikrozensen 1991 und 1995; 70%-Stichprobe des ZEW
(hochgerechnet auf die Bevolkerung im Alter zwischen 20 und 65 Jahren).

8 Die Information Uber die Teilnahme an einer Weiterbildungsmafnahme basiert auf folgenden beiden
Fragen: (1) ,Haben Sie seit 1993 an einer beruflichen Fortbildung teilgenommen?*; (2) ,Wie lange dauerte
diese Fortbildung oder dauert sie derzeit noch an?*.
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Weiterbildung als Grund der Teilzeitarbeit von unqualifizierten M&nnern hat in den Jahren
seit 1991 aulRerdem sehr an Bedeutung gewonnen. Diese Entwicklung hangt vermutlich auch
mit der zunehmenden Bedeutung beruflicher Weiterbildung fur Personen ohne Be-
rufshildungsabschlufl zusammen (Steiner et al., 1998). Obwohl die Weiterbildungsquote der
Fraued nur geringfligig geringer ist als jene der Maﬂﬂespielt Weiterbildung als Grund

fur Teilzeitarbeit bei den Frauen eine weitaus geringere Rolle. Von den teilzeitbeschéftigten
Frauen in Westdeutschland geben im Jahr 1995 nur knapp 7 Prozent dieses Motiv an. Dies
gilt ebenfalls fur die neuen Bundeslander, wobei der Anteil der weiterbildungsbedingten
Teilzeitarbeit bei Frauen ohne Berufsausbildung ungeféhr doppelt so hoch ist. Im Vergleich
zu den Méannern ist dieses Motiv aber dennoch sekundar.

Auch anhand der Kategorie ,Vollzeittatigkeit nicht gewiinscht* kann untersucht werden,
inwieweit der Anstieg der Teilzeitarbeit auf den Wandel der Praferenzen zuriickzufiihren
ist. Die Bedeutung dieses Motivs hat im Vergleich zu den anderen Grinden eher an Be-
deutung verloren. Bei den Mannern stieg der Anteil der gewlinschten Teilzeitarbeit zwar
von 24,7 auf 25,8 Prozent, jedoch sank bei den Frauen, insbesondere in Ostdeutschland,
der Anteil der Teilzeitbeschaftigten, die mit ihrer Arbeitszeit zufrieden waren.

Schlie3lich wird die Bedeutung der Arbeitsmarktrestriktionen fiir die Wahl der Teilzeit-
erwerbstatigkeit diskutiert. Personengruppen, die haufig aus diesem Grund Teilzeit arbei-
ten, sind vermutlich auch mit stérkeren Problemen am Arbeitsmarkt konfrontiert. Insge-
samt zeigt sich, dal? nahezu fur alle Personen die Arbeitsmarktrestriktionen zwischen
1991 und 1995 stark zugenommen haben. Bei den M&nnern ohne Berufsausbildung stieg
beispielsweise der Anteil der Teilzeitbeschaftigten, die keine Vollzeittatigkeit finden
konnten, von 7,4 Prozent auf 12,9 Prozent. Allerdings ist nicht nur die untere Bildungs-
schicht von diesen Restriktionen betroffen. Besonders gravierend ist der Zuwachs bei den
Mé&nnern mit Lehr- oder Anlernausbildung. Daraus folgt, dal ein Grof3teil des Anstiegs
der Teilzeitarbeit bei dieser Bildungsschicht auf die zunehmenden Arbeitsmarktprobleme
fur Facharbeiter zurtickzufuhren ist.

Die einzige Personengruppe, die scheinbar nicht davon betroffen ist, sind die westdeut-
schen Frauen mit Hochschulabschlul sowie jene mit Meister- oder Technikerausbildung.
Besonders dramatisch war allerdings der Anstieg der arbeitsmarktbedingten Teilzeitarbeit

9 DieWeiterbildungsquote der Frauen ist definiert s Anteil der weiblichen Weiterbildungsteilnehmer an

der weiblichen Erwerbsbevélkerung innerhalb eines bestimmten Zeitraums.

10 Im Zeitraum von Mai 1993 bis April 1995 war die Teilnehmerquote der Frauen in den neuen
Bundeslandern sogar hoher als die der Manner. Wéhrend dieser zwei Jahre haben tber 27 Prozent der
weiblichen Erwerbsbevdlkerung der neuen Bundeslander an einer beruflichen Qualifizierungsmaf3nahme
teilgenommen. Bei den ostdeutschen Mannern waren es hingegen nur 21 Prez&r€8AL., 1998).
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bei den ostdeutschen Frauen. Knapp 40 Prozent dieser Frauen wirden lieber \Vollzeit
arbeiten. Nur die ostdeutschen Hochschulabsolventinnen sind relativ selten unzufrieden
mit ihrer Teilzeitbeschéaftigung. Demnach ist der Anstieg der Teilzeitquote der Frauen in

den neuen Bundesléndern (vgl. Abbildung 1) zu einem grof3en Teil auf den Mangel an
\ollzeitarbeitsplatzen zuriickzufihren.

3.2 Die Haufigkeit und das AusmaR an Uberstunden

Eine relativ einfache Art der Arbeitszeitflexibilisierung sind Uberstunden. Durch Mehrar-
beit kdnnen konjunkturelle Nachfrageschwankungen ausgeglichen werden, ohne daf} hohe
Transaktionskosten (z.B. fir Neueinstellungen oder gegebenenfalls fir Abfindungen)
verursacht werden. Daher ist zu vermuten, dal} diese Form der Arbeitszeitflexibilisierung
im Zuge des zunehmenden internationalen Wettbewerbsdrucks an Bedeutung gewinnt.

Das AusmaR der Uberstunden wird oftmals dahingehend diskutiert, inwieweit durch den
Abbau der Uberstunden zusétzlich dauerhafte Beschéftigung geschaffen werden kann. Zur
Berechnung des beschéftigungsschaffenden Potentials wird in der Regel die Summe der
Uberstunden innerhalb eines bestimmten Zeitraums durch die entsprechenden Arbeits-
stunden eines Vollzeiterwerbstatigen dividiert. Dieses Ergebnis wird dann als Arbeits-
platzaquivalent der Uberstunden interpretiert. Die geschatzten Potentiale weisen jedoch
grofRe Unterschiede auf. Sie schwanken zwischen 120.000 (Kohler/Spitznagel, 1996) und
1,1 Millionen (Schilling et al., 1996) zuséatzlichen Arbeitsplatzen, je nach dem, wie streng
die Umwandlungskriterien angesetzt werden. Grundsatzlich kann nur regelméRige Mehr-
arbeit in dauerhafte Beschéaftigung umgewandelt werden. AuRerdem mufR3 gesichert sein,
dal die zusétzliche Arbeitsnachfrage gedeckt werden kann. Angesichts der hohen Ar-
beitslosigkeit in der Bundesrepublik durfte es zwar keinen quantitativen Engpal3 bei der
Rekrutierung neuer Mitarbeiter geben, allerdings ist nicht unbedingt gesichert, daf3 die
Arbeitslosen die qualifikatorischen Voraussetzungen fiir die zuséatzliche Arbeitsnachfrage
in einer bestimmten Region besitzen. Zur Beantwortung dieser Frage ist es wichtig zu
wissen, welche Personengruppen besonders haufig und viele Uberstunden leisten.

Allerdings muf3 beriicksichtigt werden, daf3 es fur die Unternehmen nicht in jedem Fall
vorteilhaft ist, Uberstunden abzubauen, auch wenn die zusatzliche Arbeitsnachfrage
befriedigt werden konnte. Kélling (1997) zeigt anhand von theoretischen Uberlegungen,
daR3 es unter der Annahme fixer Kosten der Personalanpassung sinnvoll sein kann, den
Arbeitseinsatz langfristig durch Uberstunden zu erhéhen. Ob Uberstunden in der Bundes-
republik auch zur dauerhaften Anpassung der Arbeitsnachfrage eingesetzt werden, wurde
auf Basis des |AB-Betriebspanels uberpriift. Die Ergebnisse zeigen, daf? in Westdeutsch-
land Uberstunden nicht nur zum Ausgleich von kurzfristigen Nachfrageschwankungen
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oder wahrend eines Ubergangs zu einem neuen Gleichgewicht geleistet werden, sondern
auch zur dauerhaften Befriedigung der Arbeitsnachfrage eingesetzt werden (Kélling, 1997).

Im Rahmen dieser Studie wenden wir uns jedoch der Frage zu, wie sich die Uberstunden
in West- und Ostdeutschland auf die verschiedenen Qualifikationsgruppen aufteilen. Da-
her sind in Tabelle 3 die Anteile der Beschatftigten mit Uberstunden (Inzidenz von Uber-
stunden), differenziert nach dem Qualifikationsniveau, dargestellt. Zudem ist die durch-
schnittliche Anzahl der Uberstunden ausgewiesen. In Westdeutschland leisteten 1995
etwa 8 Prozent der erwerbstatigen Manner und 4 Prozent der erwerbstétigen Frauen Uber-
stunden. Vergleicht man die verschiedenen Qualifikationsgruppen, wird deutlich, daf
Uberstunden um so haufiger auftreten, je hoher das Bildungsniveau der Beschaftigten ist.
Besonders gravierend sind diese Unterschiede in den neuen Bundesléandern. Hier ist der
Anteil der Beschéftigten mit Uberstunden unter den Hochschulabsolventen mehr als drei
mal so hoch wie bei den Ungelernten. Wahrend der Berichtswoche im April 1995 leistete
fast jeder fuinfte Hochschulabsolvent in den neuen Bundeslandern Mehrarbeit. Die durch-
schnittliche Uberstundenzahl betrug 12,8 Stunden pro Woche. Angesichts des hohen
Ausmalies an Mehrarbeit in den neuen Bundeslandern liegt die Vermutung nahe, dal3 die
Unternehmen entweder grof3e Probleme bei der Rekrutierung qualifizierter Mitarbeiter
haben oder daR Mehrarbeit trotz eventueller Uberstundenzuschlage im Vergleich zu Neu-
einstellungen billiger ist (vgl. Kélling, 1997). Anhand eines intertemporalen Vergleichs
wird deutlich, daR in Ostdeutschland die Bedeutung von Uberstunden seit 1991 stark zu-
genommen hat. Sowohl bei den Frauen als auch bei den M&nnern hat sich die Inzidenz
der Uberstunden in etwa verdoppelt und iibersteigt deutlich das Niveau in den alten Bun-
deslandern. Der tatséchliche Unterschied der durchschnittlichen Arbeitszeit zwischen den
beiden Bundesgebieten tbersteigt somit noch die Differenz, die bereits durch die tariflich
vereinbarten Arbeitszeiten besteht. In den alten Bundesléandern ist der Unterschied hinge-
gen nahezu konstant geblieben, wobei Manner im Durchschnitt doppelt so héufig Mehr-
arbeit leisten wie Frauen.

Auch hinsichtlich der Anzahl der in der Berichtswoche durchschnittlich geleisteten Uber-

stunden gibt es Unterschiede zwischen den Qualifikationen, den Geschlechtern und den
beiden Regionen. In der Regel verstarken sie die soeben erdrterten Befunde. Hoherquali-
fizierte leisten nicht nur haufiger Uberstunden, sie arbeiten in diesem Fall auch mehr

Uberstunden als Manner und Frauen mit einer geringeren Qualifikation. Zudem bestehen
geschlechtsspezifische Unterschiede bei der durchschnittlichen Uberstundenzahl, wobei
sie geringer ausfallen als bei der Haufigkeit der Uberstunden. Auf Basis des Mikrozensus
aus dem Jahr 1995 arbeiteten die betroffenen Manner im Durchschnitt 9,4 Uberstunden
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pro Woche und die Frauen 7,7 Stunden.M Interessant ist, da in beiden Regionen die
Uberstunden pro Kopf nahezu konstant geblieben sind. Der Anstieg der Mehrarbeit in den
neuen Bundeslandern schlégt sich somit nur in einer héheren Inzidenz nieder. Diese Ent-
wicklung ist vermutlich auf Regulierungen des Tarifrechts zuriickzufiihren. In den meisten
Tarifbereichen ist die Arbeitszeit auf eine tégliche oder wochentliche Hbchstarbeitszeit
begrenzt (vgl. Bispinck, 1996). Unterstellt man, daR die regelméRige Arbeitszeit von
\ollzeitbeschéftigten in den neuen Bundeslandern im Jahr 1995 ungefahr 40 Stunden be-
trug und rechnet man die durchschnittlichen Uberstunden von 12,8 Stunden hinzu, ergibt
sich eine tatsachliche Wochenarbeitszeit von 52,8 Stunden, die bereits tiber den Hochst-
grenzen mancher Tarifvertrage liegt. Als tarifrechtlich legale Ausweitung der Mehrarbeit
kommt demnach nur die Erhéhung der Haufigkeit von Uberstunden in Frage.

Tabelle 3: Anteil der Beschiftigten mit Uberstunden und durchschnittliche
Anzahl der Uberstunden nach Qualifikation

West Ost
Manner Frauen Manner Frauen
1991 1995 | 1991 1995| 1991 1994 1991 1995

\Anteil Beschdiftigte mit 7.9 8,4 3,5 4,0 7,3 14,4 3,8 6,4
Uberstunden *

ohne berufl. Ausbildung 5,2 5,0 1,7 2,2 3,4 5P 1,8 36

Lehr-/Anlernausbildung 7,3 7,8 3,5 3.9 6,6 13,8 3,5 6{0

Meister/Techniker 10,3 10,2 4,9 5,2 8,8 154 4,1 6{1

FH/Uni 12,0 12,6 6,3 7,2 10,7 18,6 7,5 11,5
Durchschnittliche Uber- 9,2 9,4 7,5 7,7 12,0 11,8 9,1 9,4
Istundenzahl

ohne berufl. Ausbildung 8,7 8,6 7.9 7,4 8,2 9, 9,7 70

Lehr-/Anlernausbildung 8,9 9,2 7,2 7,3 11,8 118 8,7 9,2

Meister/Techniker 9,5 9,9 8,0 8,0 13,6 13,2 9,4 8|8

FH/Uni 9,9 10,1 8,3 9,1 12,1 12,8] 10,1 9,6

Anmerkung:? Bezugsgruppe sind jeweils alle erwerbstéatigen Méanner und Frauen pro Region und
Bildungsniveau. Personen, die keine Angaben zu ihrer Berufsausbildung gemacht haben, sind aus
der Analyse ausgeschlossen.

Quelle: Mikrozensen 1991, 1995; 70%-Stichprobe des ZEW (hochgerechnet auf die Bevdlkerung
zwischen 20 und 65 Jahren).

11 KOLLING (1997) schatzt die durchschnittliche Uberstundenzahl in Westdeutschland im ersten Halbjahr
1995 auf etwa 10 Stunden. Aufgrund des hohen Antwortausfalls bei der Frage der bezahlten Uberstunden im
IAB-Betriebspanel ist dieses Ergebnis allerdings nicht unbedingt représentativ.
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Berlicksichtigt man, daf die Arbeitslosigkeit in den neuen Bundeslandern wéhrend der
Beobachtungsperiode stark zugenommef‘l"havird deutlich, daf3 in Ostdeutschland eine
starke Konzentration der Arbeit stattgefunden hat. Zum einen steigt die Zahl der Arbeits-
losen, zum anderen leisten immer mehr Beschaftigte Uberstunden. Diese Entwicklung
weist auf den zunehmenden Mangel an qualifizierten Mitarbeitern hin. Auf Basis der
Unternehmensbefragungen des IjﬁNZeigt sich, dal im Winter 1993/1994 knapp 13
Prozent der Industrieunternehmen mit mehr als einem Mitarbeiter gro3e Probleme bei der
Rekrutierung von qualifizierten Mitarbeitern haben. Bis zum Fruhjahr 1995 ist dieser
Anteil bereits auf 27 Prozent gestiegen (Steiner et al., 1998). In dieser Situation erscheint
es plausibel, dal3 die Unternehmen den bestehenden Personalmangel durch den Einsatz
von Uberstunden auszugleichen versuchen. Fraglich ist allerdings, warum die Unterneh-
men trotz der steigenden Zahl der Arbeitssuchenden zunehmend Probleme bei der Perso-
nalbeschaffung haben. Ein Grund dafur kénnte sein, daf3 die Erhebungen des Mikrozensus
und der DIW-Unternehmensbefragung im Jahr 1995 gerade in den Beginn einer Auf-
schwungphase gefallen sind, in der es ublich ist, Personalanpassungen vorubergehend
durch Uberstunden auszugleichen.

3.3 Wochenendarbeit

Auch die Wochenendarbeit ist eine Form der Arbeitszeitflexibilisierung, die zunehmend
an Bedeutung gewinnt. Wochenendarbeit ist eines der wichtigsten Instrumente zur Aus-
weitung der Betriebszeiten, die aufgrund der steigenden Kapitalintensitét der Produk-
tionsprozesse und des technologischen Wandels einen immer wichtigeren Wettbewerbs-
faktor darstellen, da Unterbrechungen der Produktion immer héhere Kosten verursachen.
Somit stieg auch das Interesse zahlreicher Unternehmen an der Einfihrung der Wo-
chenendarbeit. Im Zuge der Erneuerung des Arbeitszeitgesetzes im Jahr 1994 wurde den
produzierenden Betrieben unter bestimmten \oraussetzungen die Mdoglichkeit der
Sonntagsarbeit eingerdumt (§ 13 Abs. 5 ArbZG). Bis Januar 1997 haben allerdings erst
273 Unternehmen mit insgesamt 20.000 Beschéftigten diese Ausnahmeregelung erhalten
(Klenner et al., 1997'5fl Bedeutender fir die Zunahme dieser Arbeitszeitform durfte je-
doch die Ausweitung des Dienstleistungssektors sein. Ausgehend von dieser Entwicklung

12 Im April 1991 betrug die Arbeitslosenquote in den neuen Bundesléandern 9,5 Prozent, zum Zeitpunkt
der Mikrozensuserhebung im April 1995 bereits 14,8 Prozent (Bundesanstalt fir Arbeit, 1996).

13 Unternehmensbefragung des Deutschen Instituts fur Wirtschaftsforschung (DIW) zur Lage und
Perspektive der Industrie in Ostdeutschland.

14 Die Genehmigung der Sonntagsarbeit nach § 13 Abs. 5 ArbZG héngt davon ab, inwieweit die
Konkurrenzfahigkeit des Unternehmens aufgrund der langeren Betriebszeiten im Ausland beeintrachtigt ist,
ob die bisherige Hochstgrenze der Betriebszeit von 144 Stunden pro Woche bereits genutzt wird und ob
durch die Einfuhrung der Sonntagsarbeit Beschéftigung gesichert wird (Klenner et al., 1997).
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liegt die Vermutung nahe, daf? die verschiedenen Qualifikationsniveaus in unter-

schiedlichem Ausmall vom Anstieg der Wochenendarbeit betroffen sind. Bisherige Unter-
suchungen zeigen zwar die Bedeutung der Wochenendarbeit insgesamt (vgl. Schilling et
al., 1996), eine differenzierte Darstellung der Unterschiede zwischen verschiedenen Be-
rufsbildungsabschliissen existiert jedoch meines Wissens noch nicht.

In Tabelle 4 sind die Anteile der Beschéftigten, die standig oder regelmafig samstags oder
sonntags arbeiten, fur die verschiedenen Qualifikationsgruppen dargestellt. Auf der Basis
der dem ZEW zur Verfigung stehenden Daten kann leider nur ein Vergleich der Jahre
1993 und 1995 durchgefihrt werden.

Zunéchst zeigt sich, dal Frauen in West- und Ostdeutschland im Durchschnitt haufiger
am Wochenende arbeiten als Manner. In den alten Bundeslandern arbeitet fast jede vierte
erwerbstatige Frau und etwa jeder fuinfte erwerbstdtige Mann regelméaRig samstags
und/oder sonntags. In den neuen Bundesléndern liegen die Haufigkeiten etwas darunter.

Tabelle 4: Wochenendarbeit verschiedener Qualifikationsgruppen in West-
und Ostdeutschland (in Prozent)?

West Ost
Manner Frauen Manner Frauen

1993 1995 | 1993 1995 1993 199% 1993 1995
ohne berufl. Ausbildung 19,8 21,2 252 25,2 15,8 14,1 225 211
Lehr-/Anlernausbildung 20,8 22,3 25,0 254 18,9 18,8 23,9 28,5
Meister/Techniker 27,4 28,4 26,8 26,7 26,3 29,2 29,6 26,8
FH/Uni 20,3 20,2 16,8 15,6 18,3 20,7 11,5 12,8
Insgesamt 215 226| 242 2473 195 20,1 22,4 237

Anmerkung: * Anteil der Beschaftigten, die standig oder regelmaRig samstags oder sonntags
arbeiten, an allen Beschéftigten des jeweiligen Qualifikationsniveaus und der Region. Personen, die
keine Angaben zu ihrer Berufsausbildung gemacht haben, sind aus der Analyse ausgeschlossen.
Quelle: Eigene Auswertungen auf Basis der Mikrozensen 1993 und 1995; 70%-Stichprobe des ZEW
(hochgerechnet auf die Bevolkerung im Alter zwischen 20 und 65 Jahren).

Differenziert man die Analyse jedoch nach dem Qualifikationsniveau, dann zeigt sich, daf3
dies in der Regel nur fur die Beschéaftigten ohne Berufsausbildung und fur jene mit einer
Lehr- oder Anlernausbildung gilt. Unter den Universitatsabsolventen liegt der Anteil der
Wochenendarbeit bei Frauen deutlich unter dem der Manner. In Westdeutschland ist die
Bedeutung der Wochenendarbeit von Hochschulabsolventinnen sogar noch gesunken.
Diese geschlechtsspezifischen Unterschiede sind vermutlich darauf zurtickzufihren, daf
ein Grofiteil der geringqualifizierten Frauen im Dienstleistungssektor tatig ist, in dem
Wochenendarbeit besonders stark verbreitet ist.
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Die am haufigsten von regelméfiger Wochenendarbeit betroffenen Personengruppen sind
jedoch die Meister und Techniker. Im Jahr 1995 waren im Bundesdurchschnitt etwa 15
Prozent dieser Gruppe im Lehrbereich tatig. Da es sich hierbei vermutlich vorrangig um
Unterricht im Rahmen des dualen Berufshildungssystems handelt, der oftmals samstags
stattfindet, ist der Anteil der Wochenendarbeit in diesem Bereich iberdurchschnittlich hoch
(fast 33 Prozent). Ein weiterer Grund fir die haufige Wochenendarbeit der Meister und
Techniker kdnnte sein, dal? sie gewisse Fiihrungsaufgaben im Produktionsbereich wahrneh-
men und deshalb haufiger am Wochenende arbeiten miissen als die anderen Arbeiter.

In den neuen Bundeslandern wird im Durchschnitt weniger am Wochenende gearbeitet als
in Westdeutschland. Allerdings hat die Bedeutung der Wochenendarbeit bei den Hoch-
schulabsolventen und bei den mannlichen Meistern und Technikern deutlich zugenom-
men. Im Gegensatz zu den alten Bundeslandern fallt auf, dal die Manner und Frauen
ohne Berufsausbildung immer seltener regelmafig am Wochenende arbeiten.

4. Die Shift-share Analyse

Aufgrund der bedeutenden Veranderungen in der Struktur der Arbeitszeitformen stellt
sich die Frage, inwieweit diese durch den wirtschaftlichen Strukturwandel (Struktureffekt)
oder durch den Wandel der Arbeitszeitgestaltung seitens der Unternehmen und Individuen
verursacht wurden (Diffusionseffekt). Die Bedeutung dieser beiden Komponenten kann
mit Hilfe der Shift-share Analyse bestimmt werden. Diese Methode wird hier kurz am
Beispiel der Teilzeitarbeit erlautert und kann analog auf andere Arbeitszeitformen uber-
tragen werden. Die gesamtwirtschaftliche Teilzeitquote kann folgendermal3en dargestellt
werden:

TZQ:ZakEbK, 1)

wobei a, die Teilzeitquote im Sektdr beschreibt undy, den Anteil des Sektorsan der
gesamtwirtschaftlichen Beschéftigung darstellt. Die Teilzeitquote ergibt sich somit aus der
Summe der gewichteten sektorspezifischen Teilzeitquoten. Eine Veranderung der Teil-
zeitquote stellt sich wie folgt dar:

ATZQ = Zak (Db, + Zbk (Aa, + i;Aak Db, (2).

Zunéchst wird unterstellt, da? die Teilzeitquote (oder der Anteil einer anderen Arbeitszeit-
form) innerhalb bestimmter Wirtschaftsbereiche oder Tétigkeitsfelder tber die Zeit
konstant geblieben ist, die Anteile der einzelnen Sektoren an der Gesamtwirtschaft aber
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sehr wohl Uber die Zeit variieren kdnnen. Die daraus resultierende Veranderung der Ar-
beitszeiten beschreibt den Struktureffekt

! O
Ab
@ o

In der Literatur wird dieser Effekt auch alserween-effect “ bezeichnet, da er sich aus der
Verénderung zwischen den Sektoren ergibt. In einem zweiten Schritt wird angenommen,
dal3 die Wirtschaftsstruktur konstant geblieben ist, und nur die Teilzeitquote (oder der
Anteil einer anderen Arbeitszeitform) innerhalb der definierten Wirtschaftsbereiche tber
die Zeit variiert. Die Abweichung dieser hypothetischen Arbeitszeitstruktur von der ur-
sprunglichen Situation mif3t den sogenannten Diffusionseffekt:

ibk makﬁ

Die zunehmende Verbreitung bestimmter Arbeitszeitformen innerhalb der definierten Wirt-
schaftsbereiche, d.h. dewithin-effect “, kann beispielsweise durch Praferenzverdnderungen
der Arbeitnehmer, Deregulierungen der Arbeitszeiten oder durch die Umgestaltung des
Produktionsprozesses innerhalb der Unternehmen verursacht werden. Der Struktur- und
Diffusionseffekt erklaren zusammen nahezu das gesamte Ausmafly der Verénderung der
Arbeitszeitstruktur. Die RestgrofRe wird als Interaktionseffekt bezeichnet, der sich aus der
Verknipfung der beiden Haupteffekte ergibt:

iAb,( a, E

Ublicherweise wird die Shift-share Analyse auf Grundlage der Wirtschaftszweige berech-
net, d.h.b,_ stellt die Sektoranteile dar. Fraglich ist allerdings, ob ein eindeutiger Zusam-
menhang zwischen der Entwicklung einzelner Wirtschaftszweige und den Arbeitszeit-
verdnderungen besteht, da die Arbeitszeit in der Regel weniger durch die Zugehdrigkeit
zu einem Wirtschaftszweig, als vielmehr durch die Art der Tatigkeit bestimmt wird. So
sind beispielsweise Verwaltungstatigkeiten oder Tatigkeiten im Verkauf, unabhangig da-
von in welcher Branche sie auftreten, haufiger in Form von Teilzeitarbeit oder auch ge-
ringfugiger Beschéftigung organisiert als Fiihrungs- oder Forschungsaufgaben. Alternativ
zu den Wirtschaftssektoren konnte daher auch die Verénderung der Berufsstruktur
verwendet werden. Bei der Berechnung der Verdnderung der Berufsstruktur zwischen
1991 und 1995 auf Basis des Mikrozensus tritt jedoch das Problem auf, daf? sich die Klas-
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sifikation der Berufe zwischen diesen beiden Beobachtungspunkten derart verandert hat,
daf ein intertemporaler Vergleich der Berufsstruktur nicht uneingeschrankt még?iﬁh ist.

In dieser Analyse beschreiben wir den strukturellen Wandel der west- und ostdeutschen
Wirtschaft deshalb anhand der Veranderung der tUberwiegend ausgelibten Tatigkeit (Ab-
schnitt 4.1). Inwiefern ein Zusammenhang zwischen der Tatigkeit und der Verbreitung der
ausgewahlten Arbeitszeitformen besteht, wird in Abschnitt 4.2 dargestellt. Anschlieend
wird mit Hilfe der Shift-share Analyse berechnet, welche Rolle der Tatigkeitswandel fur
die Veranderung der Teilzeitquote, der Haufigkeit von Uberstunden und der Wochen-
endarbeit spielt (Abschnitt 4.3).

4.1 Die Tatigkeitsstruktur der Beschiftigten in West- und

Ostdeutschland
Der Mikrozensus enthdlt relativ detaillierte Angaben Uber die Art der tiberwiegend ausge-
Ubten Tatigkeit der Erwerbstatigen. Die Art der Tatigkeit wird mit Hilfe der folgenden
Kategorien beschrieben:

1. Maschinen einrichten/einstellen: Technische Anlagen steuern, bedienen, einrichten
oder warten (auch DV-/NC-/CNC-Anlagen);

2. Gewinnen/Herstellen: Anbauen, Zichten, Hegen, Gewinnen, Abbauen, Kochen,

Bauen, Ausbauen, Installieren, Montieren;

Reparieren: Ausbessern, Restaurieren;

Handeln: Kaufen/Verkaufen, Kassieren, Vermitteln, Beraten, Werben;

Verwaltungsarbeiten: Schreibarbeiten, Kalkulieren, Buchen, Programmieren;

Technisches Biro: Analysieren, Messen, Erproben, Forschen, Planen, Konstruieren,

Zeichnen;

Kontrollieren: Disponieren, Koordinieren, Organisieren, Fuhren, Leiten, Management;

8. Bewirten, Herbergen, Bigeln, Reinigen/Abfall beseitigen, Packen, Transportieren,
Sortieren, Ablegen, Fahrzeug steuern;

9. Sichern, Bewachen (Arbeitssicherheit, Werkschutz, Verkehrsregelung), Gesetze/
Vorschriften anwenden/auslegen, Beurkunden;

10. Lehren/Ausbilden: Beratend Helfen, Pflegen, Medizinisch/Kosmetisch Behandeln,
Publizieren, Unterhalten, Vortragen, Informieren.

o0krw

~

Diese Klassifizierung bezieht sich ausschlielich auf die dominierende Aktivitat des
Erwerbstatigen und la3t Unterschiede in der betrieblichen Hierarchie oder der Branche
vollig unberucksichtigt. In Tabelle 5 sind die Anteile der verschiedenen Tatigkeiten in den
Jahren 1991, 1993 und 1995 dargestellt. Insbesondere in Ostdeutschland ist der Anteil der

15 Das Statistische Bundesamt hat einen Umsteigeschliissel der Berufe 1992 zu der Klassifikation 1975/70
erarbeitet. Eine vollstindige Vergleichbarkeit ist allerdings auch mit dieser Umrechnungstabelle nicht
gewahrleistet (BATISTISCHESBUNDESAMT, 1992).
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Erwerbstatigen, die Maschinen einrichten oder einstellen, stark gesunken. In den alten
Bundeslandern sank aufRerdem die Bedeutung der Tatigkeiten ,Gewinnen/Herstellen®.
Dies zeigt, da produzierende Tatigkeiten im Zeitablauf abgenommen haben. In den
neuen Bundeslandern ist jedoch eine Zunahme der Kategorie ,Gewinnen/Herstellen®
festzustellen, was vermutlich in erster Linie auf den im Jahr 1995 noch boomenden ost-
deutschen Bausektor zurtickzufuihren ist. Eindeutig zugenommen haben in beiden Regio-
nen Tatigkeiten im Bereich Kauf und Verkauf sowie die Schreibarbeiten. Auch Tatigkei-
ten wie Erziehen, Lehren und Ausbilden haben in West- und Ostdeutschland an Bedeu-
tung gewonnen. Diese Entwicklung steht vermutlich in Zusammenhang mit dem steigen-
den Qualifikationsniveau und der zunehmenden beruflichen Weiterbildungsaktivitat der
deutschen Erwerbspersonen (Steiner et al., 1998). Auffallend ist allerdings der Riickgang
von Fihrungstatigkeiten sowie den Tatigkeiten ,Analysieren, Messen, Prifen in den
neuen Bundeslandern. Dies kdnnte eventuell auf den Abbau des aufgebldhten Fihrungs-
apparats in den ehemaligen ostdeutschen Kombinaten zuriickgefuhrt werden. Insgesamt
zeigt sich, daR die zunehmende Tertidrisierung der Wirtschaft sehr gut anhand der Veran-
derung der Téatigkeitsstruktur nachgezeichnet werden kann.

Tabelle 5: Struktur der iiberwiegend ausgeiibten Tatigkeiten in West- und
Ostdeutschland (in Prozent)

Westdeutschland Ostdeutschland

1991 1993 1995 1991 1993 1995
Maschinen einrichten/einstellen 8,2 7,7 7,7 8,3 6,3 57
Gewinnen/Herstellen 18,3 17,6 16,2 184 18,5 19,4
Reparieren 6,1 6,0 6,0 8,9 89 8,8
Kaufen/Verkaufen, Verhandeln 10,7 10,7 11,2 8,9 10,6 11,2
Schreibarbeiten 18,0 18,3 18,4 14,3 15,1 14,8
Analysieren, Messen, Prifen 5,2 5,2 5,3 4,8 3,9 36
Fihren, Leiten, Organisieren 6,5 6,7 6,9 7,7 6,9 6,4
Bewirten, Beherbergen 11,7 11,6 11,7 12,0 11,9 116
Sichern, Bewachen 34 3,2 3,1 2,8 3,0 34
Erziehen, Lehren, Ausbilden 12,0 13,0 13,9 14,0 15,0 15{1
Erwerbstatige (in Tsd.) 27.505 27.827 27.456 7.152 6.120 6.3719

Quelle: Eigene Auswertungen der Mikrozensen 1991 und 1995; 70%-Stichprobe des ZEW (hochge-
rechnet auf die Bevolkerung im Alter zwischen 20 und 65 Jahren).

4.2 Der Zusammenhang zwischen den ausgewahlten Arbeitszeit-

formen und den Tatigkeiten
Ausgehend von den beobachteten Verédnderungen der tUberwiegend ausgelibten Tatigkei-
ten kann nun untersucht werden, wie dadurch die Arbeitszeitstruktur beeinflu3t wird. So
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gewinnen beispielsweise aufgrund des beobachtbaren Strukturwandels gerade jene Ar-
beitszeitformen an Bedeutung, die im Kauf und Verkauf, bei Schreibtatigkeiten oder im
Lehrbereich besonders verbreitet sind. Um einen ersten Eindruck von der Bedeutung des
Strukturwandels fiir die Veranderung der Arbeitszeiten zu vermitteln, sind in Tabelle 6 die
Teilzeitquoten im Jahr 1991 differenziert nach den verschiedenen Tatigkeitsfeldern aufge-
zeigt. Auch fur die anderen Arbeitszeiten sind entsprechende Quoten zu Beginn der Be-

obachtungsperiode ausgewiesen.

Tabelle 6: Teilzeitarbeit, Wochenendarbeit und Uberstunden nach
Tatigkeitsmerkmalen (in Prozent)

Teilzeitarbeit Wochenendarbeit Uberstunden
1991 1993 1991

West Ost West Ost West Ost
Maschinen einrichten/einstellen 2,5 0,8 13,8 23,4 5,9 3|7
Gewinnen/Herstellen 6,9 2,2 22,4 13,6 4,9 4.3
Reparieren 3,4 1.4 13,8 9,5 6,2 4.4
Kaufen/Verkaufen, Verhandeln 23,2 10,0 45,5 46,8 55 704
Schreibarbeiten 21,2 5,7 6,4 5,0 51 4.1
Analysieren, Messen, Priifen 7,0 4,2 8,9 6,6 9,1 47
FlUhren, Leiten, Organisieren 3,1 1,2 19,0 19,2 14,6 108
Bewirten, Beherbergen 25,0 7,2 31,4 30,4 5,2 9,
Sichern, Bewachen 4,1 2,1 30,0 42,2 5,4 4.9
Erziehen, Lehren, Ausbilden 22,5 7,1 33,9 25,8 5,4 411
Unteil insgesamt 14,3 4.5 22,6 20,8 6,1 57
Erwerbstdtige in der jeweiligen 3.931 322 6.286 1.276 1.683 405
Urbeitszeitform (in Tsd.)

Quelle: Eigene Auswertungen der Mikrozensen 1991 und 1995; 70%-Stichprobe des ZEW (hochge-
rechnet auf die Bevdlkerung im Alter zwischen 20 und 65 Jahren).

Die hochste Teilzeitquote zeigt sich bei Tatigkeiten, bei denen man lberwiegend kauft
und verkauft, Kunden berat und mit Werbeaufgaben beschatftigt ist. Da diese Tatigkeiten
auch gesamtwirtschaftlich an Bedeutung gewonnen haben (vgl. Tabelle 5), fihrt dies
ceteris paribus zu einer gesamtwirtschaftlichen Ausweitung der Teilzeitarbeit. Dies gilt
ebenso fur die Schreibtatigkeiten und den Bildungsbereich, die ebenfalls Uberdurch-
schnittlich hohe Teilzeitquoten aufweisen. Bewirten und Beherbergen sind zwar Téatig-
keiten, die besonders haufig als Teilzeitarbeit organisiert sind, allerdings ist ihre gesamt-
wirtschaftliche Bedeutung nicht gestiegen.

Die Verbreitung von Uberstunden schwankt in Westdeutschland bei den meisten Tatig-
keiten zwischen 5 und 6 Prozent. In den neuen Bundeslandern liegt sie etwas niedriger.
Wie zu erwarten, sind Fuhrungskrafte deutlich haufiger von Uberstunden betroffen. In
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den neuen Bundeslandern gilt dies ebenfalls fir die Tatigkeiten ,Bewirten, Beherbergen*.
Da die relative Bedeutung dieser Tatigkeiten gesunken ist, deutet dies eher auf einen
negativen Struktureffekt hin, d.h. unter der Annahme konstanter Inzidenz innerhalb der
Tatigkeitsfelder ware die gesamtwirtschaftliche Verbreitung von Uberstunden in
Ostdeutschland ceteris paribus gesunken. Im Gegensatz dazu wirkt sich die Ausweitung
der Kauf- und Verkaufstatigkeiten auch hinsichtlich der Bedeutung der Uberstunden
positiv aus. Diese groben Befunde weisen darauf hin, dafl der Struktureffekt kaum eine
Bedeutung fiir die Veranderung der Inzidenz der Uberstunden hat.

Wochenendarbeit tritt am haufigsten bei Beschéftigten auf, die im Verkauf und Einkauf
tatig sind. Auch die typischen Dienstleistungstéatigkeiten ,Bewirten, Beherbergen®, ,Si-
chern und Bewachen" sowie die Lehrtatigkeiten sind in West- und Ostdeutschland uber-
durchschnittlich oft mit Wochenendarbeit verbunden. Da diese Tatigkeiten im Zuge der
zunehmenden Tertidrisierung eher an Bedeutung gewonnen haben, ist zu vermuten, daf}
der Struktureffekt bei der Ausweitung der Wochenendarbeit gréRer ausfallt als bei den
anderen Arbeitszeitformen.

Die hohe Varianz der tatigkeitsbezogenen Teilzeitquoten weist darauf hin, dal3 eine hohe
Korrelation zwischen der Art der Tatigkeit und der damit verbundenen Arbeitszeit besteht
und die Tatigkeitsstruktur somit eine sinnvolle Basis fir die Shift-share Analyse der
Teilzeitquote darstellt. Dies gilt ebenfalls fir die Wochenendarbeit. Die Verbreitung der
Uberstunden schwankt zwar weniger zwischen den verschiedenen Tétigkeiten, es existie-
ren aber dennoch einige deutlich Unterschiede.

4.3 Die Shift-share Analyse der ausgewahlten Arbeitszeitformen
Abschlielend werden nun die Anteile des Struktur- und Diffusionseffekts der Verénde-
rungen der Teilzeitquote und Verbreitung von Uberstunden sowie der Wochenendarbeit
berechnet. In den ersten beiden Spalten von Tabelle 7 sind die Anteile der Erwerbstétigen
mit einer bestimmten Arbeitszeitform an allen Erwerbstéatigen am Anfang der jeweiligen
Beobachtungsperiode und im Jahr 1995 dargestellt. Die Differenzen (in Prozentpunkten)
werden dann aufgeteilt, in die Verdnderungen, die durch den Struktureffekt, den Diffusi-
onseffekt und den Interaktionsterm verursacht werden.
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Tabelle 7: Komponenten der Arbeitszeitdynamik

Anteil im Antell Differenz Struktur- Diffusions-  Interaktions-
Basigahr ? 1995 effekt effekt term
Teilzeitarbeit
West 14,29 16,52 2,23 0,49 1,68 0,06
Ost 4,50 5,59 1,09 0,26 0,81 0,02
Uberstunden
West 6,12 6,54 0,42 0,01 0,41 0
Ost 5,67 10,88 5,21 -0,12 5,33 0
Wochenendarbeit
West 22,59 23,28 0,67 0,22 0,49 -0,03
Ost 20,84 21,73 0,89 0,26 0,63 0

Anmerkung: * Bei der Teilzeitarbeit und den Uberstunden ist das Basisjahr 1991 und bei der Wo-
chenendarbeit 1993.
Quelle: Eigene Auswertungen auf Basis der Mikrozensen 1991, 1993, 1995; 70%-Stichprobe des ZEW.

In Westdeutschland ist die Teilzeitquote zwischen 1991 und 1995 um 2,2 Prozentpunkte
gestiegen, in den neuen Bundeslandern nur um 1,1 Prozentpunkte. In beiden Regionen
kann der Tatigkeits- bzw. Strukturwandel nur knapp ein Viertel der Dynamik der Teilzeit-
arbeit erklaren. Wéare die Bedeutung von Teilzeitarbeit innerhalb der zehn Tatigkeitsfelder
zwischen 1991 und 1995 konstant geblieben, hatte sich die Teilzeitquote in Westdeutsch-
land um 0,5 Prozentpunkte und in den neuen Bundeslandern sogar nur um 0,26 Prozent-
punkte erhdht. Der Uberwiegende Teil der Verénderung resultiert aus der zunehmenden
Verbreitung der Teilzeitarbeit innerhalb der verschiedenen Tétigkeitsfelder. Diese Ent-
wicklung kann beispielsweise durch den Wunsch nach mehr Zeitsouveranitéat der Indivi-
duen und/oder das zunehmende Angebot an Teilzeitstellen seitens der Unternehmen aus-
geldst werden. Auch die Bedeutung der Frauenerwerbstatigkeit spielt in diesem Zusam-
menhang vermutlich eine wichtige Rolle.

Dieses Ergebnis entspricht in etwa dem Befund von Walwei und Werner (1995). Sie
untersuchten die Bedeutung des Strukturwandels fiir die Entwicklung der Teilzeitquote
zwischen 1983 und 1992 auf Basis der Européischen Arbeitskréaftestichprobe. Allerdings
verwenden die Autoren ein sehr grobes MalR fur die strukturellen Verdnderungen, da sie
im Rahmen ihrer Shift-share Analyse den Strukturwandel nur anhand der sektoralen
Verschiebung zwischen der Landwirtschaft, dem Verarbeitenden Gewerbe und dem
Dienstleistungssektor messen. Diese Vereinfachung kdnnte ein Grund dafir sein, dal3 der
Struktureffekt bei Walwei und Werner (1995) etwas geringer ausféllt als bei der Shift-
share Analyse auf Basis der Tatigkeitsstruktur.

Der Anteil der Erwerbstétigen, die in der Berichtswoche Uberstunden gearbeitet haben,
ist in den alten Bundesléndern zwischen 1991 und 1995 nur geringfiigig gestiegen. In den



146 ZUMA-Nachrichten Spezial Band: 6 Sozialstrukturanalysen mit dem Mikrozensus

neuen Bundesléndern hat sich ihr Anteil jedoch verdoppelt. Dabei wird die Erhéhung der
Inzidenz von Uberstunden vollkommen durch die zunehmende Verbreitung der Mehrar-
beit innerhalb der verschiedenen Téatigkeitsfelder verursacht. Wenn die Sektorstruktur in
den neuen Bundesldndern wéhrend des Untersuchungszeitraumes konstant geblieben
wiére, hatte sich der Anteil der Personen, die regelmaRig Uberstunden arbeiten, sogar um
5,3 Prozentpunkte erhoht. Der zunehmende Tertidrisierung bewirkte hingegen, daf3 die
allgemeine Ausweitung der Uberstunden etwas gebremst wurde.

Auch hinsichtlich der Wochenendarbeit besteht in den neuen Bundeslandern eine stérkere
Dynamik als in Westdeutschland. Im Vergleich zu den anderen Arbeitszeitformen sind die
Veranderungen aber relativ gering. Die Verdnderungen liegen sowohl in den alten, als
auch in den neuen Bundeslandern unter einem Prozentpunkt. Ebenso wie bei der Teilzeit-
arbeit und den Uberstunden dominiert auch hier der Diffusionseffekt. Allerdings hat der
Tatigkeitswandel einen groReren Einflul auf die Wochenendarbeit als auf die anderen
Arbeitszeitformen. Er verursacht zumindest fast ein Drittel der gesamten Veranderung.
Dieser Befund ist darauf zuriickzufuhren, da der Handel und die sonstigen Dienstlei-
stungssektoren, die im Zuge der Tertiarisierung an Bedeutung gewonnen haben, von
haufiger Wochenendarbeit gepragt sind.

5. SchiluBfolgerungen

Ziel dieser Analyse war es zum einen, die neuere Entwicklung der Arbeitszeitflexibilisierung
nachzuzeichnen. Daher wurden auf Basis der Mikrozensen aus den Jahren 1991, 1993 und
1995 die Verbreitung der Teilzeitarbeit, der Uberstunden und der Wochenendarbeit,
dargestellt. Da die individuelle Arbeitszeit neben anderen Faktoren auch vom Niveau der
Berufsbildung beeinflu3t wird, unterscheiden wir in unseren Analysen zuséatzlich nach der
beruflichen Qualifikation. Zudem betrachten wir getrennt die Entwicklung in West- und
Ostdeutschland und unterscheiden zwischen Mannern und Frauen.

Ebenso wie in anderen Studien zeigt sich, dal} die Verbreitung der drei ausgewéhlten Ar-
beitszeitformen zwischen 1991 und 1995 insgesamt zugenommen hat. Dabei bestehen grol3e
Unterschiede in der Bedeutung bestimmter Arbeitszeitmodelle zwischen den alten und neuen
Bundeslandern und den Geschlechtern. Auch das Qualifikationsniveau steht in einem engen
Zusammenhang mit der Bedeutung und Entwicklung bestimmter Arbeitszeiten.

Zum zweiten wird in dieser Studie der Frage nachgegangen, inwieweit die zunehmende
Tertidrisierung der Wirtschaft den Wandel der Arbeitszeiten beeinflult hat. Hierzu wird

die gesamtwirtschaftliche Veranderung der Teilzeitquote, die Verbreitung von Uberstun-
den und Wochenendarbeit mit Hilfe der Shift-share Analyse in verschiedene Komponen-
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ten zerlegt. Insgesamt wird deutlich, daR nur etwa ein Viertel der Ausweitung der Teil-
zeitarbeit und ein Drittel der Zunahme der Wochenendarbeit auf den Strukturwandel
zurlickgefuhrt werden kann. Die restliche Veranderung basiert auf dem Wandel der Pro-
duktionsprozesse, der Deregulierung der Arbeitszeiten und den Praferenzanderungen der
Individuen. Der starke Anstieg der ostdeutschen Beschéftigten, die regelméaRig Uberstun-
den leisten, ist nahezu vollkommen auf diesen Diffusionseffekt zuriickzuftihren.
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TEIL ll: HAUSHALTE UND FAMILIEN

*kkkkkkkk

FAMILIENLEBENSZYKLUS UND
ERWERBSBETEILIGUNG DER EHEPARTNER
IN EHEN MIT KINDERN IN WEST- UND
OSTDEUTSCHLAND'

DIETMAR DATHE

Das Verstandnis der Beziehungen zwischen Familienzyklus und Arbeitsangebot ist
aus einer Reihe von theoretischen und praktischen Grinden heraus von Bedeutung.
Von Okonomen und Demographen sind unterschiedliche Modelle des Zusammenhangs
von Familie und Arbeitsmarkt entwickelt worden. Dieser Beitrag konzentriert sich auf ein
Familienphasenkonzept, wie es von der Familienwissenschaftlichen Forschungsstelle im
Statistischen Landesamt Baden-Wirttemberg entwickelt wurde, operationalisiert auf der
Basis des Mikrozensus 1995.

Die Resultate verdeutlichen die Bedeutung einer hohen Beschéftigungsquote von Frauen.
Insbesondere in Ostdeutschland (mit einer hohen Beschéaftigungsquote) zeigt sich, dald der
negative Effekt von Kindern auf die Familieneinkommen deutlich geringer ist. Demge-
geniber ist in Westdeutschland die Beschaftigungsquote verheirateter Frauen niedriger
und der Anteil von Haushalten mit einem mé&nnlichen Alleinverdiener héher.

An understanding of the relationship between family life cycle and labor supply is im-

portant for a number of theoretical and practical reasons. Economists and demogra-
phers have developed a variety of models linking the family and the labor market. This
paper focuses on the family life cycle concept developed by the Familienwissenschaftliche

1 Der Beitrag entstand im Rahmen des DFG-Projektes ,Individuum, Familie und Gesellschaft* am
Lehrstuhl Mikrosoziologie der Humboldt-Universitat zu Berlin (Projektleiter: Prof. Dr. Hans Bertram).
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Forschungsstelle (Statistisches Landesamt Baden-Wurttemberg), it is operationalized for
the 1995 German microcensus.

The results show the importance of a high female employment rate. Especially in East-
Germany (with a high female employment rate) the negativ effect of children on the fa-

mily income is quite small. West-Germany has a relatively low employment rate of mar-

ried women and a relatively high share of traditional male-breadwinner households.

Vorbemerkung

Die folgende Analyse stitzt sich auf das von der Familienwissenschaftlichen Forschungs-
stelle im Statistischen Landesamt Baden-Wirttemberg entwickelte Familienphasenkon-
zept (siehe Eggen im vorliegenden Band). Im Unterschied zu dem Beitrag von Eggen,
wird in diesem Beitrag die Verédnderung der Erwerbsbeteiligung der Ehepartner in Ehen
mit Kindern im Verlauf des Familienphasenzyklus in einem West-Ost-Vergleich unter-
sucht. Im Mittelpunkt steht das Verhdltnis von Allein-Versorger- und Doppel-Verdiener-
Modell sowie Voll- und Teilzeittatigkeit. Dartiber hinaus wird auf die Frage eingegangen,
welchen EinfluR die Nachfrageseite auf die Erwerbsbeteiligung, insbesondere von Frauen,
besitzt und welchen Stellenwert geringfligige Beschéftigungsverhdltnisse fur die Verein-
barkeit von Mutterschaft und Beruf haben.

1. Die ,,Abbildung“ einer Familienbiographie mit Hilfe eines
Phasenmodells

Die kontroverse Debatte um den Zehnten Kinder- und Jugendbericht (Deutscher Bundes-
tag 1998) hat noch einmal die wirtschaftlich-soziale Lage von Familien mit Kindern,
zugespitzt auf das Problem der Armut von Kindern, in den Mittelpunkt der Aufmerksam-
keit geruckt. Neben Alleinerziehenden sehen sich auch Ehepaare mit Kindern 6konomisch
schwierigen Lebenssituationen gegentiber. Bei der alleinigen Differenzierung nach Anzahl
der Kinder besteht die Gefahr, das soziale Gefélle, wie es aus der phasenabhé&ngigen
Differenzierung der Erwerbsbeteiligung verheirateter Mitter resultiert, gerade mit Blick
auf junge Ehepaare zu unterzeichnen und somit auch fir altere Ehepaare zu tiberzeichnen.
Die durchaus differenzierte Lebenssituation in Abhangigkeit von der jeweiligen Fami-
lienphase ,verschwindet" gewissermafen hinter einem Durchschnittswert (auch in bezug
auf Paare ohne Kinder).
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In diesem Zusammenhang sind verschiedene Ansétze entwickelt worden, die wirtschaft-
lich-soziale Situation von Familien mit Kindern anhand von Familienzyklen bzw. -phasen
genauer abzubildeh Als ein .Basiskonzept" kann das von der WHO entwickelte 6-Pha-
sen-Modell des Familienzyklus betrachtet werden (vgl. Stutzer u.a. 1992). Die Kritik an
diesem Modell richtet sich vor allem darauf, da die Abgrenzungskriterien zwischen den
einzelnen Phasen selbst relativ undifferenziert definiert sind. Deshalb ist das Familien-
zyklusmodell durch weitere Phasen untersetzt bzw. erweitert worden. Als Nachteil einer
Reihe dieser Modelle ist hervorzuheben: ,Die Phasenabgrenzungen werden meist nur
aufgrund theoretischer Ableitungen oder Plausibilitdtsiiberlegungen gewahlt, nicht jedoch
auch auf ihre empirische Trennschérfe untersucht” (Galler/Ott 1993: 138f.).

Die Familienwissenschaftliche Forschungsstelle im Statistischen Landesamt Baden-W(irt-
temberg hat ein Phasenmodell entwickelt, worin die Kriterien der Phasenabgrenzung auch
hinsichtlich ihrer empirischen Relevanz, das heif3t, der tatséchlichen Zuordbarkeit von Haus-
halten/Familien, Uberprift wurde. Dieses Modell, welches im folgenden auch herangezogen
wird, stitzt sich hinsichtlich seiner Operationalisierung auf Mikrozensus-Baten.

Im Unterschied zu dem Beitrag von Eggen im vorliegenden Band, erfolgt eine Einschran-
kung in der Weise, da? nur Ehepaare in die Untersuchung aufgenommen wurden, deren
Familienbezugsperson (zum Zeitpunkt der Befragung) Angestellter oder Arbeiter als Stel-
lung im Beruf angaben untumilienbezugspersonen, die vor Unterbrechnung bzw. Beendi-

gung ihrer Erwerbstétigkeit eine entsprechende berufliche Stellung innehatten. Diese Ein-
grenzung war deshalb notwendig, weil sich vor allem bei der Gruppe der Selbstandigen
zeigt, dal3 zwischen der Selbsteinstufung als Voll- oder Teilzeitbeschéftiger und der Ubli-
cherweise bzw. tatséchlich geleisteten Wochenarbeitszeit eine sehr grofe Inkongruenz be-
steht. Auf die Darstellung dieser Forschungsresultate wird hier aus Platzgriinden verzichtet.

Basis der Auswertung bildet die Bevoélkerung am Familienwohnsitz, unabhéngig von der
Staatsangehorigkeit der Familienbezugsperson.

Der Anteil der Ehepaare mit Kindern, auf die die erlauterte Eingrenzung zutrifft, liegt in
den alten Bundesléndern bei 74 Prozent und in den neuen Landern bei 87 Prozent.

2 Ein Uberblick tiber die verschiedenen Ansétze findet sich bei Galler/Ott (1993).
3 Fir eine ausfiihrliche Darstellung des Familienphasenkonzepts der Familienwissenschaftlichen
Forschungsstelle im Statistischen Landesamt Baden-Wurttemberg vgl. Eggen 1998; Stutzer u.a. 1992.
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2. Erwerbsbeteiligung der Ehepartner in den einzelnen
Familienphasen

Ehepaare mit Kindern nach Familienphasen

Von den Ehepaaren, deren Bezugsperson derzeit oder ehemals abhéngige Beschaftigte
(ohne Beamte) sind, wurden nur jene in die Untersuchung aufgenommen, in deren Haus-
halt (neben den Kindern) keine weiteren verwandten oder nichtverwandten Personen
lebten (Ehepaare im engeren Sinne). Von diesen Ehepaaren im engeren Sinne konnten
wiederum nur jene Gegenstand der Analyse sein, Uber die Informationen zur Hohe der
Familiennettoeinkommen und Informationen tiber das EheschlieBungsjahr vdrlagen.

Tabelle 1: Ausgewaihlite Strukturangaben fiir Ehepaare mit Kindern
(Familienbezugsperson: derzeit oder ehemals abhéangig
Beschiftigte, ohne Beamte; Bevélkerung am Familienwohnsitz)

Alte Lander Neue Lander

in 1.000 in % in 1.000 in %
Ehepaare mit Kindern”
Insgesamt 6.228 100 1.654 100
davon:
im engeren Sinne 6.054 97,2 1.622 98,1
mit Einkommensangaben 5.597 89,9 1.5338 92,7
mit EheschlieBungsjahr 5.254 84,4 1.48¢ 90,(
Ehepaare 5.254 100 1.488 100
Darunter in Familienphasen 4.693 89,3 1.301 87,4
davon:
Grindungsphase 3,4 11
Aufbauphase 24,9 18,7
Stabilisierungsphase 24,6 31,7
Konsolidierungsphase 29,6 34,3
Umorientierungsphase 17,5 14,2
Insgesamt 100 100

1) LedigeKinder ohne Altersbegrenzung. Datenbasis fiir diese und folgende Tabellen und Abbil-
dungen: Mikrozensus 1995.

4 Erstere Einschrankung resultiert daraus, dall entweder keine Angaben zum Einkommen gemacht
wurden oder die Ehefrau bzw. Kinder (Kind) in ihrer Haupttatigkeit selbstédndige Landwirte oder
mithelfende Familienangehdorige sind, fiir diese Haushalte entfiel die Einkommensangabe. Die zweite
Einschrénkung resultiert daraus, daf? die Auskunft Giber das EheschlieRungsjahr freiwillig erfolgt.
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Die Konstruktion der einzelnen Familienphasen anhand dem Alter der Ehefrau, Ehe-
schlieungsjahr, Alter des altesten bzw. jingsten Kindes (vgl. Eggen im vorliegenden
Band) fuhrt zu einer weiteren Reduzierung der Auswertungsfélle. Die in Tabelle 1 ausge-
wiesenenEhepaare in Familienphasen bilden die Grundlage aller weiteren im Text
dargestellten Auswertungen.

Erwerbstatigkeit der Ehepartner im Verlauf der Familienbiographie5

Die Erwerbsbeteiligung der ménnlichen Ehepartner unterscheidet sich zwischen West-
und Ostdeutschland kaum, oder anders ausgedrickt: das Alter der Kinder hat auf das
Arbeitsangebot der mannlichen Ehepartner in beiden Landesteilen keinen Einflu3. Der
Ruckgang der Erwerbsbeteiligung in démorientierungsphase hat (wie bei den Ehe-
frauen) vor allem altersbedingte Ursachen (Abbildung 1).

Abbildung 1: Erwerbstitigenquoten der Ehepartner in Ehen mit Kindern
nach Familienphasen (in Prozent)

100 [
80 1 —X—Manner - West
- 70 + —A— Manner - Ost
) 60 —[1— Frauen - West
50 —O— Frauen - Ost

40 |

30

Demgegenuber fallen die Unterschiede bei Ehefrauen mit Kindern zwischen West- und Ost-
deutschland sehr deutlich aus. Wahrend die Erwerbstatigenquoten Giriderngsphase
(das é&lteste Kind ist junger als drei Jahre) sich nur relativ geringfiigig unterscheiden (West:

5 Entsprechend dem sogenannten Labour-Force-Konzept gilt jede Person im Alter von 15 und
mehr Jahren als erwerbstétig, die in der Berichtswoche mindestens eine Stunde gegen Entgelt gear-
beitet hat.
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45,6 Prozent; Ost: 52,2 Prozent), verlauft die Entwicklung der Erwerbsbeteiligung in der
Aufbauphase (das élteste Kind hat das Schulalter erreicht) gegenséatzlich: die Quote sinkt in
Westdeutschland auf 40,9 Prozent und steigt in Ostdeutschland auf 71,0 Prozent. Erst begin-
nend mit derStabilisierungsphase (die Kinder sind dem Vorschulalter entwachsen) nimmt
die Erwerbsbeteiligung westdeutscher verheirateter Mitter wieder zu. Jede zweite Ehefrau
Ubt in dieser Phase eine Berufstatigkeit aus, die deutliche Diskrepanz zum Erwerbsverhalten
ostdeutscher verheirateter Miitter (vier Funftel sind erwerbstétig) bleibt aber auch in dieser
Phase bestehen. In désnsolidierungsphase (die ersten Kinder haben das Elternhaus bereits
verlassen) stabilisiert sich die Erwerbstatigenquote ostdeutscher Ehefrauen, in West-
deutschland steigt sie noch einmal auf dann 60,1 Prozent an. In der abschligkenden
orientierungsphase (das Durchschnittsalter der Ehefrau betrdgt 55 Jahre) sinkt der Anteil
erwerbstatiger verheirateter Mitter auch in Ostdeutschland, liegt aber mit dann noch 46
Prozent um zehn Prozentpunkte héher als in Westdeutschland.

Voll- und Teilzeittatigkeit sowie geringfiligige

Beschiftigungsverhaltnisse erwerbstatiger verheirateter Miitter

Abbildung 2 zeigt die Verédnderung der Erwerbstatigenquoten insgesamt und die Anteile
voll- und teilzeitbeschéftigter (Selbsteinstufung) verheirateter Mitter in West und Ost.
Mit Ausnahme deGriindungsphase Uberwiegt in den alten Landern in allen Familienpha-
sen eine Teilzeitbeschéftigung. Demgegeniber ist der Anteil erwerbstatiger ostdeutscher
Mutter nicht nur héher, sondern diese Erwerbstétigkeit wird gleichzeitig Uberwiegend als
eine \ollzeittétigkeit ausgelbt.

Teilzeitbeschéftigung spielt bei verheirateten Vétern in West und Ost nur eine marginale
Rolle. Insgesamt liegt die Teilzeitquote verheirateter Véter bei rund einem Prozent. Auch in
der Griindungsphase weisen junge Vater mit 1,8 Prozent (alte) und 2,2 Prozent (neue Bun-
deslander) nur eine geringfiigig hdhere Teilzeitquote aus. Gleichzeitig arbeiten ostdeutsche
teilzeitbeschéftigte Mutter deutlich 1anger (Abbildung 3). Untersucht man die von den teil-
zeitbeschéftigten (Selbsteinstufung) Frauen angegebene normalerweise geleistete Wochen-
arbeitszeit, geben in defbau- und Stabilisierungsphase rund 15 Prozent der Frauen an,
normalerweise mehr als 30 Wochenstunden zu arbeiten. In den darauffolgenden Familien-
phasen steigt dieser Anteil nochmals auf rund 18 bzw. 19 Prozent an. Bei westdeutschen
teilzeitbeschéftigten Muttern betraf dies lediglich ein bis zwei Prozent, nur iGder
dungsphase arbeiteten etwas tber 5 Prozent mehr als 30 Stunden pro Woche.
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Abbildung 2: Erwerbstatigenquoten verheirateter Miitter nach Familien-
phasen: Vollzeit-, Teilzeitbeschiftigung und insgesamt (in
Prozent)
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Abbildung 3: Anteil der teilzeitbeschiftigten verheirateten Miitter mit einer
normalerweise geleisteten Wochenarbeitszeit von mehr als
30 Stunden (nach Familienphasen; in Prozent)1

18,9
17,6

14,8 14,7

ENBL
T OABL

1) Die hochgerechnete Fallzahl der teilzeitbeschéftigten verheirateten Mditter aus den Neuen
Bundeslandern liegt in détrindungsphase unter 5.000.

Unterschiede hinsichtlich der Teilzeitbeschéftigung verheirateter Mutter in West- und
Ostdeutschland sind aber nicht nur auf die unterschiedlichen Teilzeitquoten und zeitlichen
Umfang der Teilzeitarbeit beschrankt. Auch der Umstand, dal nur fir 37 Prozent der
teilzeitbeschéftigten Mutter (insgesamt) in den alten Bundeslandern Erwerbstétigkeit die
Uberwiegende Quelle des Lebensunterhaltes darstellt (gegenuber 96 Prozent in den neuen
Bundeslandern), verweist auf den ,Zuverdienst‘-Charakter weiblicher Erwerbstatigkeit in
den alten Landern. Diese Einschatzung wird auch durch Abbildung 4 unterstitzt.

Rund 18 Prozent aller teilzeitbeschaftigten westdeutscher Mutter gaben @rider
dungs- bzw. Aufbauphase an, daf} sie in einem geringfiigigen Beschaftigungsverhéltnis
arbeiterf Offensichtlich kommt geringfugiger Beschéftigung fur die Vereinbarkeit von
Mutterschaft und Beruf, insbesondere mit kleinen Kindern, eine wichtige Bedeutung zu.
Darauf deutet auch das Sinken der Quote mit wachsendem Alter der Kinder hin. Erst in
der letzten Phase steigt die Quote wieder leicht an.

6 Eine geringfugige Beschéftigung besteht dann, wenn die normalerweise geleistete Wochenar-
beitszeit weniger als 15 Stunden betragt bzw. eine Verdienstgrenze von 580/470 DM im Monat
(Stand: 1995) nicht tberschritten wird.
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Abbildung 4: Anteil der teilzeitbeschéaftigten verheirateten Miitter in
geringfiigiger Beschiaftigung (nach Familienphasen; in

Prozent)1
i 17,9 17,9
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1) Die hochberechnete Fallzahl der teilzeitbeschétigen verheirateten Mitter aus den Neuen
Bundeslandern liegt in der Griindungsphase unter 5.000.

In Ostdeutschland sind dagegen geringfiigige Beschéftigungsverhaltnisse nur von unter-
geordneter Bedeutung (bei vollzeitbeschéftigten verheirateten Mittern sind sie generell
von geringer Relevanz). Inwieweit diese Diskrepanz zwischen west- und ostdeutschen
Muttern der Angebotsseite geschuldet ist (ostdeutsche Mutter wollen oder kénnen keine
geringflgige Beschéftigung akzeptieren) oder der Nachfrageseite (der Bedarf seitens der
Unternehmen und von privaten Haushalten an derartigen Beschéftigungsverhaltnissen ist
in Ostdeutschland geringer), kann anhand der Anteilswerte nicht beurteilt werden.

Bedeutsam sind auch die Unterschiede hinsichtlich der Grinde fur eine Teilzeittatigkeit.
In Abbildung 5 ist derjenige Anteil der teilzeitbeschéftigten verheirateten Mutter abgebil-
det, die als Grund eine vergebliche Suche nach einer \ollzeitstelle angaben.



158 ZUMA-Nachrichten Spezial Band 6: Sozialstrukturanalysen mit dem Mikrozensus

Abbildung 5: Anteil der teilzeitbeschéftigten verheirateten Miitter, die als
Grund die vergebliche Suche nach einer Vollzeittitigkeit
angaben (nach Familienphasen; in Prozent)1
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1) Die hochgerechnete Fallzahl der teilzeitbeschéftigten verheirateten Mutter aus den Neuen
Bundeslandern liegt in der Griindungsphase unter 5.000.

Die Werte zeigen sehr deutlich, daR Teilzeitarbeit von ostdeutschen verheirateten Muttern
weit weniger als Modell der Vereinbarkeit von Mutterschaft und Beruf Akzeptanz findet.
Die Akzeptanz nimmt mit steigendem Alter der Kinder bzw. der Mitter in den neuen
Landern zwar etwas zu und gleichermalRen sinkt die Akzeptanz bei westdeutschen Miit-
tern im Verlauf der Familienbiographie, trotzdem bleiben die Unterschiede zwischen
West- und Ostdeutschland in allen Familienphasen erheblich. Nur junge westdeutsche
Mutter mit Kindern unter drei Jahren weichen hiervon etwas ab.

Gewiinschte Erwerbsbeteiligung verheirateter Miitter

Die Frage bleibt zu beantworten, inwieweit der bisher dargestellte Zusammenhang zwischen
Familienphasen und Arbeitsangebot der Ehefrauen auch dann noch gilt, wenn die
gewiinschte Erwerbsbeteiligung betrachtet wird. Fur die Ermittlung der gewiinschten Er-
werbsbeteiligung erlaubt der Mikrozensus jene Gruppe von Frauen in die Analyse einzube-
ziehen, die jegliche Tatigkeit gegen Entgelt verneinten und gleichzeitig die Frage nach einer
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derzeitigen Erwerbssuche bejahten (Erwerbslose).7 Fur die Zuordnung als erwerbslos ist
allein das Kriterium arbeitssuchend entscheident, nicht aber das Kriterium arbeitslos (im
Sinne einer Registrierung auf dem Arbeitsa@n&.rwerbstétige und Erwerblose bilden
zusammen die Gruppe der Erwerbspersonen, davon zu unterscheiden sind die
Nichterwerbspersonen, die keinerlei auf Erwerb gerichtete Tatigkeit ausiben und suchen.
Die Differenz zwischen Erwerbstatigen- und Erwerbspersonenquote kann somit Auskunft
Uber die tatsachliche und die gewiinschte Erwerbsbeteiligung geben (Abbildung 6).

Abbildung 6: Erwerbstatigen- und Erwerbsquoten verheirateter Miitter
(nach Familienphasen; in Prozent)
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Fir westdeutsche verheiratete Mutter wirde sich der familienphasenabhéngige Verlauf
der Erwerbsbeteiligung, auch unter Beriicksichtigung der gewilinschten Erwerbsbeteili-
gung, nur geringfligig modifizieren. Dagegen weicht die gewiinschte Erwerbsbeteiligung
ostdeutscher verheirateter Miitter von der tatséchlichen Erwerbsbeteiligung deutlich ab. In
der Stabilisierungs- und Konsolidierungsphase wirden fast alle Frauen, wenn es denn
ginge, einer beruflichen Tatigkeit nachgehen. Die Bereitschaft fur eine freiwillige Auf-
gabe bzw. Unterbrechung der eigenen Berufstéatigkeit ist fiir Ostdeutschland spéatestens
dann nicht mehr gegeben, wenn die Kinder das Schulalter erreicht haben. Aber auch in

7 Das Zutreffen des Kriteriums ,Verflugbarkeit fir eine neue Arbeitsstelle* (aktive Schritte der
Arbeitssuche innerhalb der letzten vier Wochen und Mdglichkeit der Arbeitsaufnahme innerhalb von
zwei Wochen) wurde nicht gesondert untersucht.

8 Diejenigen arbeitssuchenden Erwerbslosen, die nicht arbeitslos gemeldet sind, bilden die soge-
nannte aktive Stille Reserve (vgl. Fuchs 1998).
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den davor liegenden Familienphasen ist es nur eine Minderheit der nichtwerbstétigen
Frauen, die keine Arbeit aufzunehmen wiinscht. Die gegebene Erwerbsbeteiligung von
ostdeutschen Frauen wird demnach in allen Familienphasen weit stérker von der Nachfra-
geseite her beeinflu3t als im Vergleich zur Erwerbsbeteiligung westdeutscher Miitter.

Eine solche Betrachtungsweise ist auch fur die Fragestellung von Interesse, inwieweit sich
das bisher gezeigte Beharrungsvermégens dagpél-Erwerbsbeteiligung ostdeutscher
Ehepaare mit Kindern im Transformationsproze3 nur als temporarer ,Sonderweg®
erweisen wird (siehe hierzu: Zukunftskommission der Friedrich-Ebert-Stiftung 1998:
326ff.). Mit Blick auf die Griindungsphase wurde zum einen deutlich, dal® sich die Er-
werbsbeteiligung junger Miitter in West- und Ostdeutschland kaum noch unterscheidet.
Die Differenz zwischen gegebener und gewunschter Erwerbsbeteiligung zeigt zum ande-
ren: Kénnten alle jungen Miitter in dieser Phase ihre Erwerbswiinsche realisieren, lage die
Erwerbstatigenquote in den neuen Landern bei rund 85 Prozent und in den alten L&andern
bei rund 50 Prozent. Das bedeutet aber auch, dal? die Angleichung des Erwerbsverhaltens
junger ostdeutscher Miitter an westdeutsche Muster, wie es die Erwerbstatigenquote
nahelegt, vor allem durch die jetzt gleichen Arbeitsmarktbarrieren ,erzwungen* wird und
nicht den tatséchlichen Erwerbswiinschen ostdeutscher Frauen geschuldet ist.

3. Versorger- und Doppel-Verdiener-Modell

Erwerbskonstellationen von Ehepaaren mit Kindern im Familienphasenzyklus

Fur die Typsierungen wohlfahrtsstaatlicher Regime ist gerade seitens der feministischen
Wohlfahrtsstaatsforschung vorgeschlagen worden, hierzu die Verbreitungidé€ichen
Versorgerehe (,male bread-winner-model“) zu nutzen. ,Mit dem Modell der ‘Versorger-
Ehe’ werden zwei Dimensionen der gesellschaftlichen Integration der Frauen zusammen-
gefalRt: Zum einen der Grad der geschlechtsspezifischen Arbeitsteilung und der Bewer-
tung hauslicher Reproduktionsarbeit und zum anderen die Art der sozialen Absicherung
von Frauen wahrend der Kinderphase* (Bothfeld 1997: 5).

Im internationalen Vergleich gehért Westdeutschland zu der Gruppe der ,strong bread-
winner welfare states* (so bei Fagan/Rubery 1996). Zwar sei das deutsche Versorgermo-
dell nicht mehr mit einer lebenslangen Rolle der Mutter als Hausfrau (wie beispielsweise

in Irland) gleichzusetzen, es impliziert aber die alleinige Betreuung der Kinder seitens der
Mutter zumindest im Vorschulalter und die anschlieRende Integration auf dem Arbeits-

markt vollzieht sich primar Uber Teilzeitarbeit. Das heil3t, die Dominanz des méannlichen

Versorgers wird nicht in Frage gestellt. Diese Form privater Lebensfiihrung wird auch

unter dem Stichwortnodernisiertes Hausfrauenmodell (Zukunftskommission der Fried-
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rich-Ebert-Stiftung 1998: 322) diskutiert, was aber ,nur eine Modifikation des bisherigen
Modells darstellt* (Bertram 1998: 30).

In Tabelle 2 sind die verschiedenen Erwerbskonstellationen von Ehepaaren mit Kindern in
Ost- und Westdeutschland nach Familienphasen, hinsichtlich ihrer Anteilswerte, aufgefiihrt.

Tabelle 2: Erwerbsbeteiligung der Ehepartner in Ehen mit Kindern nach
Familienphasen (Erwerbstatige nach Labour-Force-Konzept; in

Prozent)
Familienphasen:
G A S K U
Alte Lander
beide erwerbstitig 42,2 38,5 51,1 56,0 26,6
davon
- beide Vollzeit 32,9 13,6 12,8 19,7 8,7
- Frau Teilzeit 9,3 24,9 38,3 36,3 17,9
nur Ehemann 47,6 54,4 42,6 34,7 32,0
nur Ehefrau 3,0 2,1 2,4 3,9 9,1
beide nicht 7,2 5,0 3,9 54 32,3
insgesamt 100 100 100 100 100
Neue Lander
beide erwerbstitig 48,9 67,1 75,8 71,3 33,7
davon
- beide \ollzeit 40,2 51,7 54,2 55,3 23,2
- Frau Teilzeit (8,7) 15,4 21,6 16,0 10,5
nur Ehemann 40,2 26,2 16,7 16,9 17,8
nur Ehefrau 3,3) 3,8 4.4 7,1 12,3
beide nicht (7,6) 2,9 3,1 4,7 36,2
insgesamt 100 100 100 100 100

(x): Hochgerechnete Fallzahl liegt unter 5.000.

Die Erwerbstatigenquoten werden unter Einschluf3 auch derjenigen Personen ermittelt, die
in der Berichtswoche (24. bis 30. April) ihre Erwerbstatigkeit nicht ausiben, beispiels-
weise infolge Krankheit oder Urlaub. In der Mehrzahl der Félle hat diese Differenzierung
nur geringen Einflul. Deutliche Unterschiede hinsichtlich der ,tatsachlichen* Erwerbsté-
tigkeit in der Berichtswoche existieren aber gerade bei Mittern mit Kindern im Vor-
schulalter, vor allem hervorgerufen durch die Wahrnehmung des Mutterschafts- und Er-



162 ZUMA-Nachrichten Spezial Band 6: Sozialstrukturanalysen mit dem Mikrozensus

ziehungsurlaube&9 Lag die, wenn man so will, ,nominelle* Erwerbstéatigenquote verhei-
rateter westdeutscher Mitter in de&Friindungsphase bei 45,2 Prozent, waren
Jatséchlich” nur 15,2 Prozent in der Berichtswoche erwerbstatig. Noch etwas geringer
lag die Quote ostdeutscher verheirateter Mitter mit 14,1 Prozent. In der darauffolgenden
Aufbauphase steigt in beiden Landesteilen der Anteil der in der Berichtswoche tatséchlich
erwerbstatigen Mutter an: auf 30,3 Prozent in Westdeutschland, aber auf 64,4 Prozent in
Ostdeutschland. Das heif3t, die Unterbrechung der Erwerbstétigkeit seitens verheirateter
Mautter fallt in Ostdeutschland deutlich kirzer als in Westdeutschland aus.

Legt man die tatséchliche Erwerbsbeteiligung der verheirateten Mitter zugrunde, ergibt
sich fir die ersten beiden Familienphasen folgendes Bild (Tabelle 3).

Tabelle 3: Erwerbsbeteiligung der Ehepartner mit Kindern unter
Beriicksichtigung der ,tatsdchlichen“ Erwerbstétigkeit der
Ehefrauen in der Griindungs- und Aufbauphase (in Prozent)

Grindung Aufbau
Alte Lander Neue Lander Alte Lander Neue Landgr

beide erwerbstiitig 13,3 (14,1) 28,4 60,8
davon

- beide \ollzeit 6,1 (9,8) 6,7 43,3

- Frau Teilzeit 7,2 (4,3) 21,7 17,5

nur Ehemann 76,5 75,0 64,5 32,5

nur Ehefrau (2,3) 0,0 0,2) 3.4

beide nicht 7,9 (10,9) 6,9 3,3
insgesamt 100 100 100 100

(x): Hochgerechnete Fallzahl liegt unter 5.000.

Sieht man von der letzten Familienphase einmal ab, die vor allem durch das altersbe-
dingte Ausscheiden aus dem Erwerbsleben gepragt wird, ist flir Westdeutschland das
Modell der modernisierten Hausfrauenehe bestimmend. Solange sich noch die Kinder im
Vorschulalter befindenGriindungs- und Aufbauphase), stellt die Austbung einer Er-

werbstatigkeit seitens der Frauen (unter Zugrundelegung der tatsachlichen Ausiibung
einer Erwerbstatigkeit in der Berichtswoche; vgl. Tabelle 3) eine Ausnahme dar. In der
Stabilisierungs- und Konsolidierungsphase bilden Doppel-Verdiener-Ehen jeweils die

9 Eine genaue Bestimmung derjenigen Mutter, die sich im Erziehungsurlaub befinden, ist anhand

des Mikrozensus 1995 nicht mdglich. Von den Miittern in(@ewndungsphase, die in der Berichts-

woche nicht erwerbstétig waren, befanden sich 72,6 Prozent der westdeutschen und 88,6 Prozent der
ostdeutschen Frauen im Mutterschaftsurlaub.
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groRte Gruppe. Innerhalb dieser Doppel-Verdiener-Ehen dominieren die Ehepaare, in
denen der Mann vollzeit- und die Frau teilzeitbeschéftigt ist. InSdér/isierungsphase
entfielen drei Viertel aller Doppel-Verdiener-Ehen auf diese Erwerbskonstellation. Begin-
nen die ersten Kinder das Elternhaus zu verlagsemsd/idierungsphase), geht der Anteil

der modernisierten Hausfrauenehen an Doppel-Verdiener-Ehen auf rund 65 Prozent zurlick.

Fur Ehepaare mit Kindern in den neuen Bundesléndern ist festzuhalten, daf3 der Riickzug
aus dem Erwerbsleben oder die Zurlckstellung der Aufnahme einer Erwerbstatigkeit, nur
in der ersten Familienphase das Erwerbsverhalten der verheirateten Mitter bestimmt (vgl.
Tabelle 3). Danach dominiert das Doppel-Verdiener-Modell (mit Ausnahmé/ideri-
entierungsphase). Sind beide Ehepartner erwerbstétig, dann Uben im Uberwiegenden
MalRe beide Partner eine Vollzeittatigkeit aus: dies trifft fir rund 70 Prozent der Doppel-
Verdiener Paare in detufbau- und Stabilisierungsphase zu und in d&onsolidierungs-

phase fur rund 80 Prozent. Aber auch dort, wo der Mann vollzeit- und die Frau teilzeitbe-
schéftigt ist, kann nur (darauf wurde schon hingewiesen) sehr eingeschrénkt von der
JKlassischen* Halbtagsarbeit gesprochen werden. Ebenso ist die Akzeptanz von Teilzeit-
arbeit deutlich geringer.

Man wird abwarten missen, inwieweit es verheirateten Mittern, deren Ehen sich jetzt in
der Griindungsphase befinden, gelingen wird, an ostdeutsche Erwerbsmuster spater wie-
der anzuknipfen. Die andere mégliche Perspektive besteht darin, daf3 die jetzt schon hohe
Ubereinstimmung im Erwerbsverhalten junger Ehefrauen gewissermalen den Ausgangs-
punkt fur die schrittweise Angleichung ostdeutscher Familienbiographien an westdeut-
sche Muster darstellt.

Erwerbskonstellationen von Ehepaaren mit Kindern im
Familienphasenzyklus und Armutsrisiko

Die Diskussion um die wirtschaftlich-soziale Benachteiligung von Ehepaaren mit Kindern
ist in jungster Zeit vor allem anhand der Armut bzw. der Armutsbemessung gefiihrt wor-
den. Bei der Armutsbemessung selbst hat sich weitgehend eine Bestimmung der Armuts-
quote anhand einer 50 Prozent - Grenze eines statistischen (und bedarfsgewichteten)
Mittelwertes der west- bzw. ostdeutschen Einkommensverteilung durchgesetzt. Die Dis-
kussion zielt dabei weniger auf die 50 Prozent - Grenze, sondern auf eine Gleichsetzung
dieses Verteilungsmales miitzialer Armut. Hauser/Neumann definieren soziale Armut

als einen Mangel an Mitteln zur Sicherung ,degensbedarfs auf dem historisch gelten-

den, sozialen und kulturellen, typischen Standard einer jeweiligen Gesellschaft* (Hau-
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ser/Neumann 1992: 246); wobei das Unterschreiten dieses Standards an der 50 Prozent
Grenze festgemacht wird (relative Ei nkommensarmut).1 0

Nicht zuletzt werden Umfang und Struktur der Armutspopulation von der Wahl der Aqui-
valenzziffernskala ,vorgegeben®. Die relativ niedrige Gewichtung von Kindern in der
sogenannten ,alteren“ OECD-Skala (vgl. OECD 1982), beispielsweise im Vergleich zur
BSHG-Skala (vgl. Eggen im vorliegenden Ba1ri'd})edin9t gravierende Abweichungen
hinsichtlich der Altersstruktur der Armutspopulation (vgl. Kaiser 1997). Eine vom Le-
bensalter der Kinder unabhangige Gewichtung kann auch dazu fuhren, dal3 der mit zu-
nehmenden Alter anwachsende Einkommens“bedarf‘ in seiner Konsequenz fur die wirt-
schaftlich-soziale Lage von Ehepaaren mit Kindern unterschétzt wird (vgl. Klein 1991).
Auch die Verwendung getrennter Armutssschwellen fir West- und Ostdeutschland kann
als problematisch angesehen werden. Die Verwendung einer gemeinsamen Armuts-
schwelle wirde die Armutsbetroffenheit in Westdeutschland sinken und in
Ostdeutschland steigen lassen.

Insgesamt betrug die Armutsquote fir Ehepaare mit Kindern in Westdeutschland 8,2
Prozent (ohne Kinder: 5,6 Prozent) und in den neuen Landern 5,4 Prozent (ohne Kinder:
1,9 Prozentj'.2

Tabelle 4 zeigt die Armutsquoten in den einzelnen Familienphasen in Abhangigkeit von der
Erwerbsbeteiligung der Ehepartﬂér.Bei der Bewertung der Armutsquoten in den ersten
beiden Familienphasen gilt es zu berticksichtigen, da der ausgewiesene Erwerbsstatus der
Ehefrauen nicht mit der tatséchlichen Ausiibung einer Erwerbstatigkeit (infolge der

10 Sicher spricht der Umstand, daf3 das Ressourcenkonzept (wisds Armut zugrunde liegt)

mittels der relativen Einkommensarmut nur unzureichend abgebildet werden kann, fiir eine eher
vorsichtige Interpretation der 50 Prozent - Grenze Alautsschwelle. Bei einer Ersetzung des
Begriffes Armut durch Niedrigeinkommen (vgl. Eggen im vorliegenden Band) ist meines Erachtens
aber zu bedenken, dal3 die sicher zu Recht vorgebrachten methodisch-methodologischen Einwénde
gegen relative Einkommensarmut (vgl. Kramer 1997) auch fiir die Bestimmung von Niedrig-
einkommen und Niedrigeinkommensschwellen gelten. Auferdem haben die Untersuchungen von
Hibinger (1996) gzeigt, dal den (in einer mehrfaktiorellen Analyse) Einkommen ein herausragen-
der Einflu? fur die Differenzierung von Lebenslagen zukommt.

11 Die Beriicksichtigung der Wohnungskostendegression in der Sozialhilfeskala fiihrt aber zu
Resultaten, die der Gewichtung laut alterer OECD-Skala sehr nahe kommen (vgl. Faik 1997).

12 Unterschiede zu den entsprechen Quoten bei Eggen sind, neben der Verwendung unterschiedli-
cher Aquivalenzziffernskalen, vor allem auf die hier erfolgte Eingrenzung der Untersuchungspopula-
tion zuriickzufthren

13 Die Art und Weise der Erhebung von Einkommensdaten im Mikrozensus wirft eine Reihe von
Problemen auf (vgl. Hoffmeyer-Zlotnik/Warner 1998; Schimpl-Neimanns 1998), die die Ermittlung
von Armutsquoten ebenfalls tangieren.



Dathe: Familienlebenszyklus und Erwerbsbeteiligung der Ehepartner ... 165

Wahrnehmung etwa des Mutterschaftsurlaubes bzw. des Erziehunggahres) zusammenfallen

muf3. Trotzdem kann die Aussage getroffen werden, daf allein das Doppel-Verdiener-Modell
sich als im starken MaRewrmutsresistent erweist. Deutlich héher liegt in allen
Familienphasen die Armutsbetroffenheit der ménnlichen Versorgerehe, insbesondere wenn
mehr als ein Kind im Familienhaushalt lebt. Noch groRer ist die Armutsbetroffenheit in
Familienhaushalten, in denen die Ehepartnerin allein erwerbstatig ist, bedingt durch die
geringere Hohe der Einkommen aus Erwerbstatigkeit von Frauen. Die deutliche Abnahme
der Armutsquote ab deKonsolidierungsphase resultiert aus der Bedeutungszunahme
(méannlicher) Rentenbeziige fur den Lebensunterhalt der betreffenden Familienhaushalte.

Im Vergleich zwischen alten und neuen Landern fallt auf, da® der Anteil der ostdeutschen
Versorgerehen, denen nur ein Einkommen unterhalb der Armutsschwelle zur Verfiigung
steht, gegentuiber westdeutschen Ehepaaren (iftaelisierungsphase deutlich) niedriger

liegt.

Diese Differenz resultiert aus der Tatsache, daf ein deutlich gréRerer Anteil ostdeutscher
Ehefrauen auch in (ménnlichen) Versorgerehen Lohnersatzleistungen beziehen bzw. Ren-
tenanspriche erworben haben (Tabelle 5).

Fur Gber 90 Prozent der verheirateten Mitter in Westdeutschland, die in Versorgerehen
leben, stellt der ,Unterhalt durch Eltern, Ehegatten und andere Angehdrige* die Haupt-
quelle des Lebensunterhaltes dar. In der Mehrzahl der Féalle dirfte dies bedeuten, da’ das
Erwerbseinkommen des Ehemannes gleichzeitigFdasiieneinkommen ist. Im deutli-

chen Unterschied dazu, haben verheiratete Mitter in ostdeutschen Versorgerehen in weit
stéarkerem Mal3e Einkommensanspriiche aus einer friiheren Erwerbstétigkeit erworben.

Insgesamt verweist die unterschiedliche Armutsbetroffenheit von Ehepaaren mit Kindern
in beiden Landesteilen auf die groBe Bedeutung (derzeitiger bzw. zuriickliegender) weib-
licher Erwerbstatigkeit seitens der Frauen fir die Wohlfahrtslage der hier betrachteten
Familienhaushalte. Dies wird nicht zuletzt im Vergleich der Situation in der letzten Fami-
lienphase deutlich (siehe Tabelle 4). Fast jede zweite westdeutsche Ehefrau verfiigte in
dieser Phase uber kein ,eigenes* Erwerbs- oder Transfereinkommen, was in Ostdeutsch-
land auf lediglich 5,5 Prozent der Frauen zutraf.
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Tabelle 4: Armutsquoten* von Ehepaaren mit Kindern (Anteil der
betroffenen Ehepaare in Prozent), nach Familienphasen und
Erwerbskonstellationen (Labour-Force-Konzept; in Prozent)

Familienphasen:
Alte Lander G A S K U
beide erwerbstiitig 1,9 1,2 2,9 0,5 0,3
davon
- beide Vollzeit 0,6 1,6 0,6 0,1 0,0
- Frau Teilzeit 5,6 0,6 3,2 0,7 0,2
nur Ehemann 9,6 14,5 18,7 4.8 2,1
nur Ehefrau 36,7 35,7 31,7 10,7 4.6
beide nicht 80,0 83,8 81,1 38,2 10,9
insgesamt 11,0 13,1 13,2 4,3 4,8
Neue Lander G A S K U
beide erwerbstiitig 7,9 3,2 2,2 1,1 0,0
davon
- beide Vollzeit 6,7 3,0 1,4 0,6 0,0
- Frau Teilzeit - 3,8 3,5 2,9 0,0
nur Ehemann 8,1 13,9 11,9 50 0,0
nur Ehefrau - 24,7 23,6 5,6 0,0
beide nicht - - 59,9 26,1 2,5
insgesamt 8,0 8,0 6,4 3,2 0,4

(-) Diehochgerechnete Fallzahl liegt unter 5.000.

*) 50 Prozent-Grenze (West: 964 DM/Ost: 758 DM) des durchschnittlichen Nettoaquivalenzein-
kommens aller Privathaushalte (Median). Gewichtung: Bezugsperson 1,0; Haushaltsmitglieder unter
15 Jahre 0,5; ab 15 Jahre 0,7.

Wahrend in den neuen Bundeslandern Armut in dieser Phase fast verschwunden ist, be-
findet sich mehr als jeder zehnte westdeutsche Haushalt ohne erwerbstétige Ehepartner in
einer wirtschaftlich schwierigen Lebenssituation. Damit korrespondiert, da fir drei
Viertel der Ehefrauen in diesen Haushalten, der ,Unterhalt durch Eltern, Ehegatten und
andere Angehorige” die wichtigste Quelle ihres Lebensunterhaltes darstellte (Ost-
deutschland: 7 Prozent). Umgekehrt stellen Renten nur fur jede flinfte westdeutsche Ehe-
frau in diesen Haushalten, die wichtigste Quelle des Lebensunterhaltes dar (Ostdeutsch-
land: 62 Prozent).



Dathe: Familienlebenszyklus und Erwerbsbeteiligung der Ehepartner ... 167

Tabelle 5: Quellen des iiberwiegenden Lebensunterhaltes von
verheirateten Miittern in (mannlichen) Versorgerehen (nach
Familienphasen; in Prozent)

Familienphasen:
Alte Lander G A S K U
Uberwiegender
Lebensunterhalt
Alg/Ahi 1,3 2,0 2,1 3,4 3.4
Rente (0,2) 0,2 0,5 1,5 4,3
Sozialhilfe (0,6) 0,4 (0,2) 0,2 0,0
Unterhalt* 97,9 97,4 97,3 94,9 92,3
insgesamt 100 100 100 100 100
Neue Lander G A S K U
Uberwiegender
Lebensunterhalt
Alg/Ahi (24,3) 46,5 65,8 61,6 40,5
Rente 0,0 (0,9) 3,1) 9,4 27,6
Sozialhilfe 2,7) (0,5) (0,3) 0,2) 0,0
Unterhalt! (73,0) 52,1 30,8 28,8 31,9
insgesamt 100 100 100 100 100

(-) Diehochgerechnete Fallzahl liegt unter 5.000.
1) Unterhalt durch Eltern, Ehegatten und andere Angehérige (einschlielich sonstige Unterstiitzungen).

Die Entwicklung der Armutsbetroffenheit im Verlauf der Familienbiographie macht letzt-

lich auch deutlich, und hier insbesondere in Westdeutschland, dalR die Armutsbetroffen-

heit erst dann in einem nennenswerten Umfang sinkt, wenn die ersten Kinder beginnen,

den Elternhaushalt zu verlassen. Diese Tendenz kann durchaus auch als ein Indikator fur
die Wirksamkeit staatlicher familialer Unterstiitzungsleistungen gewertet werden.

4. SchluBbemerkung

Eine familienphasenbezogene Betrachtung von Ehepaaren mit Kindern macht die diffe-
renzierte Situation, in Abhangigkeit von der Erwerbsbeteiligung der Frauen und dem
Alter der Kinder, innerhalb dieses Familientyps sichtbar. Es wurde deutlich, da das
Familienphasenmodell vor allem auf dem Erwerbsverhalten der Ehepartnerinnen ,be-
ruht”. Die Erwerbsbeteiligung der mannlichen Ehepartner ist dagegen kaum Schwankun-
gen unterworfen, bis auf das altersbedingte Ausscheiden in der letzten Familienphase.
Letzteres gilt gleichermaRen fur West- wie fur Ostdeutschland. Gerade westdeutsche
Familienbiographien scheinen stérker auf der traditionellen geschlechtspezifischen Ar-
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beitsteilung zu basieren, in der das weibliche Arbeitsangebot vor allem vom altersbe-
dingten Betreuungsaufwand der im Haushalt lebenden Kinder bestimmt wird.

In diesem Punkt wird auch der gravierendste Unterschied zu den neuen Bundeslandern
deutlich. Dieser Unterschied ist zwar in d@rindungsphase schon weitgehend ver-
schwunden, dem liegt aber mehr die Arbeitsmarktsituation als ein gewandeltes Arbeitsan-
gebotsverhalten zugrunde. Eine Ursache fiir die hdhere Erwerbsbeteiligung von ostdeut-
schen verheirateten Muttern ist sicher in der immer noch vorhandenen Diskrepanz hin-
sichtlich der Einkommen der verheirateten Véater zwischen Ost- und Westdeutschland zu
suchen: das individuelle Nettoeinkommen (Median) verheirateter Vater in Ostdeutschland
erreicht nur rd. zwei Drittel des entsprechenden westdeutschen Niveaus.

Dartber hinaus kann aber auch davon ausgegangen werden, dal® die nach wie vor gegebe-
nen Einstellungsunterschiede zwischen west- und ostdeutschen Frauen eine Rolle spielen,
wie bezlglich der Vereinbarkeit von Berufstétigkeit und Mutterschaft, eigener Berufsta-
tigkeit und beruflicher Karriere des Ehepartners sowie der Akzeptanz des Mannes als
alleinigen Familien“erndhrer” (siehe hierzu: Statistisches Bundesamt 1997: 452ff.). Diese
Diskrepanz in den Einstellungen ist zum einen aber nicht uneingeschrankt als eine Infra-
gestellung (Stichwort: Doppelbelastung) der traditionellen geschlechtsspezifischen Ar-
beitsteilung in Ostdeutschland zu werten. Zum anderen folgt die ,,Akzeptanz* des Ernéh-
rermodells oft nicht aus einer rationalen Nutzensabwagung, sondern ist vielmehr Aus-
druck mangelnder Alternativen.

Die ,Brlchigkeit* des (méannlichen) Erndhrermodells wird nicht zuletzt daran sichtbar,
dal3 dieses mit einem Uberdurchschnittlichen Verarmungsrisiko einhergeht bzw., wie es
gerade Ostdeutschland beweist, die ,zusétzliche* Erwerbstatigkeit der Ehefrau, die wirk-
samste Barriere gegen Prekarisierungstendenzen darstellt: ,stellt das Modell der Zweiver-
dienerfamilie die 6konomisch sicherste Basis fiir die zukiinftige familiale Entwickung
dar” (Bertram 1998: 34).

Unter der PrAmisse, dal? die Alternative (gerade unter dem Aspekt der mit dem Vorhan-

densein von Kindern veranderten Zeitbedurfnisse) nicht in einer Verallgemeinerung der

sogenannten Normalarbeitsverhéltnisse bestehen kann, sind notwendigerweise institutio-
nelle Arrangements zu begriinden, die die Ubergénge (von Mannern und Frauen) zwi-

schen variablen Beschaftigungsverhéltnissen auf Dauer anlegen, regeln und begtinstigen
(vgl. Bertram 1997; Schmid 1998).
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EINKOMMENSLAGEN UND WIRTSCHAFTLICH
SCHWIERIGE SITUATIONEN VON EHEPAAREN
OHNE KINDER UND MIT KINDERN IN OST-
UND WESTDEUTSCHLAND

BERND EGGEN

Wer Kinder erzieht, hat nicht nur zusatzliche Kosten, sondern auch seine Einkom-
mensmadglichkeiten sind in der Regel eingeschrankt. Mit der Folge, da? Haushalte
mit Kindern teilweise Uber deutlich weniger Einkommen verfiigen als Haushalte ohne
Kinder. Der vorliegende Beitrag belegt diese Einkommensungleichheiten anhand der Pro-
Kopf-Einkommen von kinderlosen Ehepaaren und Ehepaaren mit Kindern. Dabei zeigt
sich, daR die Einkommensunterschiede zwischen Ehepaaren ohne und mit Kindern nicht
in den jungen Ehejahren, sondern in spéteren Ehejahren am grof3ten sind. Verglichen mit
dem durchschnittlichen Pro-Kopf-Einkommen aller Privathaushalte ("relative Wohl-
standsposition”) haben kinderlose Ehepaare ein Gberdurchschnittlich hohes Einkommen
und Familien besonders mit minderjahrigen Kindern ein unterdurchschnittliches Ein-
kommen. Dariiber hinaus sind Ehepaare mit Kindern einem doppelt so hohen Risiko
ausgesetzt, in wirtschaftlich schwierige Verhaltnisse zu geraten, wie kinderlose Ehepaare.

he bringing up of children costs money but also reduces possibilities of achieving

income. Therefore households with children have in some cases distinctly less
income than households with no children. This social inequalities of income are shown by
comparing income per capita of married couples with no children and married couples
with children, separate calculated for East Germany and West Germany 1994. It will be
shown inqualities of income don’each the largest distances betweenng childless
married couples and young parents but in later years of marriage. Compared with the
average per capita of all private households (,relative welfare position“) average income
of married couples with no kids is above average and average income of married couple
especially with kids under 18 years is below average. Beyond it the risk of getting in bad
financial situation is double high for married couple with children than for married
couples with no children.
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1. Einleitung

Die Bedeutung, die der 6konomischen Lage von Familien beigemessen wird, ist hoch. Sie
widerspricht aber weitgehend den tatsachlich vorfindbaren 6konomischen Verhéltnissen,
in denen Familien im Vergleich zu kinderlosen Haushalten leben. Mit der Erziehung von
Kindern gehen 6konomische Ungleichheiten und ein erhéhtes Risiko fur finanzielle Pro-
bleme in Familien einher. Auf vier Fragen gilt es hier besonders einzugehen: 1.) Welche
Einkommensungleichheiten bestehen zwischen kinderlosen Ehepaaren und Ehepaaren mit
Kindern? 2.) Ob und in welchem AusmaRe verandern sich diese Ungleichheiten im Laufe
der Familienentwicklung? Sind die Unterschiede besonders grof3 zwischen jungen Ehen
ohne Kinder und jungen Ehen mit Kindern, oder verstarken sich die Unterschiede gar
noch in spateren Jahren? 3.) Welche Stellung nehmen die beiden Lebensformen im Ein-
kommensgeflige aller Privathaushalte ein? Also welche relativen Wohlstandspositionen
kénnen beobachtet werden? 4.) Wie viele Ehepaare ohne Kinder und Ehepaare mit Kin-
dern befinden sich in wirtschaftlich schwierigen Laden?

Der Beitrag wird keine Aussagen Uber die gesamte wirtschaftliche Situation von Familien
und uber Armut treffen. Denn als Datengrundlage dient der Mikrozensus 1994, der als
Mehrzweckstichprobe zu diesem Thema keine ausreichenden Daten liefert. Die folgenden
Ergebnisse stitzen sich aufen Aspekt der 6konomischen Lage von verschieden struk-
turierten Haushalten, und zwar auf deren Einkommenslage. Zweifellos ist das verflighare
Einkommen ein wesentlicher Indikator fiir die Beurteilung der wirtschaftlichen Lage von
Haushalten, und diese wiederum ist ein wichtiger Aspekt, um Haushalte algzeithb

nen zu kénnen. Die Analyse beriicksichtigt aber keine weiteren 6konomischen Indikato-
ren, die nétig waren, um eine wirtschaftliche Situation angemessen zu beschreiben, wie
beispielsweise, die Art der Einkommensquellen, die Art der Einkommensverwendung
sowie Art und Umfang der Vermdgensbildung und -auflésung. AuBerdem gehdrt zur
Armut mehr als nur eine spezifische wirtschaftliche Situation. Aufgrund der sachlichen,
zeitlichen und sozialen Multidimensionalitat heutiger Lebensverhaltnisse bedarf es zur
Bestimmung von Armut weiterer Indikatoren, welche die vorliegende Untersuchung kaum
oder gar nicht beriicksichtigt. Hierzu gehéren andere stratifikatorische Merkmale wie
beispielsweise Bildung und Positionen im Erwerbsleben oder auch segmentére Dispa-
ritdten entlang von Gesundheit, Wohnen, Kohorten, sozialen Netzwerken und Regionen.
Neben diesen sachlichen Aspekten bedarf es Informationen Uber die Verzeitlichung von
Lebenslagen und Uber Zeitverwendungspréaferenzen von Individuen und Familien etwa

1 Die hier vorgestellten Ergebnisse stellen Eckzahlen einer Untersuchung Uber Privathaushalte mit
Niedrigeinkommen dar, siehe Eggen, 1998.
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hinsichtlich der Vereinbarkeit von Beruf und Familie. Dariiber hinaus benétigt eine Ana-
lyse der Armut Informationen Uber Selbsteinschatzungen als Ausdruck von Lebensquali-
tét und Zufriedenheit mit der jeweiligen Lebenslage und -phase.

Ubersicht 1: Abgrenzungskriterien von Familienphasen fiir Ehepaare ohne
Kinder und fiir Ehepaare mit Kindern

Familienphasen Abgrenzungskriterien fir Ehepaare
Ohne Kinder mit Kindern
Griindungsphase Ehedauer unter 3 Jahren | Ehedauer unter 3 Jahren
und Alter der Ehefrau unter und &ltestes Kind unter 3
35 Jahren Jahren
Aufbauphase Ehedauer von 3 bis unter| Ehedauer von 3 bis unter

10 Jahren und Alter der 10 Jahren und altestes Kind
Ehefrau unter 40 Jahren unter 10 Jahren
Stabilisierungsphase Ehedauer von 10 bis unter Ehedauer von 10 bis unter
18 Jahren und Alter der 18 Jahren und altestes Kinpd
Ehefrau unter 50 Jahren von 3 bis unter 18 Jahren
Konsolidierte Phase Ehedauer von 18 bis unter Ehedauer von 18 bis unter
28 Jahren und Alter der 28 Jahren und jingstes
Ehefrau unter 55 Jahren Kind 6 Jahre und alter
Umorientierungsphase Ehedauer von 28 Jahren | Ehedauer von 28 Jahren

und mehr und Alter der und mehr und jingstes
Ehefrau unter 65 Jahren Kind 15 Jahre und &lter
Altere Ehepaare Ehefrau 65 Jahre und alter =~ -------mmmmmoomeeeen

Familienwissenschaftliche Forschungsstelle im Statistischen Landesamt Baden-Wirttemberg.

2. Familienphasen

Bel der Betrachtung der Einkommenslage von Ehepaaren mit und ohne Kinder ist zu
beachten, daf3 im Laufe eines Familienzyklus Familienkonstellationen, familiale Aufgaben
sowie wirtschaftliche Situationen sich veréndern: Es werden Kinder geboren, und die
HaushaltsgréRe nimmt zu. In einem gewissen Alter verlassen die Kinder das Elternhaus,
und der Haushalt wird kleiner. Die Bedurfnisse der Kinder nehmen mit ihrem Alter zu -
und damit die Kosten, die dem Haushalt entstehen. Gleichzeitig nimmt jedoch der Erzie-
hungs- und Betreuungsaufwand ab, die Kinder werden selbsténdiger. So kdnnen womdg-
lich beide Elternteile von &lteren Schulkindern eine Erwerbstétigkeit ausiiben, wahrend
bei Familien mit kleineren Kindern vergleichsweise oft auf nur ein Erwerbseinkommen
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zurlickgegriffen werden karfaUm diesen phasenspezifischen Unterschieden Rechnung
zu tragen, werden Familien bei der vorliegenden Analyse zeitlich differenziert betrachtet
(Ubersicht 1). Die Familienphasen lassen sich bei Ehepaaren mit Kindern nach Ehedauer
und Alter der Kinder abgrenzen, korrespondierende Phasen bei Ehepaaren ohne Kinder
nach Ehedauer sowie Alter der Ehefrau. In die so gebildeten Phasen laRt sich die
Mehrzahl der Ehepaare mit und ohne Kinder (ca.75 Prozent) einordnen.

3. Durchschnittliches monatliches Nettoeinkommen3

Die Privathaushalte irfiiiheren Bundesgebiet verfugten 1994 durchschnittlich Gber ein
monatliches Nettoeinkommen von rund 3 000 DM (Tabelle 1); bei Ehepaaren ohne Kin-
der betrug es durchschnittlich 3 444 DM. Die Einkommenslage der Ehepaare ohne Kinder
ist jedoch phasenspezifisch sehr unterschiedlithden ersten vier Phasen lag das Ein-
kommen zum Teil deutlich Gber 4000 DM. Der durchschnittliche Einkommensriickgang

2 Der Mikrozensus erlaubt, die Familien nach Zahl der Einkommensbezieher zu differenzieren.

Siehe hierzu die ausfiihrlichen Ergebnisse in Eggen, 1998, S. 181 - 186.

3 Zum Nettoeinkommen zahlen alle Einkommensarten der Familienmitglieder ohne Lohnsteuer,
Kirchensteuer, Sozialversicherungsbeitrage u. & Zu den wichtigsten Einkommensarten gehdren:
Lohn oder Gehalt, Gratifikationen, Unternehmereinkommen, Arbeitslosengeld/-hilfe, Sozialhilfe,
Rente, Pension, Kindergeld, Wohngeld, Erziehungsgeld, eigenes Vermdgen, Einkommen aus
Verpachtung und Vermietung, Zinsen, Altenteil, BAf6G, Stipendien, Alimentationszahlungen,
private Unterstiitzungen, Sachbeziige, aulRerdem Zuschiisse zum vermogenswirksamen Sparen,
Vorschiisse und ggf. der vom Arbeitgeber getragene Anteil einer Werkswohnungsmiete u.a.

4 Wenngleich dieser Beitrag nicht ausfiihrlich auf die Theorie und Methode des Familienpha-
senkonzeptes eingehen kann, soll dennoch an dieser Stelle ein methodischer Sachverhalt kurz her-
ausgegriffen werden. Die Anwendung des Konzeptes auf die Daten des Mikrozensus stoRt auf
Schwierigkeiten. Beim Mikrozensus liegen keine Langsschnittdaten, sondern nur Querschnittdaten
vor. Ehepaare ohne Kinder in der konsolidierten Phase oder in der Umorientierungsphase kénnen
zeitlebens kinderlose Ehepaare sein oder auch Ehepaare, deren Kinder bereits den Elternhaushalt
verlassen haben. Es kann hier nicht mit Sicherheit Uberpruft werden, inwieweit der Rickgang der
(gewichteten Pro-Kopf-)Einkommen bei kinderlosen Ehepaaren ab der konsolidierten Phase durch
diese methodische Beschrankung verursacht wird. Dennoch scheint die Uberlegung plausibel zu
sein, daf3 die (Pro-Kopf-)Einkommen zeitlebens kinderloser Ehepaare in den letztennpaasis

deutlich Gber den hier ausgewiesenen Einkommen liegen durften, wahrend die Einkommen von
Ehepaaren, deren Kinder bereits das Elternhaus verlassen haben, nach unten zu korrigieren waren.
Wie sich die Entscheidung fur Kinder auf die lebenslange Entwicklung der Einkommen auswirkt,
kann deshalb mit den zugrundeliegenden Daten nicht mit Sicherheit beantwortet werden. Um diese
Frage befriedigend klaren zu kdnnen, wiirde eine zusétzliche Frage im Mikrozensus nach den jemals
geborenen Kindern genligen. Diese methodische Einschrankung gilt es bei der Interpretation auch
der folgenden Ergebnisse immer wieder zu berlcksichtigen. Eine ausfiihrliche theoretische,
methodische und empirische Begriindung des Konzepts der Rphaléen findet sich in: Hilzenbe-
cher/Schwartz/ Stutzer, 1990 sowie Wingen/Schwartz/Stutzer, 1992.
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ab der konsolidierten Phase durfte vor allem dadurch bedingt sein, dal3 ein Ehepartner -
wohl zumeist die Ehefrau - die Erwerbstatigkeit zunehmend einschrénkt. Bereits in der
Umorientierungsphase ist mit einem deutlich héheren Anteil von Ehepaaren zu rechnen,
bei denen beide Ehegatten nicht mehr erwerbstétig sind. Das durchschnittliche Nettoein-
kommen der Ehepaare mit Kindern lag bei 4 313 DM und damit um rund 900 DM uber
dem der Ehepaare ohne Kinder. Die phasenspezifische Einkommensverteilung zeigt aller-
dings erhebliche Abweichungen. Das Einkommen war in der Grindungs- und Aufbau-
phase mit weniger als 4 000 DM am niedrigsten und stieg bis zur konsolidierten Phase auf
Uber 5 000 DM an. Wie erst die phasenspezifische Betrachtung offenlegt, hatten Familien
mit Kindern nicht in allen Phasen ein hdheres Nettoeinkommen als kinderlose Paare.
Ehepaare mit Kindern verflgten in den ersten drei Familienphasen lber weniger Ein-
kommen als kinderlose Ehegatten. Besonders grof3 war der Unterschied mit bis zu
1 100 DM in der Griindungs- und Aufbauphase, also in Phasen, in denen der Betreuungs-
aufwand fur die Eltern besonders hoch ist und die Einkommensmadglichkeiten, aber auch
die Ausstattung etwa mit Wohnraum und Gebrauchsgegenstédnden noch vergleichsweise
gering sind. Etwas kleiner war dagegen die Abweichung mit 800 DM in der Stabilisie-
rungsphase. Ab der konsolidierten Phase wiesen Ehepaare mit Kindern ein héheres Ein-
kommen auf als kinderlose Ehepaare.

In denneuen Léndern einschlieBlichBerlin-Ost waren 1994 die monatlichen Nettoein-
kommen durchweg niedriger. Sie betrugen teilweise weniger als 80 Prozent der Nettoein-
kommen im friiheren Bundesgebiet. Das Einkommen aller Privathaushalte belief sich im
Mittel auf rund 2 500 DM, das der Ehepaare ohne Kinder auf 2 666 DM. Ahnlich wie im
friheren Bundesgebiet konnten allerdings die kinderlosen Ehegatten in den ersten vier
Phasen auf deutlich mehr Einkommen zurlickgreifen als durchschnittlich alle Ehepaare
ohne Kinder. Erst in der Umorientierungsphase und bei den &lteren Ehepaaren lag das
Einkommen sichtbar unter 3 000 DM. Ehepaare mit Kindern erzielten im Durchschnitt
3 744 DM und somit ein um rund 1 000 DM hoheres Familiennettoeinkommen als kin-
derlose Ehepaare. Die phasenspezifischen Unterschiede &hnelten dabei denen im friiheren
Bundesgebiet. Auf einem insgesamt tieferen Einkommensniveau war das Einkommen der
Familien in der Grindungsphase am niedrigsten und stieg erst im Laufe der spéateren
Phasen bis auf tiber 4 000 DM. Das Einkommensgefélle zwischen kinderlosen Ehepaaren
und Ehepaaren mit Kindern in den ersten drei Phasen scheint in Ostdeutschland bei wei-
tem nicht so steil zu sein wie in Westdeutschland. Zwar war auch in der Grindungsphase
das monatliche Einkommen von Ehepaaren mit Kindern um 600 DM niedriger als bei
kinderlosen Ehepaaren, aber bereits in der Aufbauphase glichen sich die Einkommen an,
und ab der Stabilisierungsphase lag das Einkommen der Ehepaare mit Kindern sichtbar
Uber dem der Ehepaare ohne Kinder.
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Tabelle 1: Durchschnittliches monatliches Haushalts- und

Familiennettoeinkommen (Median) in DM

Haushalte und Familien Fruheres Neue Lander und
Bundesgebiet Berlin-Ost
Privathaushalte 3.015 2.504
darunter
Ehepaare ohne Kinder¥) 3.444 2.666
darunter in Familienphasen
Grundungsphase 4.279 3.347
Aufbauphase 4.641 3.325
Stabilisierungsphase 4.791 3.160
Konsolidierte Phase 4.435 3.278
Umorientierungsphase 3.259 2.664
Altere Ehepaare 2.912 2.464
Ehepaare mit Kindern*) 4.313 3.744
darunter in Familienphasen
Grundungsphase 3.277 2.750
Aufbauphase 3.576 3.323
Stabilisierungsphase 4.082 3.656
Konsolidierte Phase 5.227 4.278
Umorientierungsphase 5.061 4.090

*) Ehepaare ohne und mit Kindern im engeren Sinne ohne weitere verwandte und nichtverwandte

Personen im Haushalt.

Quelle: Mikrozensus 1994; STATIS-BUND. Familienwissenschaftliche Forschungsstelle im Statisti-

schen Landesamt Baden-Wirttemberg.

4. Aquivalenzeinkommen

Das monatliche Nettoeinkommen ist nur bedingt geeignet, Haushalte und Familien mit
verschiedenen Strukturen zu vergleichen. Erst das Aquivalenzeinkommen als bedarfsge-
wichtetes Pro-Kopf-Einkommen beriicksichtigt die unterschiedliche Struktur der Haushalte,
also Anzahl und Alter der Haushaltsmitglieder sowie deren unterschiedlichen Bedarf (Ta-
belle 2)5 Im fitiheren Bundesgebiet hatten Ehepaare ohne Kinder im Schnitt ein deutlich

5 Die Anlehnung der Aquivalenzskala an den Regelsatzproportionen der Sozialhilfe gilt als pro-
blematisch. Kritisiert werden die hohen Bedarfsgewichte, die Vernachlassigung der Unterkunfts-
kosten sowie die Generalisierung der Verbrauchsgewohnheiten unterer Einkommensgruppen. Die
Anwendung der Regelsatzproportionen scheint dennoch angebracht zu sein, und zwar wegen erstens
der Vergleichbarkeit mit bisherigen Studien, zweitens der Wohlstandsgleichheit, die mif3achtet
werden wirde, wenn beispielsweise bei Berticksichtigung von Unterkunftskosten konzeptionell
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héheres nach dem Bedarf der Haushaltsmitglieder gewichtetes durchschnittliches monatli-
ches Pro-Kopf-Einkommen als Ehepaare mit Kindern. Auf jeden kinderlosen Ehegatten
kamen rund 1 900 DM. Demgegeniiber hatte jedes Mitglied einer Familie mit Kindern
monatlich rund 400 DM weniger zur Verfiigung. Bei Ehepaaren ohne Kinder stieg das Pro-
Kopf-Einkommen von der Grundungs- bis zur Stabilisierungsphase um 12 Prozent. Im
Gegensatz dazu blieb das Pro-Kopf-Einkommen bei Ehepaaren mit Kindern in dieser Zeit-
spanne nahezu konstant. In der Stabilisierungsphase gilt die Familienerweiterung weitgehend
als abgeschlossen. Der weitaus Uberwiegende Teil der Familien hat seine endgultige
Familiengrof3e erreicht, auch wenn in dieser Phase noch vereinzelt dritte und weitere Kinder
geboren werden kdnnen. Gleichzeitig durften in dieser Familienphase die Kinder das El-
ternhaus noch nicht verlassen haben, weshalb hier mit den im Durchschnitt héchsten Kin-
derzahlen zu rechnen ist. Ebenso ist die 6konomische Absicherung der Familie im allgemei-
nen vorangeschritten. Einerseits ist der alleinverdienende Elternteil in seiner Erwerbskarriere
fortgeschritten, und andererseits dirften nicht wenige Frauen zumindest als Teil-
zeitbeschaftigte wieder in das Erwerbsleben zuriickgekehrt sein. Gleichwohl zeigt die pha-
senspezifische Entwicklung der Pro-Kopf-Einkommen der Ehepaare mit Kindern, daf3 die
grundsétzlich steigenden Einnahmen nicht mit dem wachsenden Bedarf der Familien stand-
halten.

In der Grundungsphase verfiigten kinderlose Ehegatten tber fast 1 000 DM mehr pro
Kopf im Monat als Eltern und ihre Kinder. Diese Einkommensungleichheit wuchs bis auf

1 300 DM in der Stabilisierungsphase an. In dieser Phase ist das Pro-Kopf-Einkommen
von Ehepaaren ohne Kinder nahezu doppelt so hoch wie das von Ehepaaren mit Kindern.
Die Einkommensungleichheit zwischen Paaren ohne Kinder und Paaren mit Kindern ist
demnach nicht in den jungen Ehejahren am grof3ten, sondern erst in spéteren Ehejahren.
Erst wenn die Kinder in der Umorientierungsphase das Elternhaus verlassen, ndhern sich
die Einkommen wieder an. Die alteren Ehepaare verfugten mit 1 618 DM uber das nied-
rigste Pro-Kopf-Einkommen.

Wie zu erwarten, war das durchschnittliche Pro-Kopf-Einkommen imelem Lcindern
durchweg niedriger als im friheren Bundesgebiet. Es betrug je nach Haushalt und Fami-
lientyp 75 Prozent (Privathaushalte) bis 88 Prozent (Ehepaare mit Kindern) des
jeweiligen westdeutschen Pro-Kopf-Einkommens. Auch im Osten kamen kinderlose
Ehepaare auf ein héheres Pro-Kopf-Einkommen als Ehepaare mit Kindern. Das Pro-
Kopf-Einkommen der kinderlosen Ehepaare betrug durchschnittlich 1 500 DM und war
damit um fast 200 DM hdher als das von Ehepaaren mit Kindern. Allerdings lagen im

keine Annahmen zum angemessenen Wohnbedarf unterschiedlicher Haushaltstypen vorlagen, und
drittens der Grundsatznorm familiengerechter Hilfe nach 87 BSHG.
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Osten Ehepaare ohne Kinder und solche mit Kindern beim Pro-Kopf-Einkommen nicht

nur absolut, sondern auch relativ deutlich naher beieinander als im Westen. Hatten in
Westdeutschland Ehepaare mit Kindern 77 Prozent des Pro-Kopf-Einkommens von
kinderlosen Ehepaaren, waren es in Ostdeutschland 87 Prozent. Auch in den neuen
Landern fallen zwischen kinderlosen Ehepaaren und Ehepaaren mit
phasenspezifisch Schwankungen auf, die jedoch nicht so ausgeprégt sind wie im friheren
Bundesgebiet. Das Einkommensgefélle zwischen Ehepaaren ohne Kinder und Ehepaaren
mit Kindern bestand ebenfalls in den neuen Landern bereits in jungen Ehejahren.
Waéhrend aber im Westen die Einkommensungleichheit in den spateren Familienphasen
noch grolRer wurde, war sie im Osten in der Griindungsphase am stéarksten und nahm im
Laufe der weiteren Phasen zwar leicht, aber stetig ab. Im Vergleich zu Westdeutschland
war in Ostdeutschland in allen Familienphasen das Einkommensgefalle damit erheblich

flacher.

Tabelle 2: Durchschnittliches Aquivalenzeinkommen*) (Median) in DM

Haushalte und Familien Fruheres Neue Lander und
Bundesgebiet Berlin-Ost
Privathaushalte 1.808 1.349
darunter
Ehepaare ohne Kinder 1.913 1.498
darunter in Familienphasen
Grundungsphase 2.380 1.846
Aufbauphase 2.578 1.873
Stabilisierungsphase 2.664 1.789
Konsolidierte Phase 2.463 1.807
Umorientierungsphase 1.810 1.498
Altere Ehepaare 1.618 1.391
Ehepaare mit Kindern 1.481 1.300
darunter in Familienphasen
Grundungsphase 1.421 1.192
Aufbauphase 1.333 1.273
Stabilisierungsphase 1.342 1.221
Konsolidierte Phase 1.655 1.416
Umorientierungsphase 1.823 1.529

*)  Aquivalenzeinkommen: Pro-Kopf-Einkommen gewichtet nach den Regelsatzproportionen der
Sozialhilfe (BSHG): Bezugsperson: 1,0; Kinder unter 6 Jahren: 0,5 (bei Alleinerziehenden: 0,55);
Kinder von 6 bis unter 15 Jahren: 0,65; Kinder von 15 bis unter 18 Jahren: 0,9; Kinder und andere

Personen 18 Jahre und alter: 0,8.

Quelle: Mikrozensus 1994; STATISLBND. Familienwissenschaftliche Folamgsstelle im Statisti-

schen Landesamt Baden-Wirttemberg.
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Mogliche Grunde fur die Ost-West-Unterschiede liegen darin, daf3 auch vier Jahre nach
der Vereinigung die familialen Strukturen und Prozesse in Ostdeutschland andere waren
als in Westdeutschland. Fur die insgesamt geringere Einkommensungleichheit zwischen
kinderlosen Paaren und Paaren mit Kindern dirfte im Osten das vorherrschende berufli-
chen Selbstverstandnis der Miitter, aber ebenso die institutionell leichtere Vereinbarkeit
von Beruf und Familie maR3geblich sein, die Muttern auch von Kindern unter drei Jahren
eher die Ausiibung einer Erwerbstatigkeit ermbgﬁc.e vergleichsweise geringe Dif-
ferenz in der Stabilisierungsphase kdnnte zudem damit zusammenhangen, dal® im Osten,
verglichen mit dem Westen, nicht nur friher geheiratet worden ist, sondern auch die
Geburt des letzten Kindes schon in fritheren Ehejahren gefallen ist, so daf in dieser Phase
der Anteil alterer Kinder und mithin méglicher weiterer Einkommensbezieher im Osten
groRer ist als im Westen.

5. Relative Wohistandspositionen

Die Wohlistandsposition beschreibt die Abweichung der Einkommen einzelner Haus-
haltstypen vom durchschnittlichen Einkommen aller Privathaushalte. Dabei wird das
durchschnittliche Pro-Kopf-Einkommen der Privathaushalte (Median) gleich 100 Prozent
gesetzt. Ein Vergleich der relativen Wohlstandspositionen von Ehepaaren ohne Kinder
und Ehepaaren mit Kindern ergibt folgendes Bild fur das friihere Bundesgebiet und die
neuen Lander (Tabelle 3): Ifiheren Bundesgebiet nahmen Ehepaare ohne Kindes

auf die alteren Ehepaare in allen Familienphasen eine deutlich hdhere Wohlstandsposition
ein als Ehepaare mit Kindern. Und zwar auf einem Niveau, das zumeist auch erheblich
Uber dem aller Privathaushalte lag. Im Schnitt hatten Ehepaare ohne Kinder eine Wohl-
standsposition von 106 Prozent; Ehepaare mit Kindern dagegen 82 Prozent. Besonders
Familien mit minderjahrigen Kindern befanden sich 1994 im friheren Bundesgebiet auf
einem deutlich unterdurchschnittlichen Wohlstandsniveau. Vergleichsweise grof3 waren
die Unterschiede in der Stabilisierungsphase. Hier war die Wohlstandsposition der kin-
derlosen Paardoppelt so hoch wie die der Paare mit Kindern. Erst in der Umorientie-
rungsphase, also wenn die Kinder das Haus verlassen, konnten die Ehepaare mit Kindern
aufholen, und die Wohlstandspositionen beider Lebensformen néherten sich an.

In den neuen Léndern war die Streuung der Wohlstandspositionen zum Teil erheblich
geringer als im friheren Bundesgebiet. Die kinderlosen Ehepaare hatten insgesamt mit

6 In einigen neuen Landern besteht schon seit Beginn der 90er Jahre ein Rechtsanspruch auf einen
Platz in einer Krippe: in Sachsen seit 1993, Brandenburg seit 1992, Sachsen-Anhalt seit 1991; siehe
Eggen, 1995.



180 ZUMA-Nachrichten Spezial Band 6: Sozialstrukturanalysen mit dem Mikrozensus

111 Prozent eine leicht Uberdurchschnittliche Wohlstandsposition, die der Ehepaare mit

Kindern lag mit 96 Prozent knapp unter dem Durchschnitt. Ehepaare ohne Kinder be-

haupteten in der Griindungsphase mit 137 Prozent bis zur konsolidierten Phase mit
134 Prozent eine weitgehend gleiche Wohlstandsposition. Im Gegensatz dazu lag das
Niveau der Ehepaare mit Kindern in der Griindungsphase noch knapp unter 90 Prozent,
stieg in den beiden nachfolgenden Phasen auf ber 90 Prozent und betrug in der konsoli-
dierten Phase, in der Kinder das Elternhaus bereits verlassen, 105 Prozent.

Tabelle 3: Relative Wohlstandspositionen*)

Haushalte und Familien Friheres Bundesgebiet Neue Lander ungl
Berlin-Ost
in Prozent
Privathaushalte 100 100
darunter
Ehepaare ohne Kinder 106 111
darunter in Familienphasen
Grundungsphase 132 137
Aufbauphase 143 139
Stabilisierungsphase 147 133
Konsolidierte Phase 136 134
Umorientierungsphase 100 111
Altere Ehepaare 89 103
Ehepaare mit Kindern 82 96
darunter in Familienphasen
Grundungsphase 79 88
Aufbauphase 74 94
Stabilisierungsphase 74 91
Konsolidierte Phase 92 105
Umorientierungsphase 101 113

*) Relative Wohlstandsposition = relative Abweichung der durchschnittlichen Aquivalenzeinkom-
men der Familientypen (Median) vom durchschnittlichen Aquivalenzeinkommen der Privathaushalte
(Median).

Quelle: Mikrozensus 1194; STATISLBID. Familienwissenschaftliche Folamgsstelle im Statisti-
schen Landesamt Baden-Wurttemberg

Obwohl auch in Ostdeutschland die Wohlstandspositionen der kinderlosen Ehegatten in

den ersten vier Familienphasen deutlich hdher als die der Ehepaare mit Kindern waren,
lagen sie trotzdem néher beieinander als in Westdeutschland. Im Westen war der Abstand
der Wohlstandspositionen zwischen kinderlosen Paaren und Paaren mit Kindern in der
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Stabilisierungsphase mit Uber 70 Prozentpunkten am grof3ten, im Osten dagegen in den
jungen Ehejahren der Grindungsphase. Er betrug knapp 50 Prozentpunkte und war damit
sichtbar geringer als der im Westen. Ein weiterer augenféalliger Unterschied zwischen
West- und Ostdeutschland ist hervorzuheben. Altere Ehepaare in Westdeutschland nah-
men eine unterdurchschnittliche Wohlstandsposition ein. Sie betrug 89 Prozent. Ganz
anders stellte sich die Einkommenssituation der &lteren Ehepaare im Osten dar. lhr Wohl-
standsniveau lag um 3 Prozentpunkte Uber dem Durchschnitt aller Privathaushalte im
Osten. Hier durften zwei Entwicklungen ausschlaggebend gewesen sein: Die Einflihrung
des westdeutschen Rentensystems in den neuen Landern mit seinen laufenden Anpassun-
gen, und dies verbunden mit der zumeist durchgéngigen Erwerbstétigkeit beider Ehepart-
ner, also auch der Frauen.

6. Lebenslagen mit Niedrigeinkommen

Haushalte verfiigen in der vorliegenden Analyse nur tber ein Niedrigeinkommen, sofern ihr
Einkommen weniger als die Halfte des durchschnittlichen Einkommens aller Privathaushalte
betragt. Imfiiiheren Bundesgebiet hatte 1994 ein Privathaushalt im Durchschnitt ein ge-
wichtetes Pro-Kopf-Einkommen von rund 1 800 OWkbelle 1). Daraus ergibt sich ein
Schwellenwert von etwa 900 DM. Dies bedeutet anders formuliert: Die wirtschaftliche Lage
von Haushalten, deren Mitgliedern ein gewichtetes Pro-Kopf-Einkommen von weniger als
900 DM zur Verfugung stand, kann als schwierig angesehen werden. Welchen Familien-
nettoeinkommen entspricht dieser Schwellenyi@bersicht 2)? Fir das friihere Bundesge-

biet 1Rt sich die Frage folgendermafRen beantworténderlose Ehepaare leben in wirt-
schaftlich schwierigen Verhéltnissen, wenn sie tber ein monatliches Familiennettoeinkom-
men von weniger als 1 627 DM verfligen. Bei Ehepaaren mit Kindern variiert das monatliche
Familiennettoeinkommen, bei dem eine wirtschaftliche Situation als schwierig bezeichnet
werden kann, mit Anzahl und Alter der Kinder. Zum Beispiel ist bei Ehepaaren mit einem
Kind unter 6 Jahren bei einem monatlichen Familiennettoeinkommen von weniger als
2 079 DM von einer wirtschaftlich problematischen Lage auszugehen, bei Ehepaaren mit
zwei Kindern zwischen 6 und unter 15 Jahren bei einem Einkommen von weniger als
2 802 DM und bei Ehepaaren mit drei Kindern, davon eins unter 6 Jahren und zwei zwi-
schen 6 und unter 15 Jahren, bei einem Einkommen von weniger als 3 254 DM.

Da sich jedoch mit Hilfe des Familiennettoeinkommens die ékonomischen Lagen unter-
schiedlich strukturierter Haushalte nur bedingt vergleichen lassen, soll weiterhin das
gewichtete Pro-Kopf-Einkommen betrachtet werd@nbelle 4): In Westdeutschland
verfugten 1994 rund 12,1 Prozent der Privathaushalte Uber ein geringeres Pro-Kopf-Ein-
kommen als 900 DM. Nimmt man einen solchen Anteil als Risiko flr einen bestimmten
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Familientyp, in eine 6konomisch schwierige Lage zu geraten, so war dieses Risiko fiir ein
kinderloses Ehepaar mit 5,3 Prozent weniger als halb so hoch wie das fir die Gesamtheit
der Privathaushalte. Fur Ehepaare mit Kindern lag das Risiko mit 12,2 Prozent eher im

Durchschnitt.

Ubersicht 2: Monatliche Familiennettoeinkommen (in DM) ausgewahlter
Familientypen als Schwellenwerte zur Bestimmung wirtschaftlich

schwieriger Lagen )

Familientypen Friheres Bundes-Neue Lander
gebiet und Berlin-Ost
Ehepaar ohne Kinder 1.627 1.214
Ehepaar mit 1 Kind unter 6 Jahren 2.079 1.551
Ehepaar mit 2 Kindern von 6 bis unter 15 Jahren 2.802 2.091
Ehepaar mit 3 Kindern, davon 1 Kind unter 6 Jahren
und 2 Kinder von 6 Jahren bis unter 15 Jahren 3.254 2.429

*)  Produkt aus der Multiplikation des gewichteten Pro-Kopf-Einkommens bel der BSHG-Skala in

Hohe von 904 DM(friiheres Bundesgebiet) bzw. 674,50 DM (neue Lander), die Schwellenwerte fiir
Niedrigeinkommen darstellen, mit der Summe der Bedarfsgewichte der Haushaltsmitglieder analog den
Regelsétzen der Sozialhilfe: 1,0 fir den Haushaltsvorstand; 0,8 fur weitere Personen ab 18 Jahren; 0,9
fur Kinder von 15 bis unter 18 Jahren; 0,65 fiir Kinder von 6 bis unter 15 Jahren und 0,5 fiir Kinder
unter 6 Jahren (bei Alleinerziehenden 0,55). Das Familiennettoeinkommen von Ehepaaren ohne Kinder
bspw. ergibt sich folglich aus der Multiplikation von 904 DM bzw. 674,50 DM mit dem Faktor 1,8; das

fur Ehepaare mit einem Kind unter 6 Jahren durch Multiplikation mit dem Faktor 2,3.

Quelle: Mikrozensus 1994; STATISLBND. Familienwissenschaftliche Folamgsstelle im Statisti-

schen Landesamt Baden-Wirttemberg.

Diese allgemeine Betrachtung verdeckt allerdings die Dynamik der 6konomischen Situa-
tion im Ablauf der Phasen. Betrachtet man den Anteil von Haushalten in wirtschatftlich
schwierigen Lagen - soweit das die Datenlage zulaft - fir jede einzelne Familienphase, so
zeigt sich folgendes: Unter den kinderlosen Pa&bten in den jungen Ehejahren der
Griindungsphase 3,5 Prozent in 6konomisch schwierigen Verhaltnissen. Dieser Anteil
sank in den folgenden Phasen bis auf 1,7 Prozent in der konsolidierten Phase. Erst ab der
Umorientierungsphase stieg der Anteil wieder. Bemerkenswert ist auch der mit
7,4 Prozent relativ hohe Anteil bei den dlteren Ehepaaren. Umgekehrt entwickelte sich der
Anteil mit Niedrigeinkommen bei den Ehepaaren mit Kindern. Schon in der Griindungs-
phase lag er bei 12,4 Prozent und war damit mehr als dreimal so hoch wie bei den kin-
derlosen Paaren. In der Stabilisierungsphase betrug der Anteil sogar 17,1 Prozent. Erst in
den spateren Familienphasen ging der Anteil von Ehepaaren mit Kindern mit Niedrig-
einkommen deutlich zurick.
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Bevor nun die Situation in den neuen Landern betrachtet wird, bedarf der folgende offen-
sichtliche Widerspruch im friheren Bundesgebiet einer Erklarung. Bei Ehepaaren mit
Kindern in der Griindungs- bis zur Stabilisierungsphase sind Pro-Kopf-Einkommen und
Wohlstandspositionen nur leicht gesunken - jedoch stieg der Anteil von Familien mit
Niedrigeinkommen relativ stark.

Tabelle 4: Haushalte und Familien mit Niedrigeinkommen*)

Haushalte und Familien Friiheres Bundesgebigt Neue Lénder und
Berlin-Ost
Anteil mit Niedrigeinkommen in Prozent

Privathaushalte 12,1 4,8

darunter

Ehepaare ohne Kinder 53 1,5

darunter in Familienphasen

Griindungsphase 3,5

Aufbauphase 2,5 2.2

Stabilisierungsphase

Konsolidierte Phase 1,7

Umorientierungsphase 5,2 1,6

Altere Ehepaare 7.4 /

Ehepaare mit Kindern 12,2 5,1

darunter in Familienphasen

Griindungsphase 12,4 53

Aufbauphase 13,2 !

Stabilisierungsphase 17,1 6,4

Konsolidierte Phase 7,4 2.0

Umorientierungsphase 4,4

*) Niedrigeinkommen = unter 50% vom durchschnittlichen Aquivalenzeinkommen der Privathaus-
halte (Median). Schwellenwerte in DM fur friheres Bundesgebiet/neue Lander und Berlin-Ost
904,0/647,5.

Wegen geringer Fallzahlen wurden Phasen zusammengefal3t, so z.B. 2,2% der Ehepaare ohne Kinder
in der Grindungs- bis zur Stabilisierungsphase (in den neuen Landern).

Quelle: Mikrozensus 1994; STATISLBND. Familienwissenschaftliche Folamgsstelle im Statisti-

schen Landesamt Baden-Wurttemberg

In die Stabilisierungsphase fallen die letzten Geburten, die Familien haben ihre maximale

Grof3e erreicht. Die Familienstrukturen sind deshalb in dieser Phase auch besonders unter-
schiedlich. In den meisten Familien leben zwei Kinder, aber es gibt auch Familien mit nur
einem Kind und Familien mit drei und mehr Kindern. In dieser Phase leben minderjahrige
Kinder aller Altersgruppen in den Familien, wobei es sich hauptséchlich um Schulkinder
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zwischen 6 und unter 15 Jahren handelt. Daneben gibt es auch Familien mit noch nicht
schulpflichtigen Kindern oder mit Kindern zwischen 15 und 18 Jahren, die zum Tell in
Ausbildung sein durften und damit zum Familieneinkommen beitragen. Der Betreuungs-
aufwand ist je nach Alter und Anzahl der Kinder sehr unterschiedlich und damit ebenso
die Moglichkeit, daf? die Ehefrau zumindest eine Teilzeitbeschéftigung aufnimmt. Mit den
verschiedenen Familienstrukturen durften sich auch der Bedarf und die Einkom-
mensmdglichkeiten der Familien erheblich unterscheiden, so daf? vermutlich die Pro-
Kopf-Einkommen unter den Familien in dieser Phase deutlich voneinander abweichen.
Familien mit vergleichsweise hohen Pro-Kopf-Einkommen stehen Familien mit ver-
gleichsweise niedrigen Pro-Kopf-Einkommen gegenuber. Diese breite Streuung wird
jedoch weder im durchschnittlichen Pro-Kopf-Einkommen noch in der relativen Wohl-
standsposition erkennbar; sie erklart aber den hohen Anteil von Familien, die sich in
dieser Phase in einer wirtschaftlich schwierigen Lage befinden.

In denneuen Léindern lag 1994 das Einkommenshiveau deutlich unter dem im friheren
Bundesgebiet. Das gewichtete Pro-Kopf-Einkommen der Privathaushalte betrug im
Schnitt rund 1 350 DM und somit 75 Prozent des Pro-Kopf-Einkommens der westdeut-
schen Privathaushalte (Tabelle 1). Der Schwellenwert zur Abgrenzung von Haushalten
und Familien mit Niedrigeinkommen war im Osten dementsprechend auch geringer; er
lag bei rund 675 DM. Multipliziert man nun den Schwellenwert mit dem unterschiedli-
chen Pro-Kopf-Bedarf der Haushalte und Familien, ergibt dies fiir ausgewahlte Familien-
typen das Familiennettoeinkommen, unterhalb dessen eine wirtschaftliche Lage als
schwierig angesehen werden kann (UbersichtElpe 6konomisch schwierige Lage
beginnt bei Ehepaaren ohne Kindei einem Familiennettoeinkommen von weniger als
1214 DM und bei Ehepaaren mit Kindern, je nach Anzahl und Alter der Kinder, bei
einem Einkommen von weniger als 1 551 DM bis 2 428 DM.

Auf der Grundlage dieses vergleichsweise niedrigen Schwellenwertes von 675 DM war in
den neuen Landern der Anteil von Haushalten und Familien mit Niedrigeinkommen zum
Teil um ein vielfaches kleiner als im friheren BundesggbBarUber hinaus gab es bei
einzelnen Familientypen in Ostdeutschland wiederholt interessante Abweichungen ge-
geniiber dem jeweiligen Typ in Westdeutschland (Tabelle 4). In den neuen L&ndern be-
fanden sich rund 4,8 Prozent der Privathaushalte in einer wirtschaftlich schwierigen
Situation. Ehepaare ohne Kinder wiesen auch in den neuen Landern in den meisten Fami-
lienphasen ein weitaus geringeres Risiko auf, in eine wirtschaftlich prekére Lage zu gera-

7 Die geringeren Anteile von Haushalten und Familien mit Niedrigeinkommen im Osten kdnnen
auch darauf zurtickzufuihren sein, daf3 dort die Einkommensungleichheit in der ersten Hélfte der 90er
Jahre noch deutlich geringer war als in Westdeutschland.



Eggen: Einkommenslagen und wirtschaftlich schwierige Situationen... 185

ten, as Ehepaare mit Kindern. Nimmt man den jeweiligen Anteil as Risiko, so lag das

Risiko vor allem in den spateren Phasen unter 2 Prozent. Das Risiko der Ehepaare mit
Kindern lag in der Grindungs- und Aufbauphase bei 5,3 Prozent sowie in der Stabilisie-
rungsphase bei 6,4 Prozent und war damit deutlich geringer als im Westen. Freilich darf
dies nicht den Sachverhalt verdecken, dal} ebenso in den neuen Landern Ehepaare mit
Kindern in den ersten drei Familienphasen sich durchweg haufiger in wirtschaftlich
schwierigen Verhéltnissen befanden als alle Privathaushalte und besonders die kinderlo-
sen Paare. Erst in der konsolidierten Phase und in der Umorientierungsphase glichen sich
die Anteile zwischen Ehepaaren ohne und mit Kindern an. Abschlie3end soll noch ein
Blick auf die alteren Paarait Niedrigeinkommen geworfen werden. Anders als im frihe-

ren Bundesgebiet war in den neuen Landern ihr Anteil mit unter einem Prozent ver-
schwindend gering.

7. Problemgruppen

Die wirtschaftliche Situatiottinderreicher Familien war unverhéaltnismafig oft defizitar,

und dies galt vor allem fur dg&ihere Bundesgebiet: Bei jedem dritten Ehepaar mit drei

und mehr Kindern konnte die 6konomische Lage als kritig#eibhnet werden. In den
neuen Lendern traf dies auf jedes fiinfte Ehepaar mit drei und mehr Kindern zu. Uberpro-
portional haufig verfligten auchuslindische Familien nur tber ein Niedrigeinkommen.

Im fiiiheren Bundesgebiet betrugen die Anteile mit Niedrigeinkommen bei Ehepaaren mit
Kindern aus EU-Staaten 18 Prozent und aus Nicht-EU-Staaten sogar 40 Prozent. Auch in
denneuen Léndern lagen die Anteile von Familien aus Nicht-EU-Staaten erheblich tiber
dem Durchschnitt. Die Anteile mit Niedrigeinkommen waren tberdurchschnittlich hoch,
wenn der Lebensunterhalt der Bezugsperson der Familie Uberwiegendsduttinse
Transferleistungen wie Arbeitslosengeld und Sozialhilfe gesichert werden mufdte. Im
friiheren Bundesgebiet befanden sich von den Ehepaaren mit ausschlieRlich minderjéhri-
gen Kindern und staatlichen Transferzahlungen als tiberwiegenden Lebensunterhalt rund
67 Prozent in einer solchen wirtschaftlich schwierigen Situation. Zwar waren auch in den
neuen Léiindern die Anteile mit Niedrigeinkommen besonders hoch, wenn sich die wich-
tigste Einkommensquelle der Bezugsperson auf eine staatliche Transferleistung stiitzte,
aber sie lagen deutlich unter den entsprechenden Anteilen des friheren Bundesgebietes.
Ahnliche Unterschiede zwischen West- und Ostdeutschland konnten auch bei Familien
beobachtet werden, di€vhngeld empfangen. Anders als in den neuen Landern lebten im
friheren Bundesgebiet die meisten Familien, die Wohngeld bezogen, weiterhin in einer
wirtschaftlich schwierigen Lage.
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8. SchluBfolgerungen

Der Vergleich der Einkommenslagen zwischen Ehepaaren ohne und mit Kindern entlang
spezifischer Familienphasen belegt aufs neue: Wer die Verantwortung fiir die Erziehung
von Kindern ubernimmt, muf3 in der Regel mit teilweise erheblichen finanziellen Ein-
schrankungen rechnen und setzt sich einem viel héheren Risiko aus, in eine wirtschaftlich
schwierige Situation zu geraten, als kinderlose Paare. Damit haben sich trotz aller wirt-
schaftlichen Veranderungen und durch alle Reformbemihungen der letzten Jahrzehnte
hindurch die 6konomischen Ungleichheitsrelationen zwischen Familien mit Kindern und
kinderlosen Lebensgemeinschaften kaum gewandelt. Und betrachtet man die jingste
Steuerpolitik, so dirfte sich auch kiinftig das Einkommensgefalle zwischen kinderlosen
Lebensformen und Familien nicht wesentlich zugunsten der Familien verandern.

Die hier in der gebotenen Kiirze nicht ausfuihrlicher darstellbaren Ergebnisse zeigen aller-
dings auch: Wenn beide Partner erwerbstatig sind, liegt das Risiko einer ékonomisch
schwierigen Lage weit unter dem Durchschnitt (siehe Eggen, 1998, S. 210-213). Dies gilt
besonders fir junge Familien mit Kindern im Vorschulalter. Und dies trifft gleichermaf3en
auf West- und Ostdeutschland zu, jedoch mit einem Unterschied. Die Erwerbsbeteiligung
vor allem der Mitter mit jingeren Kindern ist in den neuen Landern weitaus héher als im
friheren Bundesgebiet. Dies durfte ein wesentlicher Grund sein, warum in Ostdeutsch-
land der Anteil 6konomisch schwieriger Lagen, vornehmlich bei Ehepaaren mit Kindern,
durchweg niedriger ist als in Westdeutschland. Einer Familienpolitik legen die Ergebnisse
deshalb nahe, engagierter als bisher beispielsweise Uiber das Steuer- und Abgabensystem
Anreize zu schaffen, die beiden Eltern die Ausiibung einer Erwerbstéatigkeit erleichtern,
mit der sowohl eine eigenstéandige Altersvorsorge als auch eine durch die Eltern mitfi-
nanzierte und den Bedirfnissen der Familie angemessenere auferhausliche Kinderbe-
treuung ermdglicht werden kénnte. Gleichzeitig gilt es politische Rahmenbedingungen so
zu gestalten, da es nicht der Politik, sondern ausschlie3lich den Eltern vorbehalten
bleibt, zu entscheiden, wie sie ihre Kinder erziehen, ob sie dabei beide ihren Beruf
ausuiben oder einer von ihnen die Erwerbstatigkeit wegen der Elternschaft unterbricht.
Eine einseitige Forderung der Familien etwa durch Bundesléander, die nur auf
Landeserziehungsgeld oder Krippenangebot setzen, erschwert hingegen einem Teil der
Eltern diese Wahl.
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WANDEL FAMILIALER UND OKONOMISCHER
LEBENSLAGEN JUNGER ERWACHSENER

BERND EGGEN

Die Lebensformen, Ausbildungs-, Erwerbs- und Einkommensstrukturen der 18- bis
30jahrigen haben sich zwischen 1972 und 1996 erheblich verandert. Junge Erwach-
sene wohnen langer bei ihren Eltern und wohnen aber auch 6fter allein. Partnerschaft und
erst recht Ehe und eigene Kinder haben in dieser Lebensphase zum Teil erheblich an
Bedeutung verloren. Dagegen ist die Bereitschaft zu einer langeren und héheren Ausbil-
dung gestiegen. Gleichzeitig verzdgert sich der Eintritt in das Erwerbsleben, kommen
Erwerbslosigkeit und Abhangigkeit von staatlicher Unterstltzung haufiger vor.

Forms of live, education, employment and financial situation of 18 to 30 years young
adults have changed considerably between 1972 and 1996. Young adults live longer
at their parents and live also more frequently alone. Partnership and more than ever mar-
riage and own children have lost importance in this phase of live. At the same time the
beginning of employment is delayed, unemployment and dependence of public relief
occure more frequently among young adults.

1. Einleitung

Die vergleichsweise kurze Zeit zwischen dem 18. und 30. Lebensjahr ist der Beginn fir
vieles. In kaum einer anderen Lebensphase wie in der der ,Post-Adoleszenz” missen so
viele fir das kinftige Leben grundlegende Entscheidungen hinsichtlich Ausbildung,
Erwerbstatigkeit, Partnerschaft und Familie getroffen werden, und diese zumeist gleich-
zeitig und nicht selten im Gegensatz zueinander. Anders als noch vor zwanzig oder drei-
3ig Jahren prégen heute in hohem Maf3e Untbersichtlichkeit und Unsicherheit die Bedin-
gungen, unter denen die jungen Erwachsenen diese Entscheidungen féllen missen. Tradi-
tionale Rollenverteilungen zwischen den Geschlechtern haben ihre Selbstverstandlichkeit
weitgehend eingeblf3t und ermdglichen vielfaltige nichtfamiliale und familiale Lebens-
formen. Lange Ausbildungszeiten und héhere Ausbildungsabschlisse sind fir immer
mehr junge Erwachsene selbstversténdlich geworden, garantieren aber seltener denn je
eine adaquate Beschéftigung; denn nicht Vollbeschéftigung, sondern ein relativ hoher
Anteil Arbeibeitsloser sowie rechtlich, finanziell und zeitlich oftmals prekére Unterbe-
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schéftigungen bestimmen weitgehend den Arbeitsmarkt und verzdgern, erschweren, ja
verhindern den stetigen und dauerhaften Ubergang von der Ausbildung in die Erwerbsta-
tigkeit. Zudem werden diese Verdnderungen begleitet von einer widersprichlichen Ent-
wicklung. Einerseits wird dem einzelnen in immer frilheren Lebensjahren eine eigenstan-
dige Entscheidungskompetenz in biographisch wichtigen Situationen zugestanden und
auch abverlangt, andererseits verschiebt sich fiir immer mehr junge Erwachsene infolge
langer Ausbildungszeiten und der Schwierigkeiten des Arbeitsmarktes eine wirtschaftli-

che Selbstandigkeit in spatere Lebensjéhhesgesamt ist der Moglichkeitshorizont wei-

ter gefalt. Gleichzeitig aber sind statt Ubergangen und Kontinuitat nun eher Briiche und
Diskontinuitat bestimmende Normalitat wahrend der Partnerschafts- und Erwerbsverlaufe
junger Erwachsener.

Das Folgende beschreibt Aspekte des Wandels von Lebensformen, Ausbildungs-, Er-
werbs- und Einkommensstrukturen junger Erwachsener. Verglichen werden die Jahre
1972 und 1996. Datenquelle ist der Mikrozensus. Der relativ kleine Merkmalskatalog des
Mikrozensus von 1972 |a3t aber Vergleiche nur anhand weniger Merkmale zu.

2. Wandel der Strukturen

Erheblich weniger Ehen, deutlich seltener Elternschaft

LDer Trauschein bleibt fir junge Menschen attraktiv* oder ,Am Beginn eines Zusam-
menlebens steht tGberwiegend der Gang zum Standesamt.” Immer wieder tauchen in den
Medien solche politischen Einschétzungen auf, meistens verbunden mit der Einsicht, ja
vielleicht auch mit der Hoffnung, das mit dem Wandel von Ehe und Familie sei gar nicht
so gravierend, wie vielfach behauptet. Solche Einsichten ergeben sich vornehmlich aus
dem Jetzt und der Gesamtheit der Lebensformen; sie verschlieRen sich allzugern dem, was
war, und dem, was kommen kdnnte, das seine Wurzeln gleichwohl langstens geschlagen
hat.

In Baden-Wirttemberg lebten 1996 rund 1,8 Millionen junge Erwachsene im Alter zwi-
schen 18 und 30 Jahren; 1972 waren es 1,6 Millionen. In beiden Jahren lag ihr Anteil an
der Gesamtbevélkerung bei etwa 17 Prozent.

Innerhalb von nur knapp 25 Jahren sank unter den jungen Erwachsenen der Anteil der
Verheirateten von 50 Prozent auf 28 Prozent (Schaubild 1). Noch stérker verlor die Ehe
quantitativ an Bedeutung bei den 28- bis 30jahrigen. Hier fiel der Anteil Verheirateter von
einst 77 Prozent auf jetzt 49 Prozent. Verheiratet mit Kindern traf 1972 auf jeden dritten

1 SieheVaskovics, 1989.
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jungen Erwachsenen zu, 1996 nur noch auf jeden funften. Bei den 28- bis 30jahrigen war
1972 das verheiratet Zusammenleben mit Kindern die mit Abstand héufigste Lebensform.
lhr Anteil betrug 60 Prozent. Auch 1996 war die Ehe mit Kindern die haufigste Lebens-
form unter den 28- bis 30jahrigen, aber ihr Anteil belief sich nur noch auf 36 Prozent.

Noch gravierender ist der Wandel unter den deutschen jungen Erwachsenen: Von 1972 bis
1996 hat sich der Anteil Verheirateter mehr als halbiert, und zwar von 49 Prozent auf
23 Prozent, der mit Kindern sogar von 35 Prozent auf 15 Prozent (Schaubild 2). Im
Gegensatz dazu war der Rickgang der Ehe bei den nicht-deutschen jungen Erwachsenen
verhalten: 1972 waren 56 Prozent von ihnen verheiratet, 1996 mithin 46 Prozent. Trotz
dieser Entwicklung lebten nicht-deutsche junge Erwachsene 1996 eher verheiratet und mit
Kindern als 1972.

Andere und neue Lebensformen haben in den letzten zwanzig bis dreiig Jahren an Be-
deutung gewonnen. Am haufigsten lebten 1996 die jungen Erwachsenen bei ihren Eltern,
und zwar 33 Prozent bei verheiratet zusammenlebenden Eltern und 6 Prozent bei alleiner-
ziehenden Eltern. Damit lebten junge Frauen und Manner 1996 etwas 6fter noch bei ihren
Eltern als 1972. Damals wohnten 29 Prozent von ihnen bei ihren verheiratetzusammenle-
benden Eltern und 6 Prozent bei ihren alleinerziehenden Eltern. Die jungen Erwachsenen
verlassen also heute spéter ihr Elternhaus, obwohl sie anders als noch 1972 bereits mit 18
Jahren volljahrig sind: 84 Prozent der 18- bis 20jahrigen wohnten 1996 bei ihren Eltern,
jeder zweite der 21- bis 24jahrigen und jeder vierte von den 25- bis 27jahrigen und im-
merhin noch jeder achte von den 28- bis 30jahrigen. Besonders von den &lteren der jun-
gen Erwachsenen lebten 1996 deutlich mehr als 1972 bei ihren Eltern. Und es waren vor
allem die Manner, weniger die Frauen, die das Elternhaus noch nicht verlassen hatten
(Schaubild 3).

Einerseits ziehen mehr junge Erwachsene verzdgert aus dem elterlichen Zuhause aus,
andererseits wohnen mehr von ihnen allein: 1972 wohnte jeder achte allein, 1996 jeder
funfte. Deutlicher ist dieser Wandel bei den 28- bis 30jahrigen: 1972 wohnte von ihnen
jeder zehnte allein, 1996 schon fast jeder vierte.

Erstaunlich selten sind unter den jungen Erwachsenen Alleinerziehende anzutreffen. lhr
Anteil betrug 1996 gerade 2 Prozent und war damit genauso niedrig wie 1972. Ebenso
unverandert ungewohnlich sind andere Lebensformen, wie etwa Wohngemeinschaften, bei
den 18- bis 30jéhrigen.

Innerhalb historisch &ufRerst kurzer Zeit hat sich bei den jungen Erwachsenen eine einst
rechts- und sittenwidrige und kaum sichtbare Lebensform zu einer gesellschaftlich weit-
gehend anerkannten und haufig praktizierten Lebensform durchgesetzt: die nichteheliche
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Lebensgemeinschaft. Im Jahr 1972 war diese Lebensform bei den 18- bis 30jahrigen so gut
wie gar nicht vorhanden. Ein knappes Vierteljahrhundert spéter lebte jeder zehnte nichtehe-
lich mit einem Partner zusamm@iDer Uberwiegende Teil von ihnen war kinderlos.

Einerseits ist man in der Gesellschaft toleranter gegenuber Sexualitat und vorehelichem
Zusammenleben geworden. Andererseits leben heute mehr junge Erwachsene langer bei
ihren Eltern, wohnen mehr junge Erwachsene allein und seltener mit einem Partner. Fur
die meisten jungen Erwachsenen spielt in ihrem Alter der Trauschein keine Rolle. Und
wenn junge Frauen und Mé&nner mit einem Partner oder einer Partnerin zusammenleben,
durfte am Beginn des Zusammenlebens seltener denn je das Standesamt stehen. Vor rund
25 Jahren waren von den 28- bis 30jahrigen, die mit einem Partner zusammenlebten, so
gut wie jeder verheiratet; heute kommen auf acht Ehen zwei nichteheliche Lebensgemein-
schaften. Partnerschaft in diesem Alter bedeutet heute ferner erheblich seltener als noch
zu Beginn der siebziger Jahre ein Zusammenleben mit Kindern.

Gewil3, die wenigsten nichtehelichen Lebensgemeinschaften durften sich als Alternative
in bewufRtem Kontrast zur Ehe verstehen. Die meisten jungen Erwachsenen sehen wohl in
einer nichtehelichen Lebensgemeinschaft eine temporéare Form vorehelichen Zusammen-
lebens? Trotzdem diirfte der Wandel familialer Strukturen durch nachgeholte Heirat und
Familiengriindung im vierten Lebensjahrzehnt kaum noch aufgehalten, allenfalls in seiner
Geschwindigkeit gebremst werden. Auszug aus dem Elternhaus, Zusammenleben mit
Partner, Heirat und dann Kinder: eine solche lineare Entwicklung ist heute unwahr-
scheinlicher geworde‘h.BisIang ist der Wandel familialer Strukturen auch verdeckt wor-
den durch das eher traditionale Verhalten der nicht-deutschen Bevélkerung. Denn es sind
die nicht-deutschen Erwachsenen, die bereits in jungen Jahren noch am ehesten heiraten
und Kinder bekommen. Im Jahr 1996 besal fast jeder flinfte junge Erwachsene eine nicht-
deutsche Staatsangehdorigkeit.

2 Im Gegensatz zu 1996 wurde 1972 im Mikrozensus nicht direkt nach nichtehelichen Lebensge-
meinschaften gefragt. Die Anzahl der nichtehelichen Lebensgemeinschaften muRte daher anhand
anderer Variablen geschétzt werden. Als nichteheliche Lebensgemeinschaft gilt ein Privathaushalt,
der aus einem Mann und einer Frau im Alter von jeweils mindestens 18 Jahren besteht, die weder
miteinander verheiratet noch verwandt oder verschwagert sind. Zusatzlich kdnnen in diesem Haus-
halt noch ledige minderjéhrige Kinder eines oder beider Partner leben, das heif3t Kinder von nicht-
verheirateten Eltern, die mit einem neuen Partner zusammen wohnen, sowie gemeinsame Kinder der
nichtehelichen Partner (siehe Niemeyer, 1994).

3 Siehe Glatzer, 1997.

4 Der Auszug aus dem Elternhaus hangt nach Auffassung von Hartel (1996) heute nicht mehr mit
typischen biographischen Ereignissen wie EheschlieRung oder dem Eintritt ins Berufsleben zusam-
men, sondern wird als eigenstandiges Ereignis vorgenommen.
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GroRere Bereitschaft zu einer langeren und héheren Ausbildung

Im Zuge der Bildungsexpansion und Bildungsreformen besonders zwischen 1960 und

1980 haben sich die Ausbildungs- und Bildungsanstrengungen bei den jungen Erwachse-

nen in den letzten zwanzig bis dreiRig Jahren erheblich verfalitte der neunziger

Jahre standen nicht nur mehr junge Erwachsene in einer schulischen oder beruflichen
Ausbildung als Anfang der siebziger Jahre. Gleichzeitig ist in dieser Zeit die Bereitschaft
drastisch gestiegen, fir eine langere Ausbildung auch eine langere dkonomische Abhan-
gigkeit von den Eltern in Kauf zu nehm®rm Jahr 1972 besuchte rund jeder zehnte
junge Erwachsene eine allgemeinbildende oder berufliche Schule, 1996 war es gut jeder
vierte (Schaubild 4). Anfang der siebziger Jahre galt es eher als selbstverstandlich, dald
Frauen und Manner im Alter zwischen 25- und 30 Jahren ihre Ausbildung abgeschlossen
hatten; nicht so 1996: Bei jedem flinften der 25- bis 27jahrigen und immerhin bei jedem
zehnten der 28- bis 30jéhrigen dauerte die Ausbildung noch an. Dabei ishchtdn,

dall Anfang der siebziger Jahre wesentlich seltener junge Erwachsene eine héhere und
qualifiziertere Ausbildung anstrebten als 1996. Im Jahr 1972 war fiir 10 Prozent der 21-
bis 24jahrigen die Ausbildung deshalb noch nicht abgeschlossen, weil sie eine Fachhoch-
schule oder Universitat besuchten; 1996 traf dies auf 20 Prozent zu.

Nicht nur junge Manner, sondern vor allem junge Frauen verhalten sich heute gegeniber
Ausbildung und Bildung véllig anders. Vor rund 25 Jahren war es eher selten, daf3 junge
Frauen noch in Ausbildung standen, und nur wenige strebten einen Hochschulabschluf3
an. Mitte der neunziger Jahre hatte dagegen jede vierte junge Frau ihre Ausbildung noch
nicht beendet, und jede zehnte bemihte sich um einen Abschlu’ auf einer Fachhoch-
schule oder Universitat. Damit beabsichtigen heute junge Frauen &hnlich haufig wie
gleichaltrige Mé&nner, durch eine langere Ausbildung einen qualifizierteren Ausbildungs-
abschluf? zu erzielen.

Die meisten jungen Erwachsenen, die in Ausbildung stehen, wohnen bei ihren Eltern
(Tabelle 1). Das war 1972 kaum anders als 1996. Gleichwohl lebten 1996 junge Erwach-
sene, die mitten in ihrer Ausbildung steckten, eher noch bei ihren Eltern als 1972. Dafir
wohnten sie 1996 seltener allein. Ausbildung und das Zusammenleben mit einem Partner
kam unter den jungen Erwachsenen 1972 und auch 1996 vergleichsweise selten vor,
jedoch, wenn es zutraf, dann mit dem Unterschied, daf? 1972 dieses Zusammenleben fast
ausschlieRRlich ehelich war und 1996 uberwiegend nichtehelich. Nur wenige junge Er-
wachsene, die sich in Ausbildung befinden, leben mit eigenen Kindern oder mit Kindern

5 Sieheauch Bertram, 1987.
6 AuBerdem verweilen die Studenten heute langer an den Hochschulen, und sie sind &lter, wenn
sie ihr Examen ablegen, als die Studenten vor 10 bis 15 Jahren (siehe hierzu Wérner, 1998).
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des Partners zusammen. Im Jahr 1996 waren diese jungen Erwachsenen Uberwiegend
verheiratet; Alleinerziehende oder nichtehelich mit Partner zusammenlebende junge

Erwachsene mit Kindern bildeten die Ausnahme.

Tabelle 1: Junge Erwachsene in Baden-Wiirttemberg 1972 und 1996 nach
Lebensformen und gegenwértigem Schulbesuch insgesamt und
auf (Fach-)Hochschulen (in Prozent)

In Ausbildung Darunter
(Fach)Hochschule
Lebensformen 1972| 1996 1972 1996

Bei Eltern 56 68 33 53

Allein 32 21 51 33

Ehe ohne Kinder 7 2 (20) 3)

Ehe mit Kindern () Q) () )

Alleinerziehend ohne Partner im Haushalt ) () ) (-

Nichteheliche Lebensgemeinschaft ohne Kinder  (.) 5 () 6

Nichteheliche Lebensgemeinschaft mit Kindern (- ) () (-

Mit sonstigen Personen *) ) 2 ) 2)

Insgesamt 100 100 100 100

*) Uberwiegend ledige junge Erwachsene mit verwandten, verschwégerten oder familienfremden
Personen; z.B. Bruder mit verheirateter Schwester, die Kinder hat, gleichgeschlechtliche
Lebensgemeinschaften, Wohngemeinschaften.

Quelle: Mikrozensus, Statis-Bund; 1972: Wohnbevélkerung; 1996: Bevolkerung am Wohnsitz der
Lebensgemeinschaft. Fehlende Anteile auf 100% wegen kleiner und deshalb unsicherer Fallzahlen
bei einzelnen Lebensformen. Familienwissenschaftliche Forschungsstelle im Statistischen Landesamt
Baden-Wiurttemberg.

Junge Erwachsene in Ausbildung leben heute nicht nur haufiger, sondern auch langer bei
ihren Eltern. Jeder zweite von ihnen, der 1972 einen Hochschulabschlu3 anstrebte,
wohnte allein und jeder dritte bei seinen Eltern. Ein Vierteljahrhundert spéter hat sich dies
gerade umgekehrt: Nun lebt die Mehrheit bei ihren Eltern und nur noch jeder dritte allein.

Spatere Erwerbsbeteiligung, h6here Erwerbslosigkeit

Gut zwei Drittel der jungen Erwachsenen war 1996 erwerbstétig gegeniiber gut drei Vier-
tel im Jahr 1972. Der Riuickgang der Ewerbstétigenquote belegt den in den letzten Jahren
zu beobachtenden verzégerten Ubergang in das Berufsleben bei den jungen Erwachsenen.
Deutlich niedriger lag 1996, verglichen mit 1972, die Erwerbstatigenquote bei den 18- bis
20jahrigen (Schaubild 5). Sie nahm zwar mit dem Alter der jungen Erwachsenen zu, war
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aber erst bei den 28- bis 30jéhrigen &hnlich hoch wie 1972 bei allen jungen Erwachsenen
ungeachtet ihres Alters. Vornehmlich bei den jungen Mannern ging die Erwerbstatigen-
quote zuriick. Bei den Frauen blieb sie nahezu unverandert (Schaubild 6).

Der Ruckgang der Erwerbstatigenquote hat vor allem zwei Grinde. Zum einen stecken
immer mehr junge Erwachsene noch mitten in ihrer Ausbildung. Im Vergleich zu 1972
waren 1996 deutlich mehr junge Erwachsene nichterwerbstétig. Besonders gestiegen ist
der Anteil der Nichterwerbstatigen bei den 18- bis 24jahrigen und im allgemeinen bei den
Mé&nnern. Demgegeniber blieb der Anteil nichterwerbstétiger junger Frauen zwischen
diesen beiden Zeitpunkten nahezu unverandert. Zum anderen waren die Aussichten fur
junge Erwachsene auf dem Arbeitsmarkt 1996 dusterer als 1972. Anfang der siebziger
Jahre war bei den jungen Frauen und Mannern Erwerbslosigkeit kaum verbreitet; anders
1996: rund 5 Prozent der jungen Erwachsenen waremaghtget ihres Altersind Ge-
schlechtes erwerbslos. Das heifdt, sie standen in keinem Arbeitsverhaltnis und bemuihten
sich um eine Arbeitsstelle, unabhéngig davon, ob sie beim Arbeitsamt arbeitslos gemeldet
waren oder nicht. Werden die Erwerbslosen nur auf die Erwerbspersonen bezogen, also
auf die Summe von Erwerbstitigen und Erwerbslosen unter den jungen Erwachsenen,
liegt der Anteil der erwerbslosen jungen Erwachsenen selbstverstandlich héher: 1996 betrug
er im Durchschnitt 7 Prozent, bei den 18- bis 20jahrigen sogar 9 Prozent (Schaubild 7).

Mitte der neunziger Jahre wohnte die Hélfte der nichterwerbstatigen jungen Erwachsenen
bei ihren Eltern, und gut ein Viertel hatte das Elternhaus verlassen und war verheiratet
(Tabelle 2). Anfang der siebziger Jahre war es gerade umgekehrt: Von den Nichterwerbs-
tatigen hatte nur jeder vierte das Elternhaus noch nicht verlassen und jeder zweite war
verheiratet. Fur diese Entwicklung dirfte vor allem das verénderte Verhalten der jungen

Frauen maRgeblich sein. War 1972 fiir die meisten jungen Frauen Nichterwerbstéatigkeit
noch gleichbedeutend mit Ehe und Familiengriindung, stand 1996 hinter der Nichter-

werbstatigkeit in der Mehrheit eine noch nicht abgeschlossene Ausbildung.

Wenn junge Erwachsene erwerbstétig sind, fuhrt das nicht unbedingt dazu, daf3 sie dann
aus dem Elternhaus ausziehen. Gut ein Drittel bleibt nach Aufnahme einer Erwerbstétig-
keit weiterhin bei den Eltern. Das galt 1996 &hnlich haufig wie 1972. Allerdings hat sich
das Verhalten der erwerbstétigen jungen Erwachsenen gegeniiber den anderen Lebens-
und Familienformen erheblich gewandelt. Verglichen mit 1972 lebten 1996 erwerbstatige
junge Ménner und Frauen deutlich seltener mit einem Partner zusammen und hatten deut-
lich seltener bereits eigene Kinder. Wer von ihnen einen Partner hatte, war 1972 nattrlich
verheiratet; 1996 waren es dagegen nur zwei Drittel, ein Drittel lebte nichtehelich mit
dem Partner zusammen. Neben den nichtehelichen Lebensgemeinschaften haben seit
1972 auch die Alleinwohnenden unter den erwerbstétigen jungen Mannern und Frauen
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deutlich zugenommen. Sichtbarer als in der Gesamtheit der jungen Erwachsenen zeigt

sich hier der gravierende Wandel der Familienformen in den letzten zwei bis drei Jahr-
zehnten. Die jungen Erwachsenen, die aufgrund ihrer Erwerbstéatigkeit grundséatzlich
o6konomisch selbsténdig sein dirften, grinden seltener denn je eine Familie.

Tabelle 2: Junge Erwachsene in Baden-Wiirttemberg 1972 und 1996 nach
Lebensformen und Stellung im Erwerbsleben (in Prozent)

Stellung im Erwerbsleben

Lebensformen erwerbstatig erwerbslos nichterwerbstatig

1972 | 1996 | 1972 1996 1973 1996
Bei Eltern 38 35 0] 39 26 51
Allein 12 22 @] 23 14 15
Ehe ohne Kinder 18 11 ) (6) 7 3
Ehe mit Kindern 29 17 () 18 52 25
Alleinerziehend ohne Partner 1 1 () ) ) 2)
im Haushalt
Nichteheliche Lebensge- (2) 11 () (7) () 2)
meinschaft ohne Kinder
Nichteheliche Lebensge- () 1 () ) ) (2)
meinschaft mit Kindern
Mit sonstigen Personen*) 2 2 ) () ) (2)
Insgesamt 100 100 100 100 100 100|

*) Uberwiegend ledige junge Erwachsene mit verwandten, verschwégerten oder familienfremden
Personen; z.B. Bruder mit verheirateter Schwester, die Kinder hat, gleichgeschlechtliche
Lebensgemeinschaften, Wohngemeinschaften.

Quelle: Mikrozensus, Statis-Bund; 1972: Wohnbevélkerung; 1996: Bevolkerung am Wohnsitz der
Lebensgemeinschaft. Fehlende Anteile auf 100% wegen kleiner und deshalb unsicherer Fallzahlen
bei einzelnen Lebensformen. Familienwissenschaftliche Forschungsstelle im Statistischen Landesamt
Baden-Wiurttemberg.

Was die erwerbslosen jungen Erwachsenen angeht, zeigt sich, da3 das Fehlen einer Ar-
beitsstelle den Auszug aus dem Elternhaus wohl verzdgert: 39 Prozent der erwerbslosen
jungen Erwachsenen lebte 1996 bei den Eltern. Weitere 23 Prozent wohnten allein. Aller-
dings waren auch 18 Prozent der erwerbslosen jungen Erwachsenen verheiratet und hatten
bereits eigene Kinder. Mit anderen Worten: Die Mehrheit der erwerbslosen jungen Er-
wachsenen wohnte nicht bei den Eltern.
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Spatere finanzielle Selbstandigkeit, haufigere Abhdngigkeit von

staatlicher Unterstiitzung

Auch Mitte der neunziger Jahre war fur die meisten jungen Erwachsenen das eigene
Erwerbseinkommen die wichtigste Einkommensquelle, allerdings nicht mehr mit der
Selbstverstandlichkeit wie noch zu Beginn der siebziger Jahre. Vor rund 25 Jahren er-
moglichte bei 73 Prozent der jungen Erwachsenen das eigene Erwerbseinkommen den
Uberwiegenden Lebensunterhalt, 1996 betrug dieser Anteil lediglich 64 Prozent. Junge
Erwachsene sind heute erst wesentlich spéater finanziell weitgehend selbstandig (Schau-
bild 8). Deutlich seltener verfigten 1996 die 18- bis 27jéhrigen tber ein Erwerbseinkom-
men, mit dem sie den Lebensunterhalt gewéahrleisten konnten. Erst unter den 28- bis
30jéhrigen gab es 1996 ahnlich viele wie 1972, die Uberwiegend mit ihnrem Erwerbsein-
kommen den Lebensunterhalt bestritten.

Nicht wenige junge Erwachsene ermdglichen ihren Lebensunterhalt iberwiegend mit einem
eigenen Erwerbseinkommen und wohnen dennoch bei ihren Eltern (Tabelle 3). Auf immer-
hin jeden dritten von ihnen traf dies sowohl 1972 als auch 1996 zu. Die meisten jungen
Erwachsenen mit eigenem Erwerbseinkommen sind jedoch aus dem Elternhaus ausgezogen.
Weitgehende finanzielle Selbstéandigkeit bedeutete 1996 aber auch: Man lebte eher allein und
seltener mit einem Partner und noch seltener verheiratet und mit eigenen Kindern.

Im Gegenzug zur riicklaufigen finanziellen Selbsténdigkeit dauert heute die 6konomische
Abhéangigkeit der jungen Erwachsenen von ihren Eltern langer. So waren von den 18- bis
20jahrigen 1972 etwa 29 Prozent und 1996 rund 47 Prozent auf den Unterhalt vor allem
wohl ihrer Eltern angewiesen. Denn mehr als die Halfte der jungen Erwachsenen, die 1996
auf den privaten Unterhalt anderer angewiesen waren, lebte bei den Eltern; 1972 waren es
lediglich 30 Prozent. Gleichzeitig scheint aber die 6konomische Abhangigkeit der Frauen
von einem (Ehe-)Mann in den letzten zwei bis drei Jahrzehnten gesunken zu sein. Zu diesem
Schlu? kann man kommen, weil 1996 zum einen die 28- bis 30jéhrigen jungen Erwachsenen
und zum anderen die Frauen im Gegensatz zu den Mannern seltener auf den Unterhalt
anderer angewiesen waren als 1972 (Schaubild 9). Zudem hat der Unterhalt durch Angeho-
rige und damit wohl zumeist des Ehemannes als wesentlichste Einkommensquelle fiir den
Lebensunterhalt der jungen Erwachsenen an Bedeutung verloren (Tabelle 3).

Nahezu unbekannt war 1972, dal} junge Erwachsene nur mit Hilfe staatlicher Transfers
ihren Lebensunterhalt maf3geblich sichern konnten. Anders 1996: Bei fast jedem zehnten
jungen Erwachsenen trugen Arbeitslosenunterstiitzung, Sozialhilfe oder Begéyvie-

gend zum Lebensunterhalt bei. Wer Arbeitslosenunterstiitzung fur seinen Uberwiegenden

7 Das Bafog-Gesetz wurde zum ersten Mal im August 1971 verabschiedet.
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Lebensunterhalt bezog, wohnte vornehmlich noch bei seinen Eltern oder alein. Bemer-
kenswert ist allerdings auch, daf3 16 Prozent der jungen Erwachsenen, die wesentlich auf
Arbeitslosenunterstiitzung angewiesen waren, verheiratet waren und bereits eigene Kinder
hatten. Wer entscheidend von der Sozialhilfe abhing, lebte 1972 vor allem allein. Rund 25
Jahre spéater waren von der Sozialhilfe abh&ngige junge Erwachsene vornehmlich Allein-
erziehende (32 Prozent).

Tabelle 3: Junge Erwachsene in Baden-Wiirttemberg 1972 und 1996 nach
Lebensformen und liberwiegendem Lebensunterhalt (in Prozent)

Lebensformen Erwerbs | Arbeitslos. | Unterhalf | Sozialhilfe| Bafég | Sonstigd
tatigkeit | geld/-hilfe

1972| 1994 197? 1996 194(2 1995972| 1996 197? 1996 19’{2 1906

Bei Eltern 37 35| () 35 30 55 () (14 X 27 (O
Allein 12 22| () 29| 10 11| (54) (20) X 38 () ()
Ehe ohne Kinder 18 11 @) (. 6 4 0] @ X ( O (.
Ehe mit Kindern 28 16| () (16 53 25 () 32 X 18 ) O

Alleinerziehend ohne| 1 1 0] 0 @) Ol GO 21 X ) 6] )
Partner im Haushalt
Nichteheliche Le- 1 12200 OO @O O O X O O O
bensgemeinschaft ohne
Kinder
Nichteheliche Le- O 1] () GOl O GO G X O] O O
bensgemeinschaft mjt
Kindern
Mit sonstigen Per- 2 2 0] 0 O @ O ) X @] 6] )
sonel
Zusammen 100 100 100 100 100 100 100 100 X 100 100 100

1) Uberwiegend ledige junge Erwachsene mit verwandten, verschwigerten oder familienfremden
Personen; z. B. Bruder mit verheirateter Schwester, die Kinder hat, gleichgeschlechtliche Lebensge-
meinschaften, Wohngemeinschaften. 2) Unterhalt durch Eltern, Ehemann/Ehefrau oder andere
Angehorige. 3) Nur 1996: Sonstige Unterstltzungsleistungen (z.B. Bafdg, Stipendium). 4) Eigenes
Vermdgen, Vermietung, Zinsen, Altenteil, Rente, Pension, 1996 auch Leistungen aus der Pflegever-
sicherung.

Quelle: Mikrozensus, Statis-Bund; 1972: Wohnbevdlkerung; 1996: Bevolkerung am Wohnsitz der
Lebensgemeinschaft. Fehlende Anteile auf 100% wegen kleiner und deshalb unsicherer Fallzahlen
bei einzelnen Lebensformen. Familienwissenschatftliche Forschungsstelle im Statistischen Landesamt
Baden-Wiirttemberg.

Erwerbseinkommen seltener ausreichend fiir den Lebensunterhalt
Wer erwerbstétig ist, der begleicht in der Regel mit dem Erwerbseinkommen Uberwiegend
den eigenen Lebensunterhalt und den der Familie. Dies gilt auch fiir die meisten erwerbstéti-
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gen jungen Erwachsenen. Allerdings gewéhrleistete 1996 das Erwerbseinkommen und damit
auch die Ausiibung einer Erwerbstatigkeit wohl nicht mehr in dem Mal3e den Uberwiegenden
Lebensunterhalt der jungen Erwachsenen wie noch 1972. Anfang der siebziger Jahre bestrit-
ten 96 Prozent der jungen Erwachsenen mit dem aus ihrer Erwerbstatigkeit erzielten Ein-
kommen uberwiegend den Lebensunterhalt; 1996 waren es 93 Prozent der erwerbstatigen
jungen Erwachsenen (Schaubild 10). Besonders verlor in dieser Zeit das Erwerbseinkommen
seine Bedeutung fur den Lebensunterhalt bei den 18- bis 20jahrigen und den Frauen. Dar-
Uber hinaus féllt vor allem die verringerte Bedeutung des Erwerbseinkommens fiir den Le-
bensunterhalt bei den Alleinerziehenden und den Ehepaaren mit Kindern auf.

Tabelle 4: Erwerbstatige junge Erwachsene in Baden-Wiirttemberg 1972
und 1996 nach Lebensformen und finanzieller Selbstandigkeit
(in Prozent)

Finanzielle Selbstandigkeit

Lebensformen 1972 1996
Bei Eltern 94 91
Allein 99 95
Ehe ohne Kinder 99 96
Ehe mit Kindern 93 89
Alleinerziehend ohne Partner im Haushalt 100 73
Nichteheliche Lebensgemeinschaft ohne Kinder 100 (98)
Nichteheliche Lebensgemeinschaft mit Kindern 100 ()
Mit sonstigen Personen*) 99 94
Insgesamt 96 93

*) Uberwiegend ledige junge Erwachsene mit verwandten, verschwégerten oder familienfremden
Personen; z.B. Bruder mit verheirateter Schwester, die Kinder hat, gleichgeschlechtliche
Lebensgemeinschaften, Wohngemeinschaften.

Quelle: Mikrozensus, Statis-Bund; 1972: Wohnbevélkerung; 1996: Bevolkerung am Wohnsitz der
Lebensgemeinschatft.

Diese Entwicklung hat vermutlich folgende Grunde: Etwa ein Drittel der 18- bis 20jahrigen
besuchte 1996 noch eine berufliche Schule, und die im Rahmen des dualen Ausbildungssystems
erzielten Erwerbseinkommen dirften eher selten zur Uberwiegenden Sicherung des
Lebensunterhaltes ausgereicht haben. Der verringerten Bedeutung des Erwerbseinkommens fiir
den Lebensunterhalt bei den erwerbstétigen Frauen durften verschiedene Bedingungen
zugrunde liegen, die eng mit der jeweiligen Familienform zusammenhéngen (Tabelle 4).
Zunehmend tragen verheiratete junge Mutter mit einem eigenen Erwerbseinkommen zum
Lebensunterhalt der Familie bei. Gleichwohl ist es zumeist geringer als das des Partners. Dies
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nicht zuletzt aufgrund einer Teilzeitbeschéaftigung, die unter den erwerbstétigen Mittern in den
letzten Jahren zugenommen $iaduch die erwerbstétigen alleinerziehenden Miutter dirften
Mitte der neunziger Jahre eher Teilzeit arbeiten als noch zu Beginn der siebziger Jahre. Anstelle
des einzigen Erwerbseinkommens sichert nun jedoch die Sozialhilfe uUberwiegend den
Lebensunterhalt der Famife.

3. SchluBbemerkungen

Die Vielfalt der Lebensformen junger Erwachsener kann durch den Mikrozensus nur
eingeschrankt beschrieben werden. Ausschlaggebend dafir sind zwei Grunde: Als Quer-
schnitterhebung liefert der Mikrozensus kaum etwas uber den biographischen Pluralismus
der Lebensformen, das heil3t ,den Wechsel zwischen Familien gemischt mit und unterbro-
chen durch andere Formen des Zusammenleben- oder Alleinlebens im Lebenslauf des
einzelnen19 Durch die Konzentration auf den Haushalt als Erhebungseinheit bleiben
Lebensformen mit getrennten Haushalten wie das ,Living-apart-together”, die besonders
bei jungen Erwachsenen eine Rolle spielen dirften, unbeaéhmmcksichtigt man

diese Sachverhalte bei der Interpretation der Daten, erlaubt der Mikrozensus dennoch
reprasentative Aussagen uber den Wandel familialer und 6konomischer Lebenslagen
junger Erwachsener. Dabei bildeten bislang die jungen Erwachsenen den Ausgangspunkt
fur die Betrachtung. In aller Kiirze soll nun der Blick gewendet werden auf deren Le-
bensformen mit ihren 6konomischen Auffalligkeiten.

¢ Junge Erwachsene leben langer zu Hause. Von den jungen Ménnern und Frauen, die bei
ihren Eltern wohnten, waren 1972 rund 15 Prozent und 1996 etwa 27 Prozent zwischen 25
und 30 Jahre alt. Ein wesentlicher Grund fur den verzdgerten Auszug aus dem Elternhaus ist
sicherlich eine noch nicht abgeschlossene Ausbildung. In anderen Fallen durfte das eigene
Einkommen nicht ausreichen oder die berufliche Situation zu unsicher sein, um sich eine
eigene Wohnung leisten zu kdnnen. Aber es gibt noch andere Grinde: Das Verhéltnis
zwischen jungen Erwachsenen und ihren Eltern ist toleranter geworden. In den gréf3eren
Wohnungen der Eltern verfiigen die jungen Erwachsenen héufiger tber ein eigenes Zimmer.
Geborgenheit, vielleicht auch Bequemlichkeit werden dabei ebenso geschéatzt wie die

8 Siehe mit entsprechenden Literaturhinweisen Schmidt/Stutzer, 1996.

9 Vgl. auch die entsprechenden Anteile des angerechneten Einkommens am Bruttobedarf der
laufenden Hilfe zum Lebensunterhalt bei alleinerziehenden Frauen bei Presse- und Informationsamt

der Bundesregierung, 1997.

10 Zur zunehmenden Bedeutung einer biographischen Pluralisierung familialer und nichtfamilialer
Lebensformen siehe Beck (1986: 181 - 189).

11 Inrund 70 Prozent aller Partnerschaften mit getrennten Haushalten in den alten Bundesléandern
leben Personen zwischen 18 und unter 30 Jahren (siehe Schneider, 1996).
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geringen Kosten im ,Hotel Mama“. Denn nur jeder zweite, der bei seinen Eltern wohnt, hat
die Ausbildung noch nicht beendet. Einige von ihnen sind zudem erwerbstétig: Rund
62 Prozent der jungen Erwachsenen, die bei ihren Eltern wohnen, gehen einer
Erwerbstéatigkeit nach, und 56 Prozent finanzieren ihren Lebensunterhalt Giberwiegend durch
ihr eigenes Erwerbseinkommen. Die Eltern sichern nur bei 38 Prozent der zu Hause
lebenden jungen Erwachsenen maRgeblich deren Lebensunterhalt; weitere 6 Prozent sind
wesentlich auf staatliche Unterstiitzung angewiesen.

* Wer von den jungen Erwachsenen das Elternhaus verlassen hat, lebt heute haufiger
allein und seltener mit einem Partner als zu Beginn der siebziger Jahre. Nicht jeder, der
allein lebt, ist finanziell auch weitgehend selbsténdig: 72 Prozent verfiigen Uber ein Er-
werbseinkommen, mit dem sie ihren Lebensunterhalt Gberwiegend bestreiten kdnnen.
Demgegentber stehen rund 29 Prozent noch in Ausbildung, 15 Prozent sind auf den
Unterhalt der Eltern oder anderer Angehdriger wesentlich angewiesen und weitere
12 Prozent auf staatliche Unterstitzung, davon die eine Hélfte auf Bafég und die andere
Halfte auf Arbeitslosenunterstitzung oder Sozialhilfe.

« Ehe und Elternschaft verlieren, andere Lebensformen wie die nichteheliche Lebens-
gemeinschaft gewinnen in der Lebensphase der 18- bis 30jahrigen an Bedeutung. Wer
kinderlos mit einem Partner lebt, befindet sich vergleichsweise h&aufig noch in Ausbil-
dung: 8 Prozent der Verheirateten und 15 Prozent der Nichtverheirateten. Gleichwohl
sichern sie ihren Uberwiegenden Lebensunterhalt entweder Uber eine eigene Erwerbsta-
tigkeit oder durch den Unterhalt des Partners beziehungsweise der eigenen Eltern. Staat-
liche Transfers spielen bei kinderlosen Paaren kaum eine Rolle. Etwas anders ist die
finanzielle Situation in Familien mit Kindern: Deutlich haufiger hdngen sie von staatli-
chen Zahlungen ab - jeder zehnte junge Erwachsene in einer Ehe mit Kindern und sogar
etwa jeder funfte in einer nichtehelichen Lebensgemeinschaft mit Kindern. Bei den
verheirateten jungen Eltern ist hier vor allem die Sozialhilfe zu nennen, bei den nicht-
ehelichen Eltern neben der Sozialhilfe auch das Baf6g.

« Alleinerziehende sind heute wie schon zu Beginn der siebziger Jahre eher die Ausnahme.
Die 6konomische Situation der vornehmlich weiblichen Alleinerziehenden unterscheidet
sich noch einmal deutlich von der junger Eltern, die mit einem Partner zusammenleben.
Obwohl uber 90 Prozent der Alleinerziehenden nicht mehr in Ausbildung stehen, ist nur
jede(r) zweite erwerbstétig. Und sogar nur 38 Prozent kdnnen ihren Lebensunterhalt
hauptsachlich durch ein eigenes Erwerbseinkommen sichern. Aber jede(r) zweite
Alleinerziehende ist zur Uberwiegenden Sicherung des Lebensunterhaltes der Familie auf die
finanzielle Unterstitzung des Staates, und hier vor allem auf die Sozialhilfe, angewiesen

Abschlie3end sei noch folgende Bemerkung erlaubt: Die Bedingungen fir diesen Wandel der
Familienformen, Ausbildungs-, Erwerbs- und Einkommensstrukturen kénnen darin gesehen
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werden, was gemeinhin als Individudisierung bezeichnet wird, dso as zunehmende
Hervorhebung des einzelnen sowohl durch den einzelnen selbst as auch durch die
Gesellschaft. Individualisierung hat damit zwei Seiten: eine personliche und eine gesell-
schaftliche. Zum einen hat sich die Teilhabe des einzelnen an der Gesellschaft grundlegend
geéndert. Der einzelne steht heute eher distanzierter und kritischer gesellschaftlichen Anfor-
derungen und Erwartungen gegentiber. Persdnliche Entwicklungen aul3erhalb einer Partner-
schaft, wie etwa in Ausbildung und Beruf, riicken dabei zunehmend in den Vordergrund. Es
besteht grundsatzlich eine héhere Skepsis gegeniiber einer dauerhaften Partnerschaft. Zum
anderen haben sich gerade diese gesellschaftlichen Anforderungen und Erwartungen etwa
hinsichtlich Zusammenleben, Bildung und Erwerbstatigkeit gewandelt. Partnerschaft fordert
vom einzelnen engagierte ,Beziehungsarbeit®, die Erziehung von Kindern eine ,verantwor-
tete Elternschaft* von Mittern und Vatern. Von Frauen und Mannern gleichsam wird immer
haufiger eine qualifizierte und damit langere schulische und berufliche Ausbildung gefordert.
Und schliel3lich fordert der Arbeitsmarkt laufend hohere Flexibilitat bei Arbeitsort,
Arbeitszeit und Arbeitsrecht. Das Verhalten der jungen Erwachsenen nun aufgrund dieser
personlichen und gesellschaftlichen Erwartungen und Anforderungen gegebenenfalls mit
Egoismus gleichzusetzen, wére daher einseitig und vollig unangemessen.

Literatur

Beck, U., 1986: Risikogesellschaft: Auf dem Weg in eine andere Moderne, Frankfurt/Main.
Bertram, H., 1987: Jugend heute. Minchen.

Glatzer, W., 1997: Nichteheliche Lebensgemeinschaften. Wiesbaden.

Hartel, M., 1996: Auszug aus dem Elternhaus - "Nesthocker” und "Nestflichter’. S. 82 -
88 in: Bien, N. (Hrsg.), Familie an der Schwelle zum neuen Jahrtausend. Opladen.
Niemeyer, F., 1994: Nichteheliche Lebensgemeinschaften und Ehepaare - Formen der
Partnerschaft gestern und heute. Wirtschaft und Statistik, Heft 7. S. 504 - 517.

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung (Hrsg.) 1997: Laufende Hilfe zum
Lebensunterhalt Ende 1995. Sozialpolitische Umschau, Nr. 424.

Schmidt, H./Stutzer, E. 1996: Zur Erwerbsbeteiligung von Muttern in Baden-Wirttem-
berg. Baden-Wurttemberg in Wort und Zahl, Heft 2. S. 69 - 77.

Schneider, N., 1996: Partnerschaften mit getrennten Haushalten in den neuen und alten
Bundeslandern. S. 88 - 97 in: Bien, N. (Hrsg.), Familie an der Schwelle zum neuen Jahr-
tausend. Opladen.

Vaskovics, L. A., 1989: Familienabh&ngigkeit junger Erwachsener und Familienzyklus. S.
373 - 390 in: Bertram, H./Borrmann-Miiller, R./HUbner-Funk, S./Weidacher, A. (Hrsg.),
Blickpunkt Jugend und Familie. Weinheim.

Worner, M., 1998: Studiendauer und Alter der Hochschulabsolventen 1996. Baden-
Waurttemberg in Wort und Zahl, Heft 7. S. 304 - 307.



202 ZUMA-Nachrichten Spezial Band 6: Sozialstrukturanalysen mit dem Mikrozensus

Anhang

Schaubild 1: Junge Erwachsene in Baden-Wiirttemberg 1972 und 1996
nach Lebensformen und Alter

1972 in%

12

Insgesamt

Alter von ...
bis ... Jahren

18 - 20
21 -24
25 - 27
28 - 30
% Bei Eltern E Alleinerziehend ohne Partner im Haushalt
|:| Allein I]]]]] Nichteheliche Lebensgemeinschaft ohne Kinder

Ehe ohne Kinder Nichteheliche Lebensgemeinschaft mit Kindern

Mit sonstiaen Personen

I

Ehe mit Kindern
1) Uberwiegend ledige junge Erwachsene mit verwandten, verschwéagerten oder familienfremden Personen; z. B. Bruder mit
verheirateter Schwester, die Kinder hat, gleichgeschlechtliche Lebensgemeinschaften, Wohngemeinschaften.

Quelle: Mikrozensus, Statis-Bund; 1972: Wohnbevélkerung; 1996: Bevdlkerung am Wohnsitz der Lebensgemeinschaft;
Fehlende Anteile auf 100 % wegen kleiner und deshalb unsicherer Fallzahlen bei einzelnen Lebensformen.
Familienwissenschaftliche Forschungsstelle im Statistischen Landesamt Baden-W tirttemberg
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Schaubild 2: Junge Erwachsene in Baden-Wiirttemberg 1972 und 1996
nach Lebensformen und Staatsangehoérigkeit

1972 in % 1996

Staats-
angehdrigkeit

deutsch

nicht-
deutsch

% Bei Eltern E Alleinerziehend ohne Partner im Haushalt

|:| Allein Nichteheliche Lebensgemeinschaft ohne Kinder

ﬁ Ehe ohne Kinder
Ehe mit Kindern - Mit sonstigen Personen n

1) Uberwiegend ledige junge Erwachsene mit verwandten, verschwégerten oder familienfremden Personen; z. B. Bruder mit
verheirateter Schwester, die Kinder hat, gleichgeschlechtliche Lebensgemeinschaften, Wohngemeinschaften.

Nichteheliche Lebensgemeinschaft mit Kindern

Quelle: Mikrozensus, Statis-Bund; 1972: Wohnbevélkerung; 1996: Bevélkerung am Wohnsitz der Lebensgemeinschaft
Fehlende Anteile auf 100 % wegen kleiner und deshalb unsicherer Fallzahlen bei einzelnen Lebensformen.
Familienwissenschaftliche Forschungsstelle im Statistischen Landesamt Baden-Wrttemberg
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Schaubild 3: Junge Erwachsene in Baden-Wiirttemberg 1972 und 1996
nach Lebensformen und Geschlecht

1972 in %

A1) Geschlecht

Frauen

Ménner

=
(I

Alleinerziehend ohne Partner im Haushalt

Bei Eltern
|:| Allein

% Ehe ohne Kinder
Ehe mit Kindern - Mit sonstigen Personen

1) Uberwiegend ledige junge Erwachsene mit verwandten, verschwégerten oder familienfremden Personen; z. B. Bruder mit
verheirateter Schwester, die Kinder hat, gleichgeschlechtliche Lebensgemeinschaften, Wohngemeinschaften.

Nichteheliche Lebensgemeinschaft ohne Kinder

Nichteheliche Lebensgemeinschaft mit Kindern

Quelle: Mikrozensus, Statis-Bund; 1972: Wohnbevélkerung; 1996: Bevélkerung am Wohnsitz der Lebensgemeinschaft
Fehlende Anteile auf 100 % wegen kleiner und deshalb unsicherer Fallzahlen bei einzelnen Lebensformen.
Familienwissenschaftliche Forschungsstelle im Statistischen Landesamt Baden-Wirttemberg
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Schaubild 4: Junge Erwachsene in Baden-Wiirttemberg 1972 und 1996
nach Alter, Geschlecht und Schulbesuch

Schularten insgesamt in % (Fach-)Hochschule

: Insgesamt

\

Alter von ...

18 - 20

s

21 -24
20

25-27 5
/M
IE

28-30 7

7| HE
e m

1972

/) 1996

Quelle: Mikrozensus, Statis-Bund; 1972: Wohnbevoélkerung; 1996: Bevolkerung am Wohnsitz der Lebensgemeinschaft.
Familienwissenschaftliche Forschungsstelle im Statistischen Landesamt Baden-Wirttemberg
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Schaubild 5: Junge Erwachsene in Baden-Wiirttemberg 1972 und 1996
nach Alter und Stellung im Erwerbsleben

1972 in %

Insgesamt

Alter von ...
bis ... Jahren

18 - 20

21-24

25 -27

28 - 30

”]]]]] erwerbstéatig

erwerbslos

nichterwerbstétig

Quelle: Mikrozensus, Statis-Bund; 1972: Wohnbevélkerung; 1996: Bevdlkerung am Wohnsitz der Lebensgemeinschaft
Familienwissenschaftliche Forschungsstelle im Statistischen Landesamt Baden-W iirttemberg
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Schaubild 6: Junge Erwachsene in Baden-Wiirttemberg 1972 und 1996
nach Geschlecht und Stellung im Erwerbsleben

1972 in%
Geschlecht
Frauen
Manner
87

I]]]]] erwerbstatig

erwerbslos

1996

nichterwerbstétig

Quelle: Mikrozensus, Statis-Bund; 1972: Wohnbevoélkerung; 1996: Bevolkerung am Wohnsitz der Lebensgemeinschaft.
Familienwissenschaftliche Forschungsstelle im Statistischen Landesamt Baden-W urttemberg
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Schaubild 7: Erwerbslosigkeit1) junger Erwachsener in Baden-
Wiirttemberg 1996 nach Alter, Geschlecht und Lebensformen

%//////////////////////////////A . Geschle:ht

Alleinerziehend ohne Partner im Haushalt

die Kinder hat,

Baden-Wirttemberg
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Schaubild 8: Junge Erwachsene in Baden-Wiirttemberg 1972 und 1996
nach Alter und liberwiegendem Lebensunterhalt

1972 in % 1996
insgesamt
Alter von ...
bis ... Jahren
18 - 20
21-24
25 -27
28 -30
W Erwerbstatigkeit - Sozialhilfe
|:| Arbeitslosengeld/-hilfe Bafog?
- Unterhalt! E Sonstige?
Quelle: Mikrozensus, Statis-Bund; 1972: Wohnbevdlkerung; 1996: Bevélkerung am Wohnsitz der Lebensgemeinschaft.
Fehlende Anteile auf 100 % wegen kleiner und deshalb unsicherer Fallzahlen bei einzelnen Einkommensquellen.
Familienwissenschaftliche Forschungsstelle im Statistischen Landesamt Baden-Wiirttemberg
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Schaubild 9: Junge Erwachsene in Baden-Wiirttemberg 1972 und 1996
nach Geschlecht und liberwiegendem Lebensunterhalt

in %

Geschlecht

Frauen

Manner

Erwerbstatigkeit

D Arbeitslosengeld/-hilfe

Unterhalt”

1) Unterhalt durch Eltern, Enemann/Ehefrau oder andere Angehérige. - 2) Nur 1996: Sonstige Unterstiitzungsleistungen (z.B. Bafég, Stipendium). -
3) Eigenes Vermdgen, Vermietung, Zinsen, Altenteil, Rente, Pension, 1996 auch Leistungen aus der Pflegeversicherung.

Quelle: Mikrozensus, Statis-Bund; 1972: Wohnbevolkerung; 1996: Bevolkerung am Wohnsitz der Lebensgemeinschaft.
Fehlende Anteile auf 100 % wegen kleiner und deshalb unsicherer Fallzahlen bei einzelnen Einkommensquellen.
Familienwissenschaftliche Forschungsstelle im Statistischen Landesamt Baden-W(rttemberg
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Schaubild 10: Finanzielle Selbstandigkeit erwerbstatiger junger
Erwachsener in Baden-Wiirttemberg 1972 und 1996 nach
Alter und Geschlecht




212 ZUMA-Nachrichten Spezial Band 6: Sozialstrukturanalysen mit dem Mikrozensus

METHODISCHE UND EMPIRISCHE
ERGEBNISSE ZUR ABBILDUNG VON
FAMILIENPHASEN MIT MIKROZENSUS-DATEN

ERICH STUTZER

amilien sehen sich im Laufe ihres Familienlebens unterschiedlichen gesellschaftlichen

Erwartungen, Bedurfnissen ihrer Mitglieder, Aufgaben, Belastungen und Problemlagen
ausgesetzt. Eine Familienpolitik, die phasenspezifisch und damit zugleich adressatenspezi-
fisch zur Sicherung der familialen Funktionsfahigkeit beitragen will, bedarf exakter und
abgesicherter Informationen Uber die Lebenslagen von Familien in unterschiedlichen Ab-
schnitten ihres Familienlebens. In dieser Abhandlung wird ein Familienphasenkonzept vor-
gestellt, das mdglichst umfassend lebens- und familienphasenspezifische Problemlagen
beriicksichtigt. Die Operationalisierung des Konzepts erfolgt auf der Basis von Daten des
Mikrozensus. Schlie3lich werden empirische Ergebnisse Uber demographische Strukturen
von Familien in unterschiedlichen Familienphasen prasentiert.

Families are facing during their family-career different social expectations, needs of
their members, tasks, burdens and difficulties. Family policy which is meant to con-
tribute to ensure efficiency of family affairs, services and performances has to consider
varying situations of families. For this purpose family policy needs exact informations on
families in different phases of their family-careers. This essay presents a family-phases-
concept that considers, as far as possible, specific problems in different family and life
courses. Microcensus data are used for the concept's operationalization. Finally some
empirical data on families in different family phases are presented.

1. Die Bedeutung einer familienphasenspezifischen
Betrachtung

Familien sind keine statischen Gebilde, sondern unterliegen einer Dynamik. Im Laufe des
Familienzyklus &ndern sich Familienkonstellationen, familiale Aufgaben sowie wirt-
schaftliche Situationen: Es werden Kinder geboren, und die Haushaltsgréf3e nimmt zu. In
einem gewissen Alter verlassen die Kinder das Elternhaus, und der Haushalt wird wieder
kleiner. Die Bedurfnisse der Kinder nehmen mit ihrem Alter zu - und damit die Kosten,
die dem Haushalt entstehen. Gleichzeitig nimmt jedoch der Erziehungs- und Betreuungs-
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aufwand ab, die Kinder werden selbstandiger. So kdnnen womdéglich beide Elternteile von
alteren Schulkindern eine Erwerbstétigkeit ausuben, wahrend bei Familien mit kleineren
Kindern in der Regel nur auf ein Erwerbseinkommen zuriickgegriffen werden kann. Auch
bei kinderreichen Familien steht meist nur ein Erwerbseinkommen zur Verfugung. Fa-
milien sind also hinsichtlich ihrer Lebenssituation, ihrer Probleme und Bedurfnisse keine
homogene gesellschaftliche Gruppe.

Je nachdem, in welcher Familienphase sich eine Familie befindet, das heif3t, ob es sich um
eine Familie mit Kleinkindern, mit Schulkindern oder mit gréReren Kindern handelt,
stehen Familien hinsichtlich des Wohnungsbedarfs, des materiellen Bedarfs, der Ein-
kommensverhaltnisse, der Mdglichkeiten der Vereinbarkeit von Beruf und Familie oder
beziiglich des Bedarfs an institutioneller Hilfe vor unterschiedlichen Problemen, Anspri-
chen und Anforderungen.

Um diesen Unterschieden Rechnung zu tragen, sind Familien phasenspezifisch differen-
ziert zu betrachten. Der Vorteil bei dieser Vorgehensweise liegt insbesondere darin, Pro-
blemlagen von Familien unter Berlcksichtigung lebenszeitlich wechselnder familialer
Aufgabenfelder besser berlcksichtigen zu kénnen als unter Zuhilfenahme nur von Va-
riablen wie etwa Alter oder der Familiengréf3e. So werden z.B. Wohnungsversorgung und
-bedarf, Einkommensverhéltnisse oder die Erwerbsbeteiligung (von Frauen) starker von
der jeweiligen Familienphase als von anderen Determinanten bestimmt. Deshalb bietet
sich zur Analyse familienspezifischer Belastungssituationen eine familienphasenorien-
tierte Verortung der Familien an.

2. Ein Konzept zur Abbildung von Familienphasen

Mit den ,Grundstrukturen eines Familienphasenkonzepts* (Abbildung 1) ist es mdglich,
unterschiedlichste Lebensverlaufe nachzuvollziehen. In Abbildung 1 werden die phasen-
spezifischen Stationen im Lebensverlauf von Familien durch Rechtecke und die charakte-
ristischen Ereignisse, die zu neuen Stationen fiihren, durch Rauten gekennzeichnet. Die
durchgezogenen bzw. gestrichelten Linien geben die Richtung des Ubergangs an, wobei
gestrichelte Linien zwar theoretisch denkbare, in der Praxis aber eher unwahrscheinliche
Ubergénge bezeichnen. Ddsppelt umrandete Quadrat bildet inhaltlich den Ausgangs-
punkt der Abbildung; von hier aus kdnnen alle denkbaren ehe- und/oder familienbezo-
genen Karrieren eines kinderlos Alleinlebenden nachvollzogen werden.

1 Zu dieser Thematik siehe z.B. Priest 1981; Schneewind 1987; United Nations 1969; WHO-
Report 1976.
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Abbildung 1: Grundstrukturen eines Familienphasenkonzeptes
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Idealtypisch sind nun drei charakteristische Ereignisse zu unterscheiden, die eine familial
bedeutsame Entwicklung eréffnen: Die alleinlebende Person kann eine Ehe schlieen, sie
kann mit einem Partner zusammenziehen und eine nichteheliche Lebensgemeinschaft
griinden oder sie wird durch die Geburt eines Kindes zu einem alleinerziehenden Eltern-
teil. Damit haben sich bereits drei grundlegende familiale Entwicklungsmuster erschlos-
sen:

¢ Das nichteheliche Zusammenleben mit einem Partner
. Das eheliche Zusammenleben
¢ Das Zusammenleben mit einem Kind, aber ohne Partner

Diese drei unterschiedlichen Familientypen sind in Abbildung 1 optisch durch die drei
waagerechten Blocke unterschieden. Der obere Block zeigt Familienphasen nichtehelicher
Lebensgemeinschaften, der mittlere die von Ehepaaren und der untere die von Alleiner-
ziehenden.

Neben diesen waagerechten Blocken fallen drei weitere, senkrechte Blocke auf. Mit die-
sen Blécken lassen sich zunachst drei groRe Phasen unterscheiden:

. Die vorfamiliale Phase
¢ Die aktive Familienphase
. Die nachfamiliale Phase

Der links liegende Block reprasentiert die vorfamiliale Phase. Fur alle drei Familientypen
endet diese Phase durch die Geburt eines Kindes. Es schlief3t sich der zweite senkrechte
Block an, der die aktive Familienphase umschreibt. Auch diese Phase endet fir alle drei
Familientypen durch das gleiche charakteristische Ereignis: den Auszug des letzten Kin-
des aus dem Elternhaus. Dem Auszug des letzten Kindes aus dem Elternhaus folgt
schlieRlich die ,nachelterliche Phase“.

Die Grundstrukturen dieses Familienphasenkonzepts ermdglichen damit einerseits eine
Unterscheidung von drei Familientypen, andererseits eine Unterscheidung verschiedener
Familienphasen, die noch stérker differenziert betrachtet werden kénnen. Im Mittelpunkt
des Interesses steht natirlich die aktive Familienphase. Die Familie wird mit der Geburt
des ersten Kindes gegriindet. Familien, deren erstes Kind noch unter drei Jahren ist, haben
Kleinkinder. Familien, deren erstes Kind zwischen drei und sechs Jahren ist, sind Fami-
lien mit Vorschulkinderr? Ist das erste Kind noch unter 15 Jahren, laRt sich von Familien

2 Solche Familien kénnen natirlich auch noch Kinder unter drei Jahren haben. Aus analytischen
Grunden wird hier jedoch auf das Alter des altesten Kindes abgehoben. Entsprechendes gilt auch fur
die Abgrenzung der im Text folgenden Familien.
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mit Schulkindern sprechen. Sobald das erste Kind eine Ausbildung beginnt, haben diese

Familien Kinder in Ausbildung. Beendet das erste Kind die Ausbildung, sind schlief3lich
Familien mit erwerbsfahigen (und meist erwerbstatigen) Kindern vorzufinden. In der
nachelterlichen Phase, die an die mit dem Auszug des letzten Kindes aus dem Elternhaus
endende aktive Familienphase anschlief3t, werden zwei weitere Stationen unterschieden,
die sich durch die Beendigung der Erwerbstétigkeit des zuletzt erwerbstéatigen Ehepart-
ners voneinander trennen lassen.

Das hier vorgestellte Familienphasenkonzept ermdglicht es im uibrigen auch, Ubergéange
zwischen den einzelnen Familientypen und -phasen nachzuvollziehen. Es berticksichtigt
damit die Komplexitat und Differenziertheit moderner Lebenslaufe, ohne der Gefahr einer
Einzelfalldarstellung zu erliegen, und es la3t erkennen, welche statistischen Bestands- und
Prozessdaten notwendig sind, um sowohl die Stationen in der Familienentwicklung als
auch die dahinter stehenden Ubergénge statistisch abbilden zu kénnen. Es wird deutlich,
daRR Familienkarrieren nur dann statistisch nachvollziehbar sind, wenn die erforderlichen
Daten jeweils Art und Zeitpunkt des Beginns und Endes einer Phase bzw. eines Ereignis-
ses umfassen. Nur dann lassen sich z.B. Erst-Ehen von Zweit-Ehen unterscheiden, nur
dann kann z.B. fur Alleinerziehende differenziert dargestellt werden, ob diese zeitlebens
alleinerziehend waren oder ob sie zuvor in einer Ehe oder nichtehelichen Lebensgemein-
schaft gelebt haben.

Die Operationalisierung dieses umfassenden Konzepts mit den Daten des Mikrozensus
zeigt ein betréchtliches Miverhaltnis zwischen erforderlichem Datenmaterial und den

von der amtlichen Statistik bereitgestellten Daten. Das MiRverhéltnis zwischen vorhande-

ner und erforderlicher Datenlage zeigt sich z.B. in der Abgrenzung der Familienphasen.

Vor- und nachelterliche Phase, in denen jeweils keine Kinder mehr in der Familie leben,

kénnen nicht mit Sicherheit unterschieden werden, da im Mikrozensus die Angabe der
jemals geborenen Kinder fehlt. Eine Unterscheidung zeitlebens kinderloser Paare von
Paaren in der nachelterlichen Phase ist damit nicht mdglich. Im Mikrozensus werden nur
im Haushalt bzw. in der Familie lebende Kinder erfaf3t. Kinder, die bereits den elterlichen

Haushalt verlassen haben, kdnnen nicht mehr dem Elternhaus zugeordnet werden.

Der Mangel an ProzefRdaten im Mikrozensus verhindert schlie3lich das Aufzeichnen der
Ubergénge zwischen den Stationen. Art, Zeitpunkt und Dauer fritherer Ereignisse werden
nicht erfa®t. Die mit dem Begriff der biographischen Pluralisierung familialer Lebenswei-

sen umrissene Ausdifferenzierung von bzw. Durchlassigkeit zwischen Familientypen und
Familienphasen, die mit dem Familienkonzept theoretisch nachvollziehbar sind, kénnen
in der Realitat durch die Einschrdnkungen des Datenmaterials nicht nachvollzogen wer-
den. Zwar wird der Familienstand erhoben, was eine erste, grobe familientypische Veror-
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tung mdoglich macht, jedoch wird nichts Uber den Lebensweg bekannt, da retrospektive
Fragen, mit deren Hilfe sich Lebensverldufe rekonstruieren lieRen, im Mikrozensus fehlen.

Gleichwohl hat der Mikrozensus entscheidende Vorteile, die es auch fur eine phasen-
orientierte Familienstrukturbeobachtung zu nutzen gilt. Diese Vorteile liegen einerseits in
der Bestandigkeit und Vergleichbarkeit bestimmter Daten Uber lange Zeitraume, anderer-
seits in der Gr6éRe der Stichprobe. Eine Auswertung des Mikrozensus kann vor allem
durch die konsequente, systematische und problembezogene Kombination der (verfligba-
ren) Merkmale Familienstand, Heiratsalter und Lebensalter der Ehefrau sowie Anzahl und
Alter der Kinder in der Familie zur Entwicklung einer Familientypologie fiihren, die
indirekt auch Familienphasen bzw. -karrieren in die Betrachtung mit einbezieht. Somit
ware ein Modell zu entwickeln, das unter der Bedingung des zur Verfigung stehenden
Datenmaterials des Mikrozensus das Familienphasenkonzept mdglichst gut nachzeichnet
und damit phasen- und adressatenspezifische Ergebnisse liefert. Hierzu wird im folgenden
zunéchst eine Familientypisierung, danach eine Familienphasenbildung auf der Grundlage
des Mikrozensus vorgeschlagen.

3. Operationalisierung: Familientypisierung und Familienphasen

Es erscheint zunéchst sinnvoll, drei Typen von Familien zu unterscheiden, wie sie auch in
den Grundstrukturen eines Familienphasenkonzepts auftreten:

e Zusammenlebende Ehepaare mit Kindern in der Familie
e Alleinerziehende Mutter und Vater
¢ Nichteheliche Lebensgemeinschaften mit Kindern

Im Sinne eines Phasenkonzepts erscheint es dariber hinaus sinnvoll, auch zusammenle-
bende Ehepaare ohne Kinder und nichteheliche Lebensgemeinschaften ohne Kinder zu
berlicksichtigen. Damit ware die Tatsache beachtet, dal3 ¢taseéinder einer vor- oder
nachelterlichen Phase angehdren kdnnen. Gleichzeitig wéare damit ein Vergleich zwischen
kinderlosen Paaren und Paaren mit Kindern moglich.

Zur Abgrenzung von Familienphasen missen sodann aus methodischer Sicht die einzelnen
Phasen so abgegrenzt werden, dafld sie méglichst gut die Dynamik einer ,Familienkarriere®
mit ihren zeitlich unterschiedlichen Aufgaben und Anforderungen reprasentieren. Aus

familienpolitischer Perspektive sind zur Abgrenzung von Familienphasen sowohl demo-

graphische wie auch phasenspezifische ékonomische, soziologische und sozialpsychologi-
sche Rahmenbedingungen zu bericksichtigen. Deshalb wird fur verheiratet zusammenle-
bende Ehepaare in der aktiven Familienphase eine Phaseneinteilung gesucht, die sowohl
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demographische wie auch wirtschaftliche, soziapsychologische und soziale Rahmenbedin-
gungen so verknupft, daf? sich mdglichst homogene Gruppen unterscheiden lassen.

Samtliche Ereignisse, die auf die Familienkarriere einwirken oder durch diese beeinfluf3t
werden, stehen in einem mehr oder weniger direkten Zusammenhang zum Zeitablauf. Zur
Analyse familialer Entwicklungen bietet sich deshalb die Ehedauer als Zeitachse an,
entlang welcher sich sowohl demographische Prozesse als auch soziotkonomische und
sozialpsychologische Verénderungen vollziehen. In demographischer Hinsicht ist - wie
ein Blick auf Tabelle 1 bestétigt - der Zusammenhang zwischen Ehedauer und Geburten-
folge offensichtlich. Spalte 1 zeigt die Aufteilung aller ehelichen Geburten im Jahre 1996
nach der Ehedauer. Der Anteil an allen Geburten liegt im ersten Ehejahr bei 9 Prozent,
steigt im zweiten Ehejahr auf knapp 15 Prozent und sinkt danach kontinuierlich ab.

In den ersten drei Ehejahren werden 36 Prozent aller Kinder geboren, in den folgenden
sieben Ehejahren 53 Prozent. Nach mehr als zehn Ehejahren werden nur noch ca.
11 Prozent aller Kinder geboren. Eine Differenzierung nach Ehedauer und Lebendgebur-
tenfolge ergibt ein detaillierteres Bild. Im statistischen Durchschnitt wird das erste Kind
nach zweieinhalb Ehejahren, das zweite Kind nach funfeinhalb Jahren, das dritte Kind
nach achteinhalb Jahren und weitere Kinder nach uber zehn Ehejahren geboren. Von den
ersten Kindern werden gut zwei Drittel in den ersten drei Ehejahren, Uber 95 Prozent in
den ersten zehn Ehejahren geboren. Die Geburt zweiter Kinder erfolgt seltener in den
ersten drei Ehejahren. Der zeitliche Schwerpunkt der Geburt zweiter Kinder liegt bei einer
Ehedauer von drei bis sechs Jahren. Zwischen dem dritten und zehnten Ehejahr werden
mehr als drei Viertel der zweiten Kinder geboren. Eine dhnliche Entwicklung zeigt sich fir
die Geburt dritter Kinder. Guiwei Drittel der dritten Kinder werden nach einer Ehedauer
von drei bis zehn Jahren, knapp ein Drittel nach zehn bis achtzehn Jahren geboren. Vierte
oder weitere Kinder werden zu 38 Prozent nach drei bis zehn Ehejahren, zu 52 Prozent nach
zehn bis achtzehn Ehejahren geboren, 9 Prozent schlie3lich noch spéter.

Dieser klare und naheliegende Zusammenhang zwischen zeitlicher Entwicklung der Ehe
und Lebendgeburtenfolge liefert erste Anhaltspunkte fiir eine Phasenabgrenzung aus
demographischer Sicht:

e Zwei Drittel der ersten Kinder (etwas mehr als ein Drittel aller ehelichen Geburten)
werden in den ersten drei Ehejahren geboren.

* Ein Drittel der ersten Kinder, drei Viertel der zweiten Kinder und zwei Drittel der
dritten Kinder (insgesamt 53 Prozent aller ehelichen Geburten) werden nach drei bis
zehn Ehejahren geboren.

* Mehr als ein Viertel der dritten Kinder und die Halfte der vierten oder weiterer Kinder
(damit 10 Prozent aller ehelichen Geburten) nach zehn bis achtzehn Ehejahren.
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*  Nach mehr ds achtzehn Ehgjahren erfolgen nur noch 1 Prozent dler ehdichen Geburten.

Tabelle 1: Ehelich Lebendgeborene in Baden-Wiirttemberg 1996 nach
Lebendgeburtenfolge und Ehedauer der Mutter

Ehelich lebendgeborene ... Kinder in der bestehenden Ehe
Ehedauer von ... bis| Insgesamt 1 2. 3. 4. und weitere
unter ... Jahren
Anzahl
0-1 9.554 8.903 585 60 6
1- 2 14.770 13.272 1.346 121 31
2- 3 12.059 8.207 3.574 243 35
unter 3 36.383 30.382 5.505 424 72
% 36 67 15 3 1
3- 4 11.936 5.223 6.166 486 61
4- 5 11.053 3.317 6.687 936 113
5- 6 9.229 2.102 5.611 1.342 174
6- 7 7.698 1.433 4.315 1.640 310
7- 8 5.955 870 3.075 1.590 420
8- 9 4.842 613 2.220 1.548 461
9-10 3.542 412 1.377 1.292 461
3-10 54.255 13.970 29.451 8.834 2.000
% 53 31 78 67 38
10-12 4,735 495 1.540 1.717 983
12-14 2.656 228 688 982 758
14-16 1.616 110 345 571 590
16-18 989 62 179 337 411
10-18 9.996 895 2.752 3.607 2.742
% 10 2 7 28 52
18 und mehr 842 46 121 230 445
% 1 0 0 2 8
Insgesamt 101.476 45.293 37.829 13.095 5.259

Familienwissenschaftliche Forschungsstelle im Statistischen Landesamt Baden-Wurttemberg.

Auch in soziobkonomischer und sozialpsychologischer Hinsicht erweist sich die
Ehedauer als geeigneter Indikator familienphasenspezifischer Veranderungen. Es leuchtet
unmittelbar ein, da® sich mit zunehmender Ehedauer und steigendem Alter der Ehepartner
das familiale Alltagsmanagement, die finanziellen Ressourcen oder auch die materielle
Ausstattung der Familien &ndern und tendenziell verbessern. So wird das
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Alltagsmanagement bei jungen Ehen, etwa nach der Geburt des ersten Kindes, andere
Probleme aufwerfen als bei den schon lédnger bestehenden Ehen, bei denen vielleicht
gerade das letzte Kind im Begriff ist, das Elternhaus zu verlassen. Und auch Fragen der
materiellen Ausstattung der Familien bzw. der finanziellen Ressourcen werden am Beginn
einer ,Familienkarriere* eine gréfRere, zumindest eine andere Bedeutung haben als nach
10 oder 15 Ehejahren. Geht man nun davon aus, da es unter vielerlei Aspekten eine
gewisse Gleichartigkeit der Lebenslagen und auch der Problemlagen von Familien
wahrend ihrer Griindungsphase oder zu unterschiedlichen Stadien ihrer Entwicklung gibt,
dann bildet die Zeitachse dieser Entwicklung - die Ehedauer - tatsdchlich eines der
wesentlichen Gliederungskriterien, um typische Familienphasen auf der Basis des
Mikrozensus abzugrenzen.

Fur eine erste Phasenabgrenzung Uber die Ehedauer, die das Zusammenspiel von demo-
graphischen Gesichtspunkten, dkonomischen und soziologischen Rahmenbedingungen
sowie sozialpsychologischen Entwicklungen in der Familie beriicksichtigt, werden in dem
hier vorgestellten Konzept zunéchst fiinf Ehedauergruppen unterschieden:

¢ Ehedauer 0 bis unter 3 Jahre,

. Ehedauer 3 bis unter 10 Jahre,

¢ Ehedauer 10 bis unter 18 Jahre,

. Ehedauer 18 bis unter 28 Jahre und
¢ Ehedauer 28 und mehr Jahre.

Die erste Phase mit einer Ehedauer bis zu drei Jahren beschreibt die Lebenssituation der
durch EheschlieBung und die Geburt eines Kindes neu gegrindeten Familie und soll
deshalb auch al6riindungsphase bezeichnet werden. Basdere Problemlagen kénnen

in dieser Phase durch die erstmalige Ubernahme der Elternrolle, aber auch durch finan-
zielle, partnerschaftliche oder arbeitsorganisatorische Umstellungen auftreten. Finanzielle
Probleme erwachsen hier insbesondere aus dem haufig anzutreffenden Ausscheiden der
Frau aus der Erwerbstétigkeit nach der Geburt eines Kindes. Ebenso sind Belastungen
aufgrund der veréanderten Wohnbedurfnisse, die mit der FamilienvergroRerung haufig
einhergehen, vorstellbar.

In die zweite Phase, di&ufbauphase, die mit einer Ehedauer von drei bis unter zehn
Jahren abgegrenzt wird, fallt im Durchschnitt die Geburt des zweiten und mdglicherweise
eines dritten Kindes. Seltener wird in dieser Phase das erste Kind geboren. In dieser Phase
werden von vielen Eltern Entscheidungen im Bereich des generativen Verhaltens getrof-
fen, die sich auf den gesamten Lebensentwurf auswirken kdnnen. Die wirtschaftlichen
Perspektiven sind durch den Aufbau der materiellen Familienexistenz gekennzeichnet, die
soziologischen und sozialpsychologischen Aspekte betreffen vor allem den Aufbau neuer
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Rollenkonfigurationen und Beziehungsgeflechte innerhalb und auRerhalb der Familien.
Unter familienpolitischen Gesichtspunkten ist es in dieser Phase von besonderem In-
teresse, wie sich Elternschaft und auBerhausliche Erwerbstéatigkeit, gerade auch fur Fami-
lien mit mehreren Kindern, verbinden lassen, bzw. wie sich Aufgabe oder Reduzierung
einer Erwerbstétigkeit auf das Familieneinkommen auswirken. Mit der Geburt weiterer
Kinder kdbnnen wiederum Belastungssituationen im Wohnbereich entstehen.

Die Aufbauphase kann unterschieden werden von einer weiteren achtjahrigen Phase, die
als Stabilisierungsphase bezeichnet wird. Die Familienerweiterung ist weitgehend abge-
schlossen, d.h. der weitaus Uberwiegende Teil der Familien hat seine endgultige Familien-
gréRRe erreicht, auch wenn in dieser Phase noch vereinzelt dritte und weitere Kinder gebo-
ren werden kdnnen. Gleichzeitig steht fir diese Familienphase zu erwarten, dafl3 die Kin-
der das Elternhaus noch nicht verlassen haben, weshalb hier mit den im Durchschnitt
hdchsten Kinderzahlen zu rechnen ist. Die Rollenkonfigurationen und sozialen Bezie-
hungsgeflechte diirften sich stabilisiert haben. Die finanzielle Lage wird zwar meist besser
als in der Aufbauphase sein, weil einerseits der alleinverdienende Elternteil in seiner
Erwerbskarriere weiter fortgeschritten ist und andererseits viele Frauen bereits zumindest
als Teilzeitbeschéaftigte wieder in das Erwerbsleben zuriickgekehrt sein werden. Anderer-
seits durfte sich der Vorsprung kinderloser Paare, bei denen beide Partner erwerbstétig
sind, vergréRert haben. Auch die Wohnsituation durfte sich, zumindest wenn keine weite-
ren Geburten erfolgten, stabilisiert haben.

Die vierte Phase mit einer Ehedauer von achtzehn bis unter achtundzwanzig Jahren soll als
konsolidierte Phase bezeichnet werden. Es werden bis auf wenige Ausnahmen keine weite-
ren Kinder mehr geboren. Die durchschnittliche Kinderzahl durfte im Vergleich zur Stabili-
sierungsphase leicht gesunken sein, da die ersten Kinder das Elternhaus bereits verlassen
haben. Auch die jingsten Kinder haben bereits ein gewisses Alter erreicht, so dal3 die typi-
schen Probleme fur Familien mit Kleinkindern (unter 3 Jahren) fur diese Phase nicht mehr
zutreffen. Die Einkommenslage durfte in dieser Familienphase im Durchschnitt glinstig sein,
da einerseits haufig wieder zwei Einkommensbezieher anzutreffen sind, und andererseits
diese in ihrer Erwerbskarriere eine relativ hohe Einkommensposition erreicht haben durften.
Gleichzeitig ist jedoch auch mit htheren Aufwendungen fir die Kinder, insbesondere fur
solche in Ausbildung, zu rechnen. Im Wohnbereich sind, zumindest im Durchschnitt, keine
Veranderungen zu erwarten. Somit ist im Hinblick auf familienphasenspezifische 6konomi-
sche und soziale Rahmenbedingungen eine Konsolidierung eingetreten, auch wenn in dieser
Phase neuartige Probleme zwischen den Ehepartnern, im Verhaltnis zu den Kindern oder
auch zur familialen Umwelt auftreten kdnnen.
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In der letzten Phase, die mit einer Ehedauer von mehr als achtundzwanzig Jahren abge-

grenzt wird, erfolgt eéine Umorientierung in den Familien: Die letzten Kinder verlassen

das Elternhaus, der Ubergang in den Ruhestand steht bevor, die nachelterliche Phase
kindigt sich an. Die Phase stellt Umorientierungserfordernisse im Hinblick auf neue
alters- und familienspezifische Probleme und Herausforderungen.

Die empirische Uberpriifung der so abgegrenzten Familienphasen anhand von baden-
wirttembergischen Mikrozensusdaten zeigt jedoch, daf} eine Abgrenzung allein Uber die
Ehedauer nicht gentigt, um mdglichst homogene Familien mit familienphasenspezifisch
ahnlich gelagerten Konstellationen zu definieren. Nach den bisherigen Uberlegungen sind
Ehedauer und Alter des &ltesten Kindes korrelativ verknupft. Eine empirische Kombina-
tion dieser beiden Merkmale zeigt allerdings Unstimmigkeiten. In Tabelle 2 erfolgt eine
Differenzierung von Ehepaarfamilien mit Kindern nach der Ehedauer und dem Alter des
altesten Kindes. Betrachtet man zunachst die Aufteilung nach der Ehedauer (Spalten 1
und 2), so ergibt sich folgendes Bild: Von den 13 785 Familien, die in der Mikrozensus-
stichprobe konkret befragt wurden (und somit rund 1,38 Millionen Familien in Baden-
Waurttemberg représentieren), machten 9 Prozent keine Angabe zum Eheschlieungsjahr.

Tabelle 2: Haufigkeitsverteilung von Ehepaaren mit Kindern nach der
Ehedauer und dem Alter des altesten Kindes
Ehedauer Alter des altesten Kindes von ...bis unter Jahren
von... Insgesamt unte 3-6 6-10 10-15 1518 18fund
bis unter... 3 alter
Jahren in100| in% in %
0- 3 538 4 72 | / / / / /
3-10 2 405 19 30 36 27 3) 2) (2
10-18 2914 23 / | 6 30 47 13 3
18 - 28 4073 33 / / (2) 8 22 68
28 und mehr 2 553 21 - / / / (4) 94
Zusammen 12 438 100
Mit Angabe 12 438 91
Ohne Angabe 1302 9
Insgesamt 13785 100

Ergebnisse des Mikrozensus Baden-Wirttemberg. Bevolkerung am Familienwohnsitz.
Familienwissenschaftliche Forschungsstelle im Statistischen Landesamt Baden-Wurttemberg.



Stutzer: Methodische und empirische Ergebnisse zur Abbildung von Familienphasen... 223

Von den restlichen 12 483 Familien (91 Prozent) hatten 4 Prozent eine Ehedauer von

unter drei Jahren angegeben, bel 19 Prozent betrug die Ehedauer drel bis zehn Jahre, bel

23 Prozent zehn bis achtzehn Jahre, bei 33 Prozent achtzehn bis achtundzwanzig Jahre

und bei 21 Prozent mehr als achtundzwanzig Jahre. Schon die weitergehende Aufteilung

der Familien nach dem Alter des é&ltesten Kindes zeigt dann allerdings die erhebliche
Inhomogenitat der Phasenabgrenzung nur tber das Merkmal der Ehedauer. In der mit
Griindungsphase bezeichneten Ehedauangpe befinden sich in der Stichprobe 538
Familien, davon 72 Prozent mit einem altesten Kind von unter drei Jahren, aber auch
28 Prozent, deren &ltestes Kind uber drei Jahre ist. Dies widerspricht der Definition einer
Familie in der Grindungsphase. Familien mit einer Ehedauer von unter drei Jahren, deren
altestes Kind aber alter als drei Jahre alt ist, kbnnen Stieffamilien (Wiederverheiratung
nach einer Scheidung) sein, es kdnnen auch ehemals nichteheliche Paare mit Kinder oder
Alleinerziehende sein, die spéater geheiratet haben. Eine eindeutige Unterscheidung ist
nicht mdéglich, wie auch grundsétzlich die spezielle Situation von Stieffamilien mit dem
Erhebungsprogramm des gegenwartigen Mikrozensus nicht exakt ermittelt werden kann.
Fur alle diese Familien gilt jedoch, daR3 sie sich in sozialer, 6konomischer, demographi-
scher und sozialpsychologischer Hinsicht in einer anderen Lage befinden als die tatsach-
lich am Anfang der Familienkarriere stehenden jungen Familien. Zwar existiert durch die
gleiche Dauer des zeitlichen Zusammenlebens mit einem Partner in gewisser Hinsicht
eine &hnliche Situation. Andererseits durfte jedoch schon aufgrund der unterschiedlichen
Altersstrukturen ein ganz anderer personlicher Hintergrund zu vermuten sein.

In der zweiten Ehedauergruppe, darfbauphase, ist eine &hnliche Problematik zu be-
obachten: Die Masse der Familien hat zwar entsprechend der Ehedauerabgrenzung Kinder
in den passenden Altersgruppen (&ltestes Kind unter zehn Jahre alt), ein kleinerer Pro-
zentsatz (etwa 7 Prozent) hat jedoch bereits ltere Kinder. Auch hier stellt sich die Frage,
ob solche Familien noch sinnvoll einer Aufbauphase zugeordnet werden kénnen.

Die Stabilisierungsphase mit einer Ehedauer von zehn bis unter achtzehn Ehejahren
zeichnet sich in familialer Hinsicht dadurch aus, dal3 hier bereits weitgehend eingetibte
Verhaltensweisen z.B. im Zusammenleben mit Kindern vorliegen. Dies bedeutet, dal3 ein
Mindestalter fur das élteste Kind anzunehmen ist. Darliber hinaus lait eine Ehedauer von
Uber zehn Jahren im allgemeinen weiter stabilisierte 6konomische Rahmenbedingungen
erwarten. Beides, die familiale und auch die materielle Stabilisierung, dirfte aber dann
nicht gegeben sein, wenn zwar die Ehedauer Uber 10 Jahre betragt, das Alter des &ltesten
Kindes (und damit die tatséachliche ,Familiendauer“) aber beispielsweise unter 3 Jahren
liegt. Eine zu groRRe Diskrepanz zwischen der Ehedauer und dem Alter des altesten Kindes
weist insofern eher auf Inhomogenitat hin. Dies gilt Gbrigens auch dann, wenn die Kinder
in der Familie alter sind als die bestehende Ehe. Konkret gesprochen lassen sich also
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Familien mit einer Ehedauer von zehn bis unter achtzehn Jahren, deren &ltestes Kind
unter drei oder aber Uber achtzehn Jahre alt ist, nicht sinnvoll der Stabilisierungsphase
zuordnen. Die Masse der Familien in dieser Ehedauergruppe hat allerdings Kinder in
einem Alter, die in den vorgegebenen Rahmen (&ltestes Kind drei bis unter achtzehn
Jahre) passen. Zusammengefal3t ergeben sich fur die ersten drei Familienphasen demnach
die in Abbildung 2 noch einmal im Uberblick aufgelisteten Abgrenzungskriterien.

Abbildung 2:  Abgrenzungskriterien fiir die ersten drei Familienphasen

Familienphase Abgrenzungskriterien
Griindungsphase Ehedauer unter 3 Jalmdréltestes Kind unter 3 Jahren
Aufbauphase Ehedauer von 3 bis unter 10 Jahren und

altestes Kind unter 10 Jahren
Stabilisierungsphase Ehedauer von 10 bis unter 18 Jahren und
altestes Kind von 3 bis unter 18 Jahren

In derkonsolidierten Phase verliert das Merkmal ,altestes Kind“ an Bedeutung. Fir die
Abgrenzung dieser Phase der Familienkarriere ist es vor allem wichtig zu wissen, ob
tatsdchlich eine gewisse Konsolidierung der familialen Lebenssituation in demographi-
scher, aber auch in soziodkonomischer und sozialpsychologischer Hinsicht plausibel
vermutet werden kann oder ob noch mit familialen Problemkonstellationen zu rechnen ist,
wie sie flr vorhergehende Phasen der Familienentwicklung eher typisch sind. Dies betrifft
z.B. die Fragestellung der Erwerbstatigkeit von Mittern, wenn noch Kleinkinder in der
Familie sind. Fir Familien in der konsolidierten Phase waren solche Problemstellungen
definitionsgemaf nicht mehr zu erwarten. Ob sie dennoch auftreten, kann tber das Krite-
rium des altesten Kindes nicht beantwortet werden. Deshalb muf? sich hier die Blickrich-
tung auf die jingsten Kinder richten.

In Tabelle 3 wird nach dem Alter des jingsten Kindes differenziert. In der konsolidierten
Phase mit einer Ehedauer von zehn bis unter achtzehn Jahren sind noch Familien mit Klein-
kindern oder Kindern im Vorschulalter zu finden, auch wenn die meisten Familien geman der
theoretischen Voriiberlegungen Kinder im Alter von Uber sechs Jahren haben. Um von
Familien in einer konsolidierten Phase sprechen zu kénnen, ist es deshalb sinnvoll, nur auf
Familien mit Kindern mindestens im Schulalter abzuheben, d.h. ein Alter des jlingsten
Kindes von mindestens sechs Jahren als fiir die konsolidierte Phase konstitutiv zu wahlen.

Die Umorientierungsphase zeichnet sich demographisch dadurch aus, daf die Kinder
das Elternhaus verlassen, daR sich die Eltern auf neue Aufgaben und Probleme ,umorien-
tieren“. Fur Familien, die noch Kinder unter fiinfzehn Jahren haben, trifft dies jedoch
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weniger zu. Deshalb bietet es sich in dieser Phase an, bei einem Alter des jingsten Kindes
von unter finfzehn Jahren eine Zuordnung zur Umorientierungsphase zu unterlassen.
Wiederum trifft zu, daf die Masse der Familien plausibel der Familienphase zugeordnet

werden kann. Der Blick auf Abbildung 3 zeigt auch hier noch einmal die fir die letzten

beiden Familienphasen bestimmenden Abgrenzungskriterien im Uberblick.

Tabelle 3: Haufigkeitsverteilung von Ehepaaren mit Kindern nach der
Ehedauer und dem Alter des jiingsten Kindes
Alter des jingsten Kindes von ... bis unter ...Jahrgn
Ehedauer Insgesamt | unter3| 3-6/ 6-10/ 10-15 15-18 18unpd
von ... bis alter
unter ... Jahrefin 100 |in % in %
0-3 538 4 80 / / / / /
3-10 2405 19 60 28 8 / / /
10-18 2914 23 15 23 34 24 3 /
18- 28 4073 33 2 3] 9 26 24 37
28 und met 2553 21 - / / 5 9 85
Zusammen 12384 100
Mit Angabe 12384 91
Ohne Angabe 1302 9
Insgesamt 13785 100

Ergebnisse des Mikrozensus Baden-Wirttemberg. Bevolkerung am Familienwahnsitz.
Familienwissenschaftliche Forschungsstelle im Statistischen Landesamt Baden-Wurttemberg.

Mit diesen Ergebnissen liegt eine Rekonstruktion der idealtypischen Familienphasen-

abfolge vor, wobei die meisten der in Frage kommenden Familien sich tatsachlich diesen

Phasen zuordnen lassen. Von den Ehepaarfamilien mit Kindern in der Mikrozensusstich-
probe in Baden-Wirttemberg mit Angabe zum EheschlieBungsjahr kdnnen etwa

90 Prozent plausibel einer Familienphase zugeordnet werden. Die Verteilung der Fami-

lien, die keine Angabe zum EheschlieBungsjahr gemacht haben, nach dem Alter des jiing-
sten bzw. &ltesten Kindes (wie auch nach anderen Merkmalen, die hier nicht explizit

dargestellt werden) Iaf3t keine Klumpung erkennen, so daf3 der Verzicht auf diese 10 Pro-
zent die Reprasentativitat der Ergebnisse schwerlich beeintrachtigen dirfte.

Die Familienphasenabfolge, wie sie hier entwickelt und operationalisiert wurde, zielt auf
eine Strukturbeobachtung phasenspezifisch weitgehend homogener Familien mit Kindern.
Die vorgesehene Differenzierung bietet somit die Mdéglichkeit, die jeweiligen phasenbe-
dingten Unterschiede (z.B. in der Erwerbsbeteiligung oder in der wirtschaftlichen Lage)
von Familien zu untersuchen, in denen kein Kind, ein Kind oder mehrere Kinder leben.
Auch die wichtige, sich an der Betreuungsbediirftigkeit von Kindern sowie den verschie-
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denen schulischen und beruflichen Ausbildungsstadien orientierende Altersgliederung der
Kinder ist mit den vorgesehenen Differenzierungsmdglichkeiten bertcksichtigt.

Abbildung 3:  Abgrenzungskriterien fiir die letzten beiden
Familienphasen

Familienphase Abgrenzungskriterien

Konsolidierte Phase Ehedauer von 18 Jahren bis unter 28 Jahren und
jungstes Kind 6 Jahre und alter

Umorientierungsphase| Ehedauer von 28 Jahren und mehr und
jungstes Kind 15 Jahre und alter

Zu dieser Strukturbeobachtung zahlt auch eine Analyse der Lebenslage von kinderlosen
Ehepaaren in vergleichbaren Familienphasen. Fir die Einbeziehung kinderloser Paare
spricht, daf3 auch diese eine ,Familienkarriere* durchlaufen. Diese ist demographisch
nicht durch die Geburt von Kindern determiniert, in soziologischer und 6konomischer
Perspektive sind allerdings Parallelen zu den Familienphasen von Ehepaaren mit Kindern
zu erwarten. Ein Einbezug kinderloser Ehepaare dient dariiber hinaus dem Zweck, pha-
senspezifische Unterschiede und Gemeinsamkeiten von kinderlosen Ehepaaren und sol-
chen mit Kindern herauszustellen.

Fur die Abgrenzung von ,Familienphasen” kinderloser Ehepaare bietet sich analog zur
Vorgehensweise bei Ehepaaren mit Kindern eine Abgrenzung tber die Ehedauer an. Fir
die kinderlosen Ehepaare fehlt das die Familiendynamik mitpragende Element der Kinder.
Hier bietet sich als Ersatzkriterium fiir das Alter der Kinder eine Beriicksichtigung des
Alters der Ehefrau an. Zeitabhangige phasenspezifische Problemkonstellationen wéaren
damit Uber zwei Zeitachsen, Ehedauer und Alter, soweit kontrolliert, daf? eine Vergleich-
barkeit von Ehepaaren mit und solchen ohne Kinder in unterschiedlichen Familienphasen
ermdglicht wird.

Bei der Betrachtung der Altersstrukturen von kinderlosen Ehefrauen in den tber die Ehe-
dauer abgegrenzten ,Familienphasen” zeigt sich, daR tber die Ehedauer zwar altersbe-
stimmte Untergrenzen gefunden sind (die mit denen der Mutter korrespondieren), alters-
bestimmte Obergrenzen jedoch nicht. Um eine mdglichst gute Vergleichbarkeit mit Ehe-
paaren mit Kindern herzustellen, wurden deshalb deren Altersstrukturen fur die altersbe-
zogene Zuordnung zu bestimmten Familienphasen fiir kinderlose Ehepaare genutzt. Im
Ergebnis wurde als Obergrenze fur das Alter der Ehefrau fur kinderlose Ehepaare in der
Griindungsphase ein Alter von unter 35 Jahren, in der Aufbauphase von unter 40 Jahren,
in der Stabilisierungsphase von unter 50 Jahren, in der konsolidierten Phase ein Alter von
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55 Jahren und in der Umorientierungsphase von 65 Jahren angesetzt. Trotz dieser Aus-
grenzung bestimmter Altersgruppen gelingt es zwischen 90 Prozent und 60 Prozent der
kinderlosen Ehepaare in den jeweiligen Ehedauergruppen zu erfassen. Die Abgrenzungs-
kriterien fur kinderlose Ehepaare sind zusammenfassend in Abbildung 4 dargestellt.

Abbildung 4:  Abgrenzungskriterien fiir vergleichbare Familienphasen
von Ehepaaren ohne Kinder

Vergleichbare Familienphase Abgrenzungskriterien
Grundungsphase Ehedauer unter 3 Jahren und
Alter der Ehefrau unter 35 Jahren
Aufbauphase Ehedauer von 3 bis unter 10 Jahren und
Alter der Ehefrau unter 40 Jahren
Stabilisierungsphase Ehedauer von 10 bis unter 18 Jahren und
Alter der Ehefrau unter 50 Jahren
Konsolidierte Phase Ehedauer von 18 bis unter 28 Jahren und
Alter der Ehefrau unter 55 Jahren
Umorientierungsphase Ehedauer von 28 Jahren und mehr und
Alter der Ehefrau unter 65 Jahren

4. Empirische Ergebnisse: Phasenspezifische
Familienstrukturen

Die Anwendung des Konzepts auf empirische Daten aus Baden-Wirttemberg zeigt deutlich,
wie sich die Familienstrukturen, die Altersstrukturen der Ehepartner, die Anzahl der Kinder
und deren Altersstrukturen in charakteristischer Weise mit der Phasenabfolge verandern. Im
einzelnen ergibt sich ein demographisches Strukturbild von (Ehepaar-)Familien in verschie-
denen Familienphasen, das sehr deutlich die Vielschichtigkeit familialen Lebens und die
Unterschiede, Bedurfnisse und Problemlagen von Familien im Ablauf ihres Familienlebens
erkennen |ai3t. Die phasenspezifischen Familienstrukturen verheirateter Ehepaare sind in
Abbildung 5 zusammenfassend dargeﬁa@etrachtet man zunéachst die Altersstrukturen der
Ehefrauen, so zeigt sich, dal in jeder Familienphase die grof’e Mehrheit auf eine 10- bis
15jahrige Altersgruppe konzentriert ist. Dieser ,Schwerpunkt® in der Altersgliederung ver-
schiebt sich analog der Familienphasenabfolge nach oben, wobei jeweils ein etwa 5jahriger
Uberschneidungsbereich gesehen werden kann.

3 Es ist hier nochmals darauf zu verweisen, dal3 es sich bei dieser Beschreibung der Familien-
strukturen nicht um einen Langsschnitt handelt, sondern daR hier familiale Entwicklungsverlaufe mit
Querschnittsdaten nachvollzogen werden.
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Abbildung 5:

Familienphasen

Familien in Baden-Wiirttemberg nach Familienphasen 1995

Anzahl der Kinder

Alter der Ehefrau
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2% 0% 43
28 %
20% + 7
unter 25 und 0% + + + + i
25 alter 0 1 2 3 4+
Alter der Ehefrau 100 % —
Aufbauphase 25-35 800 &
75%
60% +
42
20 % 60 % 40% T 32
20% T e 9
1
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30 alter 0 1 5 3 4
Alter der Ehefrau 100 % -
Stabili- 30-45 0% 1
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Ergebnisse des Mikrozensus, STATIS-BUND.
Familienwissenschaftliche Forschungsstelle im Statistischen Landesamt Baden-Wurttemberg.
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In der Aufbauphase ist z.B. eine Haufung in der Altersgruppe der 25- bis 35jahrigen zu
beobachten, in der vorangehenden Griindungsphase eine bei den 20- bis 30jahrigen
Frauen, in der nachfolgenden Stabilisierungsphase eine bei den 30- bis 45jahrigen Frauen.
Auch die Entwicklung der Kinderzahlen und des Alters der Kinder variiert in prdgnanter
Weise mit der Familienphasenabfolge.

Zwei Drittel der Ehefrauen in d€riindungsphase sind zwischen 20 und 30 Jahren alt;

28 Prozent sind noch unter 25 Jahren, 72 Prozent sind bereits alter als 2 Dhre.
Halfte der Familien hat (noch) keine Kinder, 43 Prozent ein erstes Kind und eine kleine
Minderheit (7 Prozent) bereits zwei Kinder. Die Kinder sind ausschlie3lich Kleinkinder
(unter 3 Jahren). Familienpolitische Hilfestellungen in dieser Phase wéren also in erster
Linie auf jungere Erwachsene und auf die besonderen Problemkonstellationen, die mit
Kleinkindern verbunden sind bzw. mit der Umstellung von Paarbeziehungen zu Elternbe-
ziehungen, auszurichten. Es steht z.B. zu erwarten, daR fir diejenigen, die bereits Kinder
haben oder bei denen die Entscheidung fiir ein Kind ansteht, ein Einkommen durch die
Aufgabe oder Reduzierung der Erwerbstéatigkeit eines Ehepartners wegfallt und damit
finanzielle Engpésse entstehen kdnnen.

Dal sich in dieser Lebensphase viele Ehepaare fiir ein Kind entscheiden, zeigt sich darin,
daf sich der Anteil kinderloser Ehepaare in Aafbauphase drastisch auf 16 Prozent
reduziert hat. 32 Prozent haben ein, 42 Prozent zwei Kind(er), 9 Prozent bereits drei
Kinder, wahrend 4 und mehr Kinder bei etwa einem Prozent der Ehepaare in dieser Fa-
milienphase leben. Die Mehrheit der Frauen ist jetzt zwischen 25 und 35 Jahren alt
(75 Prozent), 40 Prozent sind noch unter 30 Jahren, 60 Prozent bereits &lter als 30 Jahre.
In dieser Lebensphase des familialen und wirtschaftlichen Aufbaus haben sehr viele
Familien mit Kindern fur Kleinkinder Sorge zu tragen (52 Prozent haben ein jingstes
Kind von unter 3 Jahren), was bedeutet, dal3 zwar eine familiale Aufbauleistung erfolgt,
eine wirtschaftliche Aufbauleistung unter diesen Bedingungen jedoch eher erschwert zu
sein scheint. Die Breite dieser familialen Phase zeigt sich darin, daf3 zwar die Mehrheit
Kleinkinder hat, in 37 Prozent der Familien jedoch das &lteste Kind bereits das Schulalter
erreicht hat. Deshalb sind in dieser Phase familienpolitische Unterstiitzungsleistungen
vorstellbar, die neben dem Ausgleich finanzieller Lasten auch Hilfestellungen im Bereich
der Harmonisierung von Familie und Arbeitswelt, in der Unterstitzung der
Erziehungsleistung oder beim Alltagsmanagement in den Familien geben.

4 Die Spannweite in der Altersstruktur erdffnet die Moglichkeit, zwischen EheschlieBungen und
Familiengriindungen jiingerer sowie bereits etwas é&lterer Erwachsenen zu unterscheiden und mégli-
che Unterschiede dieser beiden Gruppen bei der Familiengrindung und in spateren Familienphasen
zu untersuchen.
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In die Stabilisierungsphase fallen die letzten Geburten, die Familien haben ihre maxi-

male Grol3e erreicht. Die Mutter und Ehefrauen sind nun im Uberwiegenden MalRe
(91 Prozent) zwischen 30 und 45 Jahren alt (28 Prozent noch unter 35 Jahren, 72 Prozent
bereits &lter als 35 Jahre). In den meisten Familien leben zwei Kinder (47 Prozent), bei
20 Prozent der Familien ein Kind, bei 18 Prozent drei Kinder und bei 6 Prozent vier oder
mehr Kinder. 9 Prozent der Familien haben keine Kinder. In dieser Phase leben minder-
jahrige Kinder aller Altersgruppen in den Familien, wobei es sich hauptsachlich um
Schulkinder (zwischen 6 und 15 Jahren) handelt. In 8 Prozent der Familien gibt es alteste
Kinder, die zwischen 15 und 18 Jahre alt sind, z.T. bereits in Ausbildung sein durften und
damit zum Familieneinkommen beitragen kénnen. In 31 Prozent der Familien leben
jungste Kinder, die noch nicht schulpflichtig sind. Selbst Kleinkinder (unter 3 Jahren)
sind noch in tber 10 Prozent der Familien zu finden. Bezogen auf die Altersstrukturen der
Kinder und der Eltern sind familienentwicklungsspezifische Probleme vor allem dort zu
vermuten, wo Schulkinder oder altere Kinder leben. Bei Familien mit jiingeren Kindern in
dieser Phase besteht zwar noch Betreuungsaufwand fur Kleinkinder, der allerdings durch
die Erfahrungen dieser Eltern und das vorhandene Problemldsungspotential fur spezifi-
sche Probleme mit Kleinkindern anders geartet sein dirfte als bei Familien in friheren
Familienphasen. Auch sind, wenn noch Kleinkinder vorhanden sind, kaum Veranderun-
gen in den Rollenkonfigurationen zu erwarten.

Anders sieht die Lage aus, wenn ausschlie3lich Schulkinder oder altere Kinder in diesen
Familien leben. Uberlegungen zur Riickkehr in das Erwerbsleben dirften bei vielen
Frauen, die aufgrund einer Kinderbetreuung ihre Erwerbsbiographie unterbrochen haben,
zu erwarten sein. Dies impliziert fur viele Familien bzw. Mitter zun&chst Hilfestellungen
bei dem Wiedereintritt in das Erwerbsleben und, wenn dies gelungen ist, zwar eine bes-
sere finanzielle Situation, gleichzeitig jedoch auch Umstellungsprobleme in den Familien
und haufig eine Doppelbelastung der Mutter. Zusétzliche Belastungen insbesondere fur
Frauen in dieser Phase resultieren aus etwaigen Pflegeleistungen fir die eigenen Eltern.
Hier scheint der Begriff der Sandwich-Generation, die sowohl fur die nachwachsende als
auch fur die vorangehende Generation Sorge tragt, besonders zuzutreffen. Insgesamt
zeigen diese Konstellationen, daf? fur die Uberwiegende Zahl der Familien eine lebens-
und familienzyklische Stabilisierung erreicht sein diirfte, ohne ausschlieRen zu kdnnen,
daf3 neue Anforderungen auftreten.

In derkonsolidierten Phase haben 83 Prozent der Frauen ein Alter von 40 bis unter 55
Jahren erreicht; 45 Prozent sind noch unter 45 Jahre, 55 Prozent bereits 45 Jahre oder
alter. Die ersten Kinder haben das Elternhaus verlassen. Der Anteil der (wieder) Kinderlo-
sen ist leicht auf 18 Prozent gestiegen. Noch immer hat die Mehrheit (37 Prozent) zwei
Kinder, 31 Prozent haben ein Kind, 11 Prozent drei Kinder und 3 Prozent vier oder mehr
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Kinder. In der Mehrheit der Familien wachsen die Kinder allmahlich aus der Schulpflicht
heraus, so dal3 der Betreuungsaufwand der Eltern fir ihre Kinder deutlich geringer sein
durfte als in den vorhergehenden Phasen. Familien mit Kinder unter 6 Jahren sind in
dieser Familienphase nicht mehr anzutreffen.

Aufgrund dieser Konstellationen ist in dieser Phase mit einem weiteren Anstieg der Er-
werbstatigkeit von Mittern zu rechnen. Wenn man bedenkt, daf? in dieser Phase auch
schon viele Kinder einen Beitrag zum Familieneinkommen leisten, steht zu erwarten, dal}
die wirtschaftliche Lage der Familien in dieser Phase gulnstiger sein dirfte. Somit ist zu
vermuten, daf sowohl aus familiensoziologischer als auch aus dkonomischer Perspektive
eine Konsolidierung eingetreten ist.

Die Umorientierungsphase bezeichnet einen Lebensabschnitt, in dem Kinder ihr Eltern-
haus verlassen bzw. schon verlassen haben. Hier beginnt fir Familien im Grunde ein
neuer Lebensabschnitt. Dies zeigt sich auch in dem sich abzeichnenden oder bereits voll-
zogenen Ubergang in den Ruhestand. 95 Prozent der Frauen sind zwischen 50 und 65
Jahren alt; 32 Prozent sind noch unter 55 Jahren, die Mehrheit von 68 Prozent jedoch
schon 55 Jahre oder élter.

Der starke Anstieg der kinderlosen Ehepaare auf 64 Prozent in der Umorientierungsphase
zeigt, dald bereits viele Kinder das Elternhaus verlassen haben. In knapp einem Drittel der
Familien lebt noch ein Kind. 8 Prozent der Familien haben zwei Kinder, nur noch

1 Prozent drei oder mehr Kinder. In der Umorientierungsphase leben vorwiegend erwach-
sene Kinder in den Familien.

5. Fazit

Ziel dieser Darstellung war es, ein auf der Basis der amtlichen Statistik entwickeltes
Familienphasenkonzept vorzustellen, das représentative phasenspezifische Entwicklungen
aufzeigt und dem an der weiterfihrenden Analyse familialer Lebenszusammenhange wie
auch dem familienpolitisch Interessierten gesicherte Informationen tber Familien in
verschiedenen Abschnitten ihrer Familienkarriere an die Hand zu geben vermag.

Die empirischen Ergebnisse zeigen eine familienphasenspezifisch plausible Abfolge
sowohl in den Altersstrukturen der Eltern wie auch in den Altersstrukturen der Kinder

und in den Kinderzahlen. Diese Ergebnisse zeigen auch, daf3 von ,der Familie* nicht
gesprochen werden kann. Je nach Familienphase sind Familien mit unterschiedlichen
Anspriichen und Problemlagen konfrontiert, je nach Phase missen sie unterschiedliche
Leistungen erbringen. Einer Familienpolitik, die Rahmenbedingungen schaffen will,

damit Familien ihre Aufgaben adéaquat erfullen kdnnen, wére nach diesen Ergebnissen zu
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empfehlen, ihre Mallhahmen adressatenspezifisch, aber auch phasenspezifisch
auszurichten. Eine rein adressatenspezifische Losung erscheint hier nicht hinreichend.
Wenn die Ausrichtung und Ausgestaltung adressatenspezifisch erfolgen soll, d.h. die
spezifischen Problemkonstellationen von Familien mit Kleinkindern, kinderreichen
Familien oder Alleinerziehenden im Blickfeld haben soll, so geniigt es hierzu aus
statistischer Sicht prinzipiell, die Lebensumsténde dieser Familien gesondert abzubilden.

Dartiber hinaus kann jedoch eine feinere Differenzierung (und damit eine hdhere Treff-
sicherheit politischer MalRnahmen) erreicht werden, wenn zusétzlich phasenspezifische
Konstellationen Beachtung finden. Alle Alleinerziehenden, alle kinderreichen Familien,
alle Familien mit Kleinkindern sind beziiglich ihrer phasenspezifischen Entwicklung zu
inhomogen, als daf3 eine MalRnahme unterschiedliche phasenbestimmte Problemlagen
treffen konnte. Das Beispiel von Familien mit Kleinkindern als Adressat familienpoliti-
scher Leistungen verdeutlicht dies. Diese sind sowohl in der Griindungs- wie in der Auf-
bau- und in der Stabilisierungsphase zu finden. Eine familienpolitische MafRnahme zur
Unterstiitzung dieser Familien mit Kleinkindern kann deshalb nicht ausreichen, zielsicher
die Problemlagen all dieser Familien zu treffen. Familien mit Kleinkindern in der Griin-
dungsphase bedurfen vielleicht viel starker psychologischer, erziehungsberaterischer oder
finanzieller Hilfen als Familien mit Kleinkindern in der Stabilisierungsphase, bei denen
das Kleinkind wahrscheinlich bereits das letzte Kind ist und weitreichende Erfahrungen in
der Erziehung von Kindern und ein eingespieltes Alltagsmanagement vorliegen sowie
andere finanzielle Voraussetzungen zu vermuten sind. Fir diese Familien wéren vielmehr
Hilfestellungen vorstellbar, die z.B. Muttern (im Anschlufld an eine Zeit ausschlieBlicher
Familientatigkeit) einen erneuten Berufseinstieg leichter erméglichen.

Aus den hier ermittelten Ergebnissen zu den phasenspezifischen Familienstrukturen lassen
sich somit bereits Hinweise ableiten, wie Familienpolitik zielgenauer phasenspezifische
Leistungen von Familien unterstiitzen kann und wo familienpolitische MaRnahmen bei
Problemen von und Anforderungen an Familien besonders ansetzen kdnnten. Die Ver-
knupfung von phasen- und adressatenspezifischen Blickwinkeln gewahrleistet eine ,Homo-
genisierung" familialer Gruppen hinsichtlich ékonomischer, soziologischer und sozialpsy-
chologischer Rahmenbedingungen. Einer Bertcksichtigung phasenspezifischer Denkansétze
zur Analyse familialer Strukturen und auch familienpolitischer Mal3nahmen sollte deshalb
zukinftig mehr Bedeutung beigemessen werden.

In der Operationalisierung des Familienkonzepts gelingt es durch die Verknipfung der
Merkmale Ehedauer und Alter des altesten bzw. jungsten Kindes, phasenspezifisch weit-
gehend homogene Familien abzubilden. Gleichzeitig werden durch die Verbindung dieser
Merkmale ,untypische* Familienkarrieren unbertcksichtigt gelassen. Mit dem Merkmal



234 ZUMA-Nachrichten Spezial Band 6: Sozialstrukturanalysen mit dem Mikrozensus

Ehedauer, d.h. mit der Einbeziehung der Zeitdauer von Familienkarrieren, werden in erster

Linie 6konomische und soziologische Rahmenbedingungen beriicksichtigt, dariiber hinaus
natdrlich auch zeitabhangige demographische und sozialpsychologische Entwicklungen. Mit
den Merkmalen Alter des altesten und Alter des jungsten Kindes finden in erster Linie
sozialpsychologische und demographische Entwicklungen, durch den korrelativen Charakter
dieser Merkmale mit der Ehedauer schlief3lich auch 6konomische und soziologische Aspekte
Beachtung. Gleichzeitig werden untypische Familienverlaufe ausgeblendet.

Abschlielend seien zu den Mdglichkeiten, familienphasenorientierte Aussagen mit den
Daten des Mikrozensus anzustellen, nochmals zwei wesentliche Unzulénglichkeiten des
Datenmaterials in Erinnerung gerufen und Mdoglichkeiten zur verbesserten Analyse be-
nannt. Schon zwei zusatzliche Fragen konnten phasen- und familientypische Betrachtun-
gen wesentlich verbessern: (1) Zur Abgrenzung der nachelterlichen Phase von der vorel-
terlichen Phase bzw. von zeitlebens kinderlosen Ehepaaren wére die Frage nach den je-
mals geborenen Kindern zu stellen. (2) SchlieBlich sollte eine Frage zur Biographie der
Befragten gestellt werden, die es ermdglicht, die zunehmende Anzahl von Stieffamilien
und deren besondere Problemlagen gesondert ausweisen zu kénnen.
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SELF-EMPLOYMENT AS AN INDICATOR OF
ASSIMILATION? EVIDENCE FROM
FOREIGN ENTREPRENEURS IN GERMANY

CARSTEN BAUMANN

he rising rate of unemployment in Germany has led to an increased interest in self-
employment as a possible solution to the problem. At the same time, the rising
presence of foreigners, who tend to be harder hit by unemployment than natives, has
intensified the interest shown by researchers, politicians, and the public in their plight.
The usual calls for intensified efforts to get foreigners to assimilate, which accompany
times of economic hardship, can again be heard. This paper explores whether efforts to
ease unemployment and to increase assimilation can be one and the same. In other
words, we try to establish if self-employment among foreigners in Germany can be
seen as an indicator of assimilation. There are three major thrusts to arrive at an
answer. The first looks at the heterogeneous nature of immigrants’ labor market
experience. We isolate cultural factors which increase the likelihood of becoming self-
employed. This nationality-group specific decision model intensifies (or in some cases,
reduces) the effect of socioeconomic variables on the choice of becoming self-
employed. The second path looks at the quality of immigrants’ self-employment
experience. We find extremely different branch choices between nationality groups.
Further, in examining measures of success such as income and number of employees,
we do not come to any clear-cut answers. We find, instead, that foreign self-
employment may, in fact, be very high quality or it may be lower than that of Germans.
Self-employment does seem to represent an improvement over wage employment.
Finally, we look at the effect of assimilation, in the form of the second generation or
years-since-migration, on participation in the market for entrepreneurship. We find that
nationalities with low self-employment rates will increase their participation with
assimilation. Nationality differences remain preserved.
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Those who dream by night in the dusty recesses of their minds wake in the day to find that
all was vanity; but the dreamers of the day are dangerous people, for they may act their
dream with open eyes, and make it possible. (T. E. Lawrence)

1. Introduction

This paper focuses on two relatively less-developed aress of research in economics and
sociology. It combines the recent empirical interest in self-employment research with the till

young area of immigrant research. Specificaly, the self-employment experience of
immigrants in Germany as a distinct group influenced by socioeconomic factors is examined

in some detail. While aspects of the immigrant experience have been treated in contrast to

that of the native population, this study goes a step further by shedding light on the hetero-
geneous hature of the immigrant experience as evidenced by self-employment. Foreigners

stand in the center of this investigation, not just their impact on Germans’ labor market
prospects, as in other studies.

Why examine self-employment, and why among foreigners? Ever since the work by Birch
(1979), self-employment has been seen as the solution to unemployment problems by
politicians and some economists. Entrepreneurs provide jobs for themselves and poten-
tially for others. Small, young firms are viewed as both flexible, that is, able to maintain
jobs by adjusting to changing economic conditions, and innovative, by applying new
technologies. Foreigners are of interest since their number has increased and continues to
rise despite Germany’s lack of an immigration policy. In addition, immigrants in Germany
tend to be impacted by unemployment more severely than Germans. Alleviation of unem-
ployment through self-employment may therefore be more important for immigrants than
for Germans. Due in part to the rising share of foreigners in Germany, questions of their
assimilation usually stand at the head of any debate about the benefits of immigration.
Integration of former guest workers along with restrictions to further immigration serve as
the only guiding principles to Germany’s policy towards foreign residents. Therefore,
assimilation issues are of a major concern for political as well as economic policy.

1.1 Purpose of the Study

Various measures of immigrant integration have been proposed. These include subjective
measures from a “sense of identification” with a group to perceived language fluency, and
objective measures from wage and education equality with natives to employment patterns.
Cornelsen (1990: 90) argues that the foreign self-employed are of particular interest, not
because of the size of theogp, but rather, from the standpoint of the integration of for-
eigners. He reasons that the increase in immigrants’ share of the total self-employed as well
as the rising self-employment rate among foreigners are evidence of increasing integration.
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The foreign share of all sdf-employed rose from under 2% (or 38 thousand) in 1970 to just
above 5% (124 thousand) in 1988. Can the proportion of immigrants in salf-employment be
considered a sign of assimilation? Can self-employment rates be used as a measure of inte-
gration? Numerous other questions about self-employment would need to be answered
before we can reply. This study’s purpose is to begin answering some of these questions.

The predominant focus in this paper is whether self-employment among foreigners
provides an indicator of assimilation. There are three broad questions which will be
used to arrive at the answer: 1) Do immigrants apply different decision structures to
self-employment than natives? 2) To what extent is the self-employment of immigrants
comparable to the self-employment of Germans? And, 3) Does assimilation, in the
form of being part of the second generation or in terms of years-since-migration,
increase the likelihood that immigrants are self-employed?

1.2 Definitions: Foreigners and Self-employment

The two legal categories of citizenship status are adjusted for the purpose of this study.
One’s birth place can be used to define both nationality and one’s citizenship, the princi-
ple of ius soli. Alternatively, citizenship can be defined by the sanjuinis principle, or

blood heritage. Due to German citizenship laws, applyinganjuinis, even persons born

in Germany are not automatically German citizens. Many foreigners have long-term
intentions of staying in Germany, consider Germany their home, and are not in the immi-
grating generation. These facts make a large proportion of “foreigners” German in every
way except their passports. In the ethnically mixed Kreuzberg district of Berlin, for ex-
ample, foreigners have complained about Germans moving into the area. Some of the
non-Germans have been in the country for generations, while the Germans at issue are
newly arrived ethnic Germans from the former Communist countries. In this study, the
legal definition of foreigners is divided into the first generation and second generation (so
called Bildungsinicnder, that is, foreigners educated in Germany). The second generation
includes those that have spent 75% of their lives in Germany. These two groups are com-
pared to natives. It must be emphasized, that the category of natives also contains the
foreign-born that chose German citizenship as well as foreign-born ethnic Germans, who
automatically receive German citizenship.

Self-employment is defined for purposes of this study as work for profit or fees in one’s
own business, profession, or trade. Categorization into this employment type occurs
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through self-definition in the Mikrozensus survey.! The lega form of the business is
irrelevant for purposes of this study; it may be either a sole proprietorship, partnership, or
corporation. If incorporated, the owner technically draws a sdary but is still self-em-
ployed.2 For detailed examinations of self-employment incomes this distinction would
make a substantial difference, as would the access to capital for studies of wedlth effects
on self-employment.

The sample used for the analysis, restricted to persons living in the western German states
between the ages of 18 and 65 with available information about their position at work,
contains 194,762 observations (representing 31.653 million people of which 3.215 are
non-Germans). All of the figures quoted in this study have been calculated from ZEW
70% sample of the 1995 wave of the Mikrozensus survey, unless otherwise noted. In most
cases, either percentages or representative numbers are reported, rather than number of
observations. This alows comparisons with numbers reported el sewhere.

1.3 Organization of the Study

Section 2 presents some background material and theory of which this study makes use.
Propositions about the self-employment experience of foreigners are made and testable
hypotheses developed. We briefly examine the data situation and then move on to a model
of the self-employment decision.

Sections 3 through 5 correspond to the three components of immigrants’ entrepreneurial
experience: comparisons of the self-employment decision, the self-employment quality, and
the generation effects on the decision. Section 3 provides a view of the current stand of
foreigners in Germany, acting as a type of inventory. Some of the factors influencing the self-

employment choice will be compared across ethnic groups. The section then probes the
question if there truly are differences in self-employment rates across nationalities, or

whether these are just a reflection of the differences in socioeconomic variables that are
reported. The self-employment decision will be modeled, with Germans used as the reference
group, and then fagach ethnic grup individually.

1 Two questions alow definition as sdf-employed: position at work (management, clerical, traines, etc. or
sdf-employed) and job type (civil service, white-collar employee, blue-collar worker, trainee, etc. or sdif-
employed). Each question further distinguishes between sdlf-employment with and without employees.

2 Germany does distinguish between corporate owner-managers in the sdf-employment statitics or in
employment permitting. However, other countries, including Austrdia, Canada, France, Japan, the
Netherlands, New Zedland, Norway, and the United States, categorize owner-managers of corporations as
employees, making cross-country comparisons difficult.
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Next, we ask ourselves if sdf-employment of Germans and immigrants is comparable. The

god is to arrive at some indication of qualitative differences in work aternatives across
nationdlities. The questions of what branches are chosen for self-employment and whether

they are different from Germans’ choices form the core of Section 4. Self-employment may
not be a measure of assimilation if the job quality is completely different.

Section 5 examines assimilation effects on self-employment. Two procedures are applied:
contrasting first- and second-generation immigrants and comparing the effects of time
spent in Germany. It is assumed that the second generation is more assimilated than the
first. Similarly, we suppose that assimilation increases with years since migration. A
comparison, holding socioeconomic factors constant, allows us to see if assimilation of
foreigners in Germany leads to higher or lower self-employment rates.

What variables drive immigrants’ probability of becoming self-employed and to what
extent? Does ethnicity play a role in the decision to be or the likelihood of becoming an
entrepreneur? Do foreigners enter self-employment because of discriminatipo@nd
alternatives in the wage and salary sector? In which direction does assimilation impact the
self-employment decision? Conclusions to these questions are reported in Section 6. This
also takes stock of weaknesses in the methods applied here and suggests options for future
investigations. By examining these questions, we can better answer the main one, whether
self-employment results from assimilation or discrimination.

2. An Assimilation Theory of Self-employment

The sociological literature distinguishes between assimilation and integration. Assimilation
can be defined as a process that leads to the adoption of a host culture by foreigners. Inte-
gration is much more superficial. It involves a blending of two cultures. The immigrant can
function in the new society, that is, he is not restricted to particular areas (physically, as in
immigrant camps, or psychologically, not daring to visit a store or office). Integration of new
immigrants can occur without assimilation if an ethnic colony exists. The popular terms to
describe the concepts of assimilation versus integration provide a helpful illustration and
have even made inroads into the serious sociological discussions. Assimilation has often
been conceptualized as the Melting Pot. Cultures living in the same society become like each
other and the smaller group undergoes the largest adjustment, becoming like the majority.
The Salad Bowl forms the metaphor for integration. The cultures atedotogether, but

keep their own flavors and identities. Emphasis needs to be given to the fact that integration
requires that the cultures are placed together, not into separate vessels, so that mixing can
occur.
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Personal, cultural, and environmentd factors may directly affect the choice to assimilate

(Esser 1980) and the choice to become (self-) employed. These factors may also indirectly
impact one choice through the other. For example, an immigrant that has decided to assimi-

late based on persona factors will probably make different employment choices than a
person who has chosen to remain segregated. The degree of assimilation has implications for

the immigrant’s labor market prospects, specifically self-employment. At the same time,
access to the labor market will affect assimilation.

2.1 The Utility Maximization Model Defined

The starting point for the econometric model is the utility maximization function of a
labor force participant. The utility function presented in the study by Bdrsch-Supan and
Pfeiffer (1992) is adapted to the current investigadidie individual participating in the
labor market faces two choices: self-employmeff) (or wage / salary employment
(WSE). These two alternatives provide the individual with an hypothetical utility=

SE, WSE. The utilities depend on characteristics of the worker, including level of risk
aversion, management ability, age, etc., and on the expected income in each alternative
choice. The explanatory variables are aggregated in matmth x, representing the
manifestation of thé™ variable. Unfortunately, the Mikrozensus does not contain vari-
ables from which the numerous psychological and sociological factors impacting the self-
employment decision can be derived. The unobserved factors influencing the décision
are aggregated in a cumulative normal error tefmlhe utility valuesy;, are also ran-

dom variables. For the sake of simplicity, an additive function is assumed:

(1) w=vixb)+e=Zxby+te

The deterministic part of the utility function, (x,5), depends on the parametéys which
describe the impact of thd variable,x;, on the employment choice, For the decision
between the employment options, the relative utility differences are decisive. According
to the utility maximization hypothesis, the following will be true:

(2a) alabor force participant is self-employed ifugy; - gz > 0
(2b) a labor force participant is an employee if wuyg: - ug: > 0

In the most general terms, ability and risk tolerance are seen as the main factors which
lead to self-employment. Certain common socioeconomic variables are expected to influ-
ence the self-employment decision, since these are partly related to ability and risk toler-

3 For dternative modds, see Friedhem Pfeiffer (1994).
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ance. Increases in some variables or the applicability of a category may increase the prob-
ability of a person being self-employed. In other words, the likelihood of:

Self-employment is a function of age, education, gender, marital status, household size,
community size, location, nationality, years-since-migration, immigrant generation.

The variables in italics are of specia interest in this study. These variables include the
immigrant effect and the nationality effect. The other variables have been included in
most empirical studies on self-employment. They are important determinants and must be
considered, or better yet, controlled for when trying to discover if there are immigrant and
nationality effects.

2.2 Values Influence the Utility Function which Drives the
Employment Decision

The positive salf-employment decision is explained by the higher net utility arationa person
derives from self-employed work relative to wage and salary employment. What we observe
is not the utility function itsdlf, but the outcome, that is, the probability of an individual being
self-employed given certain factors. Lower expectations from self-employment (requiring a
smaller utility difference between sdlf-employment and wage and salary employment),
keeping skillsthe same, may increase the likelihood of self-employment.

Besides the utility function, another factor that we do not observe directly is the degree of
assimilation. Instead, assimilation will affect components and weights in the utility function.
To provide a concrete example, an assimilated foreigner may have better German-language
skills (than an unassimilated person) which enters the utility function. This component may
be more rewarding, in terms of utility, in one employment type or the other. German values
held by an assimilated immigrant may change weights assigned to components of the utility

function. If the “typical” German values leisure over independence in a job, then the
assimilated foreigner will apply a similar ranking even if his source culture has the opposite
preference. In other words, keeping the relative benefits of self-employment and wage and

salary employment constant, the choice may change through assimilation.

Our only suspect to explain the difference in rates of entrepreneurship is the utility func-
tion. Income is certainly a component of utility. However, there are many others as well.
Work environment, flexibility, and intrinsic value of the work represent further compo-
nents of the utility function. These features may be found to varying degrees in both self-
employment and paid employment. Other characteristics may be more common to one
form of employment or the other. Independence and prestige of being an owner apply
only to self-employment. On the other hand, wage and salary employment may provide

the benefit of limited responsibility.
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How these different features are weighed are a personal decision. However, collective
components, such as cultural identity, will also have an influence. More concretely, some
cultures give independence a higher ranking than income potential when asked to identify
the most important features of potential employment. Other cultures may place limited
responsibility or income at the top of the list of features desired in a job. Goldberg (1996)
reports the diverse responses to questions of desirable job qualities and the reasons for
becoming self-employed. Hofstede (1989) provides severa indices of characteristics
which affect socialization at the workplace. The differences of these measures across
nationalities can also be related to self-employment. As such, it is not only possible, but
probable that different people and diverse cultures rank self-employment higher than
wage employment, given the same earnings potential.

Blanchflower and Oswald (1990) theorize that the indifference locus for the marginal
entrepreneur takes a concave form based on the relationship between the marginal level of
utility from independence and the marginal level of entrepreneurial ability. In other words,
persons with a high level of entrepreneuria ability will need only a low desire for inde-
pendence to enter self-employment, while low-ability persons will need to have a strong
desire. This implies that those with a strong enough desire for independence will not be
discouraged by their lack of ability. If foreigners have a higher desire for independence
than Germans do, then given the same levels of ability, they should have higher rates of
self-employment. If the spirit of independence remains the same across ethnic groups,
then skills may explain differencesin self-employment rates.

The different utility functions explain why foreigners may enter self-employment when
natives do not see it as profitable. By extension, it also explains why immigrants stay in
business in areas or branches that natives have abandoned. For an immigrant, the non-
pecuniary rewards of self-employment may offset the low income, while the German has
no such trade-off. What may be seen as a failure by one group, may be seen as an oppor-
tunity for another. This could explain a higher self-employment rate among immigrants. A
lower rate can be similarly explained; the benefits of self-employment are discounted in
the utility function. One should note, however, that the utility of self-employment may be
reduced due to implicit branch restrictions for immigrants. These are caused by foreign
training often not being accredited in Germany and by the fact that certain trades require a
German trade-master’s degree. The utility bonus ascribed to self-employment may only be
present for the more desirable branches of economic activity.

Different utility functions imply different beliefs and values. Ergo, assimilation requires
similar utility functions, revealed in similar self-employment outcomes. The same self-
employment rate can be expected for natives and immigrants (if we control for socioeco-
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nomic differences). The market equilibrium rate is approximated by the self-employment rate
of natives. As the largest group, with the least restrictions, they probably come closest to
representing the equilibrium for the entrepreneurship market. High self-employment for-
eigners may, therefore, experience declining self-employment rates as they assimilate, while
low sdlf-employment immigrants, increasing self-employment rates. Again, the closer the rate of
foreignersisto the German (equilibrium) rate, the more assimilated the group may be.

Saociologists may protest and say that social networks were ignored in the model. Thisis
only in interest of simplicity, to make the complex issues of markets and utility functions
easier to explain. Social networks may enter the model if we also take costs into account.
Self-employment will only be chosen if the utility minus the costs (which create a nega-
tive utility) from self-employment is greater than the utility from paid employment. Social
networks play a role in reducing costs, providing information, physical assistance, and
even capital. We can now formulate our first proposition.

Proposition 1:  Nationality is an important factor affecting the self-employment choice.
The effects of socioeconomic variables on self-employment probabilities will vary by
nationality. Even if socioeconomic determinants of self-employment did not vary across
ethnic groups, nationality would still remain an influential factor of self-employment
likelihood. The nationality variable, in other words, helps explain differences in self-
employment rates not just between natives and foreigners, but across nationalities. To
verify the proposition, the following hypotheses will be tested:

Hypothesis 1a: Socioeconomic determinants of self-employment will take on different
weights for different nationalities.

Hypothesis 1b: Differences in socioeconomic variables only account for a portion of
self-employment rate differences. Cultural factors, represented by nationality, influence a
further part of the self-employment propensity.

2.3 Self-employment as an Assimilation Measure: Job Quality as the
Key

How do we control for differences in job quality? After all, one job is not the same as
another job, and the differences may be even more extreme in self-employment. Job
quality can be approximated by income. Surely, there are other factors that affect the work
environment, but these are difficult to measure and do not appear in a database in which
we can compare different nationalities. One additional factor that we have available to
measure success is business size. We can assume that a higher number of employees are
an indicator of self-employment quality. Perhaps having employees allows delegation of
the less pleasant aspects of the work.
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Blanchflower and Oswald (1990) consider the effects of income at the market equilibrium
(for entrepreneurs). With free entry into self-employment possible, equilibrium would
reguire that, at the margin, the utility from wage work would equal the utility from self-
employment (including income and non-pecuniary utility). If wages are low, then the
utility gains from entrepreneurship will be high, providing an incentive to move out of
wage and salary employment to self-employment. The opposite also holds true; high
wages reduce the incentive of moving into self-employment. For the study of foreigners,
this implies that segregation into lower paying wage and salary jobs could increase the
returns of being self-employed, driving up the incentives of entrepreneurial activity. If
foreigners are concentrated into few jobs or industries as workers, and these provide little
chance of mobility (into better jobs or higher pay), then immigrants would have much to
gain through self-employment.

Diagram 2.1: Self-employment Rates and Quality

SELF-EMPLOYMENT QUALITY
different same
Higher lower
SELF- higher may be not assimilated
assimilated not assimilated
EMPLOYMENT lower not assimilated may be
assimilated
RATE
(relative to natives)  same not assimilated assimilated

What does the salf-employment rate tell us if we also keep in mind the quality of self-em-
ployment? If immigrants are employed in lower qudity jobs, this may again be an indicator
of less assimilation, depending on the self-employment rate. If the quality is the same, the
rate should also be the same. Higher or lower rates, given the same quality, may indicate the
opposite of assimilation. Diagram 2.1 summarizes the interaction between assimilation, self-
employment quality, and self-employment rates. Thisleads to Proposition 2.

Proposition 2: Self-employment for foreigners is not only different, but qualitatively

worse, than Germans’ self-employment. As such, high self-employment provides evidence
of segregation, rather than assimilation. The following hypotheses will be examined to
test the proposition:

Hypothesis 2a: Foreigners are segregated from natives in branches of self-employment.
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Hypothesis 2b: Immigrants may be restricted to the less profitable forms of self-em-
ployment. A higher concentration in the lower quartile of incomes may be found for
foreigners. The move into self-employment may not bring an income improvement but
rather an income reduction.

Hypothesis 2c: Foreigners predominantly run the smallest of businesses. They will
mostly be self-employed without employees and amost never with the largest employee
category (five or more).

2.4 Assimilation Effects

According to our theory, we may expect higher self-employment rates for the more assimi-
lated immigrants. Members of the second generation can serve as proxy for assmilation. The
second generation has significant advantages in assmilation. Competing cultural ties are
missing, or a least weakened. An undivided socidization (in the host country) removes
friction and alows for an amost effortless assmilation, according to Esser (1980: 231).
Their better integration into and understanding of the local economy and labor market should
lead to higher salf-employment, according to the human capital model. An overview of the
bureaucracy and established social and business networks also increase the ability to set up
an independent business.

Another economic theory predicts just the opposite effect of integration on self-employ-
ment rates. Velling (1995), citing Wolfgang Seifert, argues that, as a rule, the second
generation has good German language skills and tends to be culturally more integrated
than the first generation. Greater skill match (language ability,4 recognized degrees) could
mitigate the effect of increased integration, if push factors are predominant in influencing
the choice to become self-employed. That is, if the quality of self-employed work is low,
then more assimilated immigrants will not choose self-employment despite better ability
to do so. They will forego the less desirable opportunities just as natives do. In other
words, if foreigners possess the necessary communication skills and accepted degrees,
then they will not need to turn to self-employment to receive the pay and recognition they
feel they deserve. If discrimination and segregation lead to self-employment, then a re-
duction in discrimination and an increase in integration will lead to less self-employment.

According to our theory, we expect the self-employment rates of assimilated immigrants
to converge at the German (“equilibrium”) level if job quality is the same. By extension,
we would also anticipate lower self-employment probabilities for assimilated foreigners if

4  Improvements in language ability with increased lengths of stay have been tested empirically. See
Védling (1995) for references to such studies for the US and Germany.
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the job quality were lower. However, equal or better opportunities would allow the rate to
come relatively close to the Germans’ rate in the aggregate.

The first generation of immigrants faces higher hurdles in moving into self-employment
than the second generation. Information costs may be higher (limited language ability,
unfamiliarity with the “system”, want of networks) and capital may be lacking (assets
absorbed by immigration, lack of access to credit). However, in order for self-employment
to be chosen by an immigrant, the advantages of self-employment (the expected utility
from self-employment minus the expected utility from wage and salary employment) must
exceed the hurdles (the costs of a transition into self-employment).

For the second generation, the costs of transition to self-employment probably declines. The
increased integration into the host country may lower hurdtsifby the first generation.
However, this increased integration also may have reduced the differential between self-
employment and wage and salary employment. The skills of the first generation may be
discounted by employers (that is, certain skills may not have been demanded or degrees may
not have been recognized) and, therefore, lead to lower than expected pay. Self-employment
is seen as a way to more fully exploit those skills and to receive compensation for them.
Since the skills of the second generation more closely match what the labor market demands
(and the skills others, including natives, may supply), the pay #ueyve may also come

closer to their own expectations. In other words, the second-geneemt@nldwer costs in
moving into self-employment but may only make that choice at a lower rate than the first
generation since the advantages of self-employment (relative to wage and salary
employment) have also been reduced. This leads us to formulate Proposition 3:

Proposition 3: Self-employment rates in the second generation will be closer to native
rates than in the first. Assimilation (language ability, schooling, familiarity with the “sys-
tem”) will increase the chances for successful self-employment. Self-employed parents or
friends as role models or the opportunity of inheriting a business may also be factors.
Immigrant groups with higher rates in the first generation will see a decline in entrepre-
neurial activity. Nationality will again aocnt for differences in self-employment rates of

the second generation. The effect of years-since-migration will be similar to the genera-
tion effect. We will test the following hypotheses to verify the proposition.

Hypothesis 3a: Second-generation (and later) foreigners will have higher self-employ-
ment rates than the first generation if self-employment is positive and if the rate was lower
than for Germans. Nationalities will become more similar.
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Hypothesis 3b: The self-employment rate will fall in the second generation if self-em-
ployment is a negative and / or the rate was higher in the first generation than for natives.
Nationality differences will decrease.

Hypothesis 3c: Years-since-migration will increase self-employment rates if the selection
is positive. Differences in nationalities will continue, however.

2.5 Other Studies

What explains differences in self-employment rates? Meyer (1990), in a study of black

versus white entrepreneurship in the United States, examines the roles of liquidity constraints

and consumer discrimination in explaining differences in self-employment rates. Through his
empirical investigation he finds that neither of the two theories can account for the
differences in the self-employment rates. Instead, he concludes that cultural differences may

explain the dichotomy. While the studies by Meyer (1990) and Blau and Graham (1990) do

find dramatic differences in the size of blacks’ and whites’ assets, they do not impact self-
employment. Evans and Jovanovic (1989) and Evans and Leighton (1989), however,
emphasized the role of an individual’s assets in the self-employment decision. Blanchflower
and Oswald (1998) find that increasing capital, through gifts or inheritance, raises the
probability of self-employment. They control for personal, family, and geographic
characteristics and separate inherited businesses from the sample. In a study of reasons for
becoming self-employed in Britain, Taylor (1996) also finds wealth (measured by housing
equity) to be a significant factor positively affecting the self-employment decision. However,

it should be noted that it provides only a secondary explanation (in terms of significance and
size of the coefficient) relative to earnings and independence measures, especially if the
amount of housing equity is too low. Only when housing equitgeds100,000 Pounds
Sterling, does the positive impact of wealth exceed that of the income differential and the
desire for independence.

Along the same lines, limited access to credit has also been cited as an explanation for
lower self-employment rates among minorifeBlowever, the role of credit from formal
institutions has been downplayed in the studies by Light (1972) and Sowell (1981). They
conclude that people do not generally borrow to establish a business, and if they do,
friends and relatives are the source. Blanchflower and Oswald (1998) calculate that of the
243 “recently self-employed®included in the 1987 British National Survey of the Self-

5 See Ando (1988), for example dthough the evidence is wesk because of the limited and
unrepresentative nature of her sample.

6 Thiscategory included only adults who had become sdlf-employed in the previous four years, remained
sdf-employed, and with fewer than six employees.
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employed, 42% reported the main source of finance used to set up the business was their

own savings, 15% borrowed from family or friends, and 17% took out a bank loan. Balkin

(1989), in analyzing U.S. Bureau of the Census data for 1982, finds that between one
quarter to one third of the business owners started with “no capital”’, and 60% to 70%
started with $5,000 or less.

Consumer discrimination has been proposed by some as an explanation for lower self-
employment rates among minorities. Other economists, including Moore (1983) and
Borjas and Bronars (1988), see consumer discrimination as a secondary explanation. The
gist of the consumer discrimination model is that whites prefer to do business with whites.
Only if they could pay less would whites patronize a minority business. The wage impact
of discrimination can be applied more easily to the self-employed than to employees.
Wage and salary workers can move into jobs with less consumer contact to reduce the
discrimination effect. However, the same option is not available for a sole proprietor, who
must interact with his customers.

Borjas and Bronars (1988) argue that positive selection in an earnings equation for the
white self-employed and negative selection for the black self-employed is a test of con-
sumer discrimination. In other words, they claim that consumer discrimination will lead
more-able whites and less-able blacks to become self-employed. Meyer (1990) comments
that this merely proves positive and negative self-employment selection for whites and
blacks, respectively, but cannot be taken as evidence of consumer discrimination. Light
(1972), Sowell (1981), and Moore (1983) argue that the labor market pushes those dis-
criminated against into self-employment, where the rewards more closely depend on an
individual's ability.

Macroeconomic factors, namely unemployment and regional differences, have been cited
as significant influences in the self-employment decision in some studies and dismissed as
insignificant in others. Justification for including unemployment in the explanation for
self-employment relies either on the unemployment push theory or on the prosperity pull
theory. According to the former, a person faced with unemploynfemses self-em-
ployment rather than engaging in an unfruitful prolonged employment search. The ex-
treme form of the theory states that longer spells of unemployment and higher overall
unemployment in the economy will lead to increases in self-employment. The empirical
works of Acs, Audretsch, and Evans (1994) and Evans and Leighton (1989) provide
evidence of the unemployment push theory. According to the prosperity pull theory, un-
employment impacts self-employment negatively. Persons are more willing to attempt
self-employment if unemployment is low because if the venture fails, it will be easier to
find a job than during periods of high unemployment. This theory receiygos from
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the studies by Taylor (1996) and Blanchflower and Oswald (1991). The OECD (1992)
aso supports this dichotomy of motives for self-employment by looking at the growth
rates within certain economic branches in relation to the changes in the unemployment
rate. In the case of the United Kingdom, the high-skill sector had higher growth in the
second half of the 1980s, when unemployment was falling in the UK, while the generally
lower-skill branches had higher growth in the first half, along with rising unemployment,
according to the OECD (1992: 172). Of course, self-employment still has to provide a
higher utility than wage and salary employment, otherwise it would not have been chosen
by arational person.

2.6 Cultural Factors

While numerous factors influence the likelihood of self-employment, being a foreigner
adds a few additional ones. In fact, it may be precisely these immigrant factors that ac-
count for the differences in self-employment rates. This is reflected in our model and in
the summary of some of the empirical work.

The existence of cultural factors implies that assimilation has not occurred, or only to a
certain degree. Through the adoption of German values, we would expect to see German
behavior. That is, Germans and immigrants would describe and take advantage of self-
employment opportunities equally, since they would have similar utility functions. The
lower quality opportunities would be foregone by both groups.

We would expect assimilation to lead to a convergence of values. These values are applied
in the personal utility functions which influences the self-employment choice. It is aso
possible to change directions. We observe the action (self-employment choice) and the
aternatives, from which we can make inferences about the values or beliefs. By applying
this process to both foreigners and natives, we can draw conclusions about assimilation.

3. Differences in Being Different: Self-employment Inventory

Since assimilation involves adopting beliefs and behaviors similar to members of the host
culture, one can conclude that any deviation from the patterns of natives may show lack of
or limited assimilation. In other words, assimilated foreigners are expected to show
similar self-employment rates as Germans, ceteris paribus.

What impacts the self-employment rate? Whole lists of socioeconomic variables, including
age, gender, marital status, household size, education, work and unemployment experience,
location, wedlth, and years-since-immigration, have been tested for their influence on sdlf-
employment probabilities. Empirical studies have shown that the likelihood of being self-
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employed increases with age. Since foreigners have a younger age profile rdative to Ger-
mans, this may explain or be the reason for the relatively small number of sdlf-employed
foreigners. An obvious first step to answering if self-employment could be seen as a sign of
integration would be to set these socioeconomic factors equa for natives and foreigners and
then seeing if and how far apart self-employment rates are. One may expect similar behavior
and values and, therefore, similar self-employment rates if assimilation of the immigrants has
occurred. Along these lines, we could see if these socioeconomic factors explain (or
contribute to) self-employment to the same degree and in similar proportions for al ethnic
groupings. For assimilated groups we may again expect coefficients similar to the German
model. If they are different, we could examine what the impact would be if one group as-
sumed the socioeconomic variables of another group, but kept its self-employment decision
structure. These steps alow us to answer the question if the decison models are different
across ethnic groups and to point out which parts of the decision structure vary.

Table 3.1: Comparison of Self-employment Rates by Nationality

number of self-employed  Self-employment self-employment rate in
in Germany rate in Germany home country
Greek 28,724 12.7 35.4
Italian 37,162 11.1 25.6
FYR 20,593 3.6 -
Austrian 16,841 14.9 10.2
Turkish 35,762 3.6 27.6
W European 40,579 10.7 14.5
E European 7,101 3.4 18.1
African 3,795 4.8 -
American 9,450 12.2 8.5
Middle Eastern 11,751 11.7 -
Asian 6,354 6.5 26.8
all foreigners 220,471 6.9 20.8
German 2,647,287 9.1 n.a.

Sources: own calculations using the 70% sample of the Mikrozensus; home country self-employment
rates fromStatistisches Jahrbuch fiir das Ausland, 1995. Notes: FYR = Former Yugoslav Republic;
American = North, Central, and South American; German = natives and ethnic German immigrants;
samples of nationalities too small for individual analysis were combined into groups with some cultural
similarity, so that Western European, for example, includes all W. Europeans except the individually
listed nationalities (Greek, Italian, Austrian).

In examining community and branch choice, education, and age, we discover that there is no
average foreigner. Rather, there are significant differences between foreigners and that these
differences in turn vary with the variable being examined. By some measures, certain na-
tiondlities even appear to be quite Similar to Germans. Putting variations across these vari-
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ables aside, Greeks, Italians, Western Europeans, and (North, Central, and South) Americans
fairly consistently show high self-employment rates, often higher than those of Germans, as
shown in Table 3.1. Just as dependable are the low rates shown by immigrants from the
Former Yugodav Republic (FYR), Turkey, Eastern Europe, and Africa.?

To examine the extent to which differences in socioeconomic variables resulted in variations
in the self-employment rate, we will briefly turn to some basic regression analysis.8 Using
the tool of econometric analysis, we can control for differences in socioeconomic variables.
In other words, we can measure the extent to which these differences account for the con-
trasting likelihood of being self-employed. We will first examine a model that was estimated
for al nationalities, using dummies to control for nationality differences. The results of the
estimation tells us that Greeks (6.2%), Itdians (3.8%), Austrians (2.5%), and Western Euro-
peans (2.1%) &l have higher probabilities (shown in parentheses) of being sdf-employed
than Germans, ceteris paribus. For immigrants from Eastern Europe (-4.4%), the FYR (-
4.2%), Turkey (-3.3%), and Africa (-2.8%), the probabilities are all lower than Gerfhims’.
other words, just based on nationality, we will see differences in self-employment rates.

Table 3.2 shows the actual self-employment rates in column 2 compared to the predicted
rates in the following columns. Column 3 acts as an accuracy check, reporting the predicted
rates from each separate nationality model. In column 4, we bestow Germanocsmeitec
characteristics on each nationalitypgp, but keep their distinct decision structure. We can
clearly see that merely assuming German characteristics (age, education, etc.) would allow
foreigners to attain higher self-employment rates. The exceptions, although the results were
not significant, were Austrians, Americans, and Middle Easterners. The low concentration of
people in the youngest age categories and high education rates among these groups may
explain why there is not a significant increase in self-employment rates through the assump-
tion of German characteristics.

Column 5 of Table 3.2 provides a different perspective. Here we predict what the foreign
self-employment rate would be, based on the German decision structure, but keeping each
nationality’s own characteristics. Immigrants from the FYR, Turkey, Eastern Europe,
Africa, and Asia all would have higher self-employment rates given their characteristics if
they assumed the German decision model. The results tell us that these nationalities have
lower propensities towards entrepreneurship which explain the lower self-employment

7 For an explanation of nationdlity categories seethe notesto Table 3.1.

8 Reaults (coefficient and t-gtatistics) of the various modes estimated using Stata (1997) dprobit are
included in Tables5.3- 5.5.

9 All results significant at the 1% level, except Austrians and Africans significant at the 5% level. Results
for foreignersfrom the Americas, the Middle East, and Asiawere not significant. See Table 5.4.
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rates. On the other hand, the remaining nationalities, who have higher self-employment
rates than Germans, actually would decrease their entrepreneurial activities if they used
the German decision structure. These nationalities have high propensities to become self-
employed, in other words.

Table 3.2: Predicted Self-employment Rates by Nationality

(percent) actual predicted rate
rate Fimodel: Fivar. Fimodel: G var. G model: Fivar.

Greek 12.7 12.6 19.2 74
Italian 111 10.9 18.0 7.6
FYR 3.6 35 5.8 7.8
Austrian 149 - - 11.4
Turkish 3.6 3.5 8.3 6.6
W European 10.7 10.8 11.1 8.8
E European 3.4 - - 8.1
African 4.8 - - 8.3
NS&C American 12.2 11.3* 12.1* 9.9
Middle Eastern 11.7 11.8* 11.4* 9.9
Asian 6.5 — — 7.5
all foreigners 6.9 7.8

German 9.1 9.3

Source: own calculations using the 70% sample of the Mikrozensus and the Stata (1997) probit regres-
sion model and transformation calculation. Nofés: each foreigmationdity; G = Germanyvar. =
variable;bold highlights increase in rates; * = results based on weak model; — = results uncertain be-
cause of limited observations; see also Table 5.3 for nationality models.

We find some extreme differences across nationalities in the socioeconomic variables that
affect self-employment. Individual nationalities have distinct patterns of where they live,
what economic branches they work in, how much human capital they have, and how old
they are. There are also very different self-employment rates. When we combine all na-
tionalities into a group of aggregated foreigners, some of these distinctions are lost.

Some of the variation in self-employment rates across nationalities can be explained by these
socioeconomic factors. However, when we hold these factors constant, the differences
remain. Cultural factors seem to have a great influence on the sdf-employment propensity.
Mere membership in aparticular ethnic group may be enough to raise or lower the likelihood
of being self-employed. Through the differences in socioeconomic characteristics across
nationalities, these attitudes only become more pronounced and lead to even more dramatic
differencesin self-employment rates.
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4. Comparing Kiosks and Consultancies: Self-employment
Quality

A key to deciding whether self-employment can be used as a signal of assmilation is the
evaluation of job quality. We proceed in three ways. The branch distribution of self-em-
ployed foreigners is examined relative to natives. The descriptive nature of such an exercise
limits its measurement of quality. In other words, only dissimilarities become evident and
subjective measures would be needed to evaluate quality. The second attempt to compare
quality involves income measures. These may be applied to income distributions by branch
or by nationality. The drawback of this approach is the distorted nature of self-employment
incomes. The third attempt at employment quality uses another measure of success, business
Size (measured by number of employees). The problem with this measure is that newly
established firms tend to be small. Years of operation and access to capital will have an
impact on business size for which we cannot control using the available data

4.1 Branch Distribution

As mentioned in the previous section, looking at the aggregate sample of foreign workers
may mask some of the differences that occur within the group. Thisis especially pronounced
when looking a branch distribution. (Compare Table 4.1 for aggregates) Using a
dissmilarity index, we can get a concise overview of the true differences across the 13
nationality groups and 11 (or more) economic branches (a total of 143 sub-categories).10
The higher the index value, the greater the dissmilarity to the base-group. An index value
equal to 100 would imply that the nationality group is never employed in the same branches
as natives. Table 4.2 summarizes the results of three comparisons. Columns 2 and 3 compare
the branch distribution of foreigners against the branch distribution of Germans for wage and
salary employment and self-employment, respectively. In other words, the value of the index
shows how different each nationality is from the German base-group when all branches are
considered. In column 4, the dissimilarity within each nationdity group is examined by
comparing the distribution of salf-employment to that of wage and salary employment.

Several conclusions can be drawn from these results. The nationality groups most similar to
Germans are Western Europeans, Austrians, and Eastern Europeans. The groups may have a
more similar human capital structure to the Germans when compared with other groups,
leading to branch distributions similar to Germans’. The high education rates of the Europe-
ans and Austrians combined with cultural factors which guide branch choice may be re-

10 Thedissmilarity index equals one haf the absolute value of differences between branch (i) distributions
for foreigners (F) and Germans (G) summed across all branchesZ &£y 100)-(Gi/Gy 100)
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flected in the results. Greeks and Italians were the most different from the Germans. The
opposite explanation of similarities may apply; there may be greater cultura or human
capital differences. If one examines the most dissimilar groups to German wage employment,
then it becomes clear that these are the former guest worker countries (with the exception of
Asia). Here the implication is that a form of segregation took place, recruiting guest workers
for branches and jobs that natives did not want (at the prevailing wages).

Table 4.1: Branch Distribution of the Self-employed

branch distribution (percent of total)  |share (percent of branch)
foreigners natives all Foreigners natives
agriculture 1.9 12.2 114 13 98.7
mining, utilities 0.2 0.2 0.2 75 925
manufacturing 10.1 12.6 124 6.3 93.7
construction 7.6 8.8 8.7 6.7 93.3
trade 20.9 20.3 20.3 7.9 92.1
transportation 4.3 3.8 3.8 8.6 91.4
finance, insurance 12 33 31 29 97.1
services 21.7 251 24.8 6.7 93.3
hospitality 29.1 55 7.3 30.5 69.5
health 2.8 8.0 7.6 29 97.1
organizations 0.2 0.3 0.3 5.5 94.5
Total 100.0 100.0 100.0 7.7 92.3

Source: own calculations using the 70% sample of the Mikrozensus.

The dissimilarity is even greater when comparing branch distribution in self-employ-
ment. 11 However, an average of about 10 index points could be subtracted by excluding
agriculture (a branch in which Germans have a relatively high share of self-employment).
Nevertheless, it is especialy striking how much higher the index values of individual
nationality groups are relative to the value for “all foreigners.” Whereas the index for “all
foreigners” stands below 25 points, most nationality groupeezk this value by more

than 50%. The reason for the difference justifies the need to examine disaggregated na-
tionality groups. In the comparison of the self-employed, the dissimilarity index shows
very different values for each guest-worker nationality. This difference across immigrants
from former recruitment countries is not evident in paid employment. The particularly low
self-employment rates of persons from the FYR and Turkey may be the cause. Africans
need some further explaining since they show up among the more similar in paid

11 The sum of the nationalitiesindex vaues for sdf-employment is more than double the sum for wage and
sdary employment.
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employment and the least similar in self-employment. Their small numbers, especialy in
self-employment, may explain some of the distortion.

Table 4.2: Dissimilarity Indices

(index; 0-100) relative to Germans in relative to
ws employment self~employment ws employment

Greek 33.7 55.0 50.9
Italian 29.8 474 47.1
FYR 24.2 37.9 443
Austrian 15.2 23.9 29.7
Turkish 26.7 36.0 44.8
W European 11.7 13.6 29.2
E European 15.3 339 4.4
African 15.4 43.9 57.8
American 15.8 39.7 41.9
Middle Eastern 19.6 46.4 43.0
Asian 25.7 34.1 39.5
all foreigners 20.7 24.7 40.9

German — — 32.3

Source: own calculations using the 70% sample of the Mikrozensus. Notes: calculation based on 11
SIC categoriek?; lower values amost similar; higher values Zeast similar.

The last column of Table 4.2 hints at the possibility of branch switching when moving from

wage employment into self-employment. We assume that most immigrants were wage

workers in Germany before attempting self-employment. If persons opened businesses in

branches in which they were previously employed, then the employment distribution may

appear similar in these two sectors. Austrians, Western Europeans, and Germans appear to be

the most conservetive, choosing branches for sdf-employment in which they may have

worked. Africans, Greeks, and Italians, at the opposite extreme, bresk into new branches by
switching into self-employment, suggested by their high index values. This seems to counter
Goldberg (1996: 73), who states that “ltalians, Yugoslavs, and Greeks...generally have an
education in the branch in which they establish a business, that is, they only make an attempt
[to start a business] in areas in which they have knowledge.” Further, Goldberg (1996) finds
that Turks are less bound to previous experience, while our results show only about average
dissimilarity. The difference between the observations may be partly explained on the
grounds that one focused on education of individuals prior to becoming self-employed and

12 Caculations usng more detailed categories increased the index values. However, country rankings
remained essentially unchanged. For a discussion about the effects of usng more or less detailed information
aswaell asaternative dissmilarity indices, see OECD (1988b).
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the other compared wage and salary employment versus self-employment, with no informa:
tion on what experience or education each person had prior to salf-employment.

4.2 Income Measures

Measurement and reporting errors make income comparisons across employment type
somewhat tentative. Furthermore, the direction of causdlity is not clear. Do the self-em-
ployed receive a higher income because they are self-employed, or are higher income
persons more likely to be self-employed? Services, hospitality, and, to a dightly lesser
degree, trade show a concentration of personsin the lower half of the income distribution.
Two of the branches identified by the greatest number of people in the top income
category, services and trade, also had concentrations in the lower income category. Health
is another branche in the top category. It follows that branch choice may indeed be a
factor in income. Or interpreted for our purposes, some branches may represent lower
quality self-employment, using income as a measure.

In Table 4.3, we take a different approach and examine the percentage of each population in

the lowest as well as highest income quartiles. For wage employment, about one third of “all
foreigners” earns less than 1400 D-Marks per month. For some nationalities only about a
quarter of the persons are in that category, while for others it exceeds one third. Less than 2%
of “all foreigners” reach the top quartiE500 D-Marks or more per month.

Turning our attention to the distribution of the self-employed, Table 4.3 shows that for all
nationalities (except Africans and Americans), the percentage in the lowest income quartile
declines. What is even more striking is the share of people in the top quartile. One quarter of
all self-employed Germans falls into the top quartile, while one sixth of all foreigners also
does. Of course there are significant differences across nationalities, but even nationalities,
such as the FYR and Turkey, that only had a fraction of a percent in the top quartile for wage
employment, have almost 10% in the quartile when looking at self-employment. Again, the
direction of causality is not established.

Borjas and Bronars (1988) explain income differences with consumer discrimination. Con-
sumer discrimination and the resulting reduction in self-employment opportunities (smaller
range of self-employment income) would most likely explain self-employment rate differ-
ences between natives and foreigners, however, not necessarily between different nationali-
ties. Consumer discrimination would only be a factor if natives and foreigners shared the
same preferences (discriminated in the same way).
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Table 4.3: Distribution of Monthly Personal Income by Nationality

(percent of w & s employment self-employment
nationality) < 1400 DM > 5500 DM < 1400 DM > 5500 DM
Greek 26.8 0.5 18.4 9.6
Italian 27.9 11 125 15.8
FYR 29.9 0.3 22.0 10.1
Austrian 25.9 9.5 85 304
Turkish 31.8 0.2 17.1 9.4
W European 23.0 6.4 19.6 22.1
E European 44.4 0.8 14.7 8.8
African 35.0 0.8 41.2 6.1
American 28.3 6.8 28.0 23.0
Middle Eastern 40.2 25 25.1 125
Asian 42.1 4.7 13.9 19.8
all foreigners 311 1.8 18.0 155
German 23.8 4.7 14.0 24.7

Source: own calculations using the 70% sample of the Mikrozensus. Note: bold highlights shares
higher than Germans’.

From the data we can conclude that self-employment may provide both high and low quality
employment opportunities for foreigners. Even at the lower end of the income distribution, it
may be an improvement to wage employment. However, relative to Germans, there is a
stronger concentration in the lower-income section of self-employment. This may be due to
branch choice or socioeconomic factors which would also result in lower paid employment.
In addition, the effects of the younger age structure of immigrants may be hidden in our
results. High quality or high earnings possibilities in self-employment also exist for foreign-
ers, not just Germans. In fact, these opportunities may only exist in sef-employment, and not
in wage employment.

4.3 Number of Employees

Turning to income distribution by number of employees, we find, as expected, that the
self-employed without employees are concentrated at the lower half of the income distri-
bution. This also occurs, but to a lesser degree for the category of 1-4 employees. Fur-
thermore, the data clearly show that there is a relative concentration (left-skewed distri-
bution) of foreigners at the lower half of the income distribution. This is especially pro-
nounced for the self-employed foreigners with no employees and those with one to four
employees. Germans have a much more even distribution across income categories. While
the group with no employees also tends to appear in the lower half of the income distri-
bution, the concentration is not nearly as pronounced as it is for foreigners. One
additional point should be made about the distribution. Natives and foreigners both make
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a strong showing in the top income category, especialy if they have one to four
employees. About 7.5 thousand foreigners are in this combination of categories, and
about 161 thousand Germans.

Table 4.4 provides an overview of business size for most of our nationality groups. Ac-
cording to the percentage distribution of the three size categories, immigrants from the
Americas, Austria, and Eastern Europe most often work alone. Only the Greeks and Ital-
ians have a proportionately smaller share of self-employed with no employees than the
Germans. Self-employed Italians reach the largest category, five or more employees,
proportionately more often than all other immigrants and even more often than Germans.
Immigrants from Eastern Europe, Turkey, and the Americas have very small proportions
of their respective self-employed in the largest category.

Table 4.4: Business Size Distribution by Number of Employees

percent distribution by number of employees total number
none lto4 5 or more
Greek 40.1 53.7 6.2 28,724
Italian 36.0 49.5 14.5 37,162
FYR 46.8 475 5.7 20,593
Austrian 63.3 28.6 8.1 16,841
Turkish 52.2 44.5 3.2 35,762
W European 54.3 36.8 8.9 40,579
E European 65.9 34.1 0.0 7,101
American 67.6 27.6 4.8 9,450
all foreigners 50.3 41.7 79 220,471
German 42.1 44.1 13.8 2,647,287

Source: own calculations using the 70% sample of the Mikrozensus. Note: bold highlights rates
above Germans'.

4.4 Total Quality Assessment

Based on size, income, and branch, we find a common theme about the nature of immi-
grant self-employment. It is as heterogeneous as the immigrant population itself. Thereis
some evidence that self-employment taken by foreigners is worse than that of natives.
However, there is also information that it is comparable. Much depends on what meas-
urement is used.

The data also makes apparent that the rift between good quality and poor quality does not
correspond to the division of nationalities. Rather, within each nationdity group, we can find
concentrations at both poles. Furthermore, a nationdity that appears to be concentrated in the
lower-qudity category according to one measure, may surface as highly concentrated in the
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top category according to a different measure. However, it cannot be overemphasized that
foreign self-employment is also composed of high-quality work.

Is self-employment quality lower or higher for foreigners? The answer is “both.” It can be at
either extreme or in the neutral territory. This fits our assimilation hypothesis. We expect to
find both highly assimilated immigrants and others that are just beginning the process in
Germany. As a result, we can assume that both the assimilated and the unassimilated have an
opportunity to become self-employed based on the quality differences. The assimilated will
select themselves into the higher quality opportunities, while the less assimilated move into
the lower quality jobs. Without the presence of the less assimilated, these opportunities for
self-employment may go unexploited.

5. Approaching Similarity: Effects of Assimilation

In which direction does assimilation drive self-employment rates? One would expect
differences across ethnic groups; those with self-employment rates above Germans should
be lower (closer to the German rate) in the second generation and those with rates below,
should move higher. We also look at the influence of years-since-migration. Does this
variable affect every nationality equally? Here we can expect differences based on ethnic
propensities and the legal framework.

In creating a sub-sample to examine arrival years, only observations which provide immi-
gration information are retained. This reduces the number of foreigners observed from
15,303 to 14,165 (representing 2.982 million, see Table 5.1). The sub-sample introduces
some downward bias to the self-employment rate of foreigners: the rate falls from 7.0%
for the full sample to 6.7% for those that provide immigration information. A descriptive
analysis shows that the second generation of immigraathes higher education levels
than the first, confirming our suspicion of greater assimilation.

Having examined which characteristics, including nationality, impact the self-employment
choice and the qualitative nature of this choice, we can now focus on assimilation. We pro-
ceed by testing the effect that being in theoedageneration, as a variable, has on the self-
employment choice. As we have seen, the differences in socioeconomic variables play a role
in causing different self-employment rates across nationalities. We can expect the same
effects between generations. We can control for differences in these socioeconomic variables
by performing maximum likelihood regressions. Here, we add a variable that identifies the
second generation to the model estimated for the discussion in Section 3.
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Table 5.1: Generations by Nationality

1" generation 2 generation percent in
w & s emp self-emp w & s emp Self-emp 2" generation

Greek 143,051 20,211 41,735 6,150 29.3
Italian 206,156 27,711 70,898 5,620 32.7
FYR 456,230 18,074 70,327 1,247 15.1
Austrian 67,634 11,564 15,197 2,244 22.0
Turkish 666,924 26,309 231,254 7,309 344
W European 242,099 28,377 64,887 6,626 26.4
E European 180,542 6,683 5,444 208 3.0
African 63,251 3,255 5,536 339 8.8
American 55,087 7,211 5,807 908 10.8
Middle 80,021 10,737 3,058 214 36
Eastern
Asian 82,182 5,119 2,947 217 3.6
all foreigners 2,263,040 166,372 520,684 31,672 22.7

German 25,791,067 2,647,287 n.a n.a n.a

Source: own calculations using the 70% sample of the Mikrozensus.

After controlling for age, education, gender, state, and nationality, we find that merely being
a second-generation foreigner increases the likelihood of being self-employed by 1.3%.13
Nationality differences aso remain. Immigrants from Greece (9.9%), Italy (7.1%), Austria
(4.7%), Western Europe (4.0%), the Americas (3.1%), and the Middle East (4.1%) dl have
higher self-employment probabilities (shown in parentheses) when compared to Turks. Only
foreigners from the FYR (-1.2%) and Eastern Europe (-2.2%) have lower probabilities.

We can also look at the combined effects of being in the second generation and belonging
to a specific nationality. This increases the second generation effect; membership in the
second-generation raises the self-employment probability by 2.6%. The nationality effect
increases in some cases but decreases in others. However, the most interesting result is
that the interacted terms (second generation and nationality) may confirm our hypothesis
of self-employment rate convergence.14 Second-generation terms for nationdities that
had rates (in the first generation) above Germans, were negative. The terms were positive
for nationalities that had self-employment rates lower than Germans. Immigrants from the
FY R and the Americas were the only exceptions.

13 Maritd status, household and community size are not significant in the mode.

14 However, due to the limited number of observations the results were statitically insignificant and a
correponding table was not included. As the sze of the second-generation sample increeses, it may be
possible to obtain significant resultsto confirm our theory.
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We can aso repeat the exercise in Section 3 of predicting self-employment rates. This
time we concentrate on the generation differences rather than nationality differences. The
results summarized in Table 5.2 indicate a higher self-employment propensity in the
second generation, confirming higher self-employment rates by age group found in the
descriptive analysis. If the second generation used the decision model of the first, they
would have an even lower self-employment rate. However, if the second generation had
the socioeconomic characteristics of the first, they would almost double their self-em-
ployment rate.

Table 5.2: Predicted Self-employment Rates by Generation

(percent) 1% generation model 2™ generation model actual
1% generation characteristics 6.9 11.2 6.9
2™ generation characteristics 52 5.9 5.7
combined characteristics 6.2 10.2 6.7

Source: own calculations using the 70% sample of the Mikrozensus and the Stata (1997) probit
regression model and transformation calculation.

It is worth noting that in the second-generation model, all the nationality terms (with the
exception of Greeks) become insignificant. This again implies that assimilation leads to
more similarity between foreigners. Assimilation may have reduced, if not erased, the
ethnic capital.

5.1 Years-Since-Migration

We should review the importance of the years-since-migration (Y SM) variable. A longer
presence implies more familiarity with the “system”, better language ability, and broader
social / business networks, all of which can lead to higher self-employment rates. The
intention to stay is critical to the self-employment decision. Judging from the results
found by Steiner and Velling (1994), YSM may be a partial proxy for “intention to stay”
since those with a long presence also plan to stay longer. What needs to be kept in mind is
that the intention to stay is not a one-time decision.

Looking at YSM, we find a positive correlation with the self-employment rate. Each
additional decade spent in Germany increases the probability of self-employment by
1.6%. After controlling for YSM, we can compare the predicted rates for the first and
second generations. We discover that the predicted rates are much closer, only half a
percentage point difference, than if we do not control for YSM (the results in Table 5.2).
In other words, even the first generation behaves in ways similar to the second generation
after a enough years in Germany. This shows the assimilation effectacttmahpany
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Y SM. Two caveats apply. The coefficients for the nationality dummies are smaller when
we control for the second generation (looking at both the first and second) than if we
control for YSM (looking at only the first generation). Further, it must be noted that sig-
nificant and sizable differences across nationalities exists, even after controlling for Y SM.
For example, being Greek implies an 11.1% higher likelihood15 of being self-employed
than if oneis Turkish, ceteris paribus.

5.2 The Same, Yet Still Different

We find that some convergence of self-employment rates does indeed take place with
assimilation. Both in using the second generation as a proxy and using years-since-migra-
tion as measure, we discover a decrease in size of the nationality factor in determining the
likelihood of self-employment. Furthermore, if we only look at the second generation of
immigrants, 16 the regression analysis tells us that nationality is no longer a significant
factor in self-employment probabilities, ceteris paribus.

Of course, al elseis not equal, as we see in a descriptive analysis. Based on socioeco-
nomic differences, we can still expect to find differences in self-employment rates even if
nationalities are assimilated.

6. Self-employment as an Indicator of Assimilation?

The interactions between salf-employment and assimilation are clear. The decision to engage
in the assimilation process and the choice to engage in entrepreneuria activity share similar
motivating factors. In other words, factors which ease assimilation may aso promote self-
employment. Barriers can equally block or dow assimilation and entrepreneurship.
Furthermore, assimilation can directly drive self-employment and vice versa.

Germany’s complex web of legislation that governs the life of foreigners in the country
has a limited direct impact on their self-employment opportunities, especially of longer-
term immigrants. However, due to the severe restrictions that apply to some groups during
the early immigration stages, there may be an indirect effect on self-employment. The
motivation to assimilate and to become self-employed may be molded in these early
stages, requiring time to change later. Some groups e@ay to the restrictions by de-
ciding that self-employment is much too difficult to realize in Germany, due to their lim-
ited assimilation. Others may find a way to limit assimilation through self-employment,
especially if ethnic colonies exist.

15 Seeregression results (Y SM mode) in Table 5.4.
16 Seeregressonresultsin Table5.5.
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Table 5.3: Nationality Models (d probit)
German mode Greek model Italian modd FYR  modd
age 00090 1880 * |00327 446 * |00184 365 * |00090 426 *
age2 -00001 -13.04 * |-00004 -415 * |-0.0002 -343 * |-0.0001 -402 *
mae 00447 3292 * |00406 199 ** |0.0488 293 ** |0.0153 257 *
married  [-0.0043  -2.49 ** 100510 -1.91 **
hhsze |0.0042  7.06 *
(career education dummies, base: no education)
trade 0.0054 259 * 100938 402 * |00722 432 * (00101 155
master  |0.1246 3422 * (00390 045 02096 359 * |0.0452 234 **
uni 00674 2281 * |02150 368 * |0.2267 436 * |0.0666 349 *
(community Size dummies; base: mid-sized; state dummies used: yesno)
city 0.0140 559 *
town 00122 785 *
date dum yes no yes yes
#obs. 169767 997 1507 2537
r2 0.076 0.079 0.094 0.105
Turkish model W Euro modd American moddl Mid East model
age 0.0084 484 * |0.0089 1.88 0.0079 0.70 0.0012 011
age2 -0.0001 -4.66 * [-0.0001 -1.52 -0.00002 -0.21 0.0001 045
mae 0.0068 1.23 00531 373 * |-00456 -142 00792 245 *
married -00559 -151 0.0527 1.67
hhsze |-0.0052 -3.08 * 00314 260 *
(career education dummies, base: no education)
trade 0.0156  2.68 * 00542 272 * |-00622 -160 0.0351 0.95
master  [0.3004  7.01 * 101599 374 * (03077 274 * |-0.0569 -0.89
uni 00472 222 ** 101745 655 * |00518 133 0.1004 2.33
(community Sze dummies; base: mid-sized; state dummies used: yesno)
city
town
statedum no no no no
#obs. 4180 1728 365 414
r2 0.073 0.069 0.146 0.143

Notes: coefficientsin first column of each modd are percent changes for one unit increase in independ-
ent variable or for dummy moving from O to 1, see Stata dprobit model; second columns show t-dtatis-
tics, * significant at the 1% level; ** significant at the 5% level.
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Table 5.4: Combined Models (d probit)
All nationality model All generation model Y SM model (1st gen)
age 0.0087 19.40 0.0105 7.95 * 10.0093 6.24
age2 -0.0001 -13.62 -0.0001 -7.25 * |-0.0001 -6.04
male 0.0432 33.53 * 10.0241 6.22 * 10.0250 6.01
married -0.0036 -2.24 >k
hh size 0.0035 6.31 *
(nationality dummies; base: German for All nat., Turkish for others)
greek 0.0616 6.51 * 10.0991 9.42 * 10.1079 9.21
itaian 0.0378 5.10 * 10.0707 8.25 * 10.0781 8.20
fyr -0.0422 -8.00 * 1-0.0120 -1.92  ** |-0.0084 -1.22
austrian 0.0250 2.29 ** 10.0468 3.97 *10.0499 3.87
turkish -0.0328 -7.22 *
weur 0.0208 3.18 * 10.0396 5.14 * 10.0458 5.26
eeur -0.0440 -5.18 * 1-0.0220 -2.74 * |-0.0140 -1.48
african -0.0276 -1.93 ** 1-0.0011 -0.08 0.0053 0.37
americas 0.0112 0.84 0.0310 2.40 * 10.0452 3.12
mideast 0.0189 1.45 0.0409 331 * 10.0524 3.83
asian -0.0096 -0.70 0.0075 0.61 0.0168 1.23
(career education dummies; base: no education)
trade 0.0097 5.04 * 10.0290 6.41 0.0313 6.42
master 0.1303 37.20 * 10.1230 8.81 0.1374 9.06
uni 0.0733 26.04 * ]0.1011 11.07 * ]0.1148 11.45
(share75: 2™ generation dummy; ysm: years-since-migration)
share75 0.0130 2.19 *
ysm 0.0016 224
ysm2 -0.00001 -0.81
(community size dummies; base: mid-sized; state dummies used: yes/no)
city 0.0124 541
town 0.0120 8.11
state dum yes yes yes
# obs. 183787 13291 12010
r2 0.0775 0.103 0.103

Notes: coefficients in first column of each modd are percent changes for one unit increase in independ-
ent variable or for dummy moving from O to 1, see Stata dprobit model; second columns show t-stetis-

tics, * significant at the 1% level; ** significant at the 5% level.




Baumann: Self-Employment as an Indicator of Assimilation?

Table 5.5: Generation Models (d probit)
1st generation model 2nd generation model
age 0.0091 5.6 0.0101 3.98 *
age2 -0.0001 -5.2 -0.0001  -3.16 *
male 0.0206 454 0.0342 461 *
married 0.0126 1.61
(nationality dummies; base: Turkish)

greek 0.0990 7.99 0.0670 4.12 *
italian 0.0824 8.04 0.0184 1.53
fyr -0.0121 -1.70 -0.0141  -1.07
austrian 0.0546 3.99 0.0224 111
weur 0.0436 4.73 0.0118 0.97
eeur -0.0226 -2.53 -0.0159  -051
african 0.0005 0.03 0.0033 0.08
americas 0.0309 212 0.0462 141
mideast 0.0514 371 0.0052 0.11
asian 0.0074 0.55 0.0274 0.47

(career education dummies; base: no education)
trade 0.0354 6.59 0.0110 141
master 0.1465 8.87 0.0478 2.08 >k
uni 0.1173 11.32 0.0463 2.31 **

(state dummies used: yes/ no)

state no no
# obs. 10806 2485
r2 0.0918 0.154

Notes: coefficients in first column of each modd are percent changes for one unit increase in independ-
ent variable or for dummy moving from O to 1, see Stata dprobit model; second columns show t-stetis-
tics, * significant at the 1% level; ** significant at the 5% level.

A whole list of socioeconomic factors affects the self-employment propensity. Thisis no
exception for foreigners. However, the extent to which these individua factors influence
the likelihood of being self-employed varies considerably. In addition to the standard
variables of age, gender, marital status, household size, education, and location, foreigners
aso have nationality and immigration variables. Years-since-migration or immigrant
generation have significant positive effects on self-employment probabilities. Ethnic
preferences, values, and beliefs are reflected in the nationality variable, aso with signifi-
cant effects. However, the size and direction of the effect, whether positive or negative,
depends on the nationality.

Beyond the socioeconomic factors, the decision to become self-employed is indirectly
based on beliefs and values. These values control how much utility is assigned to specific
components of employment. Two people with the same values facing the same decision



266 ZUMA-Nachrichten Spezial Band 6: Sozialstrukturanalysen mit dem Mikrozensus

are expected to make the same choice. If two people choose differently, it is either be-
cause they face different alternatives or they have different values. Because we examine
aggregated nationality groups, we eliminate some of the minute variations in values that
may occur on the individua level. Germans as natives and as the largest group, represent
the values that must be assimilated. Therefore, we expect those groups of foreigners who
are assimilated to show similar self-employment propensities to the Germans.

Immigrants from Greece, Italy, and Austria and, to a lesser extent, Western Europe, the
Americas, and the Middle East, show stronger propensities towards self-employment than

the Germans. Only their less beneficial socioeconomic characteristics keep their self-
employment rates from being even further above the Germans’. Other nationalities have
lower self-employment rates not just because of the samoetic characteristics but also
because of a lower inclination to become self-employed. The most striking examples are
immigrants from the Former Yugoslav Republic and from Turkey. Nationality clearly
plays a role in the likelihood of being self-employed.

There is evidence of segregation by branches. Natives and foreigners are rarely self-em-
ployed in the same branches. An explanation may be lower barriers to entry for the
branches chosen by immigrants. In addition, concentrations may be due to social net-
works. If a nationality group is predominant in certain economic sectors, then social net-
works reinforce the concentration when contact to other nationalities is limited.

Is the self-employment of foreigners comparable in quality to that of natives? The answer
from our examination is not completely clear. There is some evidence of lower- quality
self-employment, in terms of income and business size. However, there is an equal
amount of evidence that speaks to similar quality, with high income potential and one or
more employees. In addition, we can see that wage and salary employment for many
foreigners may actually be of a lower quality (lower, smaller income range). This would
increase the benefits of exploring entrepreneurial activities for foreigners. The two poles
of entrepreneurial quality may correspond to the extremes of completely unassimilated to
fully assimilated immigrants in Germany.

In which direction does assimilation impact the choice to become self-employed? It appears
that the propensity generally increases with assimilation. This preserves differences in rates
across nationalities. However, the effects of the nationality factor are less pronounced in the
second generation and in some models are no longer significant. Years-since-migration has a
similar effect, only slightly decreasing nationality differences while increasing the likelihood

of self-employment overall. In the aggregate, increasing self-employment with assimilation
may, in part, reflect the assimilation effects of low-self-employment nationalities, which also
make up the largest foreign populations in Germany.
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We find that foreigners’ socioeconomic characteristics, especially the younger age profile,

should cause self-employment rates for foreigners to be lower than for Germans. It ap-
pears that the cultural factor offsets these socioeconomic effects for certain nationalities,
leading to self-employment rates above the Germans. For other immigrant nationalities,

these cultural factors cause even lower self-employment propensities than are explained
by socioeconomic differences alone.

It appears that self-employment can be a positive contributor to and indicator of assimila-
tion. With this in mind, the German government could further its stated goals of integrat-
ing foreigners by promoting high-quality self-employment.

6.1 Points for Future Study

While the paper did rule out that foreign self-employment is always inferior to German self-
employment, a few question remain unanswered. Are self-employment rates high despite the
existence of low-quality jobs because immigrants, in general, have not assimilated? In other
words, it is possible that self-employment rates may be higher because unassimilated for-
eigners are willing to exploit even low-quality entrepreneurial opportunities. The correlation
between job quality and assimilation is not completely clear because assimilation is manifest
to varying degrees. In a future study it would be necessary to examine the nationality and
immigration characteristics of those at the two quality poles. A two-step model of self-em-
ployment selection and income may be possible.

Branch choice is another issue which should be explored in more detail in future studies.
Specifically, it would be useful to see more evidence of the branch choices, including
quality measurements, made by the second generation. Unfortunately, our data contain too
few observations on the second-generation to be able to produce reliable descriptions of
the details. Additional survey evidence or over-sampling of the second generation could
fill the data gap.

Finally, it would be useful to have information about survival rates of the self-employed.
Are foreigners’ businesses more likely to fail than Germans'? It would also be helpful to
find out if nationality and immigrant factors play a greater role in business failures than
the more universal factors. Beyond survival information, exploring the longer-term effects
of the self-employment experience in improving labor market prospects would be of
interest. Low-quality self-employment may just be the entry point, leading to high-quality
self-employment later. Alternatively, self-employment may just be temporary, developing
skills and experience which may improve the prospects in the wage and salary sector. This
type of analysis would point to evidence that quality is a dynamic variable. A detailed
time series would be necessary to explore these questions.
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The empirical analysis combined with the theoretical perspective provided by this study
would be beneficial to any further examinations of self-employment and assimilation in
Germany.
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BILDUNGSCHANCEN VON JUGENDLICHEN IN
OsT- UND WESTDEUTSCHLAND

SUSANNE VON BELOW

m Rahmen dieser Untersuchung wird der Fragestellung nachgegangen, inwieweit diein

den 60er Jahren festgestellten Merkmale fur ungleiche Chancen im Bildungssystem
(Vaterberuf, Geschlecht, Region) noch heute Giiltigkeit haben. Besonderes Augenmerk
wird dabei auf die Unterschiede zwischen den einzelnen Bundesléndern gelegt, da diese
die seit den 60er Jahren (bzw. in den neuen Bundesléndern seit der Vereinigung) erfolgten
Bildungsreformen in unterschiedlicher Weise umgesetzt haben. Indikator fir die Bil-
dungschancen ist die Bildungsdichte der 16- bis 19jéhrigen, also der Anteil von Schiilern
und Studierenden an dieser Altersgruppe.

Folgende Ergebnisse werden festgestellt: Insgesamt hat die Bildungsdichte stark zuge-
nommen; Madchen haben die Jungen Uberholt und weisen eine durchgehend hdhere
Bildungsdichte auf, insbesondere in den neuen Bundeslandern. Kinder von Arbeitern und
gering Qualifizierten sowie wenig Gebildeten sind auch heute noch deutlich unterrepra-
sentiert. Diese Benachteiligung betrifft insbesondere Jungen und diese besonders stark in
Bundeslandern mit konservativer Bildungspolitik. Fur Nicht-Arbeiterkinder und Jugend-
liche mit hdher gebildeten Haushaltsbezugspersonen spielt die Bildungspolitik des jewei-
ligen Bundeslandes eine geringere Rolle. Seit den 60er Jahren haben sich also viele Ver-
anderungen ergeben; dennoch bestehen deutliche Unterschiede zwischen Jugendlichen
verschiedener sozialer und regionaler Herkuntft.

Analyses in this paper concentrate on how strongly aspects that were found to be
influential for participation in the educational system in the sixties (parents” occupa-
tional status, gender, region) are still effective today. Special attention is given to the dif-
ferences between the Laender as these have a certain sovereignty over their educational
system and have implemented educational reforms very differently since the sixties (or
rather since unification in the New Laender). Chances of youths within the educational
system are measured by the ,educational density* in a certain region, i.e. the percentage
of 16-19 year-olds who attend schools or universities among all 16-19 year-olds.
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The findings are the following: All in all, educationa density has risen strongly; girls
have overtaken boys and have a higher participation in the educational system, which is
especidly the case in the New Laender. Children of blue-collar workers and of lower
qualified and less educated persons are still greatly underrepresented today. This disad-
vantage is especialy true for boys, and for them especialy in Laender with conservative
educational policies. For children of persons with other occupational status than blue-
collar-worker and for youths with better educated heads of households, the educational
policies of the respective Land do not have such a strong influence. Thus, since the six-
ties, many changes have taken place; yet there still are considerable differences between
youths of different social and regional backgrounds.

1. Einfiihrung

Im allgemeinen werden materieller Wohlstand, Macht, Prestige und Bildung als Hauptdi-
mensionen sozialer Ungleichheit angesehen; insbesondere Bildung spielt eine herausra-

gende Rolle: "Uber umfassendere oder geringere Bildung zu verfiigen, hat heute im Hin-
blick auf nahezu alle angestrebten 'Werte' und Zielvorstellungen (...) kaum zu uber-
schatzende Auswirkungen” (Hradil 1999: 27). Das Bildungssystem als Instanz der Wis-
sensvermittlung und der Messung und Zertifizierung von Leistungen hat also einen ent-
scheidenden EinfluR auf die soziale Plazierung seiner Absolventen - je hdher der erreichte
Abschluf3, desto grolRer die Chancen bezuglich des erwinschten Ausbildungs- oder Stu-
dienplatzes und damit im allgemeinen auch beziiglich der spateren beruflichen Position;
nach wie vor ist also das Bildungswesen eine Institution sozialer Selektion (vgl. Mul-
ler/Mayer 1976).

Das in der DDR geltende, fur alle Kinder und Jugendlichen und in allen Regionen ein-
heitliche Bildungssystem wurde nach der deutschen Einheit durch je nach Bundesland
unterschiedliche Systeme mit verschiedenen Schularten abgeldst. Wahrend das DDR-
Bildungssystem die Einbeziehung aller Jugendlichen bis zum Ende der 10. Klasse ange-
strebt und den Zugang zur weiterfilhrenden Bildung danach stark eingeschrankt hatte,
findet derzeit in den neuen Bundeslandern eine deutliche Aufteilung von Jugendlichen
auf verschiedene Ebenen des Bildungssystems statt (vgl. v. Below 1997). Eine wichtige
Rolle spielt in diesem Zusammenhang die je nach Bundesland unterschiedliche
Bildungspolitik (vgl. v. Below 1999). Auch in den alten Bundesléndern gibt es z.T.
verschiedene Angebote und Schulformen im allgemeinbildenden Bildungssystem, die
Uberwiegend auf jeweils unterschiedliche Bildungspolitik zuriickzufiihren sind. Hier hat
es jedoch in den vergangenen Jahrzehnten eine Reihe verschiedenster MaRRnahmen
gegeben, die z.T. auch wieder zuriickgenommen oder modifiziert wurden (vgl. Anweiler
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ua 1992). Die Entstehung und Begrindung von Unterschieden ist also nicht so
kurzfristig und einfach zu erkléaren, wie dies in den neuen Bundeslandern der Fall ist.

In dem folgenden Beitrag soll anhand von Berechnungen mit dem Mikrozensus 1995
aufgezeigt werden, wie sich die regionalen Ungleichheiten delumjschancen von
Jugendlichen in den neuen und alten Bundeslandern heute darstellen. Dabei wird insbe-
sondere der von Peisert 1967 eingefiihrte Indikator der Bildungsdichte verwendet, der den
Anteil der Schiler oder Studierenden an einer Altersgruppe in einer bestimmten Region
bezeichnet. AuRerdem ist es anhand des Mikrozensus moglich, auf der Individualebene
Aussagen uber im Bildungssystem verbleibende Schiiler und/oder Studierende zu treffen.

Folgenden Fragen soll dabei nachgegangen werden:

e Wie unterscheidet sich die Bildungsdichte der 16- bis 19jéhrigen in den neuen und
alten Bundeslandern insgesamt und nach Geschlecht?

*« Welche Merkmale treten bei den im Bildungssystem verbleibenden Schilern und
Studierenden auf (schulische und berufliche Bildung der Eltern, Geschlecht und
Bundesland)?

e Ist der EinfluR der sozialen Herkunft auf die Bildungsbeteiligung in einigen der
Bundeslander starker als in anderen?

*  Welche Schluffolgerungen lassen sich daraus fur die Bildungschancen von Jugendli-
chen in den einzelnen Bundeslandern ziehen?

1.1 ,Das katholische Arbeitermadel vom Lande* - Zur Diskussion

liber Bildungschancen
Die Ungleichheit der Bildung und der Bildungschancen unterschiedlicher gesellschaftli-
cher Gruppen ist seit den 60er Jahren eines der am meisten untersuchten Gebiete in der
Ungleichheitsforschung. Damals wurde mit der Diskussion um die internationale Kon-
kurrenzfahigkeit, die sich an den Schlagworten ,Ausschdpfung der Begabungsressour-
cen“ (Halsey 1961) und ,deutsche Bildungskatastrophe” (Picht 1964) festmachen |aR3t, die
Thematisierung der ungleichen Bildungschancen verschiedener Bevolkerungsgruppen -
,Bildung als Birgerrecht” (Dahrendorf 1966) - eingeleitet. Bei einer sehr kleinrAumig
differenzierten Auswertung der Volkszahlung 1961 kam Peisert zu folgendem Schlul3:
»(1.) katholische (2.) Madchen haben in den (3.) bayerischen (4.) Landkreisen mit (5.)
Uberwiegend katholischem Bevdlkerungsanteil vergleichsweise besonders geringe Chan-
cen fir eine weiterfihrende Ausbildung” (1967: 99). Das bertihmte ,katholische Arbei-
termédel vom Lande* als populérer Inbegriff des besonders benachteiligten Kindes wurde
daraus abgeleitet. Die daraufhin eingeleiteten Bildungsreformen in Deutschland haben zu
einer insgesamt deutlichen Ausweitung der Bildungsbeteiligung Jugendlicher aus allen
sozialen Schichten gefuhrt. Insbesondere Méadchen haben den Rickstand gegeniiber den
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Jungen aufgeholt. In neueren Untersuchungen wird jedoch kontrovers diskutiert, ob die
herkunftsspezifischen Unterschiede der Bildungschancen von Jugendlichen weiter beste-

hen, sich verringert oder sogar vertieft haben (vgl. z.B. Blossfeld 1993, Muller/Haun
1994). Diese Aussagen beziehen sich jedoch aufgrund der im allgemeinen verfiigharen
Fallzahlen nur auf die Ebene der alten oder neuen Bundeslander, es konnen also keine
Aussagen fur einzelne Bundesléander getroffen werden. Diese Analyse auf der L&an-
derebene ist jedoch von besonderer Bedeutung, da die Bildungspolitik unter die Kultur-
hoheit der Lander fallt. Im Rahmen des Mikrozensus stehen so viele Falle zur Verfiigung,
daf die Bildungschancen von Jugendlichen nach Geschlecht und sozialer Herkunft durch-
aus auf der Ebene der einzelnen Bundeslander untersucht werden kénnen. Es kdnnen also,
wie im folgenden gezeigt werden soll, auch regionale Unterschiede innerhalb der neuen
und alten Bundeslander festgestellt werden.

1.2 Verwendete Indikatoren und empirische Vorgehensweise

Zur Untersuchung der Fragestellung soll, wie oben erwéhnt, der Indikator der “Bildungs-
dichte” herangezogen werden, der erstmals von Peisert (1967) verwendet wurde. Peisert be-
zeichnete damit den Anteil der 16- bis 19jahrigen Jugendlichen, die sich noch im Bildungs-
system befinden, an allen Jugendlichen dieser Altersgruppe. Diese Altersgruppe hat die
Pflichtschulzeit hinter sich, der Verbleib im Bildungssystem als Schuler oder Studierende
beruht im allgemeinen auf einer freiwilligen Entscheidung der Eltern und/oder der Jugendli-
chen selbdt In diesen Indikator flieBen alle Schiiler und Schiilerinnen bzw. Studierende
dieser Altersgruppe ein, unabhangig davon, ob sie sich an einer allgemeinbildenden Schule
oder z.B. an Schulen des Gesundheitswesens 0.4. befinden. AulRerdem wird dadurch nur
festgestellt, ob sich jemand noch im Bildungssystem befindet; eine Aussage Uber das Niveau
der Bildung wird damit nicht getroffen (so wird z.B. jemand, der im Alter von 18 Jahren
studiert, genauso bertcksichtigt wie jemand, der mit 18 Jahren die 9. Klasse der Hauptschule
besucht). Die Bildungsdichte ist also nur mit gewissen Einschrankungen zum Vergleich von
~Chancen" von Jugendlichen zu verwenden.

Bei der Analyse werden die folgenden Variablen aus dem Mikrozensus verfvendet

1 Die Frewilligkeit bezieht sich in diesem Fall natirlich nur auf das Nichtvorhandensein staatli-

cher Vorschriften und sagt nichts aus uber die finanziellen oder anderen Zwange, die bei einer sol-
chen Entscheidung mit Sicherheit eine Rolle spielen.

2 Hierzu sind folgende Besonderheiten anzumerken: Familien- und Haushaltsbezugspersonen
mussen nicht identisch sein - in einem Haushalt kann es mehrere Familien geben. Auf3erdem ist die
Haushaltsbezugsperson die von den Befragten als solche genannte (die wohl Uberwiegend méannlich
ist, aber auch, je nach Einschatzung der Befragten, weiblich sein kann); die Familienbezugsperson
wird durch das Statistische Bundesamt definiert und ist nur dann eine Frau, wenn es in der Familie
keinen Mann gibt. Die Angaben zur allgemeinen und beruflichen Bildung sind freiwillig. Bei den
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e die Angabe, um welchen Personentyp es sich handelt - relevant ist hier die Angabe
“Schiler und Studenten, 15 Jahre und élter, ohne Erwerbstatigkeit”,

e die Stellung im Beruf der Familienbezugsperson,

« der hochste allgemeinbildende Schulabschlul3 sowie

e der letzte berufliche Ausbildungsabschluf3 der Haushaltsbezugsperson.

Die Daten werden ungewichtet und nicht auf die Gesamtbevélkerung hochgerechnet
dargestellt. Aussagen beziehen sich also nur auf die in der reprasentativen Auswahl ent-
haltenen Personen. Angaben zur Nationalitdt der befragten Personen wurden bei dieser
Untersuchung aufgrund der geringen Anteile von Befragten nicht-deutscher Nationalitat
in den neuen Bundeslandern vernachlassigt. Es sind also Deutsche und Auslander in der
Grundgesamtheit enthaltén

Nach der Darstellung der Bildungsdichte von Jugendlichen in den einzelnen Bundeslan-
dern folgt eine Analyse der Odds Ratios verschiedener Herkunftsgruppen. ,0dds" be-
zeichnet das Verhdltnis der Jugendlichen, die sich noch im Schulsystem befinden, zu den
Jugendlichen, die nicht mehr Schiler oder Studierende sind; ,Odds Ratios" sind die Odds
der jeweils anderen Gruppen im Verhdltnis zu den Odds einer Referenzgruppe. Hier
wurde als Referenzgruppe die jeweils niedrigste Gruppe gewahlt. Wenn sich also bei-
spielsweise von 100 M&dchen und 100 Jungen 60 Madchen und 50 Jungen noch im Bil-
dungssystem befinden, sind die Odds der Madchen 60:40, also 1,5, die der Jungen 50:50,
also 1. Die Odds Ratio der Madchen im Vergleich zu den Jungen ist 1,5/1. Madchen
haben in diesem Beispiel anderthalb mal so grof3e Chancen, sich im Bildungssystem zu
befinden, wie Jungen. Die Werte werden logarithmiert dargestellt.

1.3 Die Schulsysteme der Bundesldnder - ein Uberblick

Die Schulsysteme in den einzelnen Bundesléndern im einzelnen darzustellen oder gar die
verschiedenen Entwicklungen in den vergangenen Jahren und Jahrzehnten aufzufiihren,
wirde den Rahmen dieses Aufsatzes sprengen. Deshalb soll im folgenden nur kursorisch

Haushalten der 16- bis 19jéhrigen gab es Ausfélle, die zusammen mit den Angaben ,trifft nicht zu“
fehlende Werte im Westen von 6,6% und 9,9% (letzter beruflicher und hdchster allgemeinbildender
Ausbildungsabschluf?) und 4,1% im Osten (beide) ergaben. Bei den Angaben zur Stellung im Beruf,
deren Beantwortung Pflicht ist, traten fehlende Angaben oder ,trifft nicht zu“ im Westen von 7,8%
und im Osten von 4,7 % auf. Die Angaben wurden ohne Gewichtung verwertet.

3 Fir die neuen Bundeslénder sind die empirischen Ergebnisse fur deutsche Befragte wegen der
geringen Ausléanderanteile praktisch wie hier fur deutsche und auslandische Befragte dargestellt. Fir
die alten Bundeslander ist die Bildungsdichte der deutschen Bevolkerung héher als unter Miteinbe-
ziehung auslandischer Befragter, da Kinder von Auslandern nicht so lange im Bildungssystem blei-
ben wie deutsche (vgl. den Betrag von Dinkel/Luy/Lebok in diesem Band).
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auf die Grundziige der Bildungssysteme eingegangen werden. Fir weitere Einzelheiten
und Details sei auf Mitter (1990) verwiesen.

In den alten Bundeslandern galt in den 50er und 60er Jahren das dreigliedrige allgemein-
bildende Sekundarschulwesen mit den Zweigen Hauptschule (auf eine praktische Berufs-
ausbildung im ,dualen System“ ausgerichtet), Realschule (zum ausgebauten und speziali-
sierten Fachschulbereich hin) und Gymnasium (auf die Universitat vorbereitend), auf das
die Kinder nach einer einheitlichen vierjahrigen Grundschule aufgeteilt wurden (nur in
West-Berlin gab es eine sechsjahrige Grundschule). Im Verlauf der 0.g. Bildungsreformen
wurden in einigen L&ndern Gesamtschulen eingerichtet, in denen entweder die getrennten
Schulformen als ,Zige* unter einem Dach vereint sind (additive oder kooperative
Gesamtschulen) oder als ,integrierte Gesamtschulen, in denen die Schiler prinzipiell
zwischen Kursen der verschiedenen Niveaus wechseln kdnnen. Auf3erdem wurde in den
meisten Landern fur die Schiler der Jahrgangsstufen 5 und 6 die Orientierungsstufe
eingefithrt, um den Ubergang zwischen Grund- und Sekundarschule flieRender zu gestal-
ten. Die praktische Umsetzung der verschiedenen Reformmalinahmen ist jedoch in den
einzelnen Landern sehr unterschiedlich; so lassen sich die alten Bundeslander in drei
Gruppen aufteilen: Da sind einmal diejenigen mit héchstens zwei Gesamtschulen (in
Bayern gibt es inzwischen gar keine mehr) und ohne generelle Orientierungsstufe und
damit die Lander mitklassischem Bildungssystem (Bayern und Baden-Wirttemberg).
Daneben gibt es die Lander, in denen Gesamtschulen die gesetzliche Position von Regel-
schulen erlangt haben (Berlin, Hessen und Nordrhein-Westfalen sowie seit 1985
Saarland) und die, die eine schulartunabhéngige Orientierungsstufe eingefihrt haben
(Bremen, Niedersachsen und Teile Hessens) und damit als die Langebgnitsivem
Bildungssystem bezeichnet werdendkinen, und schlie8lich die Lander, die dazwischen
liegen und Mischformen aufweisen (Rheinland-Pfalz und Schleswig-Hofstein)
Gesamtschulen werden jedoch auch in den ,progressiven* Landern nur von vergleichsweise
wenigen Schilern besucht; Gymnasien und Realschulen erfreuen sich grofRer Beliebtheit,
was die Hauptschule in vielen Regionen zur ,Restschule” werdén 4Rt

In den neuen Bundeslandern, in denen die Schulzeit bis zum Erreichen des Abiturs wie in
der DDR zwolf Jahre betragt, hat sich Mecklenburg-Vorpommern flkidassche Bil-
dungssystem entschieden (das allerdings derzeit im Zuge der neuen rot-roten Regierungs-
politik veréndert wird), sowie Brandenburg fiir eine stark an Berlin angelphsgers-

4 Auf Einzelheiten in den verschiedenen Bundeslandern, z.B. inwieweit der Elternwille oder die
Empfehlung der Schule relevant ist, soll bei dieser kurzen Darstellung verzichtet werden.

5 Hierliber gibt es in den Léandern Diskussionen und verschiedene Lésungsversuche: So wird im
Saarland die Hauptschule abgeschafft, wahrend sie in Bayern aufgewertet werden soll.
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sive Bildungspolitik (dort sind 13 Jahre bis zum Abitur erforderlich, es gibt jedoch keine
Hauptschulen mehr); Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thiringen haben neue, aus Haupt-
und Realschule zusammengesetzte Schularten gegriindet (,Mittel-“, ,Sekundar-“ oder
+Regelschule” genannt). In Sachsen-Anhalt gibt es jedoch Uberwiegend Haupt- und Real-
schulen und nur wenige Sekundarschulen (seit 1997 gibt es dort die Orientierungsstufe
fur die Klassen 5 und 6), wahrend es in Sachsen nur Mittelschulen und Gymnasien gibt.
In Thiringen ist die Regelschule neben dem Gymnasium die Uberwiegende Schulform, es
gibt jedoch eine Haupt- und vier Gesamtschiildie Bildungssysteme dieser drei L&an-

der sollen als Mischformen betrachtet werden.

2. Empirische Befunde

2.1 Die Bildungsbeteiligung der Jugendlichen in den neuen und

alten Bundesldndern
Die Bildungsdichte - also der Anteil der Jugendlichen einer Altersgruppe, die sich noch
im Bildungssytem befinden, an den gleichaltrigen Jugendlichen - der 16- bis 19jéhrigen in
den einzelnen Bundesléndern stellt sich folgendermalRen dar (vgl. Tabelle 1).

Die Bildungsdichte der 16- bis 19jéhrigen Jugendlichen in den alten Bundeslandern liegt mit
60% etwas Uber dem Gesamtdurchschnitt (59%), aber deutlich tGber dem Durchschnitt der
neuen Bundeslander (553/D)Dies liegt mit Sicherheit daran, dal3 die Schulzeit bis zum
Erreichen des Abiturs in den neuen Bundeslandern (auf3er in Brandenburg) bei 12 Jahren
liegt, wéhrend im Westen durchgehend 13 Jahre erforderlich sind. Auffallend sind jedoch die
deutlichen Unterschiede zwischen den einzelnen Bundeslandern, in den alten wie den neuen
Bundeslandern. So ist die Bildungsdichte in den Stadtstaaten Gberwiegend hoher als in den
Flachenstaaten. Allein in Bayern und Mecklenburg-Vorpommern liegt der Anteil der 16- bis
19jéhrigen Jugendlichen, die sich noch im Bildungssystem befinden, unter 50%. Beides sind
diejenigen Bundeslander, die sich durch die traditionellste Bildungspolitik auszeichnen (in
beiden gibt es das traditionelle dreigliedrige Schulsystem im Anschluf? an die vierte Klasse,
es sind praktisch keine Gesamtschulen vorhanden). Dagegen ist die Bildungsbeteiligung in
den Landern mit der ,progressiven” Bildungspolitik, also Nordrhein-Westfalen im Westen
und Brandenburg im Osten, besonders hoch. Die Spannbreite ist in den alten Bundeslandern
jedoch mit 27%-Punkten deutlich héher als in den neuen (allerdings war zu DDR-Zeiten die

6 Nahere Angaben zu den Bildungssystemen der neuen Bundeslander in Horner 1995 und Weis-
haupt/Zedler 1994.

7 Berlin wird nur im Gesamtdurchschnitt beriicksichtigt, jedoch weder zu den alten noch den
neuen Bundeslandern gezahlt.
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Bildungsdichte auf einem niedrigeren Niveau praktisch in allen neuen Bundeslandern gleich
hoch und die Unterschiede haben sich in kurzer Zeit relativ deutlich herausgebildet, so daR
eine weitere Spreizung in der Zukunft eher wahrscheinlich ist, vgl. v. Below 1997, 1999).

Tabelle 1: Die Bildungsdichte der 16- bis 19jdhrigen in der Bundesrepublik
Deutschland, in den alten und neuen Bundeslandern und den
einzelnen Bundeslandern

Region 16-19 Jahrg mannlich| weiblich| Differenz weib-
gesamt lich-méannlich

Bundesrepublik gesamt 58,9 55,2 62,8 +7,6

Alte Bundeslinder gesamt 59,6 56,6 62,8 +6,2

Schleswig-Holstein 57,1 52,4 62,2 +9,8

Hamburg 66,6 63,9 69,4 +5,5

Niedersachsen 65,1 61,4 69,1 +7,7

Bremen 72,2 72,2 72,3 +0,1

Nordrhein-Westfalen 66,6 63,3 70,1 +6,8

Hessen 62,9 61,7 64,2 +2,5

Rheinland-Pfalz 55,8 50,4 61,5 +11,1

Baden-Wiirttemberg 59,7 57,8 61,9 +4,1

Bayern 45,2 42,1 48,5 +6,4

Saarland 59,9 56,9 63,9 +7,0

Neue Bundeslinder gesamt 55,3 49,5 61,7 +12,2

Brandenburg 63,7 60,5 67,7 +7,2

Mecklenburg-Vorpommern 46,7 40,9 52,8 +11,9

Sachsen 54,3 47,9 61,6 +13,7

Sachsen-Anhalt 52,9 47,9 57,6 +9,7

Thiringen 57,9 48,8 67,2 +18,4

Quelle: Mikrozensus 1995; eigene Berechnungen.

Zur Uberpriifung, welche Bevolkerungsgruppen heute besonders benachteiligt sind - sind
dies noch die Arbeitermadel vom Lande? - wird im folgenden die Bildungsdichte nach
verschiedenen Merkmalen untersucht.

Die Differenzierung der Bildungsdichte der 16- bis 19jahrigen nach Geschlecht (s.0.) zeigt,
daR die Madchen in allen westlichen Bundeslandern aufer in Bremen (dort ist die
Bildungsbeteiligung von Jungen und Méadchen praktisch gleich) die Jungen Uberholt haben.
Besonders deutlich ist der Vorsprung der Madchen vor den Jungen in Rheinland-Pfalz und
Schleswig-Holstein, aber auch in Niedersachsen, im Saarland und in Nordrhein-Westfalen.
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Zu bericksichtigen ist hier jedoch auch, dal3 in den Indikator der Bildungsdichte alle
Schilerinnen und Schiler und Studierenden eingehen, nicht nur diejenigen, die sich an
allgemeinbildenden Schulen befinden. Es werden auch Schiiler an Fachschulen z.B. des
Gesundheitswesens miterfal3t, die zu gré3eren Teilen Madchen sind. Der Anteil der Mé&d-
chen wird hier also wahrscheinlich ein wenig Uberschétzt.

In den neuen Bundeslandern und Berlin sind die Unterschiede zwischen den Geschlech-
tern noch deutlicher als in den alten Bundeslandern, Madchen haben insbesondere in
Thuringen und Sachsen einen deutlichen Vorsprung. Dies liegt zum einen sicherlich an
der Tradition der DDR, in der die M&dchen zu deutlich héheren Anteilen l&anger Schulen
(auch DDR-Fachschulen) besuchten, auRerdem wirkt sich hier wohl auch die geschlechts-
spezifisch unterschiedliche Ausbildungs- und Arbeitsmarktsitiitzars, in der es sich

fur M&dchen anbietet, Wartezeiten zur Weiterqualifikation zu nutzen.

2.2 EinfluB von Faktoren sozialer Herkunft

Angesichts der deutlich unterschiedlichen Bildungsdichte der 16- bis 19jahrigen Jugendli-
chen in den verschiedenen Bundesléndern stellt sich die Frage, ob die in den 60er Jahren
festgestellten Merkmale der sozialen Herkunft weiterhin einen Zusammenhang mit den
unterschiedlichen Bildungschancen aufweisen. Dies soll anhand des Berufs der Familien-
bezugsperson, der schulischen Bildung sowie der beruflichen Bildung der Haushaltsbe-
zugsperson untersucht werden.

Bei einer Aufgliederung der Bildungsdichte der Jugendlichen nachedetichen Stel-

lung der Familienbezugsperson9 (vgl. Tabelle 2) ergibt sich, daf3 in praktisch allen alten
Bundeslandern die Arbeiterkinder den geringsten Anteil der im Bildungssystem Verblie-
benen aufweisen.

Die Bildungsdichte der Arbeiterkinder liegt zwischen 33% in Bayern und 66% in Bre-
men, die Spannbreite betrégt also mehr als 30%-Punkte, wahrend die Bildungsdichte der

8 Der Frauenanteil an den Auszubildenden lag in der DDR bei 42%, betrug 1989 41% und ging

Uber 38% im Jahr 1990 bis 1993 auf 30% zuriick (vgl. Schiersmann 1994: 225 und Mersmann 1995:
21). Die Arbeitslosenquote von Frauen lag in den neuen Bundeslandern von 1992 bis 1995, dem
Zeitpunkt der Datenerhebung des hier zugrundeliegenden Mikrozensus, im Jahresdurchschnitt etwa
doppelt so hoch wie die von Mannern, namlich zwischen 19,3% (1995; Méanner: 10,7%) und 21,5%

(1994; Manner: 10,9%) (vgl. Bundesanstalt fur Arbeit 1999).

9 Wegen des Ruckgriffs auf die in den 60er Jahren im Zusammenhang mit unterschiedlichen

Bildungschancen festgestellten Merkmale und zur besseren Vergleichbarkeit werden auch hier die
einfachen Kategorien der beruflichen Stellung (Arbeiter, Angestellte, Beamte, Selbstandige) verwen-

det, obwohl sie in der aktuellen soziologischen Diskussion in dieser Form als zu wenig aussagekraf-
tig gelten.



280 ZUMA-Nachrichten Spezial Band 6: Sozialstrukturanalysen mit dem Mikrozensus

Beamtenkinder zwischen 63% und 83% schwankt. Auf3er in Bremen und Hamburg wei-
sen in allen westlichen Bundeslandern die Kinder von Beamten die hdchste Bildungs-
dichte auf. Die Angestelltenkinder liegen jeweils dazwischen. Selbsténdigenkinder sind je
nach Bundesland in verschiedenen Rangpositionen, was einerseits an der in den Stadt-
staaten geringeren Fallzahlen, andererseits aber an der Heterogenitat der Kategorie ,Selb-
sténdige” liegen durfe.

Tabelle 2: Die Bildungsdichte der 16- bis 19jdhrigen 1995 in den alten und
neuen Bundesldndern nach beruflicher Stellung der
Familienbezugsperson in Prozent

Region Arbeiter Selbsténdige  Angestell Beanjte
Alte Bundeslinder gesamt 49,7 63,7 67,7 77,3
Bayern 33,4 47,5 55,9 64,9
Rheinland-Pfalz 45,7 62,7 63,6 77,3
Baden-Wirttemberg 45,9 67,4 70,8 80,5
Hessen 51,6 60,2 70,0 83,0
Schleswig-Holstein 52,9 67,9 61,3 62,9
Hamburg 53,0 87,3 72,1 (87,1)
Saarland 53,7 (77,8) 62,1 (83,3
Niedersachsen 57,1 67,7 69,7 82,4
Nordrhein-Westfalen 59,1 72,0 73,4 82,8
Bremen 66,1 (93,8) (76,3) (64,7)
Neue Bundeslinder gesamt 50,3 60,9 62,6
Mecklenburg-Vorpommern 39,1 (59,2) 56,1
Sachsen-Anhalt 48,1 (52,9) 61,0
Sachsen 48,8 57,3 62,5
Thiringen 56,6 63,0 60,9
Brandenburg 58,0 72,0 71,5

Anmerkung: Fur die neuen Bundeslénder sind die Fallzahlen bei den Beamten zu gering; () Zellenbesetzung
kleiner 30.
Quelle: Mikrozensus 1995; eigene Berechnungen.

In allen neuen Bundeslandern ergibt sich wie in den alten ein deutlich héherer Anteil der
Angestelltenkinder als Arbeiterkinder, die sich noch im Bildungssystem befinden. Insge-
samt sind die Abstdnde zwischen den Gruppen und auch innerhalb der Gruppen in den
einzelnen Bundeslandern nicht so hoch wie im Westen. Auffallend ist jedoch der

10 Eine weitere Ausdifferenzierung der Kategorie erschien aus Fallzahlgriinden nicht sinnvoll.
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deutliche Unterschied zwischen Arbeiter- und Angestelltenkindern in Mecklenburg-
Vorpommern (17%-Punkte) und der sehr niedrige in Thiringen (4%-Punkte). In den
anderen drei Bundeslandern liegen die Unterschiede sehr ahnlich, namlich bei ca. 14%-
Punkten. Die insgesamt hdhere Bildungsdichte der Jugendlichen in Brandenburg liegt -
wie bei allen vorhergehenden Angaben - sicherlich auch an der im Vergleich zu den
anderen neuen Bundesléandern langeren Dauer bis zum Erreichen der Hochschulreife.
Nach wie vor sind also die Unterschiede zwischen Arbeiter- und Angestellten-, sowie im
Westen insbesondere auch Beamtenkindern, sehr deutlich.

Auch bei einer Betrachtung der unterschiedlichen Bildungsdichte von Jugendlichen nach
héchstem allgemeinbildenden Schulabschluf8 der Haushaltsbezugsperson ergeben sich
deutliche Unterschiede, sowohl zwischen den verschiedenen Herkunftsgruppen als auch
zwischen den einzelnen Bundeslandern.

Tabelle 3: Die Bildungsdichte der 16- bis 19jdhrigen 1995 in den alten und
neuen Bundesldndern nach héchstem allgemeinbildenden
SchulabschluB der Haushaltsbezugsperson in Prozent

Region Hauptschule Realschule Fachschulreife
\olksschule POS Hochschulreife

Alte Bundeslinder gesamt 50,2 64,3 84,3
Bayern 34,8 51,8 81,0
Schleswig-Holstein 46,2 58,4 80,8
Rheinland-Pfalz 47,0 58,9 89,4
Baden-Wirttemberg 48,9 68,8 85,7
Hessen 50,5 64,9 87,3
Saarland 52,4 73,3 75,0
Niedersachsen 55,3 72,0 84,2
Hamburg 57,4 61,0 86,5
Nordrhein-Westfalen 60,7 68,7 84,8
Bremen (71,2) (77,8) (73,1)
Neue Bundeslinder gesamt 42,4 53,7 72,5
Mecklenburg-Vorpommern 32,2 46,9 64,0
Sachsen-Anhalt 38,8 51,7 72,7
Sachsen 41,5 50,3 75,3
Thiringen 44,2 59,3 66,9
Brandenburg 55,1 61,3 81,1

Anmerkung: () geringe Fallzahlen.
Quelle: Mikrozensus 1995; eigene Berechnungen.
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In den alten Bundesléndern reicht die Spannbreite der Bildungsdichte von Haushaltsbe-
zugspersonen mit Haupt- oder Volksschulabschluf3 von einem guten Drittel in Bayern bis
gut 60% in Nordrhein-Westfalen (vgl. Tabelle 3). Die Kinder, deren Haushaltsbezugsper-

son uber die (Fach-)Hochschulreife verfiigen, sind im Alter von 16- bis 19 Jahren (auler
im Saarland und in Bremen) noch zu Uber 80% im Bildungssystem vertreten. Fur diese
Gruppe sind die Unterschiede nach Bundeslandern nicht so relevant wie fur die Kinder
von weniger gebildeten Haushaltsbezugspersonen.

Auch in den neuen Bundeslandern unterscheidet sich die Bildungsdichte von Kindern,

deren Haushaltsbezugsperson den Haupt- oder Volksschulabschlul? hat, deutlich von
derjenigen der hoher gebildeten Herkunftsgruppen. Die Spannbreite ist hier etwas niedri-
ger als in den alten Bundeslandern, wéhrend die Anteile der Kinder aus den am hdchsten
gebildeten Herkunftsgruppen stérker variieren als dies in den alten Bundeslandern der
Fall ist. Hier spielt es also fur Jugendliche aus allen Herkunfts-Bildungsgruppen eine

groRe Rolle, in welchem Bundesland sie aufwachsen. Hervorzuheben ist hier, daf in
Brandenburg, Sachsen und Sachsen-Anhalt die Unterschiede der Bildungsdichte vor
allem zwischen den Kindern von Haushaltsbezugspersonen mit (Fach-)Abitur und den

anderen beiden Gruppen bestehen (20 bis 25%-Punkte), wahrend in Mecklenburg-
Vorpommern die Abstdnde zwischen diesen drei Gruppen ungeféhr gleich sind; allein in

Thuringen ist der Abstand zwischen den unteren beiden Gruppen deutlich gréRer, die
oberen beiden (POS-Abschluf3, (Fach-)Abitur) liegen néher aneinander.

Auch hinsichtlich degetzten beruflichen Ausbildungsabschlusses der Haushaltsbezugs-

person gibt es grofRe Unterschiede der Bildungsbeteiligung von Jugendlichen, sowohl
innerhalb der einzelnen L&nder als auch zwischen den jeweiligen Bundeslandern, bei
deutlich mit der Qualifikation der Haushaltsbezugsperson ansteigenden Bildungschancen
der Kinder.

So variiert in den alten Bundeslandern (vgl. Tabelle 4) die Bildungsdichte der Kinder von
Haushaltsbezugspersonen ohne beruflichen Ausbildungsabschlu? zwischen einem guten
Viertel in Bayern und mehr als der Hélfte der 16- bis 19jahrigen in Niedersachsen. Auch die
Kinder von Angelernten und Absolventen von Lehren sind je nach Bundesland zu deutlich
unterschiedlichen Anteilen noch Schiler oder Studierende. Am geringsten ist die Abwei-
chung der Bildungsdichte der Kinder von (Fach-)Hochschulabsolventen in den einzelnen
westlichen Bundeslandern, sie liegt zwischen 81% und 92%. Auch hier sind also die Unter-
schiede zwischen den Bundeslandern, die ansonsten sehr selektiv sind, nicht mehr so be-
deutsam. Wie beim allgemeinbildenden Schulabschlul? spielt fur die Kinder aus héhergebil-
deten Schichten in den alten Bundeslandern das Bundesland, in dem sie aufwachsen, keine
so grof3e Rolle wie bei den Kindern aus weniger gebildeten Herkunftsfamilien.
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Tabelle 4: Die Bildungsdichte der 16- bis 19jdhrigen 1995 in den alten
Bundesliandern nach letztem beruflichen AusbildungsabschluB
der Haushaltsbezugsperson in Prozent

Region kein berufl. | Lehr-/An- |Meister/Tech; (Fach-)
Ausbildungs- | lernausbildg{ niker/Fach- | Hochschule
abschlul schule DDR

Alte Bundeslinder gesamt 46,7 55,4 04,9 86,0
Bayern 28,2 40,1 51,1 81,1
Schleswig Holstein 39,6 52,9 72,5 82,7
Baden Wiirttemberg 42,9 55,8 67,1 86,8
Hamburg 44.8 63,0 (66,7) 92,3
Rheinland-Pfalz 47,2 48,3 63,9 91,2
Hessen 51,8 56,8 69,2 87,2
Nordrhein-Westfalen 54,3 64,7 72,7 87,3
Niedersachsen 55,4 59,6 64,4 88,2
Bremen (62,1) 75,0 (92,3) (68,2)
Saarland (62,8) 56,3 (68,8) (74,2)
Neue Bundeslinder gesamt 33,9 49,6 60,3 73,9
Mecklenburg-Vorpommern (25,6) 41,9 50,8 66,7
Sachsen (31,1) 46,8 57,7 78,0
Thiringen (32,4) 54,7 58,6 71,9
Sachsen-Anhalt (36,1) 47,9 57,7 70,5
Brandenburg (43,1) 57,6 74,4 78,3

Anmerkung: () Zellenbesetzung kleiner 30.
Quelle: Mikrozensus 1995; eigene Berechnungen.

Auch in den neuen Bundeslandern gibt es einen deutlichen positiven Zusammenhang zwi-
schen beruflichem Ausbildungsabschlul? und Bildungsdichte der 16- bis 19jahrigen. Die
Bildungsdichte der Kinder von (Fach-)Hochschulabsolventen liegt jedoch unter der in den
alten Bundesléandern. Die einzelnen Bundeslander unterscheiden sich fur alle beruflichen
Bildungsgruppen nicht so stark wie im Westen. Auffallend ist, da® in den neuen Bundeslan-
dern die Kinder von Haushaltsbezugspersonen ohne Ausbildungsabschluf? eine besonders
niedrige Bildungsdichte aufweisen; angesichts des niedrigen Anteils von Haushaltsbezugs-
personen 16- bis 19jéhriger ohne beruflichen AusbildungsabschluR (5,2%; im Westen sind es
20,5%) zeigt sich hier, daf} die Jugendlichen, deren Eltern im Rahmen der DDR-Bil-
dungspolitik - die das Ziel einer breiten Grundbildung fir alle mit Nachdruck und auch (an
der niedrigen Rate ablesbar) Erfolg verfolgte - keinen beruflichen Ausbildungsabschiul? er-
worben haben, im heutigen Bildungssystem besonders schlechte Chancen haben.
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2.3 Zwischenfazit: Neue und alte Ungleichheiten

Zusammenfassend &Rt sich nach dieser uberblicksartigen Darstellung der Bildungsdichte
von Jugendlichen nach Beruf sowie allgemeinbildender und beruflicher Bildung der
Familien- bzw. Haushaltsbezugsperson folgendes feststellen:

 Es gibt in den neuen und den alten Bundesléandern deutliche Unterschiede in der
Bildungsdichte zwischen den Kindern aus verschiedenen Herkunftsgruppen. Die so-
ziale Herkunft wirkt sich also unverkennbar auf die Bildungschancen von Jugendli-
chen aus, und zwar in allen Bundeslandern.

« Die Bildungsdichte von Jugendlichen differiert stark zwischen den einzelnen Bun-
desléandern. Die Reihenfolge der Bundeslander ist nicht fur alle drei gewéahlten Indi-
katoren exakt die gleiche. Es lassen sich jedoch folgende Gruppen von Bundeslan-
dern unterscheiden:

. In den alten Bundeslandern:

Bayern (weist immer die niedrigste Bildungsdichte aufjeinland-Pfalz und Baden-
Wiirttemberg, die fur die jeweils ,niedrigste* Herkunftsgruppe die geringste Bil-
dungsdichte aufweisen.

Nordrhein-Westfalen und Niedersachsen, die eine vergleichsweise hohe Bildungs-
dichte fir die jeweils niedrigste Herkunftsgruppe aufweisen.

Hessen, das fur die genannten Merkmale eher in der Mitte liegt.

. In den neuen Bundesléndern:

In Mecklenburg-Vorpommern ist die Bildungsdichte von Arbeiterkindern und von
Jugendlichen aus geringer qualifizierten Haushalten immer am niedrigsten.
Brandenburg weist insgesamt durchgehend das héchste Niveau der Bildungsdichte
auf (auch aufgrund der langeren Schulzeit bis zum Abitur), jedoch auch deutliche
Unterschiede zwischen verschiedenen Herkunftsgruppen.

In Thiiringen sind die Unterschiede zwischen den sozialen Gruppen am geringsten.

Diese Ergebnisse bestatigen mit Bayern, Baden-Wirttemberg, Rheinland-Pfalz und
Mecklenburg-Vorpommern, dal® eine traditionelle Bildungspolitik, in der relativ frih die

Wahl des Schulzweigs erfolgt, die Bildungsbeteiligung insgesamt reduziert und die Chan-
cen von Jugendlichen aus weniger bildungsnahen Herkunftsfamilien relativ gering sind,
wahrend andererseits die progressive Bildungspolitik Nordrhein-Westfalens, die verhalt-
nismafig lange die Mdglichkeit eines Wechsels zwischen den verschiedenen Schulzwei-
gen offen IaRt, die Chancen benachteiligter Gruppen deutlich erhéht. Hessen und Bran-
denburg sind Beispiele dafir, dal3 eine insgesamt hdhere Bildungsdichte, die sicherlich
auch durch bildungspolitische Mal3nahmen erzielt wurde, nicht automatisch einhergeht
mit héheren Chancen fir traditionell benachteiligte Gruppen. In Niedersachsen und insbe-
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sondere in Thiringen laGt sich die relativ geringe Ungleichheit nicht in dem MaRe mit
bildungspolitischen MaRnahmen erklaren (so unterscheiden sich z.B. die Bildungssysteme
in Thiringen und Sachsen - auBer dem friiheren Beginn der Oberstufe in Thiringen -
nicht grundlegend). Hier kommen sicherlich - wie in allen anderen Bundesléndern auch -
spezifische regionale Gegebenheiten zum Tragen, die nicht in direktem Zusammenhang
mit der Bildungspolitik stehen.

In den alten Bundeslandern &Rt sich dabei fur die Jugendlichen aus den ,héheren* Her-
kunftsgruppen eine geringere Streubreite feststellen als fiir die aus ,niedrigeren“ Berufs-
bzw. Bildungsgruppen. Fir Kinder aus Familien bzw. Haushalten mit hdherer beruflicher

Stellung bzw. héherer allgemeiner und beruflicher Bildung spielt die Ungleichheit zwischen

den einzelnen Bundesléndern eine geringere Rolle. Die Ungleichheit zwischen den alten
Bundeslandern wirkt sich also insbesondere fir die Arbeiterkinder und bildungsfernere
Herkunftsgruppen aus. Dies ist in den neuen Bundesléandern nicht im selben MaR der Fall.

2.4 Die Bildungsbeteiligung in Abhdngigkeit von Geschlecht und

sozialer Herkunft
Nach der Darstellung der Unterschiede der Bildungsdichte von 16- bis 19jahrigen Jugendli-
chen in den einzelnen Bundesldndern soll im folgenden auf die unterschiedlichen Chancen
innerhalb der einzelnen Bundeslander, auch unter Einbeziehung des Geschlechts, eingegan-
gen werden. Mit dem Verfahren der Odds Ratios (s.0.) soll dargestellt werden, wie sich die
Chancen von Jugendlichen aus den verschiedenen Herkunftsgruppen, jeweils in bezug auf
die niedrigste Gruppe, unterscheiden. Je geringer die Unterschiede (und je niedriger die
Werte in einer Graphik), desto ahnlicher sind die Chancen von Jugendlichen aus unter-
schiedlichen Herkunftsgruppen; dabei lassen sich die unterschiedlichen Chancen auch quan-
tifizieren, der Wert 1 (logarithmiert: 0) bedeutet, daf3 die Chancen gleich grof3 sind, also
keine Unterschiede bestehen, der Wert 2 (logarithmiert: 0,7), dal3 die Chancen doppelt so
hoch sind wie bei der Referenzgruppe. Auch hier wird erst auf die unterschiedlichen Chan-
cen nach beruflicher Stellung der Familienbezugsperson, daran anschlieRend nach héchstem
allgemeinbildenden Schulabschlul? sowie nach letztem beruflichen Ausbildungsabschluf®
eingegangen. Diese Analysen werden jedoch nur fir diejenigen Bundesléander durchgefiihrt,
die im Mikrozensus geniigend hohe Fallzahlen aufweisen; diese sind Niedersachsen, Nord-
rhein-Westfalen, Hessen, Rheinland-Pfalz, Baden-Wurttemberg und Bayern sowie die finf
neuen Lander.
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Diagramm 1: Odds Ratios von 16- bis 19jdhrigen Schiilern/Nichtschiilern 1995
in den alten Bundeslandern nach beruflicher Stellung der
Familienbezugsperson

|0g 50dd5 odds ratios
) 12,3
2,0 7,5
15 4,5
y
10 P — 2,7
’ / e —
/ 1,6
05
1,0
0,0 f f f f
Nieders. NRW Hessen Rheinl.-Pf. Baden-Widirtt. Bayern

Selbstandige — Angestellte ——(Beamte

Bezugsgrofie sind die Odds der Arbeiterkinder (log odds = 0).
Quelle: Mikrozensus 1995; eigene Berechnungen.

Unter Berucksichtigung déferuflichen Stellung der Familienbezugsperson ergeben sich

fur die untersuchten alten Bundeslander insgesamt steigende Odds Ratios fur die Bil-
dungsdichte von Kindern von Selbstandigen tber Kinder von Angestellten bis zu Beam-
tenkindern (vgl. Diagramm 1). In Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen und Rheinland-
Pfalz sind die Unterschiede zwischen Selbstandigen- und Angestelltenkindern nicht sehr
stark. Unter Vernachléassigung des Ausgangsniveaus (siehe hierzu 2.2) ergeben sich also
deutliche Unterschiede zwischen Jugendlichen, deren Familienbezugsperson verschiedene
berufliche Stellungen innehaben. Am stérksten ist der Abstand zwischen Arbeiter- und
Beamtenkindern in Baden-Wirttemberg, Hessen und Rheinland-Pfalz.

In den neuen Bundeslandern, fur die wegen der geringen Fallzahlen die Beamten nicht
einbezogen werden kénnen, ergibt sich folgendes Bild (vgl. Diagramm 2). Die Kurven
verlaufen deutlich flacher als in den alten Bundeslandern, insbesondere fiir die Kinder von
Angestellten liegen die Odds Ratios sehr nahe beieinander (log odds etwas Uber 0,5 - aul3er
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in Thiringen). Am hdchsten sind die Odds Ratios der Angestellten- im Vergleich zu den
Arbeiterkindern in Mecklenburg-Vorpommern, am niedrigsten in Thuringen; hier haben
Arbeiterkinder eine sehr hohe Bildungsdichte, die berufliche Stellung der Familienbezugs-
person hat fast keinen Einfilik

Diagramm 2: Odds Ratios von 16- bis 19jdhrigen Schiilern/Nichtschiilern
1995 in den neuen Bundesldndern nach beruflicher Stellung
der Familienbezugsperson

log odds odds ratios
25 12,3
2,0 75
15 45
1,0 2,7

/\\
0,5 \ 1,6
T~
0,0 1 1 1 1,0
Brandenb. Meckl.-Vorp. Sachsen Sachs.-Anh. Thiringen
Selbsténdige — Angestellte

BezugsgrofRRe sind die Odds der Arbeiterkinder (log odds = 0).
Quelle: Mikrozensus 1995; eigene Berechnungen.

Eine nach Geschlecht differenzierte Analyse ergibt folgendes Bild (vgl. Tabelle 5): In alen

alten Bundeslandern weisen die Tochter von Beamten héhere Odds Ratios im Vergleich zu
Arbeitertdchtern auf als ihre mannlichen Altersgenossen zu Arbeiterséhnen. Dabei sind die
Unterschiede z.T. sehr gering, wie z.B. in Bayern, oder sehr deutlich, wie in Nordrhein-
Westfalen.

11 Die Angaben zu den Kindern von Selbsténdigen sollten zurlickhaltend interpretiert werden, da
die Fallzahlen nicht sehr hoch sind.



288 ZUMA-Nachrichten Spezial Band 6: Sozialstrukturanalysen mit dem Mikrozensus

Demgegeniber sind die Odds Ratios von Angestelltenséhnen durchgehend héher als die von
Angestelltentéchtern. Hier sind die Unterschiede in Hessen besonders gering, wéhrend sie in
den anderen Bundeslandern hoher sind (insbesondere in Baden-Wurttemberg). Die Odds Ratios
von S6hnen und Tdchtern von Selbstandigen im Vergleich zu denen von Arbeitern sind nicht
regelmarig héher oder niedriger; in Niedersachsen, Baden-Wurttemberg und Bayern sind die
der Jungen hoher als die der Madchen. Wieder sind die Unterschiede zwischen den
Geschlechtern in Hessen besonders gering, in Baden-Wirttemberg besonders hoch.

Tabelle 5: Odds Ratios von 16- bis 19jahrigen Schiilern/Nichtschiilern
1995 in den alten Bundesldndern nach beruflicher Stellung der
Familienbezugsperson und Geschlecht

Bundesland Geschlech Selbstandig Angestellte Beamte
Niedersachsen mannlich 0,56 0,67 1,23
weiblich 0,32 0,39 1,39
NRW mannlich 0,49 0,77 1,17
weiblich 0,73 0,50 1,23
Hessen mannlich 0,32 0,80 1,25
weiblich 0,39 0,75 1,88
Rheinland-Pfalz mannlich 0,60 0,86 1,39
weiblich 0,76 0,58 1,44
Baden-Wurttemberg mannlich 1,02 1,21 1,58
weiblich 0,79 0,90 1,70
Bayern mannlich 0,76 1,00 1,30
weiblich 0,43 0,87 1,32
Brandenburg mannlich 0,49
weiblich 0,76
Mecklenburg-Vorp. méannlich 0,84
weiblich 0,58
Sachsen mannlich 0,54
weiblich 0,58
Sachsen-Anhalt mannlich 0,21
weiblich 0,83
Thiringen mannlich 0,28
weiblich 0,05

Logarithmierte Odds Ratios. Bezugsgrof3e sind die Odds der Arbeiterkinder (log odds = 0).
Anmerkung: Der jeweils niedrigere Wert ist kursiv dargestellt.
Quelle: Mikrozensus 1995; eigene Berechnungen.
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Die Téchter von Beamten, deren Kinder ja insgesamt die gré3ten Bildungschancen haben,
haben also durchgéngig héhere Chancen, im Alter von 16- bis 19 Jahren Schilerinnen
oder Studierende zu sein, als deren Sohne. Bei den Angestelltenkindern gilt, da die
Sohne den Nachteil, den sie im Vergleich zu Beamtenkindern haben, im Vergleich zu den
Angestelltentdchtern ein wenig kompensieren kdnnen. Dies trifft insbesondere fir Bayern

und Baden-Wiurttemberg zu.

Diagramm 3:  Odds Ratios von 16- bis 19jahrigen Schiilern/Nichtschiilern 1995
in den alten Bundesldndern nach héchstem allgemeinbildenden
SchulabschluB der Haushaltsbezugsperson

log odds odds ratios
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BezugsgrofRe sind die Odds der Kinder von Haushaltsbezugspersonen mit Haupt-/oder Volksschulab-
schlul? (log odds = 0).
Quelle: Mikrozensus 1995; eigene Berechnungen.

In den neuen Bundeslandern sind die Odds Ratios der Téchter von Angestellten im Ver-
gleich zu den Arbeitertéchtern in Brandenburg, Sachsen und Sachsen-Anhalt hoher als
die ihrer mannlichen Altersgenossen. In Mecklenburg-Vorpommern und in Thiringen auf
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deutlich niedrigerem Niveau ist die Odds Ratio der Angestellten-S6hne deutlich héher als
die der Tochter; hier kdbnnen die Jungen durch die soziale Herkunft den im Vergleich zu
den Mé&dchen niedrigeren Ausgangswert ein wenig wettmachen; fir die Jungen spielt in
Mecklenburg-Vorpommern die soziale Herkunft eine grdf3ere Rolle als fiir die Madchen.

Bei der Betrachtung des extrem niedrigen Wertes der Angestelltentdchter in Thiringen sei
an die hohe Bildungsdichte von Arbeitertdchtern in diesem Bundesland erinnert; fur die

Mé&dchen unterscheiden sich dort die Bildungschancen nach Beruf der Familienbezugs-
person praktisch nicht.

Bei der Betrachtung der Odds Ratios in Abhangigkeit ywouoksten allgemeinbildenden
Schulabschluf3 ergeben sich nun die folgenden Bilder. In den alten Bundeslandern gibt es
deutliche Unterschiede zwischen den Odds Ratios in den einzelnen Bundesléndern (vgl.
Diagramm 3).

Am niedrigsten sind die Werte in Nordrhein-Westfalen; dort sind also die Chancen der
Kinder von Haushaltsbezugspersonen mit verschiedenen allgemeinbildenden Schulab-
schlissen relativ am &hnlichsten (wobei auch hier die Bildungsdichte der Kinder mit
steigendem Abschlul® des Haushaltsvorstands zunimmt). Am weitesten auseinander liegen
die Werte, d.h. am ungleichsten ist die Verteilung nach Schulabschluf3 der Haushaltsbe-
zugsperson, in Rheinland-Pfalz, Baden-Wirttemberg und Hessen - bemerkenswert ist, daf3
aufRerdem in Bayern, wo die Chancen von Jugendlichen aus Haushalten mit einer Bezugs-
person, die als hdchsten Abschlul den Haupt-/oder Volksschulabschlu? hat, am
geringsten sind, die Ungleichheit sehr hoch ist.

Fur die neuen Bundeslander ergeben sich - wie oben auch schon - insgesamt deutlich
flachere Verlaufe als fiir die alten, wobei auch hier sichtbare Unterschiede zwischen den
Gruppen bestehen (vgl. Diagramm 4). Insbesondere in Thiringen liegen die Werte relativ
nahe beieinander, wenn auch weiter voneinander entfernt als beim vorherigen Diagramm.

NachGeschlecht ergeben sich in den alten und neuen Bundesléandern folgende Unterschiede
(vgl. Tabelle 6): Insgesamt liegen die Werte in den alten Bundeslandern starker auseinander
als in allen vorangegangenen Darstellungen von Odds Ratios. AufRer in Nordrhein-Westfalen
bei Haushaltsbezugspersonen mit (Fach-)Abitur liegen alle Odds Ratios von Jungen Uber
denen der Madchen. Die Unterschiede sind in Hessen und Bayern nicht sehr grof3, aber be-
sonders auffallend in Rheinland-Pfalz und annéhernd auch in Baden-Wurttemberg, wo die
So6hne von Haushaltsvorstanden mit Realschulabschluf? und Abitur im Vergleich zu denen
mit Hauptschulabschluf deutlich Uber denjenigen ihrer Altersgenossinnen liegen. Aus dieser
Tabelle kann man schlieRen, daf’ die Jungen (aulRer die Abiturientenséhne in Nordrhein-
Westfalen) ihre im Vergleich zu den Méadchen insgesamt schlechteren Chancen durch eine



Below, von: Bildungschancen von Jugendlichen in Ost- und Westdeutschiand 291

héhere soziale Herkunft (in diesem Fall den héheren Bildungsabschlu? der Haushalts-
bezugsperson) zumindest teilweise kompensieren kénnen.

Diagramm 4: Odds Ratios von 16-19jahrigen Schiilern/Nichtschiilern 1995 in
den neuen Bundeslidndern nach héchstem allgemeinbildenden
SchulabschluB der Haushaltsbezugsperson

log odds odds ratios
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Bezugsgrofie sind die Odds der Kinder von Haushaltsbezugspersonen mit Haupt-/oder Volksschulab-
schiul? (log odds = 0).
Quelle: Mikrozensus 1995; eigene Berechnungen.

In den neuen Bundeslandern sind die Unterschiede etwas groRer als ohne die Berticksich-
tigung des Geschlechts. Die Odds Ratios fiir die Jungen sind hdher in Mecklenburg-Vor-
pommern (deutlich!), in Sachsen und in Thuringen. Auch hier kdnnen die Séhne der
POS-Absolventen und Abiturienten ihre im Vergleich zu den Madchen schlechteren
Chancen durch im Vergleich zur niedrigeren Referenzgruppe hohere Chancen
kompensieren. In Brandenburg ist dies nicht der Fall. Dort wird die insgesamt héhere
Bildungsdichte der Madchen durch Herkunftseffekte noch verstarkt. Dies ist in den alten
Bundeslandern nur in Rheinland-Pfalz zugunsten der méannlichen Jugendlichen der Fall.
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Tabelle 6: Odds Ratios von 16- bis 19jahrigen Schiilern/Nichtschiilern
1995 in den alten Bundesldndern nach héchstem
aligemeinbildenden SchulabschluB der Haushaltsbezugsperson
und Geschlecht

Bundesland Geschlecht | Redschule/POS | (Fach-) Hochschulreife

Niedersachsen mannlich 1,03 1,59

weiblich 0,40 1,33
NRW mannlich 0,43 1,23
weiblich 025 1,40
Hessen mannlich 0,79 1,91
weiblich 0,37 1,89
Rheinland-Pfalz mannlich 0,76 2,68
weiblich 0,16 1,83
Baden-Wiirttemberg mannlich 1,00 2,07
weiblich 0,68 1,58
Bayern mannlich 1,02 2,15
weiblich 0,40 2,07
Brandenburg mannlich 0,17 0,99
weiblich 0,38 1,62
Mecklenburg-Vorp. mannlich 0,88 1,66
weiblich 0,36 0,97
Sachsen mannlich 0,58 1,53
weiblich 0,10 1,44
Sachsen-Anhalt mannlich 0,65 1,20
weiblich 0,46 1,84
Thiiringen mannlich 0,63 1,14
weiblich 0,55 0,67

Logarithmierte Odds Ratios. BezugsgréRRe sind die Odds der Kinder von Haushaltsbezugspersonen
mit Haupt-/oder VolksschulabschluR3 (log odds = 0).

Anmerkung: Der jeweils niedrigere Wert ist kursiv dargestellt.

Quelle: Mikrozensus 1995; eigene Berechnungen.

Schlieflich soll auf die Unterschiede der Bildungsdichte der Jugendlichen in den einzel-
nen Bundeslandern in Abhangigkeit von @eruflichen Ausbildung der Haushaltsbe-
zugsperson im Verhdltnis zur jeweils niedrigsten Gruppe eingegangen werden. Wie Dia-
gramm 5 zeigt, bleiben die Kurven von (An-)Lernausbildung und Meister/Techniker ver-
gleichsweise flach (insbesondere in Niedersachsen sind die Bildungschancen von Jugend-
lichen aus Haushalten von (An-)Gelernten und Meistern/Technikern relativ dhnlich und
auch nicht so viel hdher im Verhéltnis zu den Ungelernten); die Kurve des Abschlusses
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(Fach-)Hochschule der Haushaltsbezugsperson liegt deutlich hdher, héher als fir alle an-
deren untersuchten Herkunftsmerkmale.

Diagramm 5: Odds Ratios von 16- bis 19jdhrigen Schiilern/Nichtschiilern
1995 in den alten Bundesléandern nach letztem beruflichen
AusbildungsabschluB der Haushaltsbezugsperson
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== (Fach-) Hochschule, Ingenieursch.

BezugsgrofRRe sind die Odds der Kinder von Haushaltsbezugspersonen ohne beruflichen Ausbildungs-
abschluf (log odds = 0).
Quelle: Mikrozensus 1995; eigene Berechnungen.

Bei den Odds Ratios der Kinder von (Fach-)Hochschulabsolventen im Verhaltnis zu den
Kindern von Ungelernten zeigen sich relativ deutlich die Unterschiede zwischen zwei Grup-
pen von Bundeslandern: In Bayern, Baden-Wrttemberg und Rheinland-Pfalz, die ja insge-
samt die niedrigste Bildungsdichte - auch fur die jeweiligen unteren Herkunftsgruppen -
aufweisen, haben die Kinder der Haushaltsbezugspersonen mit dem hdchsten beruflichen
Ausbildungsabschlu? deutlich hdhere (elfmal so hohe!) Chancen, wahrend in Hessen, Nie-
dersachsen und Nordrhein-Westfalen die Odds Ratios der hdchsten Gruppe etwas niedriger
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sind. Hier sind die Unterschiede, bei insgesamt héherer Bildungsbeteiligung von Jugendli-
chen, zwischen Gruppen verschiedener sozialer Herkunft geringer.

Diagramm 6: Odds Ratios von 16- bis 19jdhrigen Schiilern/Nichtschiilern
1995 in den neuen Bundesldndern nach letztem beruflichen
AusbildungsabschluB der Haushaltsbezugsperson

log odds odds ratiog
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Brandenb. Meckl.-Vorp. Sachsen Sachs.-Anh. Thiringen

Meister/ Techniker/ Fachsch.DDR === (Fach-) Hochschule, Ingenieursch.

Bezugsgrofie sind die Odds der Kinder von Haushaltsbezugspersonen ohne beruflichen Ausbildungs-

abschluf{log odds = 0)
Quelle: Mikrozensus 1995; eigene Berechnungen.

In den neuen Bundeslandern, fiir die wegen der geringen Fallzahlen die Ungelernten mit den
(An-)Gelernten zusammengefaldt wurden, ergeben sich zwei parallele, nah aneinanderlie-
gende Kurven, die jedoch ziemlich hoch ansetzen (vgl. Diagramm 6). Hier sind die Unter-
schiede zwischen Kindern von Meistern/Technikern/Absolventen von Fachschulen und
Kindern von Un-, An- und Gelernten gréRer als zwischen Kindern von (Fach-)Hoch-
schulabsolventen und Meistern/Technikern/Fachschulabsolventen. Deutlich sichtbar sind
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hier auch die Unterschiede zwischen den einzelnen neuen Bundesléandern: Mecklenburg-
Vorpommern weist bei weitem die hdchsten Werte auf, wahrend Brandenburg die geringsten
Auspragungen hat, leicht dariiber liegen die von Thiringen - was angesichts der dort sonst so
besonders niedrigen Odds Ratios erstaunlich ist. In bezug auf die berufliche Ausbildung der
Haushaltsbezugsperson sind die Ungleichheiten nach sozialer Herkunft also auch in

Thiringen sichtbar vorhanden.

Tabelle 7: Odds Ratios von 16- bis 19jdhrigen Schiilern/Nichtschiilern 1995 in
den alten Bundesldandern nach letztem beruflichen Ausbildungs-
abschluB der Haushaltsbezugsperson und Geschlecht

(An-) Lern- | Meister/Techni{ (Fach-) Hoch-
Bundesland Geschlecht ausbildung | ker/Fachschuleschule, Ingenieuf-
DDR schule
Niedersachsen mannlich 0,09 0,31 L75
weiblich 0,32 0,52 1,87
NRW mannlich 0,41 0,64 1,62
weiblich 0,46 1,09 1,97
Hessen mannlich 0,16 0,89 1,66
weiblich 0,27 0,58 2,09
Rheinland-Pfalz mannlich 0,04 0,61 2,59
weiblich 0,08 0,84 2,30
Baden-Wurttemberg| maéannlich 0,67 1,10 2,43
weiblich 0,41 0,95 1,94
Bayern mannlich 0,55 1,20 2,44
weiblich 0,53 0,77 2,42
Brandenburg mannlich 0,84 0,67
weiblich 0,84 1,81
Mecklenburg-Vorp. | méannlich 1,53 1,37
weiblich 1,44 2,41
Sachsen mannlich 1,34 1,18
weiblich 1,16 2,13
Sachsen-Anhalt mannlich 1,20 1,03
weiblich 1,26 2,22
Thiringen mannlich 1,13 0,97
weiblich 0,79 1,76

Logarithmierte Odds Ratios. BezugsgréRRe sind die Odds der Kinder von Haushaltsbezugspersonen
ohne beruflichen AusbildungsabschluR (log odds = 0).

Anmerkung: Der jeweils niedrigere Wert ist kursiv dargestellt.

Quelle: Mikrozensus 1995; eigene Berechnungen.
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Die Unterschiede nach Geschlecht in den alten Bundeslandern (vgl. Tabelle 7) sind in bezug
auf diesen Indikator nicht herausragend. Bemerkenswert ist jedoch, daf? Nordrhein-Westfalen
und Niedersachsen sowie Uiberwiegend Hessen (hier ist lediglich die Odds Ratio fiir Meister-
s6hne hoher) hdhere Werte fur Madchen aufweisen. Die dort vergleichsweise hohere Bil-
dungsdichte von M&dchen sowie von Kindern Ungelernter steht also nicht hohen Odds Ra-
tios von Tdchtern der (Fach-)Hochschulabsolventen entgegen, die Chancen steigen auch hier
mit héherer Qualifikation der Haushaltsbezugsperson.

In allen neuen Bundeslandern weisen die Téchter von (Fach-)Hochschulabsolventen hdéhere
Odds Ratios auf als deren Sohne. Dagegen sind die Odds Ratios der Séhne von Mei-
stern/Technikern/Fachschulabsolventen nur in Sachsen-Anhalt (und hier nur geringfiigig)
niedriger als die der Tochter. S6hne von Meistern und Technikern kénnen also den geringe-
ren Anteil von Jungen im Bildungssystem durch héhere Chancen im Vergleich zu den Soh-
nen von Un-/An- und Gelernten ein wenig wettmachen.

2.5 Zwischenfazit: Kumulationen und Kompensationen

Nach der Analyse der Odds Ratios lassen sich folgende Ergebnisse zusammenfassen: In
den alten Bundesléandern kdnnen Madchen ihren fast Uberall vorhandenen Vorsprung

ausbauen, sofern sie Beamtentdchter sind. Angestelltenséhne kdnnen ihre fur Jungen
gegenuber den Madchen bestehende Unterreprasentierung im Bildungssystem durch ihre
soziale Herkunft im Vergleich zu den Arbeiterséhnen kompensieren.

In den alten Bundesléndern spielt fur die S6hne von Haushaltsbezugspersonen mit héhe-
rem allgemeinbildenden Schulabschluf} die soziale Herkunft eine groRere Rolle als bei
den Madchen. Dies gilt nicht fir Nordrhein-Westfalen. Der berufliche Ausbildungsab-
schluf3 der Haushaltsbezugsperson verstérkt deutlich die zwischen den alten Bundeslén-
dern bestehenden Unterschiede der Bildungsbeteiligung: In Bayern, Baden-Wirttemberg
und insbesondere Rheinland-Pfalz sind die Odds Ratios der hdchsten Herkunftsgruppe
deutlich héher (hier kumulieren die sozialen Ungleichheiten und die Ungleichheiten
zwischen den einzelnen Bundeslandern), die der Jungen liegt Uber derjenigen der Mad-
chen (hier kénnen die Jungen mit ansteigender sozialer Herkunft die Nachteile gegentiber
den Madchen kompensieren). In den Landern, die insgesamt eine héhere Bildungsdichte
aufweisen (Hessen, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen), haben auch die Téchter von
(Fach-)Hochschulabsolventen héhere Odds Ratios als die Séhne.

In Thiringen gibt es fur die Madchen praktisch keine Ungleichheit nach Vaterberuf. In
den anderen neuen Bundeslandern haben die M&dchen zuséatzlich zu ihrem insgesamt
bestehenden Vorsprung auf3erdem im Verhaltnis zu den Arbeitertéchtern héhere Bil-
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dungschancen als Angestelltenséhne im Verhéltnis zu Arbeiterséhnen. Die allgemeine
Schulbildung ihrer Haushaltsbezugsperson spielt fiir die Jungen eine groRere Rolle als fur
die M&dchen in Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen und Thiringen. Auch fir die S6hne
von Meistern/Technikern und Fachschulabsolventen sind die Odds Ratios héher als die
der Tochter. Fur die (Fach-)Hochschulabsolventen-Téchter sind dagegen die Odds Ratios
hoéher als fur deren ménnliche Kollegen. Diese Unterschiede treten auch in Thiringen auf.

3. Zusammenfassung: Vom ,katholischen Arbeitermédel
vom Lande* zum ,,Unqualifiziertenbub im Siiden“?

Aufgrund der hier dargestellten Berechnungen lassen sich folgende Ergebnisse zusam-
menfassen. Die in den 60er Jahren vorhandene Benachteiligungdadahen 183t sich

Mitte der 90er Jahre nicht mehr feststelldnbeiterkinder sind jedoch in allen Bundes-
landern nach der Pflichtschulzeit deutlich geringer im Bildungssystem vertreten als Kin-
der von Familienvorstanden mit anderen beruflichen Stellungen.

Die Unterschiede der Bildungsdichte von 16- bis 19jahrigen Jugendhehethen den
einzelnen Bundeslindern sind betrachtlich. In den Landern mit traditionellem Bildungssy-
stem liegt die Bildungsdichte deutlich niedriger als in Bundeslandern mit progressivem
oder gemischtem Bildungssystem.

Insgesamt ist die soziale Ungleichheit bei der Bildungsdiohierhalb der einzelnen
Bundeslinder nach wie vor gravierend. Insbesondere gilt dies fir die Bundeslander mit
klassischem Bildungssystem; hier sind Arbeiterkinder sowie Kinder von geringer beruf-
lich oder schulisch qualifizierten Haushaltsvorstanden besonders deutlich gegeniber
Kindern von Hohergebildeten benachteiligt. Die Bildungsdichte von ,privilegierten®
Kindern liegt in allen alten Bundeslandern - fast unabhéangig von deren durchschnittlicher
Bildungsdichte und damit auch von deren Bildungspolitik - relativ hoch, wahrend sich
dort die Bildungspolitik besonders auf die benachteiligten Gruppen auswirkt. Aber auch
bei Bundeslandern mit progressiver Bildungspolitik und hoher Bildungsdichte ergeben
sich teilweise deutliche Unterschiede nach sozialer Herkunft, wie dies in Hessen und
Brandenburg der Fall ist.

In allen Bundeslandern sind Arbeiterséhne benachteiligt. Von einer generellen Benachtei-
ligung von Jungen kann in den alten Bundeslandern nicht gesprochen werden, weil fir sie
die Bildungsdichte mit steigender sozialer Herkunft zunimmt. Insbesondere in Bayern,

Baden-Wurttemberg und Rheinland-Pfalz, also im Siden, sind daher die Arbeiterséhne
besonders benachteiligt, wahrend fiir die Madchen die Unterschiede nach sozialer Herkunft
nicht so bedeutsam sind. Fur Beamtentdchter in allen alten Bundeslandern und fir Téchter
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von (Fach-)Hochschulabsolventen in Landern mit progressiver Bildungspolitik gilt dies
jedoch nicht; deren méannliche Kollegen sind gegentuiber den Madchen benachteiligt.

Mé&dchen haben also besonders von den Bildungsreformen und Einstellungsénderungen in
der Bevdlkerung profitiert und sind auch nicht in so hohem Ausmal von der Bildungspo-
litik des jeweiligen Bundeslandes betroffen wie Jungen. Séhne von Arbeitern und gering
Qualifizierten werden von der Bildungsexpansion nicht so erreicht, insbesondere nicht in
Bundeslandern mit klassischen Bildungssystemen. In den nawmfe®andern weisen
Médchen insgesamt eine deutlich hdhere Bildungsdichte auf als ihre mannlichen Altersge-
nossen. Jungen sind nur bei héher beruflich gebildeten sowie bei besser schulisch gebildeten
Haushaltsbezugspersonen in Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen und Thiringen nicht
benachteiligt. Die Tochter von (Fach-)Hochschulabsolventen sind in allen neuen Bundes-
landern gegeniiber den S6hnen deutlich im Vorteil.

Insgesamt ergibt sich also ein sehr differenziertes Bild. Der Slogan vom benachteiligten
JArbeitermadel vom Lande” gilt heute so nicht mehr. Es haben sich im Vergleich zu den
60er Jahren durchaus Anderungen ergeben. Viele Ungleichheiten bestehen jedoch auch
heute fort (oder entwickeln sich in den neuen Bundesléndern neu); diese betreffen insbe-
sondere die Kinder - vor allem Sohne - von Arbeitern und gering Qualifizierten oder
wenig Gebildeten. Falls also wirklich eine Chancengleichheit von Jugendlichen aus allen
sozialen Gruppen angestrebt wird, bleibt noch einiges zu tun, was - an der geringeren
Ungleichheit in den Landern mit progressiver Bildungspolitik ablesbar - durchaus im
Rahmen des Machbaren liegt.
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ALTERSVORSORGE IM WANDEL

THOMAS BULMAHN

uf die gesetzliche Rentenversicherung kommen in den nachsten Jahrzehnten enorme

Belastungen zu. Immer weniger Beitragszahler mussen fir immer mehr Renten-
empfanger sorgen. Mit dem ,Rentenreformgesetz 1999“ wurden deshalb einschneidende
Leistungskirzungen beschlossen. Es ist jedoch noch offen, welche Vorhaben verwirklicht
werden. Ebenfalls ungewi3 ist, ob diese MaRnahmen ausreichen oder ob nicht weitere
Einschnitte notwendig sein werden. Sicher ist nur, dal3 sich das Beitrags-Leistungs-Ver-
haltnis der gesetzlichen Rentenversicherung kiinftig verschlechtern wird. Die meisten
Bundesburger beflrchten, den gewohnten Lebensstandard im Alter nicht mehr aufrechter-
halten zu kdnnen und wollen deshalb zuséatzlich privat vorsorgen.

Private Lebensversicherungen gehdren gegenwartig zu den wichtigsten Formen der pri-
vaten Altersvorsorge. Eigene Analysen auf der Basis des Mikrozensus 1995 haben erge-
ben, dal’ die Mehrheit der Bundesbirger keine private Lebensversicherung hat und daR3
Lebensversicherungen in den einzelnen Alters-, Berufs- und Einkommensgruppen in ganz
unterschiedlichem Ausmal verbreitet sind. Den gréf3ten Einflu3 auf das Vorhandensein
einer privaten Lebensversicherung hat die Hohe des Einkommens. Je kleiner das Ein-
kommen ist, desto geringer ist die Wahrscheinlichkeit, eine private Lebensversicherung zu
besitzen. Doch vor allem die Bezieher kleinerer Einkommen miften zusatzlich privat vor-
sorgen, weil ihre Anspriiche gegeniiber der gesetzlichen Rentenversicherung relativ gering
ausfallen und sie vergleichsweise selten uber eine betriebliche Altersvorsorge verfiigen.

I n the coming decades, the social security system in the FederdllReof Germany is
expected to come under enormous strain. With ever fewer contributors having to sup-
port ever more pensioners. Social security reform prompted by this prospect is due to go
into effect in 1999, but it is questionable whether this legislation will suffice. What is
certain, however, is that the ratio between contributions and benefits of statutory annuities
will worsen. Most German citizens fear that they will be unable to maintain their accus-
tomed standard of living when they grow old, so they are providing for themselves pri-
vately as well.

Private life insurance is currently one of the most important ways of providing for old age
on a private basis. My own analyses based on the Germany’s 1995 microcensus show that
the distribution of private life insurance is quite uneven in the individual income, pro-
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fession, and age brackets, with level of income being the major determinant of whether a
person has arranged for private life insurance. The less the income, the less likely a person
is to have private life insurance. But contributors in the lower income brackets are pre-
cisely the people who need additional private insurance most, for their claims to statutory
annuities are relatively small, and they have few basic socia security benefits.

1. Einleitung

In den né&chsten Jahrzehnten kommen auf die gesetzliche Rentenversicherung enorme
Belastungen zu. Einer abnehmenden Zahl von Beitragszahlern steht eine wachsende Zahl
von Rentenempfangern gegentber. Inzwischen beflirchten die meisten Bundesbirger, dald
kinftig die gesetzlichen Renten zum Leben nicht mehr ausreichen werden und sie im
Alter Abstriche vom gewohnten Lebensstandard machen mussen. Die Mehrheit der Bir-
ger halt es deshalb fiir notwendig, zusatzlich privat vorzusorgen, und viele tun dies bereits
heute (vgl. u.a. Féste/Jan3en 1997). Die Geschaftsberichte der Banken und Versicherun-
gen dokumentieren, dal® die private Altersvorsorge in den letzten Jahren enorm an Be-
deutung gewonnen hat (vgl. Gesamtverband der Deutschen Versicherungswirtschaft 1998).
Angesichts der zusétzlichen Kosten ist es jedoch fraglich, ob alle, die eine zusétzliche private
Altersvorsorge aufbauen wollen, auch die finanziellen Mdglichkeiten hierzu haben.

Private Lebensversicherungen sind gegenwértig neben dem Erwerb von Immobilien die
Ubliche Form der zuséatzlichen privaten Altersvorsorge. Bisher vorliegende Untersuchun-
gen kommen zu dem Ergebnis, dal3 die Mehrheit der Haushalte in der Bundesrepublik
eine oder mehrere private Lebensversicherungen besitzt und dal3 es zwischen den sozialen
Schichten keine grdlReren Unterschiede gibt. Auf eine ,GrolRe Anfrage* von Abgeordne-
ten der SPD-Fraktion zur ,Entwicklung der Vermégen und ihrer Verteilung“, konkret zur
Verbreitung von Lebensversicherungen, antwortete die Bundesregierung im Februar
1996: ,Die Verteilung der Lebensversicherungen ist verhaltnismafig gleichmafig. Viele
private Haushalte haben Lebensversicherungen, und die Kapitalansammlung bei
Lebensversicherungen hat tberdurchschnittliches Gewicht in den Schichten mit niedrigem
und mittlerem Nettogesamtvermégen* (Bundesregierung 1996: 25).

Diese Aussagen basieren auf Daten der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe und
beziehen sich nicht auf Personen, sondern auf Haushalte. Angesichts der sich vollziehen-
den Abkehr von der traditionellen Versorgerehe und der wachsenden Instabilitat partner-
schaftlicher Beziehungen ist die Absicherung des Alters jedoch immer mehr eine Frage
der individuellen Vorsorge. Mit den Daten des Mikrozensus 1995 steht nun erstmals

empirisches Material zur Verfligung, mit dem sich die Verteilung von privaten Lebensver-

sicherungen auf der Ebene von Personen im Detail untersuchen 1a@3t. Die Analyse dieser
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Daten fiihrt zu Uberraschenden Befunden: die Mehrheit der Bundesbirger hat keine ei-
gene Lebensversicherung, und zwischen den sozialen Schichten gibt es grof3e Diskrepan-
zen. Doch zu den empirischen Ergebnissen und den Schluf3folgerungen, die sich aus
ihnen ableiten lassen, kommen wir spéater. Wenden wir uns zunachst den Problemen der
gesetzlichen Rentenversicherung zu.

2. Gesetzliche Rentenversicherung unter Reformdruck

Die gesetzliche Rentenversicherung steht seit Mitte der 70er Jahre unter erheblichem
Reformdruck. Die Wachstums- und Beschéftigungskrise von 1974/75 hatte zu Beitrags-
ausfallen gefihrt, die die Rentenkassen an die Grenzen ihrer finanziellen Leistungsféhig-
keit geraten lie3en. Das Zeitalter der unbeschwerten Verteilung immer neuer Zuwéchse
schien beendet zu sein. Das Wort von der ,Krise des Sozialstaates" machte die Runde.
Dennoch wurden bis 1977 die Renten jedes Jahr um etwa zehn Prozent angehoben. Viel
zu spéat und mit unzureichenden EinzelmafRhahmen wurde von nun an versucht, die ge-
setzliche Rentenversicherung zu stabilisieren: Mehrfach wurde die Anpassung der Renten
an die Entwicklung der Erwerbseinkommen verschoben und die Berechnungsformel zur
Ermittlung der Hohe der Rentenanpassung zugunsten der Rentenversicherung veréndert;
beitragsfreie Zeiten wurden abgewertet und neuartige Beitragspflichten eingefihrt;
schlieBlich wurde die zum Ausgleich wechselhafter Konjunkturverlaufe von den Renten-
versicherungstragern vorzuhaltende Schwankungsreserve auf den Minimalbetrag von
einer Monatsausgabe reduziert. In all den Jahren wurde keine umfassende Reform zur
Anpassung der gesetzlichen Rentenversicherung an die aus der Beschéftigungskrise re-
sultierenden Finanzierungsprobleme durchgefiihrt. Allzu lange trdumten die Sozialpoliti-
ker den Traum von der Wiederkehr der Vollbeschéftigung (Lampert 1997: 63ff.; vgl.
Frerich/Frey 1993).

Doch dieser Traum ist bis heute nicht in Erfiillung gegangen. Immer noch steht die ge-
setzliche Rentenversicherung vor derselben Misere: Abnehmende Beschéftigtenzahlen
lassen das Beitragsaufkommen sinken, und die hohe Arbeitslosigkeit verursacht zusatzli-
che Kosten. Das Institut fir Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) hat errechnet, daf’
der Rentenversicherung je Arbeitslosen im Jahr 1996 Mehrausgaben von 4850 DM und
Mindereinnahmen von 3450 DM entstanden sind. Bei durchschnittlich vier Millionen
Arbeitslosen gehen der Rentenversicherung pro Jahr mehr als 33 Mrd. DM verloren (In-
stitut fur Arbeitsmarkt und Berufsforschung, in: Globus Kartendienst, Blatt Kb-4509). Die
konjunkturelle Erholung der letzten Monate hat nur zu einer leichten Entspannung auf dem
Arbeitsmarkt gefiihrt. Die Hoffnungen auf eine deutliche Verminderung der Arbeitslosen-
zahlen haben sich nicht erfullt. Die Verlangerung der Ausbildungszeiten, die Ausbreitung der
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geringfligigen Beschéftigungsverhéltnisse und die Zunahme der Scheinselbsténdigkeit
fuhren zu weiteren Einnahmeverlusten bei der gesetzlichen Rentenversicherung.

Die Massenarbeitslosigkeit ist gegenwartig das grof3te Problem der gesetzlichen Renten-
versicherung. Die zweite grof3e Herausforderung besteht in der enormen Zunahme der
Zahl zu versorgender Rentner. Die Hauptursache hierflr ist der Anstieg der Lebenser-
wartung. Innerhalb der letzten drei Jahrzehnte hat sich die fernere Lebenserwartung
60jahriger Frauen um etwa viereinhalb Jahre auf 22,8 Jahre erhoht. Die Lebenserwartung
60jahriger Manner hat um etwa drei Jahre zugenommen und betrégt inzwischen 18,3
Jahre (Institut der deutschen Wirtschaft Kéln 1997: Tabelle 10). Doch die Menschen
werden nicht nur immer &lter und bleiben deshalb immer l&anger in Rente, sie gehen auch
immer friher in den Ruhestand. Viele wollen nicht mehr bis zum Erreichen des Renten-
alters arbeiten, und diejenigen, die es wollen, kénnen es wegen der angespannten Lage
auf dem Arbeitsmarkt oftmals nicht. Beide Entwicklungen - Anstieg der Lebenserwartung
und friherer Ausstieg aus dem Erwerbsleben - fihren zur Verlangerung der durchschnitt-
lichen Rentenbezugsdauer. Inzwischen sind Frauen 18 Jahre in Rente - das sind vergli-
chen mit 1965 etwa sechs Jahre mehr. Manner beziehen heute 14 Jahre lang Rente - das
sind vier Jahre mehr (Verband Deutscher Rentenversicherungstrager, in: Globus Karten-
dienst, Blatt Nc-3778, Blatt Nb-5063).

Immer weniger Beitragszahler miissen fur immer mehr Rentenempfanger sorgen. Im Jahr
1995 kamen auf 100 abh&ngig Beschaftigte 41 Alte (65 Jahre und alter). Durch die demo-
graphische Alterung der Gesellschaft wird dieser Alten-/Beschéftigtenquotient stark an-
steigen: Im Jahr 2020 wird er je nach zugrunde liegendem Szenario zwischen 56 und 63
liegen, und fur das Jahr 2040 wird ein Wert zwischen 77 und 88 prognostiziert (Verband
Deutscher Rentenversicherungstrager 1998a: 75).

In den letzten Jahren hatten vor allem die Beitragszahler den Hauptteil der wachsenden
Versorgungslast zu tragen. Da laufende Renten nicht gekirzt werden dirfen und neue
Rentner nicht willkiirlich schlechter gestellt werden kénnen, muf3te immer wieder der
Beitragssatz angehoben werden. Weitere Steigerungen des Beitragssatzes sind den Bir-
gern kaum noch zu vermitteln und nur noch gegen Widerstdnde durchzusetzen. Die Ar-
beitnehmer beklagen sich Uber die wachsenden Abziuge; die Arbeitgeber protestieren
gegen die wachsenden Lohnnebenkosten. Drei Viertel aller Bundesbirger sind der Mei-
nung, dal die Beitrdge zur Sozialversicherung zu hoch sind, und neun von zehn Befragten
stimmen der Aussage zu, dal3 die Belastung der Arbeitnehmer und Unternehmen durch
Sozialversicherungsbeitrage nicht weiter zunehmen darf (vgl. Foste/Janf3en 1997: A9, A13).
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3. Reformgesetze und Reformversprechen

Bei wachsender Zahl der Rentenempfénger und gleichzeitig sinkender Zahl der Beitrags-
zahler kann der Beitragssatz nur stabil gehalten werden, wenn andere Finanzierungsquel-
len erschlossen werden und - weil diese Quellen nicht grenzenlos sprudeln - die Leistun-
gen der Rentenversicherer gekirzt werden. Mit dem ,Rentenreformgesetz 1992" wurde
der Versuch unternommen, aus dieser Einsicht die Konsequenzen zu ziehen. Zu den
wichtigsten MaRhahmen gehorten die Koppelung der Hohe des Bundeszuschusses an die
Entwicklung des Beitragssatzes, die schrittweise Anhebung der Altersgrenze fiir den
Rentenbezug in einem Zeitraum von 2001 bis 2017, die schlechtere Bewertung beitrags-
freier Zeiten, die Umstellung der Rentenanpassung von der Brutto- auf die Nettolohn-
entwicklung und die Einfiilhrung einer Teilrente fiir den Ubergang in die Altersrente (vgl.
Lampert 1997: 65).

Doch selbst mit diesen umfangreichen Leistungskiirzungen und Zuschuf3erh6hungen
wirde jingsten Prognosen zufolge der Beitragssatz weiter steigen, im ungunstigsten Fall
von 21,6 Prozent im Jahr 2010 bis auf 27,4 Prozent im Jahr 2040 (Verband Deutscher
Rentenversicherungstrager 1998a: K-7). Mit dem ,Rentenreformgesetz 1999“ wurde
deshalb beschlossen, die im ,Rentenreformgesetz 1992“ geplanten MaRnahmen friiher als
bisher vorgesehen und zeitlich gestrafft umzusetzen. Zudem sind weitere Leistungskur-
zungen und ein zuséatzlicher Bundeszuschul3 vorgesehen. Im einzelnen wurden zur Be-
grenzung der Beitragssatzentwicklung die folgenden sechs Punkte ausgearbeitet:

1. Die Formel zur Rentenanpassung wird um einen demographischen Faktor erweitert,
der dafiir sorgt, dal? mit steigender Lebenserwartung die Renten langsamer wachsen als
die Nettoeinkommen der abhangig Beschaftigten. Demzufolge wird sich der Abstand
zwischen den Renten und den Arbeitseinkommen in Zukunft vergrofRern. Eine Siche-
rungsklausel soll jedoch verhindern, daf? das Nettorentenniveau von momentan 70 Pro-
zent unter die Marke von 64 Prozent absinkt. Zudem soll ausgeschlossen werden, dal3 es
zu Negativanpassungen, also zu Kirzungen bestehender Rentenverhéltnisse kommt (vgl.
Verband Deutscher Rentenversicherungstrager 1998b; vgl. auch Bundesministerium fr
Arbeit und Sozialordnung 1998b: 57ff.).

2. Ab dem Jahr 2000 wird es Renten wegen Berufsunfahigkeit nicht mehr geben. Statt
dessen werden abgestufte Erwerbsminderungsrenten eingefiihrt. Wer auf dem allgemeinen
Arbeitsmarkt, egal in welchem Beruf, noch mindestens 6 Stunden téglich erwerbstéatig
sein kann, erhalt keine Erwerbsminderungsrente, wer noch zwischen 3 und 6 Stunden
arbeiten kann, bekommt eine halbe Rente, und nur wer keine 3 Stunden pro Tag mehr
tatig sein kann, erhalt eine volle Erwerbsminderungsrente. Wer eine Erwerbsminderungs-
rente vor dem 63. Lebensjahr beziehen will, muf3 Kiirzungen in Kauf nehmen.
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3. Ab dem Jahr 2000 wird die Altersgrenze fur die Altersrente von Schwerbehinderten
vom 60. auf das 63. Lebensjahr angehoben.

4. Ebenfalls ab dem Jahr 2000 wird die Altersgrenze von 60 Jahren fur Frauen schritt-
weise auf das vollendete 65. Lebensjahr angehoben. Eine vorfristige Inanspruchnahme ist
zunéchst noch moglich, die damit verbundenen Kirzungen sind jedoch erheblich. Bei-
spiel: Geht eine Frau, Geburtsjahrgang 1945, bereits mit vollendetem 60. Lebensjahr in
Rente, wird die Rente fir die gesamte Laufzeit um 18 Prozent gekirzt. Ab dem Jahr 2012
wird es keine gesonderte Altersrenten fir Frauen mehr geben.

5. Ab 2002 werden die Altersgrenzen fir die Altersrenten wegen Arbeitslosigkeit oder
nach Altersteilzeit auf das 65. Lebensjahr erhgéht. Auch hier ist zunéchst noch eine vorfri-
stige Inanspruchnahme, verbunden mit Leistungskirzungen, moglich. Ab 2012 wird es
diese Renten wegen Arbeitslosigkeit oder nach Altersteilzeit ebenfalls nicht mehr geben.
6. Der Bund zahlt zur Finanzierung nicht beitragsgedeckter Leistungen einen zusatzli-
chen Bundeszuschuf3: Fur 1998 sind etwa 10 Mrd. DM und fir das Jahr 1999 sind 15
Mrd. DM vorgesehen. Ab dem Jahr 2000 wird die H6he dieses Zuschusses an die Ent-
wicklung der Mehrwertsteuereinnahmen angepalf3t (vgl. Bundesministerium fir Arbeit und
Sozialordnung 1998b: 58).

Die Rentenreformgesetze 1992 und 1999 beinhalten drastische Leistungseinschrankun-
gen, von denen insbesondere die nach 1940 geborenen Frauen betroffen sein werden.
Angesichts der Misere auf dem Arbeitsmarkt ist nicht zu erwarten, daf3 Frauen zukunftig
bis zum 65. Lebensjahr erwerbstatig sein werden. Viele Frauen werden ihre Rente vorfri-
stig in Anspruch nehmen missen. Finanzielle Einbuf3en, die zu ernsthaften Versorgungs-
lucken fihren kdnnen, sind damit bereits vorprogrammiert. Von Leistugskirzungen wer-
den aber auch andere Versichertengruppen betroffen sein: Arbeitslose, Beschéftigte in
Altersteilzeit und Versicherte, die ihren bisherigen Beruf nicht mehr austuben kénnen und
die im Alter keine neue Erwerbstétigkeit aufnehmen kénnen oder wollen. Die Absenkung
des Nettorentenniveaus auf 64 Prozent wird schlief3lich alle in der gesetzlichen Renten-
versicherung Versicherten betreffen (zur Kritik vgl. Schmahl 1998: 169ff.).

Ein vom Verband der Deutschen Rentenversicherungstrager (VDR) in Auftrag gegebenes
Gutachten kommt zu dem Ergebnis, dal? mit diesen MaRnahmen unter glinstigen Umstan-
den der Beitragssatz langfristig unter der 25-Prozent-Marke gehalten werden kann: Fur
das Jahr 2010 wird ein Beitragssatz von 19,4 Prozent vorhergesehen, fur das Jahr 2040
werden 24,3 Prozent prognostiziert (vgl. Verband Deutscher Rentenversicherungstrager
1998a: K-8; vgl. auch Breyer 1998). Anfangs, so die Gutachter, wiirden die beitragssen-
kenden Effekte des Bundeszuschusses Uberwiegen, langfristig wiirden die Einfihrung des
demographischen Faktors, die Anhebung der Altersgrenzen und der Wegfall der Be-
rufsunfahigkeitsrenten den entscheidenden Einflu auf die Stabilisierung des Beitrags-
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satzes haben. Der VDR wéhnt sich in seiner Auffassung bestétigt, daf? die auf die gesetz-
liche Rentenversicherung zukommenden ,demographischen Probleme im System der
lohn- und beitragsbezogenen Rente l6sbar” seien - der eingeschlagene ,Weg der Refor-
men im System sei richtig” (Verband Deutscher Rentenversicherungstrager 1998c; vgl.

hierzu auch Backer 1998).

Doch es gibt keine Garantie dafir, da die aktuellen Probleme der gesetzlichen Renten-
versicherung und die zukiinftigen Herausforderungen mit den MafRnahmen des ,Renten-
reformgesetzes 1999“ bewaltigt werden kdnnen. Diese Garantie kann es auch nicht geben,
denn die Prognosen stehen und fallen mit den zugrundeliegenden Annahmen Uber die
zukunftigen demographischen, politischen und wirtschaftlichen Rahmenbedingungen.
Nach der Verabschiedung des ,Rentenreformgesetzes 1992“ gab es &hnlich gunstige
Prognosen, und die Reformen wurden fir ausreichend gehalten. Nur funf Jahre spéter
muf3ten diese Malinahmen verschérft und erganzt werden.

Meinungsumfragen zufolge ist die Mehrheit der Bundesbiirger davon lberzeugt, dal3 die
gesetzliche Rentenversicherung reformiert werden muf3. Die meisten wollen aber, dal3 das
bestehende System der lohn- und beitragsbezogenen Rente erhalten bleibt. Eine Blrger-
oder Grundrente, wie sie von einigen Wissenschaftlern und Politikern immer wieder
gefordert wird (vgl. Miegel/Wahl 1985; Biedenkopf 1985; Biedenkopf 1998), lehnt die
Mehrzahl als ungerecht und unzureichend ab (vgl. DIE ZEIT, Nr. 28, 1998: 18; Krupp/
Weeber 1997). Die zweite Alternative - ein radikaler Umbau des Systems hin zu einem
Kapitaldeckungsverfahren - wird von den meisten Rentenexperten und von vielen Oko-
nomen kritisch betrachtet (vgl. Rolf/Wagner 1996). Der Aufbau eines Kapitalstocks
wirde einige Jahrzehnte in Anspruch nehmen - Zeit, die angesichts der drangenden Pro-
bleme nicht mehr zur Verfiigung steht. Diese Reform wirde hohe Umstellungskosten
verursachen, von denen vor allem die jetzigen Beitragszahler betroffen waren. Zudem
wirden sich die Herausforderungen der demographischen Veréanderungen im Rahmen
eines Kapitaldeckungsverfahrens nicht besser bewéltigen lassen als im Rahmen des beste-
henden Systems. Im Gegenteil: Das Kapitaldeckungsverfahren scheint unter volkswirt-
schaftlichen Gesichtspunkten enorme Risiken in sich zu bergen. Beide Reformvorhaben
werden bereits seit einigen Jahren auferst kontrovers diskutiert. Alles spricht dafur, daf3
sie auch in absehbarer Zeit nicht zu realisieren sind.

Die neue Regierungskoalition hat einige MaRnahmen der ,Rentenreform 1999* vorlaufig
ausgesetzt. Zunéchst soll es keinen demographischen Faktor und damit auch keine Ab-
senkung des Rentenniveaus geben. Die Einschnitte bei den Invalidenrenten werden eben-
falls noch nicht in Kraft treten. Das bestehende System der lohn- und beitragsbezogenen
Rente wird erhalten bleiben, wie es zukinftig finanziert werden kann, soll im Rahmen
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einer neuen Rentenreform bis Ende 2000 festgelegt werden. Ob dann der demographische
Faktor wieder eingefiihrt wird oder nicht, ob es zu weiteren Kirzungen kommt oder nicht
- all das sind offene Fragen.

4. Der Trend zur zusatzlichen privaten Altersvorsorge

Das Vertrauen in die gesetzliche Altersvorsorge ist nicht erst nach den jingsten Geset-
zesénderungen geschwunden. Bereits vor einigen Jahren hat sich in der Bevélkerung die
Auffassung durchgesetzt, dal3 die Rentenversicherung in einer schweren Krise steckt und
die Renten nicht mehr sicher sind. Bei einer Umfrage des Forschungsinstituts fur Ord-
nungspolitik (FiO) im Jahr 1996 haben drei Viertel aller Befragten die Meinung vertreten,
daR die Hohe der gesetzlichen Rente in Zukunft zum Leben nicht mehr ausreichen wird.
Erstaunlich ist, dal3 diese Ansicht in allen Alters-, Einkommens- und Berufsgruppen
mehrheitlich vertreten wurde. Selbst die Beamten, die aufgrund ihrer guten Altersvorsorge
optimistisch hatten sein kénnen, waren Uberwiegend skeptisch (vgl. Foste/Janf3en 1997:
A30). Diese Ergebnisse belegen, wie sehr sich das Mildtrauen gegenuber der gesetzlichen
Altersvorsorge ausgebreitet hat.

Die Alterssicherung ist inzwischen ein Thema, das den meisten Bundesbiirgern Sorgen
bereitet. Viele beflirchten eine Verringerung des gewohnten Lebensstandards im Alter und
denken deshalb tber Moglichkeiten der zusatzlichen privaten Vorsorge nach. Bei der
bereits erwdhnten FiO-Umfrage hielten nur 20 Prozent der Befragten die Altersvorsorge

im Rahmen der gesetzlichen Rentenversicherung fur ausreichend. Die grof3e Mehrheit (78
Prozent) meinte dagegen, dal3 Eigenvorsorge nétig sei (vgl. Foste/JanBen 1997: A32).
Auch hier waren die Unterschiede zwischen den einzelnen Alters-, Einkommens- und

Berufsgruppen Uberraschend gering. Die Notwendigkeit einer privaten Altersvorsorge

wurde von Arbeitern (77 Prozent), Angestellten (84 Prozent), Selbstandigen (90 Prozent)
und selbst von Beamten (82 Prozent) erkannt. Sowohl in der untersten Einkommensgruppe
als auch in der obersten Einkommensgruppe wurde eine private Altersvorsorge mehrheitlich
(74 bzw. 85 Prozent) fir notwendig erachtet (vgl. Foste/JanRen 1997: A32, A33).

Bei einer aktuellen Umfrage sagten etwa 60 Prozent der Befragten (im Alter von 15 bis 64
Jahre), dal3 es ihnen lieber wére, wenn ihnen das Geld, das sie fur die Rentenversicherung
abfiihren missen, ausgezahlt windel sie sich damit eine eigene Altersversorgung
aufbauen kdnnten. Die meisten wifdten auch schon, wie sie ihr Geld anlegen wirden: in
Aktien, Wertpapieren und Rentenfonds, in Lebensversicherungen und Immobilien (vgl.
DIE ZEIT, Nr. 23, 1998: 18).



308 ZUMA-Nachrichten Spezial Band 6: Sozialstrukturanalysen mit dem Mikrozensus

Inzwischen gibt es viele unterschiedliche Méglichkeiten der privaten Altersvorsorge.
Einfache Sparvertrdge bieten eine relativ hohe Sicherheit, doch die Ertrage fallen wegen
der niedrigen Zinsen gering aus. Attraktiver als das klassische Sparbuch sind private
Rentenversicherungen. Dem Versicherungsnehmer wird vom vereinbarten Zeitpunkt an
bis zu seinem Tod eine monatliche Rente ausgezahlt. Lebensversicherungen sind Kombi-
nationen aus einem Sparvertrag und einer Versicherung. Bei Vertragsende wird dem Ver-
sicherten die vereinbarte Summe entweder als einmaliger Betrag oder als monatliche
Rente ausgezahlt. Im Fall des vorzeitigen Todes erhalten die Hinterbliebenen die Versi-
cherungssumme ausgezahlt. Die Kapitalertrdge von Lebensversicherungen sind in der
Regel vergleichsweise gering.

Hohere Renditen sind mit Kapitalanlagen zu erzielen. Mit den Gewinnen nehmen jedoch
erfahrungsgemal auch die Risiken zu. Kombination aus Aktien-, Renten- und Immobi-
lien-Anlagen sollen die Kursrisiken beherrschbar machen. Derartige ,Pension Funds*
werden seit 1998 unter dem Namen ,Altersvorsorge-Sondervermdgen“ angeboten.

Lebensversicherungen sind gegenwartig neben dem Erwerb von Immobilien die bedeu-
tendste Form der zusatzlichen privaten Altersvorsorge. Die Unsicherheit Giber die Zukunft
der Renten belebt das Geschaft der Banken und Versicherungen. Allein im Jahr 1997
wurden mehr als sieben Mio. neue Vertréage Uber eine private Lebensversicherung abge-
schlossen. Die Summe der eingezahlten Beitrédgéhés sich gegeniiber 1996 um fast

funf Prozent, und die ausgahlten Leistungen stiegen im Vergleich zum Vorjahr um zehn
Prozent (vgl. Gesamtverband der Deutschen Versicherungswirtschaft 1998: 7). Ein be-
sonders starkes Wachstum wird bei den Direktversicherungen verzeichnet. Immer mehr
Arbeitnehmer lassen sich Teile ihres Gehalts nicht auszahlen, sondern vom Arbeitgeber
direkt auf eine Lebensversicherung uUberweisen. Diese Variante der zusétzlichen Alters-
vorsorge ist wegen der steuerlichen Vorteile vor allem fur Bezieher héherer Einkommen
attraktiv. Statt mit dem jeweiligen Einkommensteuersatz werden die Beitrédge zur Direkt-
versicherung pauschal mit einem Steuersatz in H6he von 20 Prozent versteuert. Werden
Sonderzahlungen - Urlaubs- oder Weihnachtsgeld - als Versicherungsbeitrége verwendet,
dann entfallen hierfur auch die Sozialabgaben. Diese Vorteile haben mit dazu beigetragen,
daf sich die Versicherungssumme bei Direktversicherungen seit 1990 mehr als verdoppelt
hat. Im Jahr 1997 hatten die Versicherer 5,3 Mio. Vertrage uber eine Direktversicherung
im Bestand, die Gesamtversicherungssumme erreichte ein Volumen von 240 Mrd. DM
(Gesamtverband der Deutschen Versicherungswirtschaft 1998: 21).

Der Anteil der Lebensversicherungen am gesamten \Versorgungsvolumen nimmt seit
einigen Jahren kontinuierlich zu. Die ausgezahlten Leistungen der Lebensversicherungen,
im Jahr 1997 waren es 71,6 Mrd. DM, entsprechen inzwischen 22,8 Prozent der Renten-
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ausgaben der Arbeiter- und Angestelltenrentenversicherung. Zum Vergleich: 1m Jahr 1980

waren es lediglich 10,3 Prozent (vgl. Gesamtverband der Deutschen Versicherungswirt-

schaft 1998: 22). Vieles spricht dafur, daf dieser Trend der Privatisierung der Altersvor-
sorge in den nachsten Jahren weiter anhalten wird (vgl. Schméahl 1997: 1010ff.).

5. Soziale Ungleichheit durch die Privatisierung der
Altersvorsorge

Eine zusatzliche private Altersvorsorge bietet eine Reihe von Vorzigen: Sie kann nach
den personlichen Bedirfnissen gestaltet werden, die Mdglichkeiten der Eigenvorsorge
kénnen umfassender als bisher ausgeschépft werden, und je nach Lebenssituation kann
der Mix aus gesetzlicher, betrieblicher und privater Altersvorsorge optimiert werden. Die
zusatzliche private Altersvorsorge kann dazu beitragen, bestehende Versorgungsliicken zu
schlieBen und drohende Unterversorgung im Alter zu vermeiden. Doch dieses Mehr an
Autonomie, Flexibilitat, Rentabilitat, die bessere Versorgung im Alter und die Gewil3heit,
spater einmal angemessen versorgt zu sein - all dies hat seinen Preis. Wer diesen Preis
nicht zahlen kann, dem bleibt nur das von weiteren Kirzungen bedrohte Angebot der
gesetzlichen Rentenversicherung. Die zusétzliche private Vorsorge setzt aber nicht nur
entsprechende finanzielle Ressourcen voraus. Diese Mittel missen auch in Vorsorgemaf3-
nahmen umgesetzt werden. Die vielen Varianten der privaten Altersvorsorge missen
gesichtet, die Angebote der Gesellschaften eingeholt und Vertrage abgeschlossen werden.
Die Qualitat der privaten Zusatzversorgung ist deshalb nicht allein vom Geldbeutel, son-
dern auch von individuellen Kompetenzen abhéngig (vgl. Kaufmann 1994: 370ff.).

Nicht alle Birger verfiigen uber die finanziellen Mittel, um eine private Altersvorsorge
aufzubauen, nicht alle kdnnen privat vorsorgen, und einige wollen dies auch nicht. Die
Ungleichheit von Einkommen und Vermdgen und die unterschiedliche Fahigkeit und
Bereitschaft zur privaten Vorsorge wird zu einer ungleichen Verteilung der Vorsorgeakti-
vitéaten fuhren. Einige Bevdlkerungsschichten werden keine zusétzliche private Altersvor-
sorge aufbauen kénnen und deshalb von den Einschnitten bei den Leistungen der gesetz-
lichen Rentenversicherung besonders hart betroffen sein. Es besteht die Gefahr, dal damit
auch die Altersarmut, die in den letzten Jahren erfolgreich bekampft werden konnte,
wieder zunimmt.

Wie ungleich die Chancen verteilt sind, eine zusatzliche private Altersvorsorge aufzu-
bauen, 1aRt sich anhand der Verteilung privater Lebensversicherungen untersuchen. Dabei
sollten zwei Probleme beriicksichtigt werden. Erstens: Nicht alle Lebensversicherungen
werden zum Zwecke der zusatzlichen privaten Altersvorsorge abgeschlossen. Ein groRer
Teil der Policen dient der Absicherung der Hinterbliebenen im Todesfall. Bei der Vergabe
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von gréReren Krediten wird in aller Regel ebenfalls eine derartige Absicherung verlangt.
Doch wenn eine private Lebensversicherung erst einmal besteht, dann kann sie auch zur
zusétzlichen Altersvorsorge verwendet werden. Zweitens gilt es zu bedenken, dal3 es
neben der privaten Lebensversicherung noch weitere Mdéglichkeiten der privaten Alters-
vorsorge gibt. Lebensversicherungen zéhlen gegenwartig jedoch zu den wichtigsten Mog-
lichkeiten der zusatzlichen Altersvorsorge.

Fir das Jahr 1995 wiesen die deutschen Lebensversicherer einen Bestand von 81,1 Mil-
lionen Vertragen aus (Gesamtverband der Deutschen Versicherungswirtschaft 1997: 7).
Damit héatte rein rechnerisch fast jeder Bundesbirger eine eigene Lebensversicherung
besitzen kdnnen. Eigene Analysen auf der Basis des Mikrozensus 1995 zeigen jedoch,
daf dies nicht zutrifft. Sieben von zehn Bundesbiirgern haben keine eigene Lebensversi-
cherung. Von den 15- bis 64jahrigen haben mehr als 60 Prozent keine eigene Lebensver-
sicherung (vgl. Tabelle 1). Nur 27 Prozent haben eine private Lebensversicherung unter
50 TDM, und lediglich 12 Prozent besitzen eine Lebensversicherung, die mit einer Versi-
cherungssumme von 50 TDM und mehr Uberhaupt als Element einer zuséatzlichen Alters-
vorsorge in Betracht zu ziehen ist.

Der Vergleich einzelner Bevdlkerungsgruppen zeigt, wie ungleich private Lebensver-
sicherungen verbreitet sind. Zwischen den Geschlechtern scheinen die Unterschiede auf
den ersten Blick nicht besonders grof3 zu sein: 33 Prozent der Frauen und 46 Prozent der
Ménner haben eine eigene private Lebensversicherung. Doch mit der Hohe der Versiche-
rungssumme nimmt die Ungleichheit zu: Acht Prozent der Frauen haben eine Police mit
einer Versicherungssumme von 50 TDM und mehr; bei den Mannern ist dieser Anteil mit
Uber 16 Prozent mehr als doppelt so grof3. Die Verteilung nach dem Alter zeigt, dal3 Le-
bensversicherungen vor allem in den mittleren Altersgruppen vorhanden sind. Von den
30- bis 49jahrigen hat etwa jeder zweite eine Lebensversicherung; jeder flnfte hat eine
Police tber 50 TDM und mehr. Bei den 20- bis 29jahrigen und bei den 50- bis 59jéahrigen
hat dagegen nur jeder zehnte eine Lebensversicherung in dieser GrélRenordnung.

Zwischen den einzelnen Berufsgruppen bestehen ganz erhebliche Unterschiede. Von
denjenigen, die nie erwerbstéatig waren, haben lediglich neun Prozent eine Lebensversi-
cherung, bei den Arbeitern sind es 38 Prozent, bei den Angestellten 45 Prozent und bei
den Beamten etwa 54 Prozent. Die Mehrheit der Selbstédndigen besitzt eine eigene Le-
bensversicherung; bei den Freiberuflern sind es 50 Prozent und bei den Selbstédndigen mit
Beschaftigten sind es 64 Prozent. In diesen beiden Gruppen ist der Anteil derjenigen, die
Uber eine Lebensversicherung von mindestens 50 TDM verfiigen, mit 28 Prozent bzw. 46

Prozent besonders grof3.
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Tabelle 1: Private Lebensversicherung nach Geschlecht, Alter, Beruf und
Einkommen (in Prozent)

KeineLebens- | LV unter 50 | LV 50 bis LV 100
versicherung TDM unter 100 TDM und
(LV) TDM mehr
Insgesamt” 60,4 27,3 7,0 53
Geschlecht
Frauen 66,6 25,3 4,9 3,2
Manner 54,3 29,2 9,0 7,4
Altersgruppen
15-20 Jahre 88,1 10,4 1,0 0,5
20-29 Jahre 67,4 23,0 6,0 3,6
30-39 Jahre 52,6 28,8 10,3 8,2
40-49 Jahre 50,4 31,6 9,7 8,3
50-59 Jahre 57,3 33,0 5,7 4,0
60-64 Jahre 73,0 22,9 2,2 1,9
Stellung im Beruf?
Selbstéandige mit Beschaftigter 35,6 18,6 14,7 31,0
Selbstandige ohne Beschaftigte 50,0 21,6 11,6 16,8
Mithelfende Familienangehorige 66,2 22,0 6,5 5,3
Beamte 46,4 32,9 12,8 7,9
Angestellte 54,7 30,3 8,7 6,2
Arbeiter 61,8 30,9 53 2,0
Auszubildende 80,2 17,1 2,0 0,8
Nie erwerbstatig gewesen 90,6 7,8 0,9 0,6
Einkommensgruppen3)
6000 DM und mehr 24,7 16,2 17,5 41,5
3000 bis unter 6000 DM 37,9 32,4 16,2 13,5
1000 bis unter 3000 DM 57,8 33,0 6,2 31
unter 1000 DM 77,6 18,0 2,8 1,6

1 personen im Alter von 15 bis 64 Jahre. Die Frage nach einer Lebensversicherung (ohne Sterbe-
geldversicherung) wurde nur 0,25 Prozent aller Haushalte in der Bundesrepublik vorgelegt. Die
Beantwortung war freigestellt. Die Daten wurden gewichtet.

2 Fir Erwerbstatige: Gegenwartig ausgetibter Beruf. Fiir Nichterwerbstatige: Letzte Tatigkeit.

3 Monatliches Nettoeinkommen der Personen (Alle Einkommen, z.B. Lohn oder Gehalt, Einkom-
men aus Vermietung und Verpachtung, Kindergeld, Wohngeld, Unternehmereinkommen, &ffentliche
Unterstutzungen etc., abziglich Lohnsteuer, Kirchensteuer und Sozialversicherungsbeitrage.
Datenbasis: Mikrozensus 1995. Eigene Berechnungen.

Zwischen den Einkommensgruppen gibt es sehr grof3e Differenzen. Von den Geringver-
dienern (unter 1000 DM) haben nur 22 Prozent eine private Lebensversicherung, in der
nachsthdéheren Einkommensgruppe sind es 42 Prozent und in der nachsten Gruppe bereits
62 Prozent. In der obersten Einkommensgruppe (6000 DM und mehr) verfligen mehr als
75 Prozent Uber eine Lebensversicherung, mehr als 40 Prozent haben sogar eine Police
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mit einer Versicherungssumme von 100 TDM und mehr. Diese Kategorieist in den beiden
untersten Einkommensgruppen fast nicht vorhanden (vgl. Tabelle 1).

6. Vorsorgebedarf und Vorsorgeméglichkeiten

Uber die GroéRe der Effekte der einzelnen Faktoren auf das Vorhandensein einer eigenen
Lebensversicherung lassen sich auf der Basis der Verteilungsinformationen keine Aussa-
gen treffen. Mit dem Geschlecht, dem Alter und der Stellung im Beruf variiert das Ein-
kommen, das Geschlecht steht wiederum in engem Zusammenhang mit der Stellung im
Beruf etc. Die Frage, ob die Stellung im Beruf fir das Vorhandensein einer privaten Le-
bensversicherung ausschlaggebend ist oder ob nicht vielmehr das mit dem Beruf variie-
rende Erwerbseinkommen dafir verantwortlich ist, kann noch nicht beantwortet werden.
Wenn die Ursachen fiir die beschriebenen Unterschiede aufgedeckt werden sollen, dann
mussen alle vier Faktoren - Geschlecht, Alter, Stellung im Beruf und Einkommen - in
einem multivariaten Modell simultan untersucht werden.

Im Rahmen eines multivariaten Analysemodells wurden die Wahrscheinlichkeiten des
Vorhandenseins einer privaten Lebensversicherung tber 50 TDM in Abhangigkeit von
Geschlecht, Alter, Stellung im Beruf und persénlichem Nettoeinkommen geschétzt. Das
Ergebnis der logistischen Regression |aft den Schluf zu, dal? das Einkommen den grof3ten
EinfluR auf das Vorhandensein einer privaten Lebensversicherung hat. Etwas schwéacher
sind die Effekte der Faktoren ,Stellung im Beruf*, ,Alter* und ,Geschlecht” (vgl. Tabelle 2).
Einen Eindruck vom Zusammenspiel der vier Faktoren geben die Abbildungen 1 und 2.

Die Darstellung der geschéatzten Wahrscheinlichkeiten, eine private Lebensversicherung
mit einer Versicherungssumme von mindestens 50 TDM zu besitzen, macht vier Befunde
sehr deutlich: Erstens, das Einkommen hat den grof3ten EinfluR auf das Bestehen einer
privaten Lebensversicherung; zweitens, der Einkommenseffekt ist nicht linear; drittens,
der EinfluR des Faktors ,Stellung im Beruf* variiert mit der H6he des Einkommens;
viertens, die Effekte von Geschlecht und Alter sind im Vergleich hierzu eher gering.

1. Das Einkommen ist der wichtigste EinfluRfaktor

Von den betrachteten vier Faktoren hat das Einkommen den grof3ten Effekt auf das Beste-
hen einer privaten Lebensversicherung. Bei einem Monatseinkommen von unter 1000
DM liegt die Wahrscheinlichkeit einer privaten Lebensversicherung mit einer Versiche-
rungssumme von mindestens 50 TDM nahe Null. Mit anderen Worten: eine Police in
dieser Gré3enordnung ist im unteren Einkommensbereich sehr unwahrscheinlich. Die drei
anderen Faktoren, Stellung im Beruf, Alter und Geschlecht, haben hier fast keine Bedeu-
tung. Mit steigendem Einkommen wéchst die Wahrscheinlichkeit, eine private Lebensver-
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sicherung zu besitzen, deutlich an. Bei einem Einkommen von 8000 DM liegt sie, abhan-
gig vor allem von der Stellung im Beruf und vom Alter, in einem Bereich von etwa 0.5 bis
0.9 (fur 40jahrige) bzw. von 0.25 bis 0.75 (fur 55jahrige). Dieses Ergebnis zeigt, dal’ fur
das Bestehen einer privaten Lebensversicherung in erster Linie die verfugbaren finanziel-
len Mittel ausschlaggebend sind.

Tabelle 2: Ergebnisse der logistischen Regression

Logit Estimates Nunber of obs = 68924

chi 2(11) =9812. 64

Prob > chi 2 = 0. 0000
Log Likelihood = -21098. 162 Pseudo R2 = 0.1887
LV>=50TDM | OddsRatio Std. Err. z P>| z| [ 95%Conf . I nterval ]
Geschl echt | 1.2386 0375 7.052  0.000 1.1671 1.3145
Al ter | 1.2248 0110 22.489  0.000 1.2034 1. 2467
Alter XA ter? | 9971 0001 -26.017 0. 000 . 9969 9973
Ei nkommen | 1.0004 0000 48.927  0.000 1. 0004 1. 0004
*Beant e | 2.6416 3008 8.531  0.000 2.1132 3.3022
*Angestellte | 2.9282 3074 10.233 0. 000 2.3836 3.5973
*Arbei ter | 1.7652 1859 5.393 0.000 1.4358 2.1701
* Azubi | 1.2852 . 2202 1.465 0.143 . 9186 1.7982
*Mthel f.Fanmilienang. | 6.3471 2.1467 5.464  0.000 3.2711 12.3159

*Selbst.ohne Beschaft. | 6.0803 .7259 15.119 0.000 4.8117 7.683
*Selbst. mit Beschaft. | 8.2308 .9607 18.058 0.000 6.5476 10.3467

Logit Estimates Number of obs = 68924
chi2(11) =9812.64
Prob > chi2 =0.0000

Log Likelihood = -21098.162 Pseudo R2 =0.1887
LV>=50TDM | Coef. - Std.Err. z  P>|z| [95%Conf.Interval]
Geschlecht |.2140 .0303 7.052 0.000 .1545 .2734
Alter |.2028 .0090 22.489 0.000 .1851 .2205
AlterXAlter ¥ |-.0028 .0001 -26.017 0.000 -.0030 -.0026
Einkommen | .0004 .0000 48.927 0.000 .0004 .0004
*Beamte |.9714 1138 8.531 0.000 .7482 1.1946
*Angestellte 11.0744 1049 10.233 0.000 .8686 1.2801
*Arbeiter |.5682 .1053 5.393 0.000 .3617 .7747
*Azubi |.2509 .1713 1.465 0.143 -.0848 .5868

*Mithelf.Familienang. [1.8480 .3382 5.464 0.000 1.1851 2.5108
*Selbst.ohne Beschaft. [1.8050 .1193 15.119 0.000 1.5710 2.0390
*Selbst. mit Beschaft. [2.1078 .1167 18.058 0.000 1.8791 2.3366
cons |-7.2762 .1800 -40.409 0.000 -7.6292 -6.9233

* Die mit * gekennzeichneten Variablen sind Dummies - Referenzkategorie sind digjenigen, die nie
erwerbstatig warert. Die Resultate der Tabelle 1 legten die Vermutung nahe, daR der Effekt des
Alters nicht-linear ist. Deshalb wurde die nicht-lineare Variable At&lterXAlter) gebildet und in

das Modell aufgenommen. Datenbasis: Mikrozensus 1995. Eigene Berechnungen.
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Abbildung 1: Wahrscheinlichkeit einer privaten Lebensversicherung mit
einer Versicherungssumme von mindestens 50 TDM nach
Einkommen, Stellung im Beruf und Alter- Frauen

7 VFr;tVJen, 40 Jahre alt

.75 /

.25 //
e

1 0 -
| T T T T T T T T T
| (o] 1000 2000 3000 4000 5000 6000 7000 8000
| Einkommen
Frauen, 55 Jahre alt
1
.75
.5

T T T T T T T — |
(0] 1000 2000 3000 4000 5000 6000 7000 8000 |
Einkommen

O Nie erwerbstétig A Angestellte —Selbstandige ohne Beschaftigte
O Beamte + Arbeiter {Selbstandige mit Beschaftigten

Datenbasis: Mikrozensus 1995. Eigene Berechnungen.
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Abbildung 2: Wahrscheinlichkeit einer privaten Lebensversicherung mit
einer Versicherungssumme von mindestens 50 TDM nach
Einkommen, Stellung im Beruf und Alter - Manner
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Datenbasis: Mikrozensus 1995. Eigene Berechnungen.
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2. Der Einkommenseffekt ist nicht linear

Generell erhdht sich mit steigendem Einkommen die Wahrscheinlichkeit einer privaten
Lebensversicherung. Dieser Anstieg verlauft jedoch nicht linear. Im unteren Einkom-
mensbereich ist er wesentlich geringer als im mittleren Einkommenssektor. Erst ab einem
Nettoeinkommen von etwa 3000 DM steigen die Kurven steil an. Bis zu dieser Einkom-
menshohe reichen die finanziellen Mittel offenbar nicht aus, um eine Lebensversicherung
mit einer Versicherungssumme von 50 TDM und mehr zu finanzieren.

3. Der EinfluB des Faktors ,,Stellung im Beruf* variiert mit der

Einkommenshéhe
Der EinfluR® der Variablen ,Stellung im Beruf* ist ebenfalls beachtlich. Unabhangig von
der H6he des Einkommens ist die Wahrscheinlichkeit einer privaten Lebensversicherung
bei denjenigen, die nie erwerbstitig waren, am geringsten und bei Selbstindigen mit
Beschaftigten am hochsten. Da die meisten Selbstdndigen keine eigenen Beitrage zur
gesetzlichen Rentenversicherung zahlen, ist der Vorsorgebedarf in dieser Berufsgruppe
jedoch auch entsprechend grof3. Angesichts dieses grof3eren Vorsorgebedarfs erscheinen
die VorsorgemalRnahmen bei einigen Gruppen von Selbstédndigen eher unzureichend. Vor
allem Selbsténdige ohne Beschéftigte, Freiberufler und Mithelfende Familienangehdrige
verfigen selten Uber eine eigene Lebensversicherung (vgl. auch Tabelle 1). Bei Ange-
stellten und Beamten fallen die Wahrscheinlichkeiten ebenfalls gering aus. Deutlich klei-
ner sind sie bei den Arbeitern. Bemerkenswert ist, da3 der Effekt der Stellung im Beruf
mit der H6he des Einkommens variiert. Im unteren Einkommenssektor ist er eher gering,
im oberen Einkommensbereich ist die Spanne zwischen den Berufsgruppen am gréf3ten.
Es wurde schon erwahnt, daR offenbar erst ab einem bestimmten Einkommensniveau die
Maglichkeit besteht, eine private Lebensversicherung in dieser Gré3enordnung abzuschlieen.

4. Die Effekte von Geschlecht und Alter sind vergleichsweise gering.

Verglichen mit dem Einkommen und der Stellung im Beruf haben die beiden anderen
Faktoren, Alter und Geschlecht, einen geringen EinfluR. Generell gilt, da? Manner mit
groRerer Wahrscheinlichkeit eine private Lebensversicherung besitzen als Frauen. Der
EinfluR des Geschlechts ist zwar eher gering, er sollte aber nicht unterschéatzt werden. Die
Gruppe derjenigen, die nie erwerbstatig waren, besteht Uberwiegend aus Frauen, die
Gruppe der Selbstédndigen mit Beschéftigten Uberwiegend aus Mannern. Zwischen den
Geschlechtern und der Hohe der Einkommen bestehen ebenfalls signifikante Zusammen-
hange. Der EinfluR des Lebensalters ist nicht-linear (vgl. Tabelle 1). Bis etwa zum 40.
Lebensjahr steigt die Wahrscheinlichkeit, eine private Lebensversicherung zu besitzen,
deutlich an, von da an fallt sie wieder.
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Die Mdglichkeiten, eine eigene zusétzliche Altersvorsorge aufzubauen, sind in erster Linie
von der Hohe des eigenen Einkommens und der Stellung im Beruf abhéngig. Beide Gro3en
sind jedoch auch fir die Vorsorgechancen im Rahmen der gesetzlichen Rentenversicherung
und der betrieblichen Altersvorsorge von Bedeutung. Es ist deshalb nicht zu erwarten, daf?
die zuséatzliche private Vorsorge ausgleichende Effekte haben wird. Im Gegenteil: es besteht
die Gefahr, dal3 es zur Kumulation von Benachteiligungen kommt (vgl. Tabelle 3).

Die Mehrzahl der Un- und Angelernten und die meisten einfachen und qualifizierten
Angestellten haben keine private Lebensversicherung. Policen mit einer Versicherungs-
summe von 50 TDM sind sehr selten. Doch vor allem die geringqualifizierten Arbeitneh-
mer mifdten zusatzlich privat vorsorgen. Weil sie nur geringe Erwerbseinkommen bezie-
hen und in der Regel unstete, lickenhafte Erwerbsverlaufe haben, fallen ihre Rentenan-
spriche im bestehenden System der lohn- und beitragsbezogenen Rente eher gering aus.
Zudem z&hlen un- und angelernte Arbeiter und einfache Angestellte zur Randbelegschatft.
Sie verfugen deshalb auch eher selten tber eine betriebliche Altersvorsorge (vgl. Tabelle 3).

Mit der Hohe der beruflichen Position steigt die Haufigkeit von privaten Lebensversiche-
rungen deutlich an. Je hoher die Stellung im Betrieb ist, d.h. in aller Regel, je hher Qua-
lifikation und Einkommen sind, desto haufiger ist der Besitz einer Versicherungspolice
von 50 TDM und mehr (vgl. Tabelle 3). Beschéftigte mit einem hohen Qualifikations- und
Tétigkeitsniveau sind jedoch bereits durch die betriebliche Altersvorsorge und die gesetz-
liche Rentenversicherung verhaltnismafig gut abgesichert. Im Ruhestand beziehen sie
haufiger als Beschéftigte mit einem niedrigen Qualifikations- und Tatigkeitsniveau Lei-
stungen aus einer betrieblichen Altersvorsorge, die zudem in der Regel héher ausfallen.
Sie beziehen im Vergleich auch deutlich hthere Leistungen der gesetzlichen Rentenversi-
cherung (Bundesministerium fur Arbeit und Sozialordnung 1998: 123ff.).

Es scheint nur gerecht zu sein, dal? besserverdienende Beitragszahler im Alter héhere
Renten von der gesetzlichen Rentenversicherung erhalten, zahlen sie doch in der Regel
auch mehr in die Rentenkassen ein. Doch wird hier libersehen, dalR die Rentenhthe nur
zum Teil von den tatsdchlich geleisteten Beitrdgen abhéangig ist. Aufgrund der Beitrags-
bemessungsgrenze werden Besserverdienende in aller Regel auch bessergestellt. Es wird
vergessen, dal3 ,die Beitragsfinanzierung in der Sozialversicherung im Vergleich zur
Einkommenssteuer das eindeutig 'asozialere’ Finanzierungsinstrument ist: Es gibt keinen
Freibetrag fur niedrige Einkommen, keinen progressiven Verlauf - obendrein gibt es an
der Einkommensspitze sogar einen Luxusfreibetrag fir hohe Einkommen® (Borchert
1996: 327). Die gesetzliche Rentenversicherung tragt wesentlich zur Umverteilung von
unten nach oben bei - und dies um so mehr, je starker das Versicherungsprinzip ausgebaut
und Mechanismen des sozialen Ausgleichs abgebaut werden (ebenda).
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Tabelle 3: Private Lebensversicherung, Einkommen und betriebliche
Altersvorsorge (in Prozent)

Netto-Einkommen | LV 50bis |LV 100 TDM Beriebliche
3000 DM und unter 100 | yndmehr | Altersvorsorge
mehr im Monat* Tr? al:/g;qozr— vorhanden? | vorhanden?
Offentlicher Dienst
Angestellte 22.8 8,6 4.4 44,9
Direktoren, Amtdleiter 65,4 15,3 8,1 47,0
Abteilungsleiter 72,1 15,2 8,5 56,9
Sachgebietdeiter 60,3 13,2 9,7 48,6
Herausgehobene, qualifizierte 39,7 9,6 7,0 39,8
Fachkrafte
Sachbearbeiter, Schichtfiihrer 19,0 9,3 3,9 52,8
Bearbeiter, Fachkrafte 9,3 7,5 2,3 44,0
Burokrafte, Schreibkréfte, 7,1 5,7 2,5 39,4
Angelernte
Arbeiter 11,1 59 2,6 46,0
Meister, Poliere, Schachtmeistef 27,1 11,3 7,5 40,8,
Vorarbeiter, Kolonnenfiihrer 27,6 9,8 2,3 60,5
Facharbeiter, Gesellen 16,4 7,8 3,8 53,1
Un- und angelernte Arbeiter 6,1 4,2 1,8 40,6
Privatwirtschaft
Angestellte 32.8 10,9 8,7 29,6
Geschaftsfuhrer, Betriebsleiter 79,3 17,2 30,5 43,3
Abteilungsleiter, Prokuristen 78,9 17,4 21,8 48,5
Handlungsbevollmachtigte 74,3 17,6 19,2 52,7
Herausgehobene, qualifizierte 60,8 14,5 13,9 38,1
Fachkrafte
Sachbearbeiter, Schichtfiihrer 31,2 11,4 7,1 37,0
Bearbeiter, Fachkrafte 13,3 8,1 4,0 18,0
Burokrafte, Schreibkréfte, 9,5 6,9 3,7 17,9
Angelernte
Arbeiter 139 7,2 2.8 20,0
Meister, Poliere, Schachtmeistef 40,9 11,7 6,7 23,8
Vorarbeiter, Kolonnenfiihrer 33,5 11,0 5,9 29,2
Facharbeiter, Gesellen 15,8 8,6 3,3 20,9
Un- und angelernte Arbeiter 8,4 51 1,8 17,9

! Monatliches Nettoeinkommen der Person (Alle Einkommen, z.B. Lohn oder Gehalt, Einkommen
aus Vermietung und Verpachtung, Kindergeld, Wohngeld, Unternehmereinkommen, offentliche
Unterstutzungen etc., abziglich Lohnsteuer, Kirchensteuer und Sozialversicherungsbeitrage.

2 Die Frage nach einer Lebensversicherung (ohne Sterbegeldversicherung) und die Frage nach der
betrieblichen Altersvorsorge wurden nur 0,25 Prozent aller Haushalte in der Bundesrepublik vorge-
legt. Die Beantwortung war freigestellt. Die Daten wurden gewichtet.
Datenbasis: Mikrozensus 1995. Eigene Berechnungen.
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Die beiden nicht-privaten Alterssicherungssysteme, die gesetzliche Rentenversicherung

und die betriebliche Altersvorsorge, bewirken bereits, daf3 die gegenwartige Ungleichheit
der Erwerbseinkommen in eine zukiinftige Ungleichheit der Alterseinkommen transferiert
und damit verstetigt wird. Die Privatisierung der Altersvorsorge wird diesen Effekt nicht
kompensieren kdnnen, sondern im Gegenteil noch verstérken.

7. Fazit

Die Misere auf dem Arbeitsmarkt und die Alterung der Gesellschaft haben das System der
gesetzlichen Rentenversicherung an die Grenzen seiner Leistungsféhigkeit geraten lassen.
Die fortwahrenden Eingriffe und Reparaturen am System haben die Burger verunsichert;
die meisten haben kein Vertrauen mehr in die Zukunft der Renten. Mit den Rentenreform-
gesetzen 1992 und 1999 wurden zudem eine Reihe von einschneidenden Leistungskur-
zungen beschlossen. Ob diese MafRRnhahmen ausreichen werden, die Entwicklung des
Beitragssatzes zur Rentenversicherung zu begrenzen, ist jedoch von der Entwicklung der
politischen, wirtschaftlichen und demographischen Rahmenbedingungen abhangig - und
deshalb ungewil3. Sicher ist dagegen, dall sich das Beitrags-Leistungs-Verhéltnis der
gesetzlichen Rentenversicherung zukiinftig verschlechtern wird: Einem steigenden Bei-
tragssatz stehen abnehmende Leistungen gegeniiber. Die meisten Bundesburger befiirch-
ten, den gewohnten Lebensstandard im Alter nicht mehr aufrechterhalten zu kénnen und
wollen deshalb zuséatzlich privat vorsorgen.

In den letzten Jahren hat die private Altersvorsorge bereits an Bedeutung gewonnen. Private
Lebensversicherungen gehdren gegenwartig zu den wichtigsten Formen der privaten Alters-
vorsorge. Analysen auf der Basis des Mikrozensus 1995 haben ergeben, daR private Lebens-
versicherungen in den einzelnen Einkommens-, Berufs- und Altersschichten in ganz unter-
schiedlichem Ausmaf3 verbreitet sind. Den grofRten EinfluR auf das Vorhandensein einer
privaten Lebensversicherung hat die Hohe des Einkommens. Je héher das Einkommen ist,
desto groRer ist die Wahrscheinlichkeit, eine entsprechende Versicherungspolice zu besitzen.
Un- und angelernte Arbeiter bzw. einfache Angestellte haben mit ihren kleinen Einkommen
kaum die Méglichkeit, eine private Lebensversicherung zur Altersvorsorge abzuschlieRen.
Doch vor allem sie mif3ten zusétzlich privat vorsorgen, weil ihre Anspriiche gegenuber der
gesetzlichen Rentenversicherung relativ gering ausfallen und sie vergleichsweise selten tber
eine betriebliche Altersvorsorge verfiigen.

Die Privatisierung der Altersvorsorge nach dem Motto ,Rette sich, wer kann* verscharft
die soziale Ungleichheit; sie 1Rt die Ungerechtigkeit in unserer Gesellschaft anwachsen
und tragt zur weiteren Entsolidarisierung bei. Eine aktive Sozialpolitik, die wieder starker
an den Bedirfnissen der sozial Schwéacheren ausgerichtet ist, sollte dem entgegenwirken.
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Im Zentrum einer solchen Politik muften MalRnahmen stehen, die gezielt die unteren
Einkommensgruppen entlasten und ihnen die Gelegenheit bieten, eine zusatzliche private
Altersvorsorge aufzubauen. Hierfur gibt es eine Reihe von konkreten Ansatzpunkten:

1. Bei den notwendigen Reformen der gesetzlichen Rentenversicherung sind Leistungs-
kirzungen nicht zu vermeiden. Doch missen die sozialen Folgen dieser MaRnahmen
stérker als bisher berticksichtigt werden. Die finanziellen Lasten, die auf das System der
gesetzlichen Rentenversicherung zukommen, sollten nicht nur zwischen den Generatio-
nen, sondern auch innerhalb der Generationen gerecht verteilt werden. Die unteren Ein-
kommensgruppen sollten von den Kirzungen nicht UberméaRig betroffen werden. Die
Bezieher héherer Einkommen sollten starker als bisher zur Finanzierung der gesetzlichen
Rentenversicherung herangezogen werden.

2. Die Mdoglichkeiten der zusétzlichen privaten Altersvorsorge sollten fir alle Birger,
vor allem jedoch fir die unteren Einkommensgruppen, verbessert werden. Das Instrument
der staatlichen Forderung der Vermdgensbildung der Arbeitnehmer kénnte hierfir umge-
staltet bzw. ergénzt werden. Im Rahmen einer solchen Reform sollte die Arbeithehmer-
Sparzulage in eine wirksamere ,Altersvorsorge-Sparzulage* umgewandelt werden.

3. Die private Altersvorsorge sollte auch fur Geringverdiener steuerlich begtinstigt wer-
den. Gegenwartig kommt die Pauschalsteuer fir Beitrdge zur Direktversicherung vor
allem den Beziehern hdherer Einkommen zugute. Der Steuersatz fiir Beitrage zur privaten
Altersvorsorge sollte deutlich vermindert werden.

Viele Burger sind bereit, zusétzlich privat vorzusorgen. Denen, die hierzu aus finanziellen
Grunden nicht in der Lage sind, sollte im Rahmen des Mdglichen geholfen werden.
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DIE FOLGEN PREKARER
ARBEITSVERHALTNISSE FUR DAS AUSMAR
SOZIALER UNGLEICHHEIT:
EINKOMMENSBENACHTEILIGUNG
BEFRISTETER ARBEITSVERTRAGE

MARTIN GROB

Diese Studie untersucht anhand des ,Mikrozensus 1995" einerseits die Auswirkung der
Befristung von Arbeitsvertrdgen auf das monatliche Nettoeinkommen von Arbeitneh-
mern und geht andererseits der Frage nach, welche sozialstrukturellen Merkmale die Wahr-
scheinlichkeit, einen befristeten Arbeitsvertrag zu erhalten, beeinflussen. Es zeigt sich, dafl
die Befristung von Arbeitsvertrdgen durchschnittlich zu ,Einkommensverlusten* fiihrt.
Daruiber hinaus wird aber deutlich, daf® sich die Befristung von Vertragen je nach sozialer
Position unterschiedlich auswirkt. Wahrend die Einkommensverluste der Befristung vor
allem in unteren beruflichen Stellungen festzustellen sind, liegen die Verdienste hochqualifi-
zierter Arbeitskrafte und von Personen in héheren Leitungspositionen teilweise sogar uber
denen der Arbeitnehmer in vergleichbaren Positionen mit unbefristeten Vertragen. Insgesamt
deuten diese Ergebnisse darauf hin, dall die Befristung von Arbeitsvertragen das Ausmald
sozialer Ungleichheit vergrof3ert. Diese Schluf3folgerung wird durch das Muster der Alloka-
tion auf Positionen mit befristeten Vertrdgen unterstrichen: Einerseits sind es Personen mit
Hochschulabschluf3, die vornehmlich befristete Arbeitsvertrage erhalten, andererseits aber
gerade die typischerweise am Arbeitsmarkt benachteiligten Gruppen: Jingere Personen,
Frauen und Gastarbeiter. Diesen Gruppen droht durch die Befristung von Vertrégen eine
Kumulation der Benachteiligungen.

Using data of the ,Mikrozensus 1995* this paper investigates the impact of temporary
employment on wages on the one hand and the influence of social structure on entering
temporary employment on the other hand. It turns out that temporary employment bears
lower wages. But the effect of temporary employment on wages varies according to the
social position of the employee: while people in lower and medium occupational positions
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earn less money, the income of highly qualified people in managerial positions tends to be
higher. Thus, temporary contracts seem to enlarge socia inequality. This conclusion is
underlined by the pattern of alocation to temporary employment: people having a university
degree as wdll as typicaly disadvantaged groups like younger people, women and foreign
workers have a higher risk of getting temporary contracts. The disadvantages of these groups
seem to be enhanced by temporary employment.

1. Einleitung

+Globalisierung” und ,Deregulierung” sind die Schlagworte, die immer h&ufiger in der
Diskussion um Arbeitsméarkte und soziale Ungleichheit auftauchen (vgl. zum Beispiel
Lecher 1987; Emerson 1988; Hurrell/Woods 1995). Zunehmender Konkurrenzdruck im
weltweiten Wettbewerb, so die weit verbreitete Befiirchtung, fihre zur rasanten Deregu-
lierung von Arbeitsverhaltnissen, die wiederum eine eklatante Zunahme sozialer Un-
gleichheit nach sich ziehe (vgl. Adamy 1988; Méller 1988 oder Wittich 1996).

Doch weder der tatséchliche Umfang von Deregulierungsmaf3nahmen noch deren Folgen
fur die soziale Ungleichheit sind bislang hinreichend empirisch dokumentiert. In welchem
Ausmal lassen sich Deregulierungsmaf3nahmen auf dem Arbeitsmarkt beobachten? Wel-
che Bevodlkerungsgruppen sind von solchen MafRhahmen besonders betroffen? Laft sich
die These stltzen, dald DeregulierungsmafRnahmen das Ausmald sozialer Ungleichheit
vergrofRern?

Der Mikrozensus 1995 bietet die Mdglichkeit, den drei genannten Problembereichen etwas
naher auf den Grund zu gehen. Dabei konzentriert sich die Studie auf Verteilung und
Auswirkung der Befristung von Arbeitsvertrigen. Die faktische Aufhebung des Kin-
digungsschutzes in befristeten Arbeitsverhéltnissen setzt die Arbeitnehmer verstéarkt der
Marktkonkurrenz aus, vor der sie in sicheren Arbeitspositionen weitgehend geschiitzt sind.
Damit ist die Befristung von Arbeitsvertragen eine DeregulierungsmalRhahme par excellence,
wenn man unter Deregulierung ,eine Anderung in den institutionellen Steue-
rungsarrangements zur Abwicklung von Transaktionen in der Weise ..., dal3 nichtmarktliche
Steuerungsinstitutionen durch den Markt ersetzt werden* (Traxler 1994: 4), versteht.
Untersucht wird, ob und in welchem Ausmal’ die Befristung von Arbeitsstellen sich auf die
Einkommensverteilung — fraglos einer der wichtigsten Dimensionen sozialer Ungleichheit —
auswirkt, und welche sozialen Gruppen priméar von der Befristung betroffen sind.

Im nachsten Abschnitt werden zunéchst einige 6konomische und soziologische Theorien
vorgestellt, die sich zumindest indirekt mit den Auswirkungen der Befristung von Ar-
beitsvertrdgen auf die individuellen Arbeitseinkommen befassen. Dabei wird der ,Theorie
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der geschlossenen Positionen® (Sgrensen 1983) ein besonderes Gewicht zukommen, da
sie die fundamentale Bedeutung der Offnung von Positionen, wie sie durch die Befristung
vollzogen wird, fur die Generierung sozialer Ungleichheit hervorhebt. Die aus den unter-
schiedlichen Theorien abgeleiteten Hypothesen werden im zweiten Abschnitt des empiri-
schen Teils mit den Daten des Mikrozensus 1995 gepriift, indem der Effekt der Befristung
auf individuelle Nettoeinkommen mittels multivariater Regressionsmodelle untersucht
wird. Der erste Abschnitt des empirischen Teils geht der fur sich schon interessanten
Frage nach, welche soziale Gruppen besonders vom Risiko der Befristung betroffen sind.

2. Befristung von Arbeitsvertragen und soziale Ungleichheit:
Einige theoretische Ansatze

Es gibt keine Theorien, die sich direkt mit der Auswirkung der Befristung von Arbeits-
verhaltnissen auf individuelle Arbeitseinkommen, oder gar allgemeiner, auf das Ausmaf
sozialer Ungleichheit befassen. Doch lassen sich aus den gangigen ékonomischen Theo-
rien einerseits und der Theorie der geschlossenen Positionen andererseits diesbezliglich
Hypothesen ableiten.

Die Klassische Arbeitsmarkttheorie

Die (neo-) klassische Arbeitsmarkttheorie (Pfriem 1978; Kalleberg/Sgrensen 1979; Lang/
Dickens 1994) kennt den Unterschied zwischen befristeten und unbefristeten Ar-
beitsverhéltnissen nicht. Insoweit sie voraussetzt, daf? die Bedingungen des ,freien
Marktes" erfillt sind, kdnnen Terminierungen des Arbeitsverhéltnisses jederzeit von
Seiten der Arbeitgeber wie der Arbeitnehmer vorgenommen werden. Doch weisen einige
Andeutungen von Adam Smith darauf hin, dal3 die NeoklassiK@ipensationsargu-

ment impliziert (vgl. Schomann/Kruppe 1993: 3f.): Da Beschéftigte in unsicheren Positio-
nen auch fir Zeiten der Nichtbeschéftigung Vorsorge treffen missen, akzeptieren sie
befristete Arbeitsstellen nur, wenn der Lohn ihre Subsistenz auch in beschéftigungslosen
Zeiten sichert. Mithin sind in befristeten Stellen hdhere Lohne zu erwarten als bei einer
vergleichbaren unbefristeten Beschéftigung.

Arbeitskosten und Dispositionsmacht der Arbeitgeber

Eine ahnliche Vorhersage ergibt sich unter der Annahme, daR3 die langfristige Verfligungs-
gewalt der Arbeitgeber Uber ihre Arbeitnehmer die Arbeitskosten senkt. Langfristige
Arbeitsverhaltnisse ermdglichen Arbeitgebern die reibungslose Anpassung der Arbeits-
prozesse an Umweltveranderungen zum Beispiel durch Versetzung oder Weiterqualifizie-
rung der Arbeitnehmer, ohne bei solchen Anderungen des Arbeitseinsatzes sténdig Neu-
verhandlungen uber Entlohnungen furchten zu missen. Auch missen langfristig zu er-
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wartende Produktivititssteigerungen nicht an die Arbeithnehmer weitergegeben werden
(vgl. Schémann/Rogowski/Kruppe 1995: 12f.). Zumindest in Sektoren mit hochqualifi-
zierter Arbeitnehmerschaft und steigender Produktivitat ist daher zu erwarten, dal3 Léhne
in befristeten Arbeitsverhéltnissen eher hdher ausfallen.

Die Humankapitaltheorie

Auch die Humankapitaltheorie (Becker 1964) befal3t sich nicht explizit mit der Auswir-
kung von Befristungen auf die Einkommenshohe. Sie behandelt im Wesentlichen die
Effekte der schulischen und beruflichen Ausbildung auf das Einkommen, die sich als
hauptséachliche Formen des Humankapitals produktivitats- und damit einkommensstei-
gernd auswirken. Allerdings laR3t sich aus der Humankapitaltheorie ableiten, daf} befristete
Arbeitsverhéltnisse die Neigung der Arbeitnehmer reduzieren, Humankapitalinvestitionen
zu tatigen. Arbeitnehmer investieren nur dann in ihr Humankapital, wenn sich diese Inve-
stition durch zukinftig erhéhte Einkommen amortisieren. Die Zeiten, in denen Investitio-
nen Renditen erbringen kdnnen, werden durch die Befristung aber tendenziell reduziert.
Zumindest indirekt lassen sich daher auf der Basis der Humankapitaltheorie niedrigere
Einkommen in befristete Arbeitsverhéltnisse prognostizieren.

Der Effizienzlohnansatz

Ebenso wie die Humankapitaltheorie ist der Effizienzlohnansatz (Katz 1986) eine Vari-
ante der neoklassischen Arbeitsmarkttheorie, die die Existenz permanenter, nach Mal3ga-
ben des freien Marktes nicht zu erwartender Lohndifferentiale erklaren sollte. Der Effi-
zienzlohnansatz befaf3t sich mit dem Befund, dafl in manchen Arbeitsmarktsektoren
Lohnniveaus iiber dem marktklarenden Lohnniveau liegen. Er erklart diese Ubermarkt-
I6hne mit dem Versuch der Arbeitgeber, Arbeithehmer durch héhere Lohne von produkti-
vitdtssenkenden MalRnahmen wie Sabotage oder Leistungszurtckhaltung abzuhalten. Die
groRere Unsicherheit der Arbeitssituation, die durch Befristung fur die Arbeitnehmer
entsteht, kann nun ebenfalls als Versuch gewertet werden, Arbeitnehmer vom ,shirking*
abzuhalten: Der verschéarfte Konkurrenzdruck allein dient als Leistungsanreiz, héhere
Léhne sind zu diesem Zweck nicht nétig. Auch nach dem Effizienzlohnansatz wéren
damit niedrigere Lohne von Arbeitnehmern in befristeten Arbeitsstellen zu erwarten.

Segmentationsansitze

Segmentationsanséatze (Doeringer/Piore 1985; Althauser/Kalleberg 1981; Althauser 1989;
Stinchcombe 1979; Sengenberger 1987) gehen davon aus, daf3 der Arbeitsmarkt in ver-
schiedene voneinander abgeschottete Bereiche zerfallt, innerhalb deren unterschiedliche
Allokations- und Verteilungsmechanismen zu finden sind, die durchaus nicht mit dem
Marktprinzip konform gehen mussen. Zumindest in einigen Segmenten setzen institutio-
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naisierte Allokations- und Verteilungsregeln den Marktmechanismus aufRer K raft.
Jprimaren* Marktsegment (in dem der Marktmechanismus nicht gilt) finden sich die
Arbeitsstellen mit positiven Eigenschaften: Sie stellen hohe Qualifikationsanforderungen,
bieten gute Aufstiegschancen, sind hoch entlohnt usw. Die schlechten Arbeitsstellen des
sekundaren Arbeitsmarktsegments zeichnen sich neben geringer Entlohnung, niedrigen
Qualifikationsanforderungen und schlechten Aufstiegschancen vor allem auch durch die
Unstetigkeit des BeschéftigungsverhéltnisseszaAﬂders ausgedrickt: Befristete Ar-
beitsstellen gehéren zu den inferioren Arbeitsgelegenheiten des sekundaren Arbeitsmark-
tes und werden daher niedriger entlohnt als unbefristete Stellen.

Anders als die verschiedenen Varianten der neoklassischen Arbeitsmarkttheorien versu-
chen die Segmentationsansétze, Regulierungen des Arbeitsmarktes explizit zu erfassen
und eignen sich damit auch besser zur begrifflichen Klarung von Deregulierungstenden-
zen. Sie haben allerdings den Nachteil, daR3 sie Befristung nur als ein Merkmal sekundarer
Arbeitsmarkte neben vielen anderen betrachten und damit den Stellenwert der Befristung
eher unterschétzen. Sie sind auch eher deskriptiv ausgerichtet; eine Erkiérng,
Befristung und Einkommensminderung Hand in Hand gehen sollten, liefern sie nicht.
Zudem implizieren Segmentationsansatze, dall Befristungen auf bestimmte Arbeitsmarkt-
segmente beschrénkt sind. Nur in diesen sollten dann auch andere negative Arbeitsstel-
leneigenschaften, darunter geringe Einkommen, zu finden sein.

Die Theorie der geschlossenen Positionen

Im Vergleich zu den 6konomischen Theorien des Arbeitsmarktes spielt die Befristung in
den gangigen soziologischen Theorien sozialer Ungleichheit eine noch geringere Rolle;
sie ist auch hier allenfalls ein Merkmal inferiorer sozialer Positionen unter vielen. Anders
verhdlt es sich mit Sgrensens Theorie ,geschlossener Positionen” (Sgrensen 1983; Sgren-
sen/Kalleberg 1981): Sie weist der Befristung eine Schlisselrolle im ProzelR der Entste-
hung sozialer Ungleichheit zu.

Geschlossen sind Positionen nach Sgrensen dann, wenn sie nur verfigbar sind, wenn der
frihere Positionsinhaber die Position gerdumt hat: ,Positions will be referred to as closed
when they are available only when vacated by the previous incumbent. ... In contrast,

1 Oder in Traxlers (1994) Worten: Es lassen sich reguliete und dereguliete Marktsegmente
unterscheiden.

2 Die Unterscheidung zwischen primarem und sekundarem Arbeitsmarkt ist nur eine Variante der
Segmentationsansétze, die je nach Abgrenzungskriterien nach Zahl und Eigenschaft zu sehr unter-
schiedlichen Arbeitsmarktbereichen fiihren. Die hier gewahite grobste Unterscheidung zwischen nur zwei
Segmenten genugt fir die nachfolgenden Erdrterungen und schrankt die Allgemeinheit der
Schluf3folgerungen nicht ein.
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incumbents of positions in open position systems can be replaced at any moment in

time..." (Sgrensen 1983: 206). Geschlossene Positionen weisen eine zeitliche Stabilitat
auf, die offene Positionen nicht kennen. Das bedeutet flir den Arbeitsmarkt, daf? offene
Berufspositionen je nach Bedarf des Betriebes geschaffen oder durch Entlassen des Ar-
beitnehmers wieder abgeschafft werden kénnen. Ist eine geschlossene Position hingegen
erst mal eingerichtet, kann sie nicht ohne weiteres wieder entfernt werden. Es ist diese
zeitliche Permanenz, die geschlossenen Positionenpeisenenunabhdingige Existenz
ermdglicht.

In der BRD sind unbefristete Arbeitsvertrdge zusammen mit einem umfassenden gesetzli-
chen Kindigungsschutz, Tarifvertragen und starker gewerkschaftlicher Prasenz als méach-
tige Mittel der SchlieBung von Positionen zu verstehen. Deregulierungsmaf3nahmen wie
der Abbau des Kiundigungsschutzes, vor allem aber die Befristung von Arbeitsvertragen,
kénnen als Versuch gewertet werden, Positionen zu 6ffnen. Nur kurze Zeit liegt die Ver-
fugungsgewalt Gber die Terminierung von Besetzungen bei den Arbeithehmern; nach dem
Ablauf der Frist obliegt es dem Arbeitgeber, die Frist zu verléangern, die Stelle mit einem
anderen Arbeitnehmer zu beset¥eder die Stelle ganz abzuschaffen.

Die Unterscheidung zwischen offenen und geschlossenen Poskibaereine enorme
Bedeutung fiir die Prozesse der Generierung sozialer Ungleichheit, da nur Systeme ge-
schlossener Positionen ,Struktur haben* in dem Sinne, daf3 von Positionen gesprochen
werden kann, die unabhangig von Individuen existieren und die untereinander in be-
stimmten Relationen stehen. In internen Arbeitsméarkten zum Beispiel bilden perso-
nenunabhéangig definierte Arbeitsstellen eine Karriereleiter. In Systemen offener Positio-
nen sind Positionen und Individuen nicht zu unterscheiden: Positionen entstehen, wenn
Individuen eingestellt werden, und verschwinden wieder, wenn diese Individuen aus dem
Betrieb ausscheiden.

Ein wesentliches Merkmal von Systemen geschlossener Positionen ist es, dal3 Lohne an
die Arbeitsstelle gebunden sind, und nicht unmittelbar an die Performanz der Arbeitneh-
mer. In Systemen offener Positionen hingegen gelten die Bedingungen des freien Marktes
und erfullen damit die Annahmen neoklassischer Arbeitsmarkttheorien. Hier entscheiden
individuelle Motivation, Qualifikation und Leistungsbereitschaft Uber Einstellung, Auf-
stieg (oder Abstieg und gegebenenfalls Entlassung) und Entlohnung. In Systemen ge-

3 Allerdings wird der Entscheidungsspielraum der Arbeitgeber durch gesetzliche Mafinahmen und
Tarifvertrage eingeschrankt, vgl. Schémann/ Rogowskipe (1995: 34-39).

4 Realiter befinden sich Arbeitsstellen zwischen den Polen ,offen“ und ,geschlossen®; véllig offene oder
vollig geschlossene Positionen werden kaum existieren. Die nachfolgenden Ausfiihrungen sind daher als
Uiberzeichnende Diskussion extremer Félle zu verstehen, die grundlegende Tendenzen verdeutlichen sollen.
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schlossener Positionen ist genau dies nicht mdglich. Das hat aber wichtige Konsequenzen
fur Allokations- und Verteilungsmechanismen in solchen Systemen.

Mobilititsregimes in Systemen geschlossener Positionen

Im Gegensatz zu der sonst Ublichen Auffassung sozialer Mobilitéat als Bewegung von
Personen zwischen Positionen sind es in Systemen geschlossener Positionen sozusagen
die Positionen selbst, die sich bewegen: Soziale Mobilitat ist hier darstellbar als eine
Kette von Vakanzen. Wenn etwa an der Spitze eines hierarchisch geordneten Systems
geschlossener Positionen — zum Beispiel in einem internen Arbeitsmarkt — ein Arbeitneh-
mer seine Position verlalt, entsteht eine Vakanz, die mit einem Arbeitnehmer der nachst
tieferen Hierarchieebene gefillt wird. Damit entsteht auf der unteren Ebene erneut eine
Vakanz, die mit einem Bewerber von einer Stufe noch weiter unten besetzt wird usw. Die
Vakanz ,verschwindet”, wenn auf der untersten Hierarchiestufe ein Kandidat auf3erhalb des
Systems rekrutiert wird. Der Bewegung von Personen von der tiefsten Hierarchieebene zur
héchsten entspricht eine Bewegung von Vakanzen in umgekehrter Richtung. Dieser Me-
chanismus ist in mehrfacher Weise fiir den Prozel3 sozialer Mobilitat von Bedeutung:

Erstens sind nicht personliche Merkmale und Verhaltensweisen der Individuen fur das
Ausmal’ sozialer Mobilitat entscheidend, sond8ttukturmerkmale des Systems ge-
schlossener Positionen wie die Rate der Entstehung von Vakanzen, die Form der Hierar-
chie usw. (vgl. Preisendérfer 1987; Briderl/Preisendérfer/Ziegler 1991; DiPrete 1993).

Zweitens erhalten die Merkmale von Individuen, sofern sie tiberhaupt fir den Mobilitats-
prozel relevant sind, in Systemen geschlossener Positionen eine andere Bedeutung als in
Systemen offener Positionen. Individuelle Eigenschaften sind nur insoweit wichtig, als
daR sie festlegen, welcher Kandidat in der Warteschlange potentieller Bewerber fur die
Besetzung einer Vakanz ausgewahlt wird. Die hohere Ausbildung zum Beispiel bringt
eine Person in der Warteschlange nach vorne. Damit erhalten aber persénliche Merkmale
eine ganz andere Bedeutung fir den MobilitdtsprozelR als es die neoklassische Arbeits-
markttheorie vermuten 1&3t, wie sich gerade am Beispiel der Bildung deutlich zeigt. Die
Humankapitaltheorie schreibt der Bildung kardinale Eigenschaften zu: Hohere Bildung ist
gleichzusetzen mit héherer Produktivitét, die wiederum unmittelbar mit hherem Status
beziehungsweise Einkommen belohnt wird. Bildungsunterschiede — etwa gemessen in der
zur Erreichung bestimmter Qualifikationen nétigen Zeit — entsprechen unmittelbar be-
stimmten Einkommensunterschieden. Unter den Annahmen der Theorie der geschlosse-
nen Positionen hingegen hat die Bildung nur einen ordinalen Charakter: Sie veré&ndert
lediglich die Rangordnung innerhalb einer Reihe von Kandidaten. Derselbe Bildungsun-
terschied kann je nach der Gelegenheitsstruktur des Systems zu unterschiedlichen Effek-
ten fiihren: Ohne Vakanz ist selbst der grof3te Bildungsvorteil nicht in héheren Status
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umzusetzen, bei vielen Vakanzen kdnnen selbst geringe Vorteile zu groRen Karrieresprin-
gen verhelfen.

Drittens ist das Mobilitdtsregime in Systemen geschlossener Positionen fir die Frage
relevant,welche individuellen Merkmale fiir den AllokationsprozeRR wichtig werden. Au-
Rere, ,harte” und Gruppenzugehdrigkeiten indizierende Merkmale kommen stérker als
mobilitdtsdeterminierende Faktoren zur Geltung als solche, die individuelle, subjektive
Eigenschaften signalisieren. Geschlecht, ethnische Zugehorigkeit oder Bildungstitel sind
wichtiger als individuelle Motivation, Fertigkeiten oder nichtzertifizierte Qualifikationen.
Das grundet darin, daf3 Arbeitgeber auf leicht und kostenguinstig zu erhebende Indikatoren
zukiinftiger Produktivitdt angewiesen sind. Da sie einen Arbeitnehmer nach vollzogener
Einstellung so schnell nicht wieder los werden kdnnen, mussen sie schon bei der Einstel-
lungsentscheidung abschétzen kénnen, wie die Produktivitdt des Arbeitnehmers sich
langfristig entwickeln wird. ,Harte", zeitlich konstante Merkmale, flr die eine bestimmte,
konstante Korrelation mit der Produktivitdt angenommen wird, eignen sich als Indikato-
ren zukunftiger Produktivitdt. Neben Geschlecht und ethnischer Zugehorigkeit werden
vor allem Bildungszertifikaten solche Eigenschaften zugeschrieben: Sie messen die Qua-
lifikation von Arbeitnehmern sehr gut und sind leicht zu erhebende Indikatoren.

Es sei dahingestellt, ob die Vermutungen uber die Korrelation von solchen Merkmalen
mit der Produktivitat zutreffen oder nicht, sie scheinen jedenfalls weit verbreitet A sein.
Entscheidend ist, dal3 solche Merkmale ausschlieBli@ystemen geschlossener Positio-
nen als Allokationsdeterminanten zu Tage treten kdnnen; nur hier sind Diskriminierung
aufgrund des Geschlechts oder der ethnischen Zugehdrigkeit und credentialistische Allo-
kationsregimes denkbar. Der in Systemen offener Positionen geltende Marktmechanismus
sichert die Korrespondenz von subjektiver Produktivitdét und Entlohnung. Hier ist die
jeweils aktuelle Performanz der Arbeitnehmer der beste Indikator ihrer Produktivitét, und
Allokationsentscheidungen kdnnen unmittelbar auf diese Performanz reagieren. Nur weil
dies in Systemen geschlossener Positionen gerade nicht mdglich ist, gewinnen ,harte”
Merkmale an Bedeutung.

Mechanismen der Einkommensgenerierung in Systemen geschlossener Positionen
Das Mobilitatsregime in Systemen geschlossener Positionen wirkt sich wiederum in
zweierlei Weise auf den Mechanismus der Einkommensgenerierung aus.

5 Die Asoziation zwischen bestimmten Mekmaen und Quadlifikationen kann auch mit den
gesellschaftichen Rahmenbedingungen variieren. Die Signalqualititen von Bildungstiteln in einer
Gesellschaft zum Beispiel hangen stark vom jeweiligen Bildungssystem ab (vgl. Grof 1998).
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Erstens sind nur in Systemen geschlossener Position@fitignale Renditen* (vgl.
Sgrensen 1991, 1996) denkbar. Da einerseits der Lohn fest an eine bestimmte Arbeits-
stelle gebunden ist, andererseits Arbeitgeber unproduktive Arbeitnehmer nicht entlassen
koénnen, ist es mdglich, da? die Produktivitt unter das Lohnniveau sinkt — und nicht der
Lohn automatisch der Produktivitat entspricht, wie es die neoklassischen Arbeitsmarkt-
theorien annehmen. In diesem Sinne sind ,Renditen” fir Arbeitnehmer in geschlossenen
Positionen denkbar, die sich aus Sicht der Arbeitgeber als Effizienzdefizite darstellen.

Zweitens sind die Einkommen starker strukturiert insoweit aufRere, ,harte* Merkmale fiir
die Besetzung der fest entlohnten Stellen ausschlaggebend sind, das heil3t Geschlecht,
Ethnie, Bildungstitel und andesmzialstrukturelle Merkmale determinieren die Einkom-

men in stérkerem Mal3e als in Systemen offener Positionen. Dort sind Einkommen direk-
ter an personliche Qualifikationen und Leistungen gebunden. Da das Risiko der Entlas-
sung als Leistungsanreiz dient und Einkommen schneller an (Arbeits-) Marktgegebenhei-
ten angepaldt werden kénnen, ist es gut mdglich, dall zum Beispiel gleiche Bildungstitel
zu sehr unterschiedlichen Lohnen fuhren kénnen. Mithin sollte eine gréRere Streuung der
Einkommen in gegebenen sozialstrukturellen Kategorien zu erwarten sein.

Die weitgehende Unabhéangigkeit der Loéhne von aktuellen Performanzen in Systemen
geschlossener Positionen notigt zur Einfihrung gesonderter Anreizsysteme, zum Beispiel
die Einrichtung von Karriereleitern oder die Zahlung von UbermarktioBnsiternativ

kann man versuchen, Positionen zu 6ffnen. Darin eben liegt der Sinn von Deregulie-
rungsmafinahmen.

Die Auswirkung der Befristung von Arbeitsstellen auf das Einkommen nach der Theorie

der geschlossenen Positionen

Anders als die 6konomischen Theorien laRt die Theorie der geschlossenen Positionen
keine unmittelbare Prognose fiir démchschnittlichen Unterschied der Einkommen in
befristeten versus unbefristeten Positionen zu. Insoweit das Einkommen in offenen Posi-
tionen starker von individuellen Qualifikationen und Leistungen abhéngt, kann es ceteris
paribus sowohl héher als auch niedriger sein als in vergleichbaren geschlossenen Positio-
nen — eben ganz nach Performanz des Positionsinhabers.

Da aber geschlossene Positionen positionale Renditen erbringen kénnen und daruber
hinaus eine wichtige Ausgangsbasis fur kollektives Handeln sind (vgl. Grol3 1998), womit
sie auch eine Basis fir kollektive Lohnverhandlungen bieten, sind in unbefristeten Stellen
eher héhere L6hne zu erwarten.

6 Auf diesem Gedanken beruht der oben erwahnte Effizienzlohnansatz.
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Dartber hinaus lafit die Theorie der geschlossenen Positionen Vorhersagen dber die
wirkung sozialstruktureller Merkmale auf das Einkommen zu.

So ist zu erwarten, dal3 defrufliche Status das Einkommen in Systemen geschlossener
Positionen starker determiniert, weil Léhne hier direkt an die Arbeitsstelle gekoppelt sind,
wéahrend in Systemen offener Positionen die Gehdlter starker von individuellen Leistun-
gen abhéngen, was zu gréReren Einkommensstreuungen in gegebenen beruflichen Posi-
tionen fuhren sollte. Mithin ist zu erwarten, dal® in geschlossenen Positionen Statusge-
winne in starkerem MafRe Einkommensgewinne nach sich ziehen.

Aus diesem Grunde ist auch zu erwarten, Bafungstitel in geschlossenen Positionen
héhere ,Ertrdge” erbringen. Wenn Bildungstitel den Zugang zu Positionen regeln und
diese fest entlohnt werden, ist auch ein enger Zusammenhang zwischen Bildungserwerb
und Einkommen zu erwarten, wahrend in offenen Positionen personliche Eigenschaften
wichtiger sein sollten als erworbene Zertifikate.

3. Hypothesen

Die Prognosen, die sich aus den verschiedenen Theorieansatzen ergeben, lassen sich wie
folgt zusammenfassen:

Kompensationsargument und Dispositionsansatz sagen durchschnittlich héhere Léhne in
befristeten Arbeitsstellen voraus. Umgekehrt prognostiziert Btienziohnansatz
niedrigere Einkommen in befristeten Arbeitsstellen.

Das gleiche gilt fur didlumankapitaltheorie. Da Investitionsanreize fir das Humankapi-

tal in befristeten Stellen geringer sind, mufite die Befristung einen negativen Effekt auf
das Arbeitseinkommen haben. Da dieser Effekt aber nur indirekt durch verminderte Hu-
mankapitalinvestitionen zustande kommt, sollte er verschwinden, wenn die Humankapi-
talvariablen — Bildung und Berufserfahrung — kontrolliert werden.

Segmentationsansditze sagen ebenfalls geringere Einkommen in befristeten Stellen voraus.
Auch hier gilt, da3 die negativen Einkommenseffekte verschwinden mif3ten, wenn nach
Arbeitsmarktsegmenten kontrolliert wird. Da Befristung zusammen mit anderen Merk-
malen die inferioren Arbeitsplatze des sekundaren Arbeitsmarktes kennzeichnen, sollte
die Abgrenzung des Arbeitsmarktes in Sektoren zur Beschreibung der Einkommensver-
teilung geniigen. Dariiber hinaus gibt es keine eigenstandigen Effekte der Befristung auf
das Arbeitseinkommen.

Die Theorie der geschlossenen Positionen sagt durchschnittlich geringere Einkommen in
befristeten Arbeitsstellen voraus. Diese negativen Einkommenseffekte befristeter Positio-
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nen sollten stabil sein, das hei3t nach Kontrolle der Humankapitalvariablen wie von
Arbeitsmarktsegmenten bestehen bleiben. Daruber hinaus lassen sich Interaktionseffekte
postulieren: Statusgewinne wie Bildungsertrdge sollten in befristeten Arbeitsstellen gerin-
ger ausfallen als in unbefristetén.

4. Daten

Die folgenden Analysen beruhen auf dem Mikrozensus 1995. In die Berechnungen wer-
den nur Erwerbstétige einbezogen, die ihren Uberwiegenden Lebensunterhalt aus der
Erwerbstatigkeit beziehen. Selbstédndige und mithelfende Familienangehérige werden
ebenso wie Auszubildende nicht berlcksichtigt, da die Befristung von Arbeitsstellen nur
abhangig Beschéftigte betrifft. Personen, die Uber die Befristung ihrer Vertrdge keine
Angaben machten, wurden ebenfalls nicht in die Berechnungen einbezogen, um falsche
Zuordnungen zu vermeiden. Da die Ausbildung der Befragten sowohl fur die Einkom-
mensgenerierung wie fur die Zuordnung zu befristeten Arbeitsstellen eine bedeutende
Rolle spielt, wurden auch solche Personen, die keine validen Angaben Uber ihre allge-
meine oder ihre Berufsbildung gemacht haben, von vornherein von den Analysen ausge-
schlosse. Damit verbleiben 136497 Befragte aus den alten Bundeslandern und 32065
Befragte aus den neuen Bundeslandern in der Stichprobe. Davon haben in Westdeutsch-
land 5.2%, in Ostdeutschland 11.6% eine befristete Stelle inne.

7 Die Theorie der geschlossenen Positionen widerspricht damit allen Varianten der neoklassischen
Arbeitsmarkttheorie. Sie ist zumindest partiell kompatibel zum Effizienzlohnansatz. Man kénnte sagen, dafR
Ubermarktithne ein wichtiges Anreizargument gerade in Systemen geschlossener Positionen sind und in
unbefristeten Stellen daher hohere Lohne zu erwarten sind. Allerdings lassen sicgzeige gus der

Theorie der geschlossenen Positionen differenziertere Hypothesen Uber die Auswirkung sozialstruktureller
Determinanten auf das Einkommen ableiten. Mit den Segmentationsansétzen ist sie ebenfalls kompatibel
(fir das Verhdltnis der Theorie der geschlossenen Positionen zu verschiedenen Varianten der
Segmentationsanséatze vgl. Grof3 1998: 119ff.). Anders als diese aber sieht die Theorie der geschlossenen
Positionen in der Befristung von Arbeitsstellen eine Ursache der Einkommensgenerierung und setzt ihre
Bedeutung daher weitaus hoher an. Zudem geht sie nicht davon aus, dal die Befristung von
Arbeitspositionen auf bestimmte Regionen des Arbeitsmarktes begrenzt ist: Befristete Stellen kénnen
prinzipiell in allen Arbeitsmarktsektoren gefunden werden. Auch hier gilt daher, dal3
Einkommensbenachteiligungen auch nach Kontrolle von Segmentationsvariablen bestehen bleiben.

8 AuBerdem wurden einige Personen, die offenbar inkonsistente Angaben gemacht haben, von der
Analyse ausgeschlossen, namlich solche, die einerseits behaupteten, eine leitende Stellung im Betrieb
innezuhaben (,Sachgebietsleiter”, ,Referent”, ,Abteilungsleiter®, ,Prokurist*, ,Direktor”, ,Amtsleiter* oder
LGeschéaftsfihrer”), andererseits aber angaben, Arbeiter zu sein.
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5. Variablen

Die Befristung von Arbeitsvertrdgen wird im Mikrozensus 1995 direkt erfragt, so daR sich
die sonst ubliche indirekte Abschétzung des Anteils befristeter Stellen eriibrigt. Die Befri-
stung wird in einer Dummyvariable erfaf3t, wobei Personen mit unbefristeten Vertragen
die Referenzkategorie bilden.

Die Einkommensvariable liegt im Mikrozensus nur in kategorisierter Form vor. Um sie in

den folgenden Regressionsanalysen als metrische Variable behandeln zu kénnen, wurden
den einzelnen Auspragungen die entsprechenden Kategorienmittelwerte zugeordnet. Der
letzten Kategorie (,7500 DM und mehr*) wurde der Wert 10000 zugew%sen.

Das Alter der Befragten wurde in Jahren gemessen. ®ighlechtsvariable wurde so
gebildet, daB Frauen die Referenzkategorie bilden. Eine weitere Dummyvariable unter-
scheidet dieGastarbeiter von den deutschen Arbeitnehmern (Gastarbeiter = 1). Alle
alleinstehenden Personen (ledige, verwitwete, geschiedene) wurden zusammengefaf3t und
den Verheirateten gegeniibergestellt (Alleinstehende = 1).

Die Ausbildung der Befragten wird in zwei verschiedenen Operationalisierungen verwendet.
Eine metrische Bildungsvariable ordnet den einzelnen Bildungsabschliissen die (geschatzte)
Zeit zu, die zur Erreichung der einzelnen Abschlisse noétig ist. Jeweils die héchsten
Ausbildungsabschliisse wurden berucksichtigt. Allgemeine Bildung, berufliche Bildung und
Fortbildungen oder Umschulungen wurden aufaddiert. Fur Fortbildungen und Umschulun-
gen liegen die Ausbildungsdauern explizit vor. Die gewahlten Zuordnungen von Ausbil-
dungszeiten und allgemeinen wie beruflichen Bildungsabschliussen sind in Tabelle 1 aufge-
fuhrt. Diese metrische Bildungsvariable wird als unabhéngige Variable in den Einkommens-
regressionen verwendet. Da der Zusammenhang zwischen beruflicher Ausbildung und
Befristung eindeutig nichtlinear verlauft (siehe unten), werden in den nachfolgenden logisti-
schen Regressionen, die der Frage nachgehen, welche sozialen Gruppen in besonderem
Maf3e eine Befristung riskieren, die beruflichen Ausbildungsabschlisse als Dummyvariablen
in die Berechnungen aufgenommen (,lethrl: Lehr- oder Anlernaushiling, ,Prak-
tikum“= 1: berufliches Praktikum, ,Meister‘= 1: Meister oder Techniker, ,FachDDR" =1:
Fachschule der DDR, ,FH“= 1: Fachhochschule, Ingenieurschule, ,Uni“ = 1: Hochschule;
kein beruflicher AusbildungsabschluR ist Referenzkategorie).

9 Von ene Logaithmierung des Einkommens zwecks Ausgleichs der Schiefe der Einkommens-

verteilung wird hier abgesehen. Entsprechende Berechnungen ergaben, daR dadurch die Ergebnisse sowohl
hinsichtlich der GroRRenrelation der Parameter als auch ihrer Signifikanzniveaus nicht nennenswert berthrt
werden. Andererseits sind die Parameter anschaulicher zu interpretieren, wenn die ursprungliche
Einkommensskala beibehalten wird.
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Tabelle 1: Zuordnung von Ausbildungszeiten zu Bildungsabschliissen

Allgemeine Bildung
Haupt- oder VolksschulabschluR 9
Realschulabschluf3 (mittlere reife) 10
polytechnische Oberschule der DDR 10
Fachhochschulreife 12
Hochschulreife (Abitur) 13
Berufliche Bildung

berufliches Praktikum 0.
Lehr- oder Anlernausbildung

Meister oder Techniker

Fachschule der DDR

Fachhochschule, Ingenieurschule 4
Hochschule

w wpn O

rx.1

Die berufliche Stellung wird im Mikrozensus in zweierlei Weise erfal3t. Zum einen unter-
scheidet die Variable ,Stellung im Beruf* Beamte (Richter, Polizei, BGS, Soldaten), Ange-
stellte und Arbeiter (inklusive ,Heimarbeiter”). Zum anderen differenziert die Variable
LStellung im Betrieb* sieben nach Qualifikation und Befugnissen hierarchisch geordnete
Stellungskategorien: ,Birokraft, angelernte Arbeiter”, ,Verkaufer, Facharbeiter”, ,Sachbe-
arbeiter, Vorarbeiter, ,herausgehobene qualifizierte Fachkraft’, ,Sachgebietsleiter, Refe-
rent’, ,Abteilungsleiter, Prokurist®, ,Direktor, Amtsleiter, Geschéftsfiihrer". Diese beiden
Variablen wurden kreuztabelliert, so daf3 sich die drei Stellungshauptgruppen jeweils intern
hierarchisch differenzieren lassen. Die Kombinationen ,Arbeiter und die drei hochsten
Hierarchieebenen nach der Variable ,Stellung im Betrieb* wurden als inkonsistent erschei-
nende Angaben von der Analyse ausgeschlossen. Insgesamt ergab sich damit eine achtzehn-
stufige Stellungsvariable, deren Kategorien mit ,Angestellte 1“ — ,Angestellte 7%, ,Beamte
1" — ,Beamte 7“ und ,Arbeiter 1“ — ,Arbeiter 4 (wobei 1 die niedrigste Hierarchieebene der
Variable ,Stellung im Betrieb* bedeutet) bezeichnet wurden.

Um Effekte der Wirtschaftssektoren moglichst genau kontrollieren zu kénnen, wurden die
Wirtschaftszweige der Betriebe, in denen die Befragten arbeiten, als Dummyvariablen in
die Regressionen aufgenommen. Dabei wurde die recht differenzierte ,Klassifikation der
Wirtschaftszweige* so wenig als mdglich aggregiert. Insgesamt wurden 37 Kategorien
unterschiede?

10 Da die Branchenvariable im Wesentlichen nur as Kontrollvariable Interesse findet und die einzelnen
Unterschiede zwischen den Branchen fiir die vorliegende Fragestellung nur eine untergeordnete Rolle
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Die Arbeitszeit wird in zweierlei Weise kontrolliert. Zum einen wird die normalerweise
geleistete Arbeitszeit je Woche in Stunden berlicksichtigt, zum anderen kontrolliert zusétzlich
eine Dummyvariable, ob der Befragte eiriglzeitstelle (Vollzeit=1) innehat. Zudem wird
geprdft, ob jingere intragenerationale Mobilitat einen Effekt auf Einkommen oder Befristung
hat: Die Dummyvariablen ,Betriebswechsel* und ,Berufswechsel“ erhalten den Wert , 1%,
wenn in den letzten zwei Jahren entsprechende Ereignisse eingetreten sind.

6. Ergebnisse

Die Analysen gliedern sich in zwei Abschnitte. Bevor Regressionen vorgestellt werden,
die die Auswirkung der Befristung auf die individuellen Arbeitseinkommen unter Kon-
trolle einer Reihe von Kovariaten untersuchen, wird zunachst geprift, welche soziale
Gruppen am stéarksten dem Risiko einer befristeten Arbeitsstelle ausgesetzt sind. Alle
Analysen werden fur Ost- und Westdeutschland getrennt durchgefuhrt.

Das Muster der Allokation auf befristete Arbeitsstellen

Das Befristungsrisiko ist keineswegs fir alle sozialstrukturellen Gruppen gleich. Die
Wahrscheinlichkeit, eine befristete Stelle zu erhalten, schwankt mit individuellen Merk-
malen ebenso wie mit Charakteristiken des Arbeitsmarktes. Im Folgenden werden einige
multivariate logistische Regressionen vorgestellt, mit deren Hilfe sich der EinfluR der
verschiedenen Merkmale auf die Wahrscheinlichkeit, eine befristete Stelle zu erhalten,
unter Kontrolle aller anderen Variablen berechnen laft.

In Tabelle 2 und 3 sind die Ergebnisse von sechs solchen logistischen Regressionen fur
West- und Ostdeutschland getrennt aufgefihrt. Das erste Modell priift jeweils den Einfluf3
der ,personlichen* Merkmale Alter, Geschlecht, Familienstand und Staatsangehdérigkeit.

spidlen, werden die Koeffizienten der 36 Dummyvariablen in den Ergebnistabellen nicht gezeigt, um die
Ubersichtlichkeit der Darstellung zu wahren. Die vollstandige Tabelle ist auf Anfrage erhéltlich.
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Tabelle 2: Allokation auf befristete Stellen in Westdeutschland

Modell 1 2 3

Alter 0.95 (-32.57) 0.95 (-34.71) 0.94 (-39.04)
Mann 0.89 (-4.38) 1.18 (6.19) 1.12(4.18)
Gastarbeiter 2,02 (17.81) 2.06 (18.14) 1.73 (13.15)
aleinstehend 1.76 (20.58) 1.96 (24.13) 1.86 (21.93)
Volle Stelle 0.37 (-29.20) 0.41 (-25.37)
Bildung®

Lehre 0.43 (-23.24)
Praktikum 0.58 (-4.21)
Meister 0.47 (-11.44)
Fachschule der DDR 0.81 (-1.38)
Fachhochschule 0.72 (-5.11)
Hochschule 217 (19.07)
pseudo-R? 0.055 0.069 0.108

X2 3072.00 3854.86 6078.51

df 4 5 11

N 136497

Modell 4 5* 6°

Alter 0.94 (-37.56) 0.94 (-38.92) 0.95 (-31.10)
Mann 1.16 (5.28) 1.31(8.81) 1.23(6.78)
Gastarbeiter 1.55(10.22) 1.62 (11.03) 1.56 (9.95)
alleinstehend 1.81(20.97) 1.71(18.62) 1.66 (17.22)
Volle Stelle 0.46 (-21.74) 0.54 (-16.59) 0.55 (-15.92)
Bildung®

Lehre 0.55 (-15.29) 0.58 (-13.71) 0.55 (-14.62)
Praktikum 0.71 (-2.56) 0.69 (-2.79) 0.67 (-2.98)
Meister 0.64 (-6.19) 0.68 (-5.37) 0.61 (-6.87)
Fachschule der DDR 1.01 (0.09) 0.90 (-0.68) 0.80 (-1.42)
Fachhochschule 1.07 (0.98) 1.10(1.39) 0.97 (-0.39)
Hochschule 3.43 (22.73) 2.74 (17.77) 2.43 (15.34)
berufliche Stellung®

Angestellte

Ebene 1 1.36 (6.95) 1.07 (1.55) 1.11(2.27)
Ebene 2 0.64 (-9.15) 0.53 (-12.39) 0.60 (-9.69)
Ebene 3 0.49 (-13.03) 0.41 (-15.61) 0.47 (-13.05)
Ebene 4 0.73 (-5.63) 0.52 (-11.19) 0.60 (-8.54)
Ebene 5 0.42 (-8.17) 0.35(-9.64) 0.40 (-8.33)
Ebene 6 0.31 (-9.60) 0.30 (-9.80) 0.34 (-8.51)
Ebene 7 1.05 (0.56) 0.97 (-0.28) 1.10(0.90)
Beamte

Ebene 1 0.89 (-0.66) 0.55 (-3.60) 0.69 (-2.20)
Ebene 2 0.73 (-2.08) 0.47 (-4.87) 0.56 (-3.62)
Ebene 3 0.33(-8.86) 0.18 (-13.23) 0.24 (-10.98)
Ebene 4 0.26 (-14.71) 0.15 (-19.20) 0.18 (-16.83)
Ebene 5 0.18 (-6.15) 0.09 (-8.40) 0.12 (-7.46)
Ebene 6 0.33(-3.43) 0.16 (-5.66) 0.19 (-5.09)
Ebene 7 0.53 (-3.06) 0.25 (-6.41) 0.29 (-5.71)
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Arbeiter
Ebene 2 0.50 (-13.36) 0.54 (-11.92) 0.63 (-8.79)
Ebene 3 0.35 (-6.47) 0.36 (-6.27) 0.43 (-5.05)
Ebene 4 0.55(-3.41) 0.53 (-3.55) 0.62 (-2.65)
Betriebswechsel 3.28 (31.26)
Berufswechsel 1.70 (11.53)
pseudo-R? 0.125 0.157 0.198
X2 7035.39 8788.44 11071.93
df 28 64 66
N

a) Unter Kontrolle der Branche. b) Referenzkategorie: kein beruflicher Bildungsabschluf3. c) Refe-

renzkategorie: Arbeiter der Ebene 1.

Tabelle 3: Allokation auf befristete Stellen in Ostdeutschland

Modell 1 2 3

Alter 1.00 (3.20) 1.00 (2.83) 1.00 (2.69)
Mann 0.67 (-11.31) 0.87 (-3.34) 0.85 (-3.93)
Gastarbeiter 2.64 (4.46) 2.47 (4.08) 2.23 (3.55)
alleinstehend 1.58 (11.66) 1.70 (13.26) 1.64 (12.35)
Volle Stelle 0.32 (-23.46) 0.34 (-22.52)
Bildung®

Lehre 0.42 (-10.81)
Praktikum 0.35 (-4.59)
Meister 0.31 (-10.73)
Fachschule der DDR 0.29 (-12.54)
Fachhochschule 0.36 (-8.15)
Hochschule 0.46 (-8.03)
pseudo-R 0.011 0.033 0.041

X2 266.24 774.85 948.29

df 4 5 11

N 32065

Modell 4 52 62

Alter 1.00 (1.49) 0.99 (-1.50) 1.00 (2.46)
Mann 0.82 (-4.58) 0.91 (-1.83) 0.87 (-2.65)
Gastarbeiter 1.91 (2.81) 1.96 (2.85) 1.83(2.41)
alleinstehend 1.58 (11.23) 1.55 (10.38) 1.53 (9.50)
Volle Stelle 0.39 (-19.00) 0.38 (-18.31) 0.42 (-15.15)
Bildungb

Lehre 0.72 (-3.93) 0.76 (-3.16) 0.65 (-4.64)
Praktikum 0.68 (-1.61) 0.72 (-1.38) 0.63 (-1.83)
Meister 0.72 (-2.79) 0.72 (-2.78) 0.59 (-4.20)
Fachschule der DDR 0.75 (-2.74) 0.71 (-3.09) 0.59 (-4.50)
Fachhochschule 1.04 (0.34) 1.02 (0.14) 0.73 (-2.14)
Hochschule 1.43 (3.21) 1.26 (2.04) 0.95 (-0.34)
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berufliche Stellung€

Angestellte

Ebene 1 0.64 (-6.72) 0.60 (-7.20) 0.76 (-3.47)
Ebene 2 0.23 (-22.53) 0.26 (-19.17) 0.38 (-12.85)
Ebene 3 0.23 (-18.00) 0.21 (-17.98) 0.33 (-12.07)
Ebene 4 0.22 (-17.56) 0.21 (-16.92) 0.35 (-10.73)
Ebene 5 0.15 (-10.65) 0.13 (-11.18) 0.22 (-8.12)
Ebene 6 0.13 (-9.60) 0.13(-9.28) 0.24 (-6.37)
Ebene 7 0.16 (-8.70) 0.15 (-8.60) 0.25 (-6.09)
Beamte

Ebene 1 0.42 (-1.36) 0.22 (-2.37) 0.46 (-1.21)
Ebene 2 0.04 (-3.06) 0.02 (-3.64) 0.03 (-3.23)
Ebene 3 0.06 (-5.30) 0.03 (-6.34) 0.07 (-5.05)
Ebene 4 0.30 (-4.62) 0.18 (-6.50) 0.36 (-3.73)
Ebene 5 0.06 (-3.74) 0.03 (-4.45) 0.08 (-3.36)
Ebene 6 0.12 (-1.98) 0.07 (-2.46) 0.16 (-1.70)
Ebene 7 0.61 (-1.11) 0.38(-2.14) 0.78 (-0.53)
Arbeiter

Ebene 2 0.29 (-22.97) 0.32(-20.16) 0.45 (-13.02)
Ebene 3 0.36 (-6.79) 0.38(-6.28) 0.57 (-3.49)
Ebene 4 0.29 (-5.18) 0.32 (-4.68) 0.49 (-2.86)
Betriebswechsel 3.43 (22.00)
Berufswechsel 2.52 (15.46)
pseudo-R? 0.083 0.130 0.218

X2 1916.78 3020.54 5048.68

df 28 64 66

N

a Unter Kontrolle der Branche. b Referenzkategorie: kein beruflicher BildungsabschluB. ¢ Referenz-
kategorie: Arbeiter der Ebene 1.

Dann werden sukzessive die restlichen Variablen in das Modell aufgenommen. Die Ver-
anderung des pseudd-Bei Aufnahme weiterer Variablen erlaubt Riickschliisse auf die
relative Bedeutung der einzelnen Variablen beziehungsweise Variablengruppen. Die
Veranderung der Koeffizienten gibt Hinweise auf mdgliche Effekte der Interkorrelation
der unabhangigen Variablen. Die Tabelle enthalt Effektkoeffizienten, die:deplikati-

ven Einflul der unabhangigen Variablen auf die Wahrscheinlichkeit, eine befristete Stelle
zu erhalten, messen.

So ist aus Tabelle 2 ersichtlich, daf} in Westdeutschland das Risikderbeiter, eine
befristete Stelle zu erhalten, ziemlich genau doppelt so hoch ist (2.02) wie das der deut-
schen ArbeitnehmelMdnner haben ein etwa 10% geringeres Risiko als Frauen (mit der
0.89-fachen Wahrscheinlichkeit der Frauen erhalten sie eine befristete St&Hg).
stehende tragen ein deutlich héheres Befristungsrisiko als Verheiratete ARs@jahr
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sinkt die Wahrscheinlichkeit, eine befristete Stelle zu erhalten, mit dem Faktor 0.95, was
auf ein enorm hohes Befristungsrisiko fiir Berufseinsteiger hinweist.

Modell 2 zeigt, dal3 vor allerfeilzeitstellen befristet sind. Mit dem Erhalt einer vollen
Stelle sinkt die Wahrscheinlichkeit einer Befristung betrachtlich. Gleichzeitig wird deut-
lich, daf3 Frauen vor allem deshalb Gberproportional befristete Stellen innehaben, weil sie
vornehmlich Teilzeitstellen besetzen. Nach Kontrolle der Arbeitszeit zeigen Manner sogar
ein etwas erhéhtes Befristungsrisiko.

Modell 3 untersucht den Effekt déeruflichen Bildung auf das Befristungsrisiko. Die
Koeffizienten zeigen klar, da® die Assoziation zwischen beruflicher Bildung und Befri-
stung nicht linear verlauft. Mittlere Berufsbildung senkt die Wahrscheinlichkeit, eine
befristete Stelle zu erhalten, deutlich. Insbesondere der Lehrabschlul? bietet eine Option
auf unbefristete Beschéftigung: Das Risiko, eine befristete Stelle zu erhalten, ist fur Per-
sonen mit Lehrabschlissen nur etwa halb so grof3 wie fur Personen ohne Berufsausbil-
dung (0.44). Der Vorteil der anderen Bildungsgruppen ist nicht ganz so stark ausgepragt,
aber auch die anderen mittleren Bildungsabschliisse bieten einen deutlichen Schutz vor
Befristung. Nur die Personen mit einem ,Fachschulabschlu? der DDR" unterscheiden
sich in Westdeutschland hinsichtlich des Befristungsrisikos nicht von Personen ohne
beruflichen Bildungsabschluﬁ. Ganz anders sieht es fir Personen mit Hochschulab-
schliissen aus: Sie tragen das hdchste Befristungsrisiko. Die Wahrscheinlichkeit, eine
befristete Stelle zu erhalten, ist sogar mehr als doppelt so hoch wie die der Personen ohne
BerufsbildungsabschlufR (und damit etwa viermal so hoch wie fir Personen mit Lehrab-
schluf3). Damit zeichnet sich eialarisierender Effekt beruflicher Bildung auf die Wahr-
scheinlichkeit, eine befristete Stelle zu erhalten, ab: Gering Qualifizierte einerseits, hoch
Qualifizierte andererseits tragen ein erhéhtes Befristungsrisiko, wahrend mittlere berufli-
che Bildung vor Befristung schiitzt.

Diese Form der Assoziation zwischen Bildung und Befristung widerspricht zumindest
partiell den Annahmen der Humankapitaltheorie. Dieser Theorie zufolge vermindert die
Befristung von Arbeitsstellen die Neigung, in Humankapital zu investieren; dann mufiten
aber gerade die Hochqualifizierten Uberproportional in unbefristeten Stellen zu finden
sein. Das gleiche gilt fir den Dispositionsansatz, der gerade in den héheren Bildungs-
gruppen sténdige Neuverhandlungen tber Entlohnungen befiirchten muif3te und daher fir
diese Kreise eher unbefristete Stellen voraussagen sollte. Auch Segmentationsanséatze

11 Der Effekt des Fachhochschulabschlusses it nach Kontrolle der beruflichen Stellung nicht mehr
signifikant, vgl. Modele 5 und 6.
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wirden eher fur hoher Gebildete unbefristete Stellen erwarten, da Befristung zusammen
mit geringer Bildung Merkmale sekundérer Arbeitsmarkte $fhd.

Auch hinsichtlich der beruflichen Stellung 1aRt sich ein polarisierendes Muster erkennen.
Vor allem die untersten Ebenen der Arbeiter, Angestellten und Beamten haben das hdch-
ste Befristungsrisiko, die untersten Angestellten etwas mehr, die untersten Beamten etwas
weniger als die einfachen Arbeiftt. Mit dem Anstieg der Hierarchiestufe nimmt das
Befristungsrisiko kontinuierlich ab, bis auf zwei Ausnahmen:

a) Die vierte Ebene der Angestellten (,herausragende qualifizierte Fachkraft”) pal3t nicht
ganz in das Kontinuum, insofern sie ein etwas erh6htes Befristungsrisiko aufweist.

b) Die jeweils hochste Hierarchiestufe (Ebene 7) zeigt zur Vorhergehenden wieder ein
etwas hoheres Befristungsrisiko. Dieser Anstieg ist bei den Angestellten sogar so stark,
daf die Arbeitnehmer der siebten Angestelltenebene sich in ihrem Befristungsrisiko nicht
mehr signifikant von den einfachen Arbeitern unterschelden.

Modell 5 nimmt Unterschiede zwischen dé@nanchen in das Modell auf. Einfache
Dienstleistungsbranchen einerseits, vor allem aber Bereiche mit hohen Qualifikationsan-
forderungen wie Forschung und Entwicklung, Gesundheit und Soziales und der Bil-
dungsbereich andererseits weisen Uberproportional befristete Stellen auf. Das eigentlich
interessante Ergebnis ist aber, dal’ die Effekte der bisher betrachteten Variablen im GroRRen
und Ganzen stabil bleiben. ,Befristung” ist damit kaum als Merkmal spezifischer Arbeits-
marktsegmente zu betrachten. Sie findet sich zwar stérker in einigen Sektoren, aber die
Auswirkungen von individuellen Merkmalen, Bildung und beruflicher Stellung auf das
Befristungsrisiko sind Uber alle Sektoren hinweg zu identifizieren. Modell 6 schlieRlich priift
die Auswirkung der Mobilitatserfahrung auf das Befristungsrisiko. Sowohl Betriebswechsel
als auch Berufswechsel erhéhen unabhéangig voneinander das Risiko, eine befristete Stelle zu
erhalten, betrachtlich, wobei der Effekt eines Betriebswechsels fast doppelt so stark ist wie
der eines Berufswechsels.

12 Das Kompensationsargument und die Theorie der geschlossenen Positionen treffen keinerlel Aussagen

Uber die Verteilung von befristeten Arbeitsstellen. Die Ursachen der Befristung sind fur diese Ansétze extern;
sie lassen lediglich Hypothesen dariiber zu, wie sich die Befristung auf soziale Ungleichheit auswirkt.

13 Die einfachen Beamten unterscheiden sich in diesem Modell nur geringfiigig und nicht signifikant von
den einfachen Arbeitern. Der Abstand vergrofRert sich aber — und wird signifikant — unter Kontrolle der
Branchenunterschiede in Modell 5 und 6. Der Unterschied zwischen einfachen Angestellten und einfachen
Arbeitern verschwindet unter Kontrolle der Branchen in Modell 5, erscheint aber wieder nach Kontrolle der
Mobilitatserfahrung in Modell 6.

14 Dieser Anstieg fallt bei Arbeitern und Beamten deutlich geringer aus, setzt bei den Beamten aber schon
auf der sechsten Ebene ein.
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Zusammenfassend lafit sich festhalten, dafd in Westdeutschland die Allokation auf befristete
Arbeitsstellen gewissermal3en ein duales Muster aufweist. Zum einen sind es die ohnehin
benachteiligten Gruppen, die mit erhéhter Wahrscheinlichkeit eine befristete Stelle erhalten:

Frauen, Gastarbeiter, und gering Qualifizierte. Fir den eher benachteiligenden Charakter der
Befristung spricht auch, daf? vor allem Teilzeitstellen befristet sind und besonders in unteren

beruflichen Stellungen befristete Stellen gefunden werden kénnen. Auf der anderen Seite
aber erhalten auch gerade Personen mit HochschulabschluR in besonders qualifizierten
Positionen beziehungsweise auf der héchsten Leitungsebene befristete Stellen.

Festzuhalten bleibt auch, daR vor allem Jingere und Stellungswechsler von der Befristung
betroffen sind. Allerdings sind es nach den Anpassungsmaflen zu urteilen vor allem die
berufliche Bildung und die Mobilitdtserfahrung, die das Risiko der Befristung stark be-
einflussen. Die Bildung erhoht das pseudossh 0.069 auf 0.108, die beiden Mobilitats-
variablen von 0,157 auf 0.198. Mit einer Steigerung von etwa 2 beziehungsweise 3 Pro-
zentpunkten zeigen auch die berufliche Stellung und die Branche einen betréchtlichen
EinfluR. Allerdings ist zu bedenken, dal3 diese beiden Variablen wesentlich mehr Frei-
heitsgrade benétigen, was den Anstieg des pseddiméh stark relativiert. Das Muster

des Einflusses der sozialstrukturellen Variablen auf das Befristungsrisiko in Ostdeutsch-
land unterscheidet sich von dem Westdeutschlands in einigen wichtigen Punkten.

1. Es gibt kaum Unterschiede zwischen den Altersgruppen. Zwar ist der Alterseffekt in
den meisten Modellen signifikant, aber kaum substantiell: Die Effekte sind nur un-
wesentlich von 1 verschieden.

2. Frauen tragen ein deutlich héheres Befristungsrisiko als Manner, auch nach Kon-
trolle der anderen Variablen.

3. Personen mit Hochschulabschlissen tragen gegeniiber Personen ohne Berufsbil-
dungsabschluf kein erhohtes BefristungsridfkoGleichwohl ist das Risiko fiir
diese Gruppe immer noch héher als fur die mittleren Bildungsgruppen.

4. Einfache Angestellte tragen ein deutlich geringeres Risiko der Befristung als einfa-
che Arbeiter. Gleiches deutet sich fir einfache Beamte an, allerdings ist dieser
Koeffizient nur in Modell 5 signifikant. Dartber hinaus ist kein kontinuierliches
Sinken des Befristungsrisikos mit der Hierarchieebene festzustellen; vielmehr bildet
sich ein Kontrast zwischen der untersten Hierarchieebene zu allen anderen heraus.
Lediglich das Risiko der vierten Beamtenebene (,herausragend qualifizierte Fach-
kraft*) und der héchsten Beamtenebene scheint etwas hdher zu sein.

5. Berufswechsel sind stérker als in Westdeutschland mit Befristung verbunden (2.52),
wahrend sich Betriebswechsel in etwa gleicher Weise auswirken (3.43).

15 Dieser Effekt wird zwar nach Kontrolle der beruflichen Stellung signifikant (Modd 4), verschwindet
aber wieder nach Kontrolle der Mobilititserfahrung (Modell 6). Hochschulabschliisse scheinen in
Ostdeutschland in héheren Berufspositionen nach einem Stellenwechsel verstérkt zu Befristung zu fiihren.
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Dem dualen Muster der Allokation auf Befristung tun diese Unterschiede aber keinen
Abbruch: Auch in Ostdeutschland sind zum einen benachteiligte Gruppen einem erhdhten
Befristungsrisiko ausgesetzt, zum anderen gerade auch die Hochqualifizierten.

Einkommenseffekte der Befristung

Wie wirkt sich die Befristung von Arbeitsstellen auf die individuellen Arbeitseinkommen
aus? Zur Beantwortung dieser Frage wurde der Effekt der bisher betrachteten Variablen
auf das monatliche Nettoeinkommen mit Hilfe einer Serie linearer Regressionen geprift
(vgl. Tabelle 4 und 5), wiederum fiir Ost- und Westdeutschland getrennt berechnet.

Das erste Modell enthélt die typischen ,Humankapitalvariablen“: Bildung (hier die ublicher-
weise verwendete ,metrische Variante®), Alter, das als Proxi fir Berufserfahrung interpretiert
werden kann, und das quadrierte Alter, um die bekannte Nichtlinearitat der Alter — Einkom-
mensassoziation auszugleichen. Zusatzlich wurde die Arbeitszeit in zweierlei Weise kontrolliert:
Die normalerweise geleistete Arbeitszeit in Stunden wurde in das Modell aufgenommen, sowie
eine Dummyvariable, die Vollzeitstellen mit den Teilzeitstellen kontrastiert. Die Ergebnisse in
Westdeutschland weisen erwartungsgemaf? hohe Bildungs- und Berufserfahrungs — ,Ertrége*
aus. Trotz Kontrolle der Arbeitszeit sind betréchtliche Unterschiede zwischen \ollzeit- und
Teilzeitjobs zu finden: Der Unterschied betragt tiber 800 DM.

Modell 2 kontrolliert zusatzliche, eher als personliche Merkmale zu interpretierende,
Merkmale: Geschlecht, Familienstand und Staatsangehdrigkeit. Nach wie vor werden
Ménner deutlich besser bezahlt als Frauen {68. DM Differenz), ein Effekt, der auch
nach Kontrolle von Qualifikation, Branche und beruflicher Stellung stabil bleibt. Allein-
stehende verdienen netto etwa 300 DM weniger, Gastarbeiter erhalten im Durchschnitt
etwa 200 DM weniger als deutsche Staatsangeh?)?igimr Unterschied zwischen Voll-

und Teilzeitstellen verringert sich deutlich, was darauf zuriickzufihren ist, da die zu-
satzlichen Variablen mit der Arbeitszeit korrelieren: Vor allem Frauen und Alleinstehende
werden teilzeitbeschéftigt.

Das néchste Modell nimmt den Effekt der Befristung von Arbeitsstellen in die Gleichung mit
auf. Der Einkommensverlust durch die Befristung betréagt durchschnittlich etwa 500 DM.
Dieser Effekt ist hochsignifikant. Er widerspricht klar dem Kompensationsargument und dem
Dispositionsansatz, die hdhere Einkommen in befristeten Stellen vorhersagen. Aber auch die
Humankapitaltheorie muf’ zurtickgewiesen werden: Der Befristungseffekt ist offensichtlich

16 Dies ist aber weniger auf schlechtere Bezahlung bei gleicher Arbeit as auf schlechtere berufliche
Chancen zuriickzufiihren: Der Effekt verschwindet nach Kontrolle der beruflichen Stellung und der Branche
(Modell 4 und 5).
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trotz Kontrolle der Humankapitalvariablen stark ausgeprégt und hochsignifikant. Der
Minderverdienst in befristeten Stellen kann damit nicht durch geringere Hu-
mankapitalinvestitionen erklart werdéh.

Ein Teil des Unterschieds zwischen befristeten und unbefristeten Stellen ist durch ihre
unterschiedliche Verteilung Uber die Berufsgruppen hinweg zu erklaren. Modell 4 zeigt,
daR nach Kontrolle der beruflichen Stellung der Abstand noch etwas tiber 400 DM1§etrégt.

Die Einbeziehung der Branchenvariablen (Modell 5) und der Mobilitatserfahrung (Modell
6) reduzieren den Unterschied ebenfalls etwas, bis auf etwa 350 DM. Diese Differenz
bleibt aber hochsignifikant. Damit kann auch die Segmentationsansatz als Erklarungs-
schema flr die Einkommensverluste befristeter Stellen zuriickgewiesen werden. Es reicht
nicht aus, befristete Stellen als Merkmale von Arbeitsplatzen sekundarer Arbeitsmérkte zu
betrachten, die neben der Befristung geringe Qualifikationsanforderung, niedrige Ein-
kommen etc. aufweisen. Ware Befristung nur als Teil eines solchen ,Blndels* nachteili-
ger Merkmale zu begreifen, kdnnten nach Kontrolle der Qualifikation, Stellung und der
Branchen nicht solche markanten Unterschiede zu beobachten sein. Die Robustheit des
Befristungsnachteils zeigt deutlich, daf3 dieser als eigenstandiger Effekt aufzufassen ist,
der Uber sektorenspezifische Eigenheiten hinausreicht.

Die Mobilitatserfahrung hat — unabhéngig von dem Befristungsrisiko, das sie mit sich
fuhrt — nur einen geringen EinfluR auf das Einkommen. Berufswechsel filhren zu Ein-
kommensverschlechterung (ca. 150 DM), Betriebswechsel zeigen keinen signifikanten
Effekt. Damit lassen sich die Mobilitatserfahrungen der Befragten in den beiden letzten
Jahren allerdings kaum als Aufstiege begreifen.

Soweit widersprechen die Ergebnisse dem Kompensationsargument, dem Dispositionsan-
satz, der Humankapitaltheorie und den Segmentationsanséatzen. Der klare und robuste
Einkommensnachteil in befristeten Positionen entsprechen den Erwartungen des Effizi-
enzlohnansatzes und der Theorie der geschlossenen Positionen. Letztere IaRt aber noch
differenziertere Hypothesen uber den Einkommenseffekt befristeter Stellen zu: Positions-
unterschiede mifRten in befristeten Stellen weniger klar ausfallen und Bildungsrenditen
geringer sein als in unbefristeten Arbeitsstellen.

17 Umgekehrt scheint die Befristung ein wichtiger Mechanismus der Benachteiligung von Gestarbeitern

zu sein: Die Einkommensdifferenz zu den deutschen Staatsangehorigen sinkt nach Kontrolle der
Befristungsvariable deutlich (vgl. Modell 2 versus Modell 3).

18 Die Effekte der beruflichen Stellung bestétigen die Interpretation der sieben beziehungsweise vier
Ebenen innerhalb der drei Hauptgruppen als hierarchisch abgestuft: Von Ebene 1 bis Ebene 7
beziehungsweise 4 steigen die Einkommen der Stellungskategorien kontinuierlich an.
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Tabelle 4: Determinanten des Einkommens in Westdeutschland

Modell 1 2 3 4

Bildung (metrisch) 211.43 (166.43) 208.71 (171.83) 213.97 (175.56) |96.43 (68.49)
Alter 140.03 (61.89) 97.77 (43.46) 90.63 (40.29) 77.29(37.99)
Alter? -1.23 (-44.38) -0.82 (-30.26) -0.75(-27.53)  |-0.69 (-28.16)
Arbeitszeit 41.58 (68.37) 38.29 (66.20) 38.40 (66.70) 24.53 (46.45)
VolleSdle 848.09 (56.80) 466.96 (31.64) 43551 (29.59) |545.83(40.74)
Mann 788.20 (105.95) 79344 (107.11) |786.97 (109.82)
Gastarbeiter -216.72(-16.11)  |-187.97 (-14.01) |-25.32(-2.05)
aleinstehend -314.02 (-41.11)  |-300.64 (-39.48) |-236.66 (-34.39)
Befristung -513.95 (-34.48) |-419.04 (-30.99)
berufliche Stellung’

Angestellte

Ebene 1 255.96 (20.17)
Ebene2 302.70(28.02)
Ebene3 601.41 (52.83)
Ebene4 1023.34 (78.24)
Ebene5 1694.20 (76.91)
Ebene6 2310.76 (111.68)
Ebene7 3046.65 (115.23)
Beamte

Ebene 1 469.63 (10.59)
Ebene2 350.01 (10.60)
Ebene3 696.47 (33.17)
Ebene4 1380.96 (71.45)
Ebene5 1684.97 (41.60)
Ebene6 2220.56 (39.23)
Ebene7 2695.66 (58.58)
Arbeiter

Ebene 2 96.73 (9.27)
Ebene3 340.90 (14.75)
Ebene4 414.65 (12.90)
ad. R? 0.378 0.438 0.443 0.548

N 130813

Modell 5 6" 7 8"

Bildung (metrisch) 93.56 (65.69) 94.25 (66.13) 95.49 (66.94) 102.79 (69.55)
Alter 73.98 (36.80) 73.16 (36.38) 72.90(36.27) 74.58 (37.13)
Alter? -0.65 (-26.78) -0.64 (-26.57) -0.64 (-26.53)  |-0.66 (-27.26)
Arbeitszeit 28.39(53.80) 28.48 (53.99) 2851 (54.12) 28.56 (54.24)
VolleSele 421.75 (31.46) 41852 (31.23) 417.62 (31.21) |413.10(30.88)
Mann 709.03 (95.66) 712.17 (96.08) 711.41(95.98) |711.01(96.09)
Gagtarbeiter -22.89(-1.87) -20.81 (-1.70) -2448(-200) |-21.86(-1.79)
aleinstehend -22054 (-3249)  |-219.47(-32.34)  |-217.71(-32.13) |-217.77 (-32.14)
Befristung -38047 (-28.27)  |-354.65(-25.96)  |-135.72(-4.80) |717.28 (13.78)
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berufliche Stellung”
Angestellte
Ebene 1 300.89 (23.71) 298.03 (23.49) 320.86 (24.31) |293.37 (23.16)
Ebene2 377.87(34.15) 369.42 (33.34) 376.42(3328) |366.95(33.17)
Ebene3 594.67 (51.52) 585.81 (50.68) 595.72 (50.73)  |581.19 (50.36)
Ebene4 1034.01 (79.15) 1023.18 (78.17) 1048.53 (78.65) |1021.36 (78.17)
Ebene5 1686.85 (77.24) 1677.60 (76.82) 1696.43 (76.33) |1663.94 (76.29)
Ebene6 2308.04 (112.29) |2297.80(111.76) |2299.30 (110.70) |2279.80 (110.98)
Ebene7 3080.91(117.82) |3072.45(117.52) |3011.02(111.80) |3060.72 (117.25)
Beamte
Ebene 1 652.65 (14.65) 639.91 (14.37) 686.31(14.80) |635.69 (14.30)
Ebene2 544.26 (16.06) 532.17 (15.72) 555.60(16.02) |536.94 (15.87)
Ebene3 877.50 (39.52) 863.99 (38.88) 881.20(39.27) |855.12(38.54)
Ebene4 1586.63 (75.00) 1573.74 (74.34) 1617.49 (75.35) |1546.98 (73.08)
Ebene5 1878.24 (46.33) 1864.87 (46.01) 1887.23 (46.23) |1833.39(45.28)
Ebene6 241142 (42.93) 2398.49 (42.72) 2420.23 (42.54) |2366.00 (42.20)
Ebene7 2898.29 (63.10) 2886.27 (62.86) 2817.22 (60.04) |2846.80 (62.06)
Arbeiter
Ebene2 88.86 (8.57) 79.45 (7.65) 89.78 (8.48) 82.34 (7.94)
Ebene3 312.64 (13.72) 303.87 (13.33) 317.08(13.80) |308.47 (13.56)
Ebene4 421.83(13.31) 412.05 (13.00) 433.25(1349) |411.22(13.00)
Betriebswechsd -20.90 (-1.73) -22.08(-1.83) |-22.84(-1.89)
Berufswechsd -148.22 (-9.14) -156.62 (-9.65) |-158.35(-9.77)
Interaktionen: Befristung mit
Beruflicher Stellung
Angestellte
Ebene 1
Ebene2 -339.82 (-7.88)
Ebene3 -146.15 (-3.26)
Ebene4 -211.75(-4.18)
Ebene5 -445.53 (-10.52)
Ebene6 -461.90 (-4.68)
Ebene7 123.86 (1.02)
Beamte 803.02(8.21)
Ebene 1
Ebene2 -630.93 (-4.00)
Ebene3 -407.54 (-2.75)
Ebene4 -477.88 (-3.86)
Ebene5 -1192.10 (-14.56)
Ebene6 -1103.72 (-3.78)
Ebene7 -758.17 (-2.37)
Arbeiter 1307.84 (6.33)
Ebene 2
Ebene3 -125.60 (-2.53)
Ebene4 -200.68 (-1.18)
-520.87 (-2.89)
Bildung (metrisch) -77.88 (-21.35)
ad. R? 0.562 0.562 0.564 0.564

aUnter Kontrolle der Branche b Referenzkategorie: Arbeiter der Ebene 1.
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Tabelle 5: Determinanten des Einkommens in Ostdeutschland

Modell 1 2 3 4

Bildung (metrisch)  |137.70 (78.48) 139.56 (81.15) 140.66 (82.84) (62.94(32.23)
Alter 48.78 (15.98) 44.81 (14.07) 39.12 (12.42) 4454 (15.31)
Alter? -0.46 (-12.14) -043(-11.01) -0.35(-9.23) -0.48 (-13.56)
Arbeitszeit 17.74 (16.29) 15.01 (14.05) 15.44 (14.64) 11.88(12.19)
VolleStele 495.75 (24.92) 383.79 (19.43) 321.85(16.41) |321.35(17.72)
Mann 314.15 (36.05) 309.12 (35.93) |354.58(40.09)
Gagtarbeiter -24.68 (-0.37) 16.79 (0.25) 78.98 (1.32)
aleinstehend -71.68(-6.97) -56.66 (-5.57)  |-32.37(-3.45)
Befristung -368.50 (-28.72) |-274.55 (-22.70)
berufliche Stellung’

Angesteite

Ebene 1 177.02 (10.08)
Ebene2 234.09 (16.52)
Ebene3 454.44 (27.38)
Ebene4 772.04 (45.17)
Ebene5 787.91(27.18)
Ebene6 1204.05 (37.28)
Ebene7 1611.02 (46.69)
Beamte

Ebene 1 602.05 (4.56)
Ebene2 672.81(8.58)
Ebene3 896.55 (17.49)
Ebene4 1143.79 (21.78)
Ebene5 1490.96 (19.08)
Ebene6 224870 (14.84)
Ebene7 2716.30(23.15)
Arbeiter

Ebene 2 86.60 (6.88)
Ebene3 346.43 (11.84)
Ebene4 410.76 (9.95)
adj. R 0.259 0.290 0.308 0414

N 31022

Modell 5 6" 7 8"

Bildung (metrisch) | 58.65 (30.06) 60.42 (30.97) 60.76 (31.15) 67.02 (32.62)
Alter 43.27 (15.14) 4295 (15.07) 42.42 (14.89) 42,99 (15.10)
Alter? -047 (-13.47) -047 (-13.51) -0.46 (13.37) -0.47 (-13.59)
Arbeitszeit 14.04 (14.60) 14.09 (14.69) 14.03 (14.64) 14.07 (14.69)
VolleStele 273.73(15.25) 268.34 (14.99) 269.37 (15.06) | 271.21(15.17)
Mann 31292 (33.27) 315.07 (3357) 317.70(33.80) | 315.10(33.63)
Gadtarbeiter 85.75 (1.46) 90.57 (1.54) 98.03(1.67) 104.49 (1.79)
aleinstehend -36.35(-3.95) -35.90(-3.91) -35.92(-3.92) -36.21 (-3.95)
Befristung -276.47 (-22.87) | -227.40 (-17.99) -144.74 (-6.24) | 357.02(6.02)
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berufliche Stelhmg®
Angestdlite
Ebene 1 129.01 (7.37) 115.44 (6.60) 155.45 (7.89) 123.39(7.05)
Ebene 2 237.02(16.39) 215.78 (14.84) 238.01(15.14) | 223.35(15.37)
Ebene3 382.55 (22.86) 35840 (21.31) 376.35(20.88) | 364.28(21.69)
Ebene4 703.42 (40.66) 675.15 (38.77) 70052 (38.05) | 678.78(39.03)
Ebene5 742.46 (25.93) 716.67(25.03) 74573 (25.04) | 713.80(24.97)
Ebene6 1191.84 (37.46) 1160.12 (36.44) 1173.02 (35.70) | 1156.40 (36.38)
Ebene7 1600.07 (47.10) 1572.39 (46.30) 1557.40 (44.31) | 1571.49 (46.35)
Beamte
Ebene 1 512.27 (3.94) 475.23(3.66) 619.00 (4.48) 483.76 (3.73)
Ebene 2 590.47 (7.60) 569.27 (7.35) 597.96 (7.66) 575.34 (7.44)
Ebene 3 814.39 (15.81) 782.11(15.21) 817.16 (15.66) | 787.82(15.34)
Ebene4 1075.37 (20.50) 1038.60 (19.82) 1128.26 (20.34) | 1048.05 (20.03)
Ebene5 142850 (18.46) 1392.59 (18.03) 1469.35 (18.75) | 1390.78 (18.04)
Ebene6 2151.27 (14.45) 2112.76 (14.23) 2061.97 (13.53) | 2100.38 (14.17)
Ebene7 2659.16 (23.06) 2620.33(22.77) 2652.77 (20.84) | 2637.40 (22.96)
Arbeiter
Ebene2 78.42 (6.29) 58.69 (4.67) 79.11 (5.74) 67.40 (5.36)
Ebene3 304.10 (10.57) 280.75 (9.76) 314.43(10.33) | 288.85(10.06)
Ebene4 395.07 (9.76) 370.48(9.16) 396.86 (9.42) 376.91 (9.34)
Betriebswechsdl -64.93 (-5.23) -64.86 (-5.23) -64.58 (-5.21)
Berufswechsd -95.12 (-6.37) -99.15 (-6.62) -100.00 (-6.71)
Interaktionen: Befristung mit |
Beruflicher Stellung
Angestellte -171.80 (-4.26)
Ebene 1 -100.71 (-2.61)
Ebene2 -32.89 (-0.69)
Ebene3 -151.52 (-3.56)
Ebene4 -222.72 (-2.07)
Ebene5 49.03(0.38)
Ebene6 506.34 (3.84)
Ebene7
Beamte -1091.88 (-2.76)
Ebene 1 -493.48 (-0.76)
Ebene2 -604.07 (-1.85)
Ebene3 -713.77 (-4.40)
Ebene4 -2063.10 (-4.47)
Ebene5 1292.54 (1.95)
Ebene6 -144.86 (-0.49)
Ebene7
Arbeiter -82.13(-2.46)
Ebene 2 -224.02 (-2.37)
Ebene3 .168.27 (1.11)
Ebene4 -44.38 (10.09)
Bildung (metrisch)
adj. R? 0.438 0.440 0.442 0.442

a Unter Kontrolle der Branche b Referenzkategorie: Arbeiter der Ebene 1.
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Zwei weitere Regressionen wurden berechnet, um diese These testen zu kénnen. Modell 7
nimmt Interaktionseffekte zwischen Befristung und beruflicher Stellung und Modell 8
zwischen Befristung und Bildung auf. Es zeigen sich zwei interessante Effekte:

1. Die Interaktionen zwischen Befristung und beruflicher Stellung sind Uberwiegend
negativ. Mit anderen Wortemie Differenzierung des Einkommens zwischen den
hierarchischen Ebenen der beruflichen Stellung ist kleiner als in unbefristeten Stel-
len. Dies gilt aber nicht fur die Ebene 6 und 7 der Angestellten und der 7. Ebene der
Beamten. Hier sind die Interaktionseffekte entweder nicht signifikant (Angestellte
Ebene 7) oder sogar positiv (Angestellte und Beamte Ebene 7), was auf hdhere Ein-
kommen von Personen in befristeten Stellen dieser Ebene im Vergleich zu den un-
befristeten hindeutet.

Dald Positionsgewinne auf den unteren und mittleren Ebenen der Angestellten, Beamten
und Arbeiter in befristeten Stellen geringer ausfallen als in den unbefristeten, entspricht
den Erwartungen der Theorie der geschlossenen Positionen. Diese impliziert einen enge-
ren Zusammenhang zwischen Position und Einkommen, mithin eine stéarkere Differenzie-
rung der Einkommen nach beruflicher Stellung, in den unbefristeten Stellen.

Auf den ersten Blick scheinen die positiven Interaktionseffekte der h6heren Angestellten-
und Beamtenebene mit der Befristung nicht kompatibel zu der Theorie der geschlossenen
Positionen zu sein. Hier scheint das Kompensationsargument beziehungsweise der Dispo-
sitionsansatz zuzutreffen. Geht man allerdings davon aus, daf3 nur persdnlich sehr befa-
higte Personen in die hdchste Leitungsebene vorstoRen, kann der Mehrverdienst als Hin-
weis daflr gewertet werden, dal3 sich in der Tat in offenen Positionen individuelle Lei-
stungen besser in Einkommen umsetzen lassen als in unbefristeten. Anders ausgedrickt:
Geschlossene Positionen schitzen auf unteren und mittleren sozialen Positionen vor
Einkommensverlusten, sie begrenzen aber eher die Einkommensmdéglichkeiten in héheren
Positionent?

2. Auch der Interaktionseffekt der Bildung mit der Befristung stiitzt eindeutig die Theo-
rie der geschlossenen Positionen: er ist negativ und gaohbichem Betrag. Mit
anderen Worten: Die Bildungsreturns fallen in befristeten Arbeitsstellen deutlich ge-

19 Dieser Effekt widerspricht im Gbrigen dem Effizienzlohnansatz. Dieser findet Lohnanreize vor allem fur
qualifizierte Arbeitsstellen wichtig, wo direkte Kontrollen der Arbeitsproduktivitat nur schwer vorgenommen
werden konnen. Gerade in den hoheren Positionen sollten sich Befristungen daher besonders bemerkbar
machen und eher zu geringeren Lohnen fihren, wahrend die Unterschiede in den unteren beruflichen
Stellungen geringer ausfallen soliten.
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ringer aus alsin unbefristeten. Bildungstitel bringen in offenen Positionen keine oder
nur geringe Renditen mit sich.

Das Muster der Einkommensgenerierung Ostdeutschlands ist mit dem Westdeutschlands

nahezu identisch.20 Gravierende Unterschiede bestehen allerdings in den Betrdgen der
Koeffizienten: Sie sind zum Teil bedeutend kleiner als in Westdeutschland, was darauf
hinweist, da3 Einkommensniveau wie Einkommensspreizung deutlich geringer ausfallen als
in Westdeutschland. Unabhangig davon aber finden wir die gleichen Relationen zwischen
den Koeffizienten, so dal alle Schluf3folgerungen uneingeschrankt auch hier zutreffen.

7. Zusammenfassung

Fassen wir die Ergebnisse zusammen, so laR3t sich vor allem eines feststellen: Befristung
und Ungleichheit scheinen keine lineare, sondern eine kurvilineare Assoziation aufzuwei-
sen, sowohl was die Effekte der Befristung auf die Arbeitseinkommen als auch die Muster
der Allokation auf befristete Arbeitsstellen betrifft.

Die Effekte der Befristung auf das Ausmal} sozialer Ungleichheit hdngt von der Position
der befristeten Stelle in der Hierarchie sozialer Ungleichheit ab. In unteren und mittleren
sozialen Lagen geht die Befristung von Arbeitsstellen durchweg mit Einkommensverlu-
sten einher: Die Bildungsreturns sind in befristeten Positionen geringer als in unbefriste-
ten, bei gleicher beruflichen Stellung sind die Einkommen in befristeten Arbeitsstellen
niedriger. In den hdéheren professionellen und Managementpositionen aber kann die Be-
fristung von Positionen sogar mit h6heren Einkommen verbunden sein.

Dies kann als Indiz dafur gewertet werden, da} die Einkommenschancen in Systemen
geschlossener Positionen eher von strukturellen, duReren Bedingungen abhangen und
weniger von individueller Motivation, Qualifikation und Leistung. In unteren und mittle-

ren sozialen Lagen resultiert dieser Mechanismus in einer Art Schutzfunktion fur die
Arbeitnehmer: Die unbefristete Stellung sichert ein durchschnittlich hohes Einkommen,
bei Wegfall dieser Sicherung ist mit Einkommensbenachteiligungen zu rechnen. In den
héheren Positionen aber wirken geschlossene Positionen eher als Korsett: Den Erwartun-
gen des Kompensationsarguments und des Dispositionsansatzes entsprechend wird der
Spielraum fir Einkommensverhandlungen eher eingeengt.

Dieser Relation zwischen Befristung und Einkommen entspricht das Muster der Alloka-
tion von Individuen auf befristete Positionen: Zum einen erhalten vor allem solche soziale

20 Der einzige Unterschied besteht darin, daf sich die Einkommen der Gastarbeiter von Anfang an nicht
signifikant von denen der Deutschen unterscheiden.
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Gruppen uberwiegend befristete Positionen, die in der Regel zu den typisch Benachtei-
ligten gerechnet werden: Frauen, Gastarbeiter und Personen ohne Berufsausbildung. Zum
anderen sind aber gerade auch hochqualifizierte Arbeitnehmer Uberproportional in befri-
steten Positionen zu finden.

Mechanismen der Einkommensgenerierung und Muster der Allokation zusammen resul-
tieren in einerPolarisierung sozialer Ungleicheit im Zuge von Deregulierungsmafinah-

men: Wahrend flr die typisch benachteiligten sozialen Gruppen das erhdhte Befristungs-
risiko ein zusatzliches Risiko des Einkommensverlustes birgt und somit die Flexibilisie-
rung des Arbeitsmarktes durch die Kumulation von Benachteiligungen méglicherweise
wirklich eine ,Talfahrt in die Armut* (M6ller 1988) mit sich bringt, erhalten die Hoch-
qualifizierten, die ebenfalls tGberproportional auf befristete Stellen allokiert werden, sogar
Chancen auf Einkommensgewinne.

Es wére interessant, die Entwicklung des Anteils befristeter Positionen nachzuzeichnen.
Eine solche Untersuchung kann mit dem Mikrozensus 1995 allein nicht durchgefuhrt
werden, aber drei der berichteten Resultate deuten auf eine Ausweitung der befristeten
Beschaftigung: Die Tatsache, daf’ vor allem Jiingere sich in befristete Arbeitsstellen be-
finden, daRR Stellenwechsler mit hoher Wahrscheinlichkeit nur noch eine befristete Stelle
erhalten und daf3 die Transformation in Ostdeutschland in hohem Malfe befristete Be-
schéftigung nach sich gezogen hat. Alle drei PhAdnomene deuten darauf hin, daf3 bei Neu-
einstellungen in hohem MafRe von der Befristung Gebrauch gemach?1V\Mit der
Ausweitung der befristeten Beschéftigung ist dann aber auch eine Zunahme der Einkom-
mensungleichheit zu erwarten: Wahrend die Einkommen in unteren und mittleren sozia-
len Lagen sinken, nehmen sie in den oberen Lagen tendenziell zu.
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Karriereverlauf fihren.
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DIE BILDUNGSBETEILIGUNG DEUTSCHER UND
AUSLANDISCHER JUGENDLICHER IN DER
BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND

REINER H. DINKEL, MARC LUY UND UWE LEBOK

er Beitrag untersucht mit den Daten des Mikrozensus 1995 die Determinanten der

Beteiligung deutscher und nicht-deutscher Jugendlicher an den Jahrgangsstufen 11-
13 der Gymnasien. Dabei werden bei den Jugendlichen ohne deutsche Staatsangehdrigkeit
die numerisch gréRten Herkunftsgruppen (Tirkei, ehemaliges Jugoslawien, EU und an-
dere) unterschieden. Die wichtigsten Determinanten sind die Bildungsabschliisse der
Eltern, der Generationenabstand und das Haushaltsnettoeinkommen. Nach Kontrolle aller
individueller Faktoren besitzt die Nationalitdt nach wie vor einen signifikanten Einflul3:
Waéhrend Jugendliche aus EU-Staaten oder der Gruppe der anderen Lander keine unter-
schiedliche Beteiligung gegeniiber deutschen Jugendlichen aufweisen, ist die Wahr-
scheinlichkeit eines Besuchs der Gymnasial-Oberstufe bei Jugendlichen aus dem ehemali-
gen Jugoslawien am niedrigsten und auch bei turkischen Jugendlichen signifikant redu-
ziert. Unter den auslandischen Jugendlichen ist der Bildungsabschlufl3 der Haushaltsbe-
zugsperson eine noch wichtigere Determinante als bei deutschen Jugendlichen. Die An-
teile der Erwachsenen mit erfolgreichem BildungsabschluR steigen allerdings bei allen
Nationalitdten deutlich. Jingere Erwachsene haben (auf3er bei Deutschen) im Durch-
schnitt zu einem wesentlich htheren Anteil einen SchulabschluB als Altere.

Employing the German microcensus of 1995 determinants of the attendance of high
school classes 11-13 are examined for German and non-German teenagers. Non-
Germans are subdivided into the largest nationality groups (Turkey, former Yugoslavia,
EU-countries and all other nationalities). The most important determinants are parental
education, the age difference between parents and child, and the household income. After
controlling for all individual variables nationality still has a significant influence: whereas

1 Die in diesem Beitrag vorgestellten Auswertungen wurden im Rahmen des von der Europai-
schen Kommission geforderten Forschungsprojektes EFFNATIS (Project No. SOE2-CT97-3055:
Effectiveness of integration strategies towards second generation migrant youth in a comparative
European perspective) gewonnen.
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teenagers from EU-countries and of all other nationalities show no difference to Germans
the probability of school attendance in classes 11-13 is smallest for teenagers from former
Yugoslavia, and is also significant reduced for Turkish nationals. For non-German teen-
agers parental education is even more important than for the Germans. The share of adults
with at least one finished educational degree isrising for al nationalities. Except of Ger-
mans in average the share of persons with at least one finished educational degree is
higher for younger than for older adults.

1. Einfiihrung

Seit der verstarkten Zuwanderung nichtdeutscher Personen in die Bundesrepublik setzt
sich die sozialwissenschaftliche Forschung in Deutschland verstérkt mit Fragen der Inte-
gration von Zuwanderern und ihren Nachkommen auseinander. Dabei sind wesentliche
Merkmale fur die Interpretation der Effizienz von Integrationsprozessen sogenannte
LStrukturelle Integrationsvariablen®, die neben der Erwerbsbeteiligung und den familialen
Strukturen vor allem Bildung und Ausbildung beinhalten (vgl. Schéneberg 1981). Die
bisherigen Erkenntnisse zu solchen Fragestellungen wurden allerdings fast ausschlief3lich
aus kleineren Stichproben und Panels gewonnen (Esser 1990a; Szydlik 1990; Seifert
1992; Buchel/Wagner 1996). Durch den seit 1998 freien Zugang zum Mikrozensus steht
aber der empirischen Sozialforschung nun ein Instrumentarium zur Verfligung, durch das
sich mittels Datenanalyse zahlreiche Aspekte zur strukturellen Integration von Ausléandern
in der Bundesrepublik anhand einer reprasentativen und vom Umfang her kaum zu tber-
bietenden Bevdlkerungsstichprobe erklaren lassen.

In der Literatur wurde vielfach auf die signifikanten Unterschiede in der Erwerbsbeteili-
gung von Ausléandern und Deutschen hingewiesen (Bach 1987; Thon 1987; Szydlik 1990;
Werner 1993; Fassmann/Munz/Seifert 1997). Auslander weisen Uber alle Nationalitaten,
fur jede Altersgruppe und fiir jedes Geschlecht hdhere Arbeitslosenquoten auf als Deut-
sche. Daruber hinaus bestehen auch deutliche Unterschiede zwischen den in der Bundes-
republik lebenden Ausléndergruppen (Baker/Lenhardt 1991; Bender/Seifert 1996; Szydlik
1996). Insbesondere von jungen turkischen Arbeitnehmern ist bekannt, dal3 sie auf dem
fachspezifischen Arbeitsmarkt unter- und auf dem ,unstrukturierten* Arbeitsmarkt ohne
besondere Bildungsvoraussetzungen Uberreprasentiert sind (vgl. Seifert 1992; Ben-
der/Karr, 1993; Bender/Seifert, 1996). In zahlreichen Veroffentlichungen wurde die un-
glnstigere Berufsposition von Ausléndern als Folge von Bildungsbenachteiligung erklart
(Alba/Handl/Muller 1994; Seifert 1995). Da die zukiinftige Erwerbsbeteiligung und die
damit verbundene soziale Stellung von Ausléndern - wie auch bei Deutschen - im we-
sentlichen von der schulischen Bildung abhangt, soll sich der vorliegende Beitrag aus-
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schlieBlich auf die Analyse von Unterschieden zwischen Deutschen und Ausléndern in
der gegenwartigen und bereits abgeschlossenen schulischen Ausbildung beschréanken.

Dal3 Kinder von Auslandern im deutschen Schulsystem weniger erfolgreiche Resultate
erzielen als ihre gleichaltrigen deutschen Mitschiler, wurde mehrfach empirisch belegt
(Boos-Nunning 1983, 1994; Esser 1990; Kohler 1992; Seifert 1992). Gleichwohl ist aus
vergangenen Untersuchungen bekannt, dafl neben der herkunftsbezogenen Betrachtung
(Nationalitat bzw. ethnische Zugehérigkeit) auch der generationsspezifische Kontext zu
bertcksichtigen ist, bevor auf eine Diskriminierung der ausléandischen Kinder gegeniber
gleichaltrigen Deutschen in Schule und Berufsausbildung geschlossen wird (vgl. Esser
1990b). In einer Veréffentlichung von Alba/Handl/Miiller (1994) wurde explizitedie

nische Ungleichheit im bundesdeutschen Bildungssystem untersucht. In dieser Untersu-
chung, die auf Auswertungen des Mikrozensus aus dem Jahre 1989 basiert, konnte vor
allem die Benachteiligung ausléndischer Kinder im bundesdeutschen Schulsystem deut-
lich gemacht werden, die auch nach Kontrolle verschiedener Variablen der sozio6konomi-
schen Herkunft und Generationenzugehdrigkeit bestehen bleibt. Nach ihren Untersuchungs-
ergebnissen besuchten ltaliener, Turken und Jugoslawen gegenuber deutschen Kindern
haufiger eine Hauptschule und verlassen haufiger des Bildungssystem ohne Lehrabschluf3.

Im folgenden soll auf der Grundlage der anonymisierten 70%-Unterstichprobe des Mikro-
zensus 1995 untersucht werden, ob die fir 1989 festgestellten Unterschiede in der Bil-
dungsbeteiligung zwischen Deutschen und den zahlenmaRig gro3ten Ausléandergruppen,
den Staatsbirgern der Turkei, des ehem. Jugoslawien, ltaliens, Griechenlands und der
sonstigen EU-Mitgliedslander, auch im Jahr 1995 noch Bestand hatten. Da sich die ge-
nannten Bevdlkerungsgruppen auch im Jahr 1995 bis auf wenige Ausnahmen auf das
Gebiet der alten Bundeslander und Berlin konzentrieren, bleiben in den folgenden Be-
rechnungen die neuen L&nder unberiicksichtigt. Nach Einschrankung der Untersuchungs-
gesamtheit auf das Gebiet der alten Bundeslander und auf Privathaushalte reduziert sich
der Stichprobenumfang auf 416.984 Falle, wovon 7,5 Prozent eine nichtdeutsche Staats-
blrgerschaft besitzen. Eine gewisse ,Trendaussage” kdnnte aus den Querschnittsergebnis-
sen des Mikrozensus 1995 dann gewonnen werden, wenn sich der Anteil der Personen
mit Bildungsabschlu3 bzw. héheren Bildungsabschlissen (insbesondere Abitur) fur die
jungeren Altersgruppen gegenuber den &lteren deutlich erhéht hatte. Deshalb werden im
ersten Abschnitt der Untersuchung Unterschiede in den Bildungsabschliissen von Aus-
landerinnen und Ausléndern verschiedener Altersgruppen den entsprechenden Werten der
deutschen Staatsburger gegenubergestellt. Zumindest im Ansatz lassen sich dadurch
kohortenspezifische Aussagen treffen.
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Bel einer Verbesserung des Ausbildungsniveaus der jungen Erwachsenen nichtdeutscher
Nationalitéat wére fur die Zukunft zu erwarten, daf auch ihre bereits oder in Zukunft gebo-
renen Nachkommen bessere Bildungschancen besitzen. Ein besonderes Anliegen der
vorliegenden Untersuchung ist folglich auch die Darstellung von Unterschieden in der
aktuellen Bildungsbeteiligung von deutschen und auslandischen Jugendlichen (differen-
ziert nach der nationalen Herkunft). Zudem wird in diesem Beitrag in gewisser Weise
auch zu den von der Bundesregierung angefiihrten Grunden fiir die Einfuhrung einer
doppelten Staatsbirgerschaft Stellung genommen, indem mit den Mikrozensusdaten
analysiert wird, ob die Unterschiede in der Bildungsbeteiligung auch noch fur ,gemischt-
nationale* Kinder (= deutsche Kinder mit mindestens einer nichtdeutschen Haushaltsbe-
zugsperson) Bestand haben. Die einzelnen deskriptiv gewonnenen Ergebnisse werden
abschlielRend mittels multivariater Regressionsmodelle bei Kontrolle durch andere Fakto-
ren der Situation in den jeweiligen Privathaushalten tberpruft.

2. Unterschiede in den Bildungsabschliissen von Deutschen
und Auslédndern - ein Kohorteneffekt?

Im Mikrozensus wird sowohl die aktuelle Bildungsbeteiligung als auch der letzte
Schulabschluf3 abgefragt. Wéahrend es sich bei der Analyse der aktuellen Bildungsbeteili-
gung um Personen handelt, die sich im Augenblick im Ausbildungssystem befinden, kann
mit der Frage nach dem letzten Bildungsabschlufd geklart werden, welches Bildungsni-
veau bei allen Erwachsenen bis zum Zeitpunkt der Befragung bereits erreicht wurde.
Diese Angabe ist in der Mikrozensus-Erhebung 1995 freiwillig, was aus Griinden der
sozialen Erwinschtheit zu einer selektiven Nichtbeantwortung dieser Items fihren kann
(Esser/Grohmann et al., 1989; Riede/Emmerling, 1994). Gleichwohl kann durch die al-
tersspezifische Analyse der héchsten Bildungsabschliessgy werden, welche zeitli-

chen Veréanderungen zwischen einzelnen Personen- und Altersgruppen stattfanden. Eine
solche Darstellung impliziert eine kohortenspezifische Interpretation der Ergebnisse. Es
mul3 aber einschrankend angemerkt werden, daf3 eine jahrgangsbezogene Aussage auf der
Grundlage altersspezifischer Schulabschluquoten des Mikrozensus 1995 eigentlich nur
dann zul&ssig ist, wenn auch in den entsprechenden Geburtsjahrgdngen vorangegangener
Mikrozensuserhebungen vergleichbare Ergebnisse berechnet wurden. Hat sich beispiels-
weise eine Auslanderpopulation aufgrund selektiver Zu- und Abwanderung in der Struk-
tur zwischen zwei Mikrozensen veréndert, kann dies auf einzelnen Altersstufen zu deutli-
chen Verzerrungen in der relativen Zusammensetzung der Personen nach unterschiedli-
chen Schulabschliissen fiihren.
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In den Abbildungen 1a und 1b werden zunéchst die Anteile deutscher Manner und Frauen
mit mindestens einem Schulabschlul? in den alten Landern fiir jedes Einzelalter ab Alter
18 mit den entsprechenden Angaben der drei haufigsten Auslandergruppen verglichen. Im
Mikrozensus kann nicht danach differenziert werden, ob es sich bei den Deutschen um in
Deutschland geborene oder spéter in die Bundesrepublik zugezogene Aussiedler oder um
eingebirgerte ehemalige Auslédnder handelt. Auch wenn die Unterscheidung zwischen
Aussiedlern und hier geborenen Deutschen fiir Fragen der Bildungsforschung aufschluf3-
reich ware, kann man hier durch den Mikrozensus keine Antworten finden. Die Auslan-
derpopulation wird in Abbildung 1 fir beide Geschlechter nach der Personengruppe mit
turkischer Staatsbirgerschaft (Turken und Kurden), mit einer Staatsbirgerschaft eines
Mitgliedslandes der EU (ohne Deutschland) sowie mit einer Staatsbirgerschaft einer der
Nachfolgerepubliken des ehemaligen Jugoslawiens (Slowenien, Kroatien, Bosnien und
Herzegowina, Makedonien, Bundesrepublik Jugoslawien) unterschieden. Die genannten
drei Bevolkerungsgruppen bilden dabei das Gros der nichtdeutschen Bevélkerung in den
alten Bundeslandern (78,8 Prozent).

In Abbildungen 1a und 1b ist unschwer zu erkennen, daf? nach wie vor bei den unter-
suchten Auslandergruppen ein deutlich héherer Prozentsatz an Mannern und Frauen ohne
Schulabschluf3 ins Erwerbsleben eintreten. Sowohl bei Deutschen als auch bei Auslandern
nahm aber der Anteil der Personen ohne Schulabschluf3 mit den Geburtsjahren ab. Von
den vor 1950 geborenen deutschen Méannern lag der Anteil der Personen mit mindestens
einem Schulabschlufd bereits bei mehr als 95 Prozent. Bei deutschen Frauen ist dagegen
eine deutlichere Verbesserung zu erkennen: Wahrend von den befragten Frauen im Alter
60 und Aalter noch knapp zehn Prozent ohne Schulabschlu waren, reduzierte sich der
Anteil bei den Frauen der Geburtsjahrgange 1970 bis 1975 (die Altersgruppe 20 bis 25 im
Jahre 1995) auf nur noch etwa funf Prozent.

Fur alle Auslandergruppen ging der Anteil der Personen ohne Schulabschlul? mit dem Ge-
burtsjahrgang ganz erheblich zuriick. Im Mikrozensus 1995 handelt es sich bei den zahlen-
maRig wenigen betagten Ausléndern in erster Linie um die noch im Jahre 1995 im friheren
Bundesgebiet lebende ,erste Generation® der friiheren ,Gastarbeiter”, die vor allem aus den
sudlichen EU-Landern, dem ehemaligen Jugoslawien und der Turkei ins Land geholt wur-
den. Die 20- bis 30jahrigen Auslander stellen ein Mix aus Kindern der ersten und zweiten
Auslandergeneration sowie jungen nach 1973 eingereisten Zuwanderern (u.a. vormals im
Herkunftsland lebende Kinder der Gastarbeiter, Asylbewerber) dar. Zwischen den Auslan-
derpopulationen bestanden und bestehen immer noch gravierende Unterschiede in den
Anteilen der Personen mit Schulabschluf3. Dabei weisen Manner und Frauen mit tiirkischer
Staatsburgerschaft tber alle Altersstufen hinweg die niedrigste SchulabschluR3quote auf.
Zwar hatte sich der Anteil der Personen mit Schulabschluf? auch bei den jungen turkischen
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und kurdischen Mannern deutlich gegenuliber alteren Mannern verbessert. Im Jahre 1995
besalRen aber immer noch rund 20 Prozent der 20- bis 25jahrigen Manner und rund 25 Pro-
zent der 20- bis 25jahrigen Frauen tirkischer Staatsbirgerschaft keinen Schulabschluf3. Die
verglichen mit den M&nnern relativ hohen Werte der Frauen resultieren u.a. auch aus dem
relativ niedrigen Heiratsalter tiirkischer Frauen (vgl. Dinkel/Lebok/Luy 1999).

Kaum erkennbare Unterschiede in den Anteilen der Manner und Frauen mit Schulab-
schluf3 bestehen zwischen Staatsburgern des ehemaligen Jugoslawien und Birgern der
EU-Mitgliedsstaaten. Sowohl bei Mannern als auch bei Frauen wurden fir die meisten
Altersstufen (,Jahrgédnge“) vergleichbare AbschluRquoten erreicht. Nur in der Alters-
gruppe der 20- bis 30jahrigen weichen vor allem ,jugoslawische* Frauen deutlicher von
den sonstigen EU-Burgerinnen ab. Der niedrigere Anteil bei Frauen mit einer Staatsbur-
gerschaft aus einem der Nachfolgestaaten des friiheren Jugoslawiens kdnnte sich fir diese
Altersgruppe als Verzerrung interpretieren lassen, die aus der Uberhdhten Aufnahme von
bosnischen und kroatischen Burgerkriegsflichtlingen im Zeitraum 1993 bis 1995 resul-
tiert (vgl. Lederer 1997). Mit dem Mikrozensus kann diese Aussage nicht geklart werden.
Immerhin sind 34,9 Prozent aller im Mikrozensus 1995 erfaf3ten Personen aus dem ehe-
maligen Jugoslawien erst in den Jahren 1992 und spéter in die Bundesrepublik eingereist.
In dieser Bevolkerungsgruppe durften sicherlich zu einem erheblichen Anteil Asylbewer-
ber und Burgerkriegsfliichtlinge enthalten sein.

Die bisherigen Ergebnisse sind in den Tabellen 1a und 1b anschaulich zusammengefalit.
Entsprechend der bisherigen Erkenntnisse wurden die einzelnen Bevolkerungsgruppen in die
Altersgruppen der 25- bis 34jéhrigen, der 35- bis 44jahrigen sowie der 45- bis 55jahrigen
aufgespalten. Die Zusammenfassung in Altersgruppen erlaubt vor allem auch, durch Nor-
malverteilungsapproximation Konfidenzintervalle anzugeben. In den nachfolgenden Tabel-
len werden die 95%-igen Konfidenzintervalle aus der Binomialverteilung errechnet, die fir
relativ viele der errechneten Werte anzeigen, dal} die Fallzahlen in den einzelnen Untergrup-
pen selbst im Mikrozensus derart klein werden kénnen, dal statistisch signifikante Aussagen
nicht mehr mdglich sind.
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Abbildung 1a: Anteil der Personen mit mindestens einem Schulabschlu
in den alten Bundeslandern, Manner
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Abbildung 1b: Anteil der Personen mit mindestens einem SchulabschluB in
den alten Bundesldndern, Frauen
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Tabelle 1a: Anteil der Personen mit SchulabschluB nach Nationalitat und
Altersgruppen, Manner

25-54 25-34 35-44 45-54

Nationalitat in % 95%-ClI in % 95%-Cl| in% 95%-CGl in% 95%-C|

Deutsche 953 95,1-955 956 953-958 95,1 94,8954 953 95,0195,6
Turken 729 71,1-744 79,2 76,8-81/5 73,9 70,0-Y7,7 61,6 57,9-p5,2
ehem. Jugoslaw. 84,1 82,1-86{1 84,0 80,5-87,5 88,6 852-91,9 81,1 77,8-84,5
ltaliener 78,6 759-814 836 79,4-87(7 775 72,8-82,2 74,1 68,7-9,4
Griechen 849 81,7-88,2 87,5 83,0920 856 79,6-91,6 80,6 74,0487,1
Uibrige EU 90,8 89,0925 93,9 91,5964 89,5 86,1-2,8 88,6 85,3191,9
Sonstige 83,5 81,8-852 84,4 819-869 84,1 81,2486,9 80,5 76,5{84,5

Quelle: bei allen folgenden Tabellen und Grafiken: Mikrozensus 1995

Tabelle 1b: Anteil der Personen mit SchulabschluB nach Nationalitat und
Altersgruppen, Frauen

25-54 25-34 35-44 45-54

Nationalitat in % 95%-ClI in % 95%-Cl| in% 95%-Cl in% 95%-C|

Deutsche 94,9 94,7951 953 95,0-956 94,8 94,5951 94,6 94,3194,9
Turken 59,3 57,1614 70,1 67,1-73,0 55,0 51,1-59,0 46,7 42,7-p0,7
ehem. Jugoslaw. 79,0 76,7-81}2 816 77,6-855 82,2 78,8-856 73,0 68,8-77,3
ltaliener 73,0 69,3-76,4 81,0 75,9-86,1 685 62,0-Y51 656 57,5-73,8
Griechen 81,6 77,9-853 88,2 834-930 828 75,8-89,7 72,3 64,9{79,8
Uibrige EU 90,5 88,8-92,3 92,0 89,2-94,7 89,6 86,5-p2,8 89,9 86,793,1
Sonstige 81,8 80,0-83,6 81,6 78,9-84,2 81,6 78,6484,7 82,7 78,6186,8

Uber alle Altersstufen hinweg haben rund 95 Prozent aller Deutschen im Mikrozensus
1995 mindestens einen Schulabschluf3. Auch Staatsbirger der Ubrigen EU, die sich nach
der gesonderten Betrachtung der Italiener und Griechen Uberwiegend aus Spaniern, Por-
tugiesen und Osterreichern zusammensetzen, haben zu iiber 90 Prozent einen Schulab-
schluf3. Von den in Privathaushalten lebenden mannlichen Staatsbiirgern des ehemaligen
Jugoslawiens und Griechenlands erwarben nach den Resultaten der Mikrozensuserhebung
1995 rund 85 Prozent mindestens einen Schulabschluf3. Ungunstiger stellt sich die Situa-
tion fur Manner aus den Ubrigen Staaten der Welt (einschlieBlich Staatenlose) sowie flr
mannliche Staatsbirger Italiens und der Turkei dar. Den gegenuber allen anderen Bevol-
kerungsgruppen signifikant niedrigsten Anteil an Schulabschlissen weisen M&nner mit
turkischer Staatsburgerschaft auf, bei denen die SchulabschluRquote in der Altersgruppe
45 bis 54 nur bei rund 62 Prozent lag. Bei den 25- bis 34jahrigen M&nnern tirkischer
Staatsbirgerschaft ist sie aber immerhin auf 79 Prozent angestiegen.

Auch fir Frauen gilt ein ahnliches Ergebnis wie fir Manner. Neben Deutschen und Biir-
gerinnen der restlichen EU, von denen mehr als 90 Prozent einen Schulabschlufd erwar-
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ben, unterscheiden sich vor allem Frauen mit turkischer Staatsbirgerschaft von allen an-
deren nationalen Gruppen. Weniger als 60 Prozent der im Jahre 1995 in der Bundesrepu-
blik lebenden Tirkinnen und Kurdinnen im Alter 25 bis 54 hatten einen Schulabschluf3
erworben. Auch die Differenz zwischen den Geschlechtern ist unter der tirkischen Wohn-
bevdlkerung in Deutschland weitaus grof3er als bei allen anderen Bevolkerungsgruppen.

Annliche Ergebnisse lassen sich auch erwarten, wenn der Anteil der Personen mit Abitur
oder Fachabitur betrachtet wird. Analog zu Abbildungen 1a und 1b werden in den Abbil-
dungen 2a und 2b die Anteile der Personen mit Abitur bei Mannern und Frauen deutscher,
ehemals jugoslawischer und tirkischer Staatsbirgerschaft sowie bei Mannern und Frauen der
restlichen EU-Staaten ohne die Bundesrepublik verglichen. Deutsche weisen den mit
Abstand hochsten Anteil an Personen mit Hochschul- bzw. Fachhochschulreife auf, wobei
die noch in den 1970er Jahren bestehenden geschlechterspezifischen Unterschiede zwischen
Mé&nnern und Frauen inzwischen (vgl. Altersstufen 35 bis 54) verschwunden sind. In der
Altersgruppe der 20- bis 25jahrigen haben mehr als 35 Prozent der Deutschen das Abitur
oder Fachabitur. Bei den hier lebenden ,EU-Auslandern® liegt zumindest bei den Frauen der
Anteil mit Abitur in allen Altersstufen &hnlich hoch wie bei deutschen Frauen.

Sowohl bei auslandischen Mannern als auch bei auslandischen Frauen nimmt mit zuneh-
mendem Alter der Anteil der Personen mit einem Abitur als Schulabschluf? deutlich ab.
Wird von fallzahlbedingten Schwankungen abgesehen, folgen EU-Auslander und Jugo-
slawen ungeféhr der Entwicklung der deutschen Population, wenn auch von einem nied-
rigeren Ausgangsniveau aus. Die mit Abstand niedrigsten Anteile der Personen mit Abitur
oder Fachabitur weisen dabei turkische Frauen auf. lhr Anteil hat sich allerdings von
Werten nahezu Null fir die Kohorten 1950 und friher (Altersgruppen 45 und Aalter in
Abbildung 2b) auf Werte um funf Prozent in den Jahrgangsstufen 1965 bis 1975 erhoht.
Dennoch haben auch fur junge Erwachsene tirkische Staatsbirgerinnen im Jahr 1995
immer noch deutlich seltener das Abitur abgelegt als tirkische Manner (vgl. Abbildungen
2a und 2b).
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Abbildung 2a: Anteil der Personen mit Abitur in den alten Bundeslandern,
Méanner
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Abbildung 2b: Anteil der Personen mit Abitur in den alten Bundeslandern,
Frauen
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Erneut fallt bei Jugoslawen und Jugoslawinnen in der Altersstufe 20 bis 30 auf, dal
scheinbar eine Unterbrechung einer in den Altersstufen zuvor beobachtbaren Entwicklung
zustande kam. Auch in diesem Fall ist der vergleichsweise niedrige Anteil der jugoslawi-
schen Manner und Frauen mit Abitur oder Fachabitur auf die Vermischung der Population
mit Burgerkriegsflichtlingen zurtckzufiihren. Wird nur die Bevdlkerungsgruppe der
Jugoslawen beriicksichtigt, die nicht nach 1992 in die Bundesrepublik eingereist ist, kann
zumindest ndherungsweise bestimmt werden, wie hoch der Anteil an Abiturienten ohne
Biurgerkriegsfliichtlinge ist. Tatséchlich errechnet sich fur alle ,Jugoslawen” im Alter 25
bis 54, die bereits vor 1993 in der Bundesrepublik lebten, ein signifikant héherer Anteil
der Personen mit Abitur (17,4 Prozent mit einem 95%-Konfidenzintervall (Cl) zwischen
16,6 - 18,2). Von den Personen, die 1993 oder spater aus dem friheren Jugoslawien in die
alten Bundeslander zuzogen, hatten nur 11,1 Prozent (95%-Cl: 8,9 - 13,3) die Schulaus-
bildung mit Abitur abgeschlossen.

Tabelle 2a: Anteil der Personen mit Abitur nach Nationalitidt und
Altersgruppen, Frauen

25-54 25-34 35-44 45-54
Nationalitat in % 95%-ClI in % 95%-Cl| in% 95%-CGl in% 95%-Cl
Deutsche 15,7 15,4-16,0 23,5 23,0-24,0 149 14,4154 8,2 7,8-8,6
Turken 2,6 1,9-3,4 3,8 2,3-5,3 22 1,0-313 1,6 0,4-2,8
ehem. Jugoslaw. 7,8 6,2-9,3 12,2 8,8-156 7,0 4,9{9,2 3,2 1,1-5,4
ltaliener 9,0 6,4-11,5 12,0 7,6-16,4 56 2,092 8,0 2,9-13,0
Griechen 7,0 4,4-9,6 14,7 8,6-20,9 4,3 0,9-1,7 1,7 0,04,1
Uibrige EU 28,4 25,6-31,3 32,9 28,0-37,7 27,7 23,2-32,1 22,8 17,5-28,2
Sonstige 38,3 35,8-40,8 398 36,3-43,3 37,5 33,1419 34,7 28,3411

Auch bei Mannern ergibt sich ein ahnliches Bild in den Anteilen der Personen mit Abitur
nach der nationalen Zugehdorigkeit. Die hdchsten Anteile weisen Birger der restlichen EU
und alle Auslander sonstiger Herkunft auf (vgl. Tabelle 2b). An zweiter Stelle folgen Uber
alle Altersstufen (wie auch fir jede einzelne Altersstufe) Manner mit deutscher Staats-
biirgerschaft. Nach den Deutschen weisen Griechen und Birger des ehemaligen Jugosla-
wiens die nachst hoheren Anteile an Personen mit Abitur als Schulabschluf? auf. Wie bei
den Frauen schneiden auch bei den Mannern die Turken am ungunstigsten ab. Auch hier
ist aber bereits ein allmahlicher Anstieg des Anteils der Personen mit Abitur hin zu den
jungeren Altersstufen zu beobachten.

Tabelle 2 differenziert analog zu Tabelle 1 die Anteile der Personen mit Abitur nach

Geschlecht, Altersgruppen und erweitertem Nationalitatenschliissel. Uber alle Altersstu-
fen der Altersgruppe 25 bis 54 weisen Frauen einen deutlich geringeren Anteil an Perso-
nen mit Abitur auf als Manner. Diese Aussage laf3t sich flir nahezu alle Nationalitaten-
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gruppen gleichermalen anwenden. Die geschlechterspezifischen Unterschiede gingen
aber bei Deutschen, Griechen, Italienern und Tirken mit den einzelnen Jahrgangsgruppen
zurlick. Hoher als bei deutschen Frauen lag der Anteil der Personen mit Hochschulreife
bei Birgerinnen der restlichen EU sowie Birgerinnen aller anderen Lénder der Welt.
Insbesondere fir die letztgenannte Bevdlkerungsgruppe darf angenommen werden, dal3 es
sich schwerpunktméaRig um ,Bildungsmigranten* handelt. Bei Turkinnen hatte sich der
Anteil an Frauen, welche die Schule mit Abitur abschlossen, kaum nennenswert erhoht.
Auch 1995 lag in der Altersstufe 25 bis 34 der Anteil der Turkinnen mit Abitur weit
hinter allen anderen in der Tabelle aufgefiihrten Bevolkerungsgruppen zurtick.

Tabelle 2b: Anteil der Personen mit Abitur nach Nationalitidt und
Altersgruppen, Manner

25-54 25-34 35-44 45-54

Nationalitét in % 95%-ClI in % 95%-Cl| in% 95%-Gl in% 95%;Cl
Deutsche 27,0 26,6-27,3 31,9 31,4-325 26,9 26,475 208 20,2-21,3
Tlrken 6,8 5,8-7,9 7,9 6,3-9,5 8,7 6,2-11,2 37 2,2-51
ehem. Jugoslaw. 10,1 8,4-11,7 16,0 12,5-19,5 10,9 7,7141 4,7 2,8-6,5
ltaliener 6,3 4,7-7,9 8,2 51-11,3 6,2 3,4-89 4,1 1,7-6,6
Griechen 13,8 10,7-17, 18,8 13,4-24,1 136 7,7-195 6,9 2,7{111
Ubrige EU 31,5 28,6-34,3 38,9 339439 294 2458344 256 21,0-30,1
Sonstige 39,7 37,4419 39,2 359-426 40,8 37,0444,6 38,7 33,8-43,6

3. Unterschiede der gegenwartigen Bildungsbeteiligung bei
deutschen und nichtdeutschen Bevélkerungsgruppen

Neben der Betrachtung des hdchsten erreichten Bildungsabschlusses ermdglicht der Mi-
krozensus auch eine Analyse der aktuellen schulischen Ausbildungsverhaltnisse. Im vorheri-
gen Abschnitt zeigte sich, daR die Bildungsunterschiede zwischen Deutschen und Nichtdeut-
schen sukzessive geringer werden, je junger die betrachteten Personengruppen sind. Da von
jeder der in den befragten Haushalten lebenden Personen die Staatsangehdrigkeit bekannt ist,
kénnen aus der Gruppe der Deutschen zusatzlich Personen ausdifferenziert werden, die
mindestens ein nichtdeutsches Elternteil besitzen. Auf diese Weise erhalt man die Bevdlke-
rungsgruppe von Kindern aus Mischehen bzw. von Kindern nichtdeutscher Herkunft mit
deutscher (oder doppelter) Staatsburgerschaft. Die Betrachtung der Bevolkerungsgruppe
.Deutsche mit nichtdeutscher Haushaltsbezugsperson® ist allerdings nur im Schulalter
mdoglich, da ihre Mitglieder nur tber die im selben Haushalt lebenden Eltern bestimmt wer-
den koénnen. Das hat zur Folge, daR die Mitglieder dieser Teilpopulation in einem Alter, in
dem die betreffenden Personen bereits einen eigenen Haushalt fiihren, nicht mehr als solche
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zu identifizieren sind. Neben der Gruppe der Personen mit nichtdeutscher Staatsbiirgerschaft
werden im weiteren zusatzlich jene Personen ausdifferenziert, die bereits in Deutschland
geborenen wurden. In Anlehnung an Alba/Handl/Muller (1994) wird diese Gruppe noch
erganzt um die Personen mit nichtdeutscher Staatsbirgerschaft, die vor Vollendung ihres
funften Lebensjahres nach Deutschland zugewandert sind.

Bei Betrachtung des gegenwartigen Grundschulbesuchs zeigen sich zwischen den drei
untersuchten Bevdlkerungsgruppen - also den Deutschen mit nichtdeutscher Haushaltsbe-
zugsperson, den in Deutschland geborenen und bis Alter vier zugewanderten Auslandern
und den nach Alter vier zugewanderten Nichtdeutschen - keinerlei statistisch signifikante
Unterschiede zur deutschen Referenzbevdlkerung. Der Anteil der Grundschulbesucher
liegt in der Altersgruppe 7-9 bei allen vier Bevdlkerungsgruppen zwischen 94 und 98
Prozent, im Alter acht betragt der Anteil bei allen Teilpopulationen 100 Prozent.

Fur die Mittelstufe 143t der Mikrozensus 1995 keine differenzierte Untersuchung zu, da
hier Hauptschule, Realschule und Gymnasium in einer Kategorie ,Klassenstufe 5-10“
zusammengefallt sind. Dagegen kdnnen gegenwartige Besucher der ,Klassenstufe 11-13“
nur Schiler der Gymnasial-Oberstufe sein. Das ermdglicht einen nach den vier Bevdlke-
rungsgruppen getrennten Vergleich der Besucher dieser Klassenstufen mit allen tbrigen
Personen fir die Altersgruppe 16 bis 20. Eine weitere Einengung der betrachteten Alters-
stufen ist an dieser Stelle aufgrund zu geringer Fallzahlen nicht méglich. Aus den in
Tabelle 3 dargestellten Ergebnissen geht hervor, da? bei Mannern und Frauen der Anteil
der Oberstufenschiiler sowohl bei den in Deutschland geborenen und bis Alter 4 zuge-
wanderten als auch den spéter zugewanderten Nichtdeutschen signifikant unter dem der
deutschen Referenzbevdlkerung liegt, wobei sich diese beiden Bevolkerungsgruppen
selbst nicht statistisch signifikant unterscheiden. Die Bereiche der 95%-Konfidenzinter-
valle Uberlappen sich sowohl bei Frauen als auch bei M&nnern, liegen aber deutlich au-
Rerhalb des Konfidenzintervalls fiir die deutsche Bevdlkerung. Dagegen besteht zwischen
den Gruppen der Deutschen mit nichtdeutscher Haushaltsbezugsperson und den tbrigen
Deutschen kein statistisch signifikanter Unterschied.

Es ist allerdings fraglich, ob die hohe Oberstufenbeteiligung der Deutschen mit nichtdeut-
scher Haushaltsbezugsperson auf den Besitz der deutschen Staatsbirgerschaft zuriickzu-
fuhren ist. Sie kdnnte auch auf das Vorhandensein eines deutschen Elternteils und die
damit verbundene deutschsprachigen Erziehung zuriickgehen. So fuhrten u.a. Schéneberg
(1981) oder Esser (1990b) aus, dal} die Beherrschung der deutschen Sprache unter Um-
sténden sogar die entscheidende Variable fur Bildungsbeteiligung sein kénnte. In bezug
auf die augenblickliche politische Diskussion um das deutsche Staatsbuirgerschaftsrecht
ist aber die Erkenntnis, daf? Kinder mit mindestens einem nichtdeutschen Elternteil und
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Besitz der deutschen Staatsbuirgerschaft im Vergleich zu Gleichaltrigen mit auslandischer
Staatsangehorigkeit zu deutlich héheren Anteilen in der Oberstufe vertreten und damit
wesentlich besser ins deutsche Schulsystem integriert sind, ein ausgesprochen interessan-
tes Ergebnis. Allerdings darf dabei nicht vergessen werden, daf? die Gruppe der Deutschen
mit nichtdeutscher Haushaltsbezugsperson die einzige der vier untersuchten Personen-
gruppen ist, bei der ausschlie3lich solche Personen eingeschlossen sind, die noch im
elterlichen Haushalt leben. Das legt die Vermutung nahe, dal? der tatsachliche Anteil von
Oberstufenschilern geringer ausfallen durfte, wenn bereits selbstandig lebende Personen
mit analysiert werden kdnnten.

Tabelle 3: Anteil der Oberstufenschiiler im Alter 16-20 Jahren nach
Deutschen und Nichtdeutschen

Manner Frauen
Personengruppe in % 95%-ClI in % 95%-ClI
Deutsche 22,9 22,0-23,8 26,2 252-271
Deutsche mit nichtdeutscher HHBP 28,2 20,3 - 36/0 29,7 21,2 - 88,3
Nichtdeutsche, in D geb. oder Einreisealter < 5 13,6 8,9-18,2 12,8 8,2-175
Nichtdeutsche, Einreisealter >= 5 11,9 10,0 - 14)0 13,2 11,2 -15,2

4. Nationalititenspezifische Unterschiede im gegenwartigen

Besuch der Oberstufe
Fur einen Vergleich des Oberstufenbesuchs der zahlenmafig gré3ten Nationalitatengrup-
pen wird die betrachtete Personengruppe auf die fiir die Klassenstufen 11-13 relevantesten
Altersstufen 17 bis 19 reduziert und die Variable ,Besuch der Oberstufe” fiir Deutsche,
Turken, Staatsangehorige des ehemaligen Jugoslawien sowie aller EU-Mitgliedsstaaten
(auRBer Deutschland) und die Gruppe aller sonstigen Staaten bzw. Staatenlose untersucht.
Aus Tabelle 4 geht hervor, dal3 bei allen Nationalitdtengruppen der Anteil der weiblichen
Oberstufenschiler iber dem der mannlichen liegt. Bei den Staatsangehérigen des ehema-
ligen Jugoslawien setzt sich der bereits festgestellte Abfall der Anteile der jingeren Per-
sonen mit Abitur bis zum gegenwartigen Schulbesuch fort. Der Anteil der gegenwartigen
Oberstufenbesucher im Alter 17 bis 19 betragt bei den Mannern aus dem ehemaligen
Jugoslawien nicht einmal acht Prozent. Auch bei den Frauen weist die Gruppe der Jugo-
slawen mit 9,1 Prozent den niedrigsten Anteil von Schiilerinnen in den Klassenstufen 11-
13 auf. Die Anteile der jugoslawischen Bevolkerungsgruppe liegen statistisch signifikant
unter denen der Ubrigen Nationalitdten mit Ausnahme der tirkischen Bevolkerung.
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Tabelle 4: Anteil der Oberstufenschiiler im Alter 17-19 Jahren nach

Staatsangehorigkeit
Méanner Frauen

Nationalitat in % 95%-ClI in % 95%-ClI
Deutsche 30,0 28,8 -31,3 349 335-36,2
Tirken 12,9 9,3-16,6 13,3 9,8-16,8
Ehemaliges Jugoslawien 7,7 3,6-11,8 9,1 4,7-13,5
EU-Mitgliedsstaaten (ohne Deutschland) 21,1 14,4 - 27,7 26,2 19,1 -133,3
Sonstige 20,3 13,4-27,2 235 15,2-318

Im weiteren soll nun untersucht werden, ob die in Tabelle 4 festgestellten nationalitaten-
spezifischen Unterschiede auch bei Kontrolle von anderen soziostrukturellen Faktoren
bestehen bleiben, deren Einflul} auf die Bildungsbeteiligung der Kinder bereits bekannt ist
(vgl. u.a. Baker/Lenhardt 1988; Esser 1989, 1990b; Biichel/Wagner 1996). Um beim
Vergleich der 17- bis 19jahrigen Oberstufenbesucher mit den ubrigen Personen dieser
Altersgruppe bei einigen Variablen eine Verzerrung verschiedener Variablen zu vermei-
den, werden ausschlieflich in elterlichen Haushalten lebende Jugendliche betrachtet.
Bereits an Universitaten oder Fachhochschulen eingeschriebene Studenten gehen eben-
falls nicht in die Analyse ein. Um eine relativ einfache und verstandnisvolle Interpretation
der Ergebnisse zu ermdglichen, wurden die unabhéngigen Variablen auf nur drei Varia-
blen-Typen beschrankt (metrisch, dichotom, kategorial). Im einzelnen wurden im ersten
Regressionsmodell folgende Variablen eingeschlossen, wobei bei den Kategorialvariablen
die Ergebnisse in den beiden Regressionsmodellen jeweils auf die erste Merkmalsauspra-
gung bezogen werden (kursiv geschrieben):

Abhiingige Variable
* Oberstufenschiler
(0) nicht in Oberstufe
(1) in Oberstufe (Allgemeinbildende Schule: Klasse 11-13)

Unabhiingige Variablen:
¢ Gemeindegrof3e (Kategorial)
(1) diber 100.000 Einwohner
(2) 20.000 - 100.000 Einwohner
(3) unter 20.000 Einwohner
e Bildung der Haushaltsbezugsperson (Kategorial)
(1) Abitur + Fachabitur
(2) Mittlere Reife
(3) Hauptschule
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¢ Familienstand der Haushalts-Bezugsperson (K ategorial)
(1) verheiratet
(2) ledig
(3) verwitwet
(4) geschieden
e Generationenabstand (Kategorial)
(1) unter 25 Jahre
(2) 25-29 Jahre
(3) 30-34 Jahre
(4) uber 34 Jahre
¢ Monatliches Nettohaushaltseinkommen (Kategorial)
(1) diber 7.500,- DM
(2) 5.000 - 7.500,- DM
(3) 2.500 - 5.000,- DM
(4) unter 2.500,- DM
¢ HaushaltsgroRe (metrisch)
Anzahl der Kinder im Haushalt unter 18 Jahre
e Geschlecht (dichotom)
(0) mannlich
(1) weiblich
e Herkunft (Kategorial)
(1) Deutschland
(2) Turkei
(3) ehemaliges Jugoslawien
(4) ubrige EU
(5) restliche Staaten und Staatenlose

In einem ersten Schritt wird die definierte Gesamtpopulation (Mitglieder von Privathaus-
halten im Gebiet der alten Bundeslénder) in die Berechnung einbezogen, in einem zwei-
ten Modell werden ausschlie3lich Ausléander betrachtet. Die Ergebnisse der logistischen
Regressionsanalyse sind in Tabelle 5 zusammengestellt. Damit zeigt sich auch in dieser
Analyse ein in der Literatur haufig beschriebener Zusammenhang: Der eigene Bildungs-
abschluf? korreliert stark mit dem héchsten erreichten Schulabschlufd der Eltern. In diesem
Modell beschréankt sich die Untersuchung auf den Bildungsabschlu3 der jeweiligen Haus-
haltsbezugsperson. Hierbei reduziert sich die Wahrscheinlichkeit eines Besuchs der Ober-
stufe bei Haushalts-Bezugspersonen mit Mittlerer Reife im Vergleich zu Haushaltsvor-
sténden mit Abitur oder Fachabitur um 55 Prozent (Exp(B): 0,4496; 95%-ClI: 0,3823-
0,5288) und bei Haushaltsbezugspersonen mit Hauptschulabschlu? gar um rund 83 Pro-
zent (Exp(B): 0,168; 95%-Cl: 0,145-0,194).

EinfluRreich ist auch der Generationenabstand: Kinder mit jingeren Eltern besitzen eine
geringere Wahrscheinlichkeit, die Oberstufe eines Gymnasiums zu besuchen als Kinder
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mit &lteren Eltern, wobei hier die Altersdifferenz von Kind und Haushalts-Bezugsperson
zugrundegelegt wurde. Zuséatzlich erhéht sich die Wahrscheinlichkeit, die Oberstufe zu
besuchen, fur Kinder aus Haushalten mit hohem Nettomonatseinkommen im Vergleich zu
Haushalten mit niedrigerem Monatseinkommen. Fir junge Frauen erhdht sich im Ver-
gleich zu jungen Mannern die Wahrscheinlichkeit die Oberstufe zu besuchen um etwa 43
Prozent (Exp(B): 1,432; 95%-ClI: 1,287-1,592). Wie zu erwarten haben Kinder aus Mit-
tel- und Kleinstadten sowie aus landlichen Regionen (Gemeinden der Kategorien 20.000 -
100.000 bzw. unter 20.000 Einwohner) eine geringere Wahrscheinlichkeit die Schule mit
Abitur abzuschlieBen als Kinder aus grof3stéadtischen Regionen (Gemeinden mit Uber
100.000 Einwohnern). Im Vergleich zu den GroR3stéadten verringert sich die Wahrschein-
lichkeit bei der Kategorie Gemeinden mit 20.000 - 100.000 Einwohner um knapp 15
Prozent (Exp(B): 0,8561; 95%-ClI: 0,7439-0,9851), bei den landlichen Regionen um etwa
30 Prozent (Exp(B): 0,7164; 95%-CI: 0,6302-0,8144), was wohl in erster Linie auf regio-
nale Unterschiede in der Bildungsinfrastruktur zuriickzufiihren ist. Von den vier Familien-
standsauspragungen fir die Haushalts-Bezugsperson hat lediglich der Status ,geschieden”
(im Vergleich zum Status ,verheiratet) einen statistisch signifikanten EinfluR auf die
untersuchte Variable. Dartiber hinaus fiihrt das Regressionsmodell zu dem Ergebnis, daf3
sich mit jedem zusétzlich im Haushalt lebenden Kind die Chance auf den hoéchsten schuli-
schen Bildungsabschluf? um 10,2 Prozent reduziert (Exp(B): 0,898; 95%-CI: 0,848-0,950).

Das wesentlichste Ergebnis dieser Regression ist aber, daf selbst bei Kontrolle aller ge-
nannten Variablen die Nationalitdt nach wie vor einen statistisch signifikanten Einfluf3 auf
die schulische Bildungsbeteiligung hat. Bei Kindern mit jugoslawischer oder tirkischer
Staatsburgerschaft reduziert sich die Wahrscheinlichkeit fur den Besuch der Schulklassen
11-13 um 66,5 Prozent (Exp(B): 0,335; 95%-Cl: 0,207-0,541) bzw. 42,6 Prozent
(Exp(B): 0,574; 95%-CI: 0,412-0,800) im Vergleich zur deutschen Referenzbevdlkerung.
Bei den Staatsburgern der tbrigen EU-Mitgliedsstaaten sowie der Gruppe der Personen
aller restlichen Nationen und Staatenloser zeigen sich dagegen auch nach Kontrolle aller
anderen Variablen keine statistisch signifikanten Unterschiede zur Oberstufenbeteiligung
der deutschen Jugendlichen. Damit decken sich die hier mit dem Mikrozensus 1995 er-
mittelten Ergebnisse weitestgehend mit Resultaten anderer Untersuchungen (Alba/Handl/
Muller 1994; Buchel/Wagner 1996).
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Tabelle 5: Logistische Regressionanalyse Oberstufenschiiler, 17-19 Jahre
n = 6805
95%-ClI fur Exp(B)
Variable B S.E. Sig Exp(B) unten oben|
Herkunft ,0000
Deutschland - - - - - -
Tirkei -,5548 , 1691 ,0010 5742 4122 , 7998
ehem. Jugoslawien -1,0939 2249 ,0000 ,3349 ,2072 ,541p
Ubrige EU -,0749 ,1984 , 7056 ,9278 ,6289 1,3687
restliche Staaten und Staatenlose -,2395 ,2463 ,3310 , 7871 ,4856 1,2755
Gemeindegrifie ,0000
tiber 100.000 Einwohner - - - - - -
20.000 - 100.000 EW -,1554 ,0716 ,0300 ,8561 , 7439 ,985[L
unter 20.000 Einwohner -,3335 ,0654 ,0000 , 7164 ,6302 ,8144
Bildung HHBP ,0000
Abitur+Fachabitur - - - - - -
Mittlere Reife -7994 ,0828 ,0000 ,4496 ,3823 ,5288
Hauptschule -1,7855 ,0744 ,0000 , 1677 ,1450 ,194p
Familienstand HHBP ,0187
verheiratet - - - - - -
ledig -,2214 ,3063 ,4699 ,8014 4397 1,468
verwitwet -,1623 ,1605 3121 ,8502 ,6207 1,1646
geschieden -,3196 ,1050 ,0023 , 7264 ,5913 ,89214
Generationenabstand ,0000
unter 25 Jahre - - - - - -
25-29 Jahre ,4500 ,0797 ,0000 11,5683 1,3415 1,8334
30-34 Jahre ,6550 ,0864 ,0000 11,9252 1,6253 2,2804
Uber 34 Jahre ,5632 ,0906 ,0000 11,7563 1,4706 2,0976
Haushaltseinkommen ,0000
tiber 7.500,- DM - - - - - -
5.000 - 7.500,- DM -,4248 ,0831 ,0000 ,6539 ,5556 , 7696
2.500 - 5.000,- DM -,2809 ,0852 ,0010 , 7551 ,6390 ,8924
unter 2.500,- DM -,2891 ,1316 ,0280 , 7490 ,5787 ,9698
Haushaltsgrofie
Kinder unter 18 Jahre -, 1078 ,0288  ,0002 ,8978 ,8486 ,9500
Geschlecht
weiblich ,3588 ,0542  ,0000 1,4317 1,2873 1,5922
Konstante -,3349 ,1294 0097 - - -

Analog zum ersten Modell wurde in einem zweiten Schritt untersucht, ob die fur die
Gesamtpopulation giiltigen Ergebnisse auch fiir die Unterstichprobe der Auslander Gil-
tigkeit besitzen. Dabei wurden zusétzlich zu den bisher verwendeten Variablen das Ein-
reisealter in Jahren und der Auslanderanteil des jeweiligen Bundeslandes dichotomisiert
(O=uber-, 1=unterdurchschnittlicher Anteil Nichtdeutscher) in die Analyse einbezogen.
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Die Auspragung der Variablen ,Nationale Herkunft der Haushaltsbezugsperson* wurde
jeweils auf die Personengruppe der EU-Blrger bezogen. Die Ergebnisse der Berechnung
sind in Tabelle 6 beschrieben.

Tabelle 6: Logistische Regressionsanalyse nicht-deutscher
Oberstufenschiiler, 17-19 Jahre, n = 553

95%-CI flin
Variable B S.E. Sig Exp(B) unten oben
Herkunft ,0149
tibrige EU - - - - - -
ehem. Jugoslawien -, 7613 ,3263 ,0196 4670 ,2464 8853
Turkei -,2818 ,2866 ,3254 , 7544 ,4302 1,3R29
restliche Staaten und Staatenlose ,3891 ,3665 ,2885 1,4756 7195 |3,0263
Gemeindegrife ,1786
iiber 100.000 Einwohner - - - - - -
20.000 - 100.000 EW -,3064 ,2586 ,2361 , 7361 4434 1,220
unter 20.000 Einwohner -,4907 ,2856 ,0858 ,6122 ,3498 1)0716
Bildung HHBP ,0000
Abitur+ Fachabitur - - - - - -
Mittlere Reife -1,6855 ,4826 ,0005 ,1853 ,0720 4772
Hauptschule -2,0236 ,3578 ,0000 ,1322 ,0656 2665
Familienstand HHBP ,1828
verheiratet - - - - - -
verwitwet -,2437 ,5388 ,6511 , 7837 2726  2,2pb34
geschieden -1,0397 ,5707 ,0685 ,3536 , 1155 11,0820
Generationenabstand 1721
unter 25 Jahre - - - - - -
25-29 Jahre -,3335 ,3094 ,2811 , 7164 ,3907 11,8138
30-34 Jahre -,2861 ,3182 ,3685 , 7512 4027 1,4014
uber 34 Jahre -, 7947 ,3619 ,0281 4517 2222 9181
Haushaltseinkommen ,7283
tiber 7.500,- DM - - - - - -
5.000 - 7.500,- DM -,0447 ,5686 ,9374 ,9563 ,3138 2,9147
2.500 - 5.000,- DM ,2594 ,5587 ,2156 1,2962 ,4336 3,8748
unter 2.500,- DM ,1909 ,6107 ,0977 1,2103 ,3657 4,0059
Haushaltsgrofie
Kinder unter 18 Jahre -,2334 ,0988 ,0181 , 7918 ,6525 9609
Geschlecht
weiblich ,1990 2104 3442 1,2202 ,8078 1,8432
Auslinderanteil im Bundesland
unterdurchschnittlich ,0629 3197 8441 1,0649 5690 1,9928
Einreisealter
in Einzeljahren -,0779 ,0235 ,0009 ,9251 ,8834 9687
Konstante -,3893 ,3405 ,2529 - - -
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Im Gegensatz zum ersten Modell ist der Grof3teil der gewahlten Variablen bzw. Items hier
infolge der wesentlich geringeren Fallzahlen nicht mehr statistisch signifikant. Fur alle
17- bis 19jahrigen Auslander gilt dabei, dal? der Bildungsabschlu’ der Haushaltsbezugs-
person noch wichtiger ist als im Modell unter Einschluf® der deutschen Jugendlichen. Der
EinfluR des Einkommens der Eltern dreht sich gegenuber dem vollen Modell sogar um, ist
allerdings nicht statistisch signifikant. Zudem reduziert die Zahl der weiteren im Haushalt
lebenden Kinder die Ausbildungschancen von Auslandern weitaus starker als im ersten
Modell. Einen erwartet wichtigen Einflu} auf die Bildungskarriere von Ausléandern hat
aulBerdem das Einreisealter. Je alter ein Kind bei der Einwanderung ist, desto geringer
wird die Wahrscheinlichkeit, die Oberstufe eines Gymnasiums zu besuchen. Von den
untersuchten nationalen Gruppen weisen dagegen allein die Staatsbiirger aus dem ehema-
ligen Jugoslawien signifikant unguinstigere Werte auf als die Gruppe der EU-Birger (ohne
Deutsche). Turken weisen ebenfalls eine niedrigere Oberstufenbeteiligung auf. Allerdings
ist das Ergebnis in diesem Modell nicht statistisch signifikant.
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ARMUTSANALYSEN MIT DEM MIKROZENSUS?

WOLFGANG STRENGMANN-KUHN

Ausgehend von den grundsatzlichen Mdglichkeiten, Armut in empirischen Analysen
zu definieren, werden die Vor- und Nachteile des Mikrozensus im Vergleich zu
anderen in Frage kommenden Datensatzen diskutiert. Der wesentliche Nachteil anderer
Datensatze ist die vermeintliche Unterreprasentierung armer Bevoélkerungsgruppen. Der
wesentliche Nachteil des Mikrozensus ist die ungenaue Messung des Einkommens. Unter
anderem deswegen sind Armutsanalysen, die auf dem Mikrozensus beruhen, in der Ar-
mutsforschung (bisher) kaum zu finden. Es wird atezeiyt, dal’ es trotz dieser einge-
schrankten Information Uber das Einkommen mdglich ist, anndherungsweise eine Ar-
mutsgrenze zu bestimmen und eine Armutspopulation mit dem Mikrozensus zu identi-
fizieren. Die daraus resultierenden Ergebnisse in bezug auf Ausmafl} und Zusammen-
setzung der Armut in Deutschland werden dann mit Ergebnissen des Sozio-6konomischen
Panels (SOEP) verglichen. Dabei zeigt sich, daf3 die Armutsquote im Mikrozensus héher
ist als im SOEP. Was die Zusammensetzung der Armutspopulation angeht, ergeben sich
jedoch nur geringe Unterschiede. Aufgrund der ungenauen Armutsmessung sind Ar-
mutsanalysen mit dem Mikrozensus nur eingeschrankt moéglich. Er kann jedoch genutzt
werden, um Ergebnisse, die mit anderen Datenquellen erzielt wurden, auf deren Repra-
sentativitat zu Uberprifen. Dartber hinaus bietet der Mikrozensus aufgrund seiner
Fallzahl die Mdglichkeit von sehr differenzierten Analysen, die mit anderen Datensétzen
so nicht machbar sind. Dies wird an dem Beispiel der regionalen Verteilung von Armut in
Deutschland dargestellt.

At first based on the general possibilities of poverty measurement, the possibilities of
poverty measurement with the German ,Mikrozensus” and the advantages and
disadvantages comparing to other data sets will be discussed. The main disadvantage of
other data sets is the presumed underestimating of poor households. On the other hand,
the main disadvantage of the ,Mikrozensus” is the imprecise measurement of income.
Nevertheless, it will be shown that an approximate estimation of poverty is possible. The
results of this procedure will be compared with results - calculating with the same method
- from the data set that is mostly used for poverty research in Germany, the German Socio
Economic Panel (GSOEP). The comparison shows that indeed the poverty rate based on
the ,Mikrozensus” is higher than the comparable rate based on the GSOEP. On the other
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hand, the structure of the poverty population is only dightly different. Nevertheless, it

must be said that poverty research with the ,Mikrozensus” is only possible in a restricted
sense. However, it can, firstly, be used to check results based on other data sets, where one
can have doubts about the representativeness. Secoedhyse the large case number

the ,Mikrozensus” can be used for analyses of smaller subpopulations, which are not
possible with other data sets. This will be described with the example of regional dis-
tribution of poverty.

1. Einleitung

Der am haufigsten fir reprasentative empirische Armutsanalysen verwendete Datensatz in
Deutschland ist das Sozio-6konomische Panel (SOEP). Allerdings werden dagegen des
ofteren Einwande erhoben.

Der erste Einwand ergibt sich bereits aus der Panelstruktur des SOEP. Befragt werden
mehr oder weniger jeweils die gleichen Personen und Haushalte. Das heif3t, das SOEP ist
im Grunde genommen nur représentativ fur die Bevolkerung der ersten Panel-Welle,
1984, und deren Nachkommen. Die seitdem Zugewanderten wiirden nicht oder nur zum
Teil erfaRt! Damit wére das SOEP nicht geeignet fur reprasent@iveschnittanalysen.
Insbesondere in bezug auf Armut kann argumentiert werden, daf} die Zugewanderten ein
besonders hohes Armutsrisiko haben. Dieses Argument tragt aber nicht mehr, seit 1994
eine Zuwandererstichprobe in das SOEP integriert wurde, die diesen Effekt ausgleichen
soll (vgl. Schupp/Wagner 1993).

Der zweite Einwand ist, ,Arme" wiirden weniger an Umfragen teilnehmen als andere.

Zum Teil konnten sie es nicht, weil sie keinen festen Wohnsitz haben oder weil sie nicht
Uber die kognitiven Fahigkeiten verfiigen. Daruber hinaus wird vermutet, dal3 Arme h&u-
figer bei den Wiederholungsbefragungen nicht mehr teilnehmen, so daf’ der Anteil der
Personen mit hohem Armutsrisiko im Zeitverlauf noch abnehme. Beides sorge dafiir, dafl
zuwenig Arme im Panel vertreten seien. Armutsquoten auf Basis des SOEP wirden dann
die tatsachliche Armut unterschétzen. In empirischen Untersuchungen wurde zwar ein
Zusammenhang zwischen dem niedrigem Einkommen und der Abbruchrate festgestellt.

1 Aufgrund der besonderen Verfolgungsstrategie des SOEP werden Zugewanderte zum Teil erfalt.

Trennt sich ein Befragungshaushalt, werden samtliche Nachfolgehaushalte weiterverfolgt, und zwar

inklusive aller, auch der dann moglicherweise neuen Haushaltsmitglieder.

2 AuBerdem gibt es ab dem Befragungsjahr 1998 eine Ergdnzungsstichprobe, um u.a. die Repréa-
sentativitdt des Panels fur Querschnittanalysen zu erhéhen. Dariiber hinaus dient diese Stichprobe
dazu, Panel-Effekte zu analysieren und die Fallzahlen zu erhdhen (vgl. Projektgruppe Das Sozio-

Okonomische Panel 1998).
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Dieser ist jedoch relativ gering (vgl. Rendtel 1995: 222ff.; Lipsmeier 1993). Rendtel/
Wagner/Frick (1995) argumentieren dartber hinaus, daf3 dieser Effekt durch die Langs-
schnittgewichtung im SOEP weitgehend ausgeglichen wird (264 ff.).

Der dritte Einwand ergibt sich aus der Frage, ob die Armen im Panel représentativ fur alle
Armen sind. Wenn insbesondere die sehr schlecht Gebildeten und ,wirklich Ausgegrenz-
ten“ nicht vertreten sind, kann bei Armutsanalysen die Struktur der Armen verzerrt sein.

Der vierte Einwand ergibt sich aus der geringen Fallzahl von Armen im SOEP. Zwar
werden etwa 6.500 Haushalte und circa 12.500 Personen befragt. Bei einer Armutsquote
von circa 10% reduzieren sich die Zahlen schon auf einige hundert arme Haushalte. Wird
dann weiter differenziert nach Ost und West, Geschlecht, Haushaltstypen etc., werden die
Zellenbesetzungen teilweise sehr klein. Selbst wenn die globale Armutsquote Reprasen-
tativitatskriterien entspréache, ist zu fragen, ob Ergebnisse von Analysen der Teilpopula-
tion der Armen représentativ sind. Ganz abgesehen davon ist die Bearbeitung interessan-
ter Fragestellungen z.B. Uber die regionale Verteilung von Armut oder tber die Armut
bestimmter Gruppen (z.B. Arbeitslose, Alleinerziehende, Sozialhilfeempfanger u.a.)
aufgrund zu geringer Fallzahlen schlicht nicht mdglich.

Bei fast allen anderen zur Verfigung stehenden Datenséatzen ergeben sich &hnliche Pro-
bleme, meist sogar in starkerem Mal3e als beim SOEP, weil die Fallzahlen noch geringer
sind und/oder die Représentativitdt der Armen noch starker angezweifelt werden kann.

Einzige Ausnahme ist der Mikrozensus, bei dem sich diese Probleme nicht stellen. Bei

dem Mikrozensus handelt es sich sowohl aufgrund der GroéfR3e der Stichprobe als auch
aufgrund der Pflicht, an der Befragung teilzunehmen, um einen im hohen Malie repra-

sentativen Datensatz, bei dem sich das Fallzahlproblem auch bei sehr differenzierten
Analysen nicht stellt.

Im folgenden soll nun untersucht werden, ob, und wenn ja, wie Armutsanalysen mit dem
Mikrozensus méglich sind, und wie sich die Ergebnisse von denen des SOEP unterschei-
den3 Dazu werden zunachst die grundsatzlichen Mdglichkeiten, Armut zu messen, be-
schrieben (Abschnitt 2). Da das Einkommen der einzige im Mikrozensus verfugbare
Armutsindikator ist, der in diesem Beitrag verwendet wird, wird insbesondere die Mes-
sung von Einkommensarmut genau dargestellt, um im Anschluf3 daran zu tberlegen, ob

3 Auf einen inferenzstatistischen Test, wie ihn z.B. Hartmann/Schimpl-Neimanns (1992) bel
einem Vergleich zwischen Mikrozensus und ALLBUS verwenden, wird hier verzichtet. Zum einen
ist die Verwendung eines solchen Tests nicht unumstritten (vgl. die Kontroverse zwischen Rendtel/
Pétter (1993) und Hartmann/Schimpl-Neimanns (1993)). Zum anderen geht es hier weniger um die
Frage, ob das SOEP reprasentativ ist, als vielmehr darum, ob bei Armutsanalysen mit dem
Mikrozensus und dem SOEP - im weitesten Sinne - ahnliche Ergebnisse gefunden werden.
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ein ahnliches Vorgehen auch beim Mikrozensus méglich ist. AuRer dem Einkommen gibt
es im Mikrozensus zum Thema Armut lediglich Informationen zum Sozialhilfebezug.
Diese Angaben sind aber fiir Armutsanalysen problematisch. Erstens werden im Mikro-
zensus nicht alle Sozialhilfeempfanger erfal3t. Es gibt zwei Fragen, in denen nach dem
Sozialhilfebezug gefragt wird. In der ersten Frage geht es darum, aus welcher Quelle der
iiberwiegende Lebensunterhalt stammt. In der zweiten Frage geht es um die beiden wich-
tigsten sonstigen staatlichen oder privaten Transfers. Es mag sein, dal3 bei Bezug mehrerer
Einkommensquellen Sozialhilfeempfanger nicht erfal3t werden. Zweitens ist der Sozial-
hilfebezug nur ein Indikator fur die ,beké&mpfte“ Armut. Die verdeckte Armut bleibt
unbericksichtigt. Schon allein deshalb ist der Sozialhilfebezug als Grundlage fur Armuts-
untersuchungen zweifelhaft.

Das Hauptproblem bei der Umsetzung mit dem Mikrozensus ist, daf} es sich bei den
Einkommensvariablen im Mikrozensus um klassierte Variablen handelt. Wie dennoch die
Armutspopulation abgeschétzt werden kann, wird im Abschnitt 3 beschrieben. Im Ab-
schnitt 4 wird dargestellt, welche Unterschiede sich dann zu Ergebnissen mit dem SOEP
in Hinsicht auf die Hohe der gesamten Armutsquote, der Armutsquoten bestimmter Grup-
pen sowie die Zusammensetzung der Armutspopulation ergeben. Die Fragen lauten: Sind
mit dem Mikrozensus hdéhere Armutsquoten zu beobachten? Unterscheiden sich die Risi-
kogruppen? Wie setzt sich die Armutspopulation in den beiden Datensatzen zusammen?
In Abschnitt 5 werden am Beispiel der regionalen Verteilung von Armut die Grenzen von
Armutsanalysen mit dem SOEP und die Mdglichkeiten des Mikrozensugzaigt
AbschlieBend werden auf Grundlage der Ergebnisse aus den vorherigen Kapiteln die
wesentlichen Vor- und Nachteile von Armutsanalysen mit dem Mikrozensus zusammen-
gefalRt und diskutiert.

2. Armutsdefinitionen und Armutsmessung

Kriterien fiir Armut

In der Armutsforschung wird zwischen indirekter und direkter Armutsmessung unter-
schieden (vgl. Ringen 1988)Bei derdirekten Armutsmessung wird versucht, den Le-
bensstandard anhand bestimmter Indikatoren (verfligbare Giuter, soziale Kontakte u..)
direkt zu messen. Diadirekte Armutsmessung wird als Ressourcenansatz bezeichnet. In
diesem Fall wird argumentiert, dal3 die Frage, ob jemand arm ist oder nicht, nicht unbe-
dingt von dem beobachteten Lebensstandard, sondern von den verfligbaren Ressourcen

4 Zu einem empirischen Vergleich zwischen direkten und indirekten Armutsmafen fir die Bun-
desrepublik Deutschland siehe AndreR3 et al. (1999).
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abhangt (vgl. Hauser 1997a: 527). Da die zugrundeliegenden Ressourcen (Vermdgen,
Humankapital etc.) in der Regel nicht zu beobachten oder schwer zu messen sind, wird als
Indikator fiir die Ressourcen in der Regel das Einkommen verwendet.

Messung von Einkommensarmut

Um Armut mit dem Indikator Einkommen zu messen, sind einige Fragen zu klaren (vgl.
Hauser 1997a: 526ff.). Erstens leuchtet fur das Thema Armut ein, dal das Netto- und
nicht das Bruttoeinkommen verwendet werden sollte. Neben dem Nettoeinkommen mo-
gen aber auch noch nicht monetédre Einkommen eine Rolle spielen, dazu gehért tblicher-
weise der Mietwert selbst genutzten eigenen Wohnraums, also einer Eigentumswohnung
oder eines Eigenheims. Andere nicht monetare Einkommen, wie zum Beispiel Eigener-
zeugung und Eigenverbrauch bei Landwirten, sind in der Regel schwer zu erfassen und
werden Ublicherweise nicht verwendet. Das Einkommen von Landwirten und Mithelfen-
den Familienangehotrigen wird unter anderem aus diesem Grund im Mikrozensus nicht
erfragt. Diese beiden Gruppen bleiben daher auch in dieser Untersuchung unberticksichtigt.

Die zweite zu klarende Frage ist, Uber welchen Zeitraum das Einkommen gemessen wer-
den soll. Soll fur die Bestimmung das aktuelle Monatseinkommen, das Jahreseinkommen
oder sollen sogar langere Perioden verwendet werden? In der Armutsforschung wird
Ublicherweise das Monats- oder das Jahreseinkommen verwendet. Neben der Datenver-
fugbarkeit spricht fur solche eher kurze Zeitrdume auch, dafl Betroffenheit von Armut
auch dann vorliegt, wenn das Einkommen nur fur kiirzere Zeitspannen gering ist. Wird
das Monatseinkommen verwendet, werden aber manchmal auch jahrlich einmalige Lei-
stungen wie Weihnachtsgeld etc. auf das Jahr umgelegt und zu dem aktuellen Monatsein-
kommen hinzugerechnet (z.B. Hauser 1997b).

Die dritte Frage ist, wessen Einkommen berticksichtigt werden soll, also die nach der
Bezugseinheit. Die Mdglichkeiten sind hier entweder das Individual-, Haushalts- oder das
Familieneinkommen. In der Armutsforschung hat sich dabei das Haushaltseinkommen als
Standard entwickelt, wobei unter Haushalt die Gemeinschaft aller Personen zu verstehen
ist, die in einer Wohnung miteinander leben und gemeinsam wirtschaften. Dieses Konzept
kann natirlich kritisiert werden. So mag es sein, dall das Einkommen innerhalb eines
Haushalts ungleich verteilt ist (vgl. Jenkins 1991). Ublicherweise liegen aber tber die
Verteilung innerhalb der Haushalte kaum Kriterien vor, und die Alternative, das Einkom-
men anderer Haushaltsmitglieder nicht zu beriicksichtigen, scheint noch kritikwirdiger.
Eine weitere Frage ist, ob nicht auch Personen aus anderen Haushalten bericksichtigt
werden sollten. So wére es denkbar, daf? Studierende, die am Studienort eine eigene Un-
terkunft haben, noch zu den Eltern gerechnet werden. Allerdings ist dann schwer zu ent-
scheiden, ab wann Personen verschiedener Haushalte zusammengefal3t werden sollten.
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Bei Beriicksichtigung des Haushaltseinkommen stellt sich als néchstes die Frage der
Vergleichbarkeit des Haushaltseinkommens verschiedener Haushaltstypen. Das Haus-
haltseinkommen an sich ist als Indikator fur Armut nicht geeignet. Naheliegend wére das
Pro-Kopf-Einkommen. Dabei ist allerdings zu bertcksichtigen, dal3 erstens Personen
unterschiedlichen Alters, insbesondere Kinder im Vergleich zu Erwachsenen, einen unter-
schiedlichen Bedarf haben kdnnen. Zweitens ergeben sich durch das Zusammenleben
bestimmte Vorteile, sogenannte economies of scale, so daf3 z.B. ein Zweipersonenhaushalt
weniger als das doppelte eines Einpersonenhaushalts bendétigt. Die Lésung des Problems
(vgl. Hauser 1996) liegt in der Verwendung eines bedarfsgewichteten Pro-Kopf-Einkom-
mens, auch Aquivalenzeinkommen oder Erwachsenenaquivalent genannt. Dabei wird das
Haushaltseinkommen nicht durch die Anzahl der Personen, sondern durch die Summe
sogenannter Bedarfsgewichte geteilt. Das Bedarfsgewicht fur die erste erwachsene Person
im Haushalt ist 1, fiir alle weiteren Personen Ublicherweise kleiner als 1, und flr Kinder
kleiner als fiir Erwachsene. Nach solchen Bedarfsgewichten wird z.B. auch der Sozial-
hilfebedarf ermittelt.

Nachdem die Frage geklart ist, welches Einkommen verwendet wird, stellt sich als néach-
stes die Frage nach der Einkommensgrenze, unterhalb derer von Armut gesprochen wer-
den kann. Auch hier gibt es wieder mehrere Mdglichkeiten. In der Regel wird die Grenze
als ein Prozentanteil des durchschnittlichen Aquivalenzeinkommens angegeben, 40%,
50% oder 60%, wobei sich 50%, auch international, als Standard entwickelt hat.

Dariiber hinaus ist denkbar, sowohl| die Aquivalenzgewichte als auch die Armutsgrenze
durch Befragungen zu ermitteln. Da eine solche Frage im Mikrozensus jedoch nicht ge-
stellt wird, wird hierauf nicht ndher eingegangen (vgl. jedoch Plug et al. 1997; Andrel3 et
al. 1999).

3. Messung von Einkommensarmut mit dem Mikrozensus

Grundidee
Fur die Identifikation von armen Haushalten im Mikrozensus steht nur eine Variable tiber
das monatliche Haushaltsnettoeinkommen zur Verfuéuhgormationen Uber weitere

5 Diese Variable basiert allerdings nicht auf einer Frage im Fragebogen, sondern wird auf Basis

der Angaben der individuellen Nettoeinkommen, die ebenfalls nur klassiert abgefragt werden, gene-

riert. Nach telefonischer Auskunft des Statistischen Bundesamtes ist das Verfahren dabel folgendes:

Jeder Person wird auf Basis eines Zufallsprozesses ein spitzer Wert fur das personliche Nettoein-
kommen zugeordnet, der innerhalb des angegeben Intervalls liegt. Diese Werte werden aufaddiert
und ergeben das Haushaltsnettoeinkommen, das dann wiederum einer Einkommensklasse zugeord-



382 ZUMA-Nachrichten Spezial Band 6: Sozialstrukturanalysen mit dem Mikrozensus

Einkommensarten, wie z.B. einmalige Leistungen fir Arbeitnehmer oder den Mietwert
eigengenutzten Wohnraums, gibt es nicht. Es werden also beispielsweise Personen als arm
klassifiziert, obwohl sie dadurch, daR sie keine Miete bezahlen missen, eigentlich einen
héheren Lebensstandard haben. Schon allein dadurch wird die Méglichkeit, den Mikro-
zensus fur Armutsanalysen einzusetzen, eingeschrénkt. In Abschnitt 4.1 wird gezeigt, daf’
sich das Ausmalfd der Armut stark dadurch unterscheidet, welches Einkommen als Grund-
lage verwendet wird.

Ein zusatzliches Problem ist, dal das Haushaltseinkommen nur in Einkommensklassen
angegeben ist. Es ist also lediglich bekannt, da3 das Haushaltseinkommen innerhalb von
zwei Grenzen liegt. Diese Haushaltseinkommensklassen kénnten in Aquivalenzein-

kommensklassen umgerechnet werden, indem die Ober- und Untergrenze jeweils durch
die Summe der Bedarfsgewichte geteilt wird. Um den einzelnen Haushalten nun ein

Aquivalenzeinkommen zuzuordnen, wiren zwei Verfahren denkbar. Dazu ist allerdings

jeweils eine Annahme uber die Verteilung innerhalb der Klasse nétig. Erstens kdnnte den

einzelnen Haushalten Uber einen Zufallsproze3 ein Einkommen gemaR dieser Vertei-
lungsannahme zugeordnet werden. Eine Alternative wéare jedem Haushalt innerhalb der
Klasse dasselbe Einkommen zuzuordnen, z.B. den Mittelwert, der sich aus der Verteilung
ergebe. Unter der Annahme von Gleichverteilung wére das die Klassenmitte.

Von Gleichverteilung innerhalb der Klassen auszugehen, ist aber nicht angebracht. So dirfte
das Einkommen bei den unteren Einkommensklassen eher rechtsschief und bei héheren
Einkommensklassen eher linksschief verteilt sein, so da’ die Verwendung der Klassenmitte
bei den unteren Klassen zu einer Unterschéatzung und bei den oberen Klassen zu einer
Uberschatzung fiihren wiirde. AuRerdem sind die Aquivalenzeinkommensklassen und
-klassenbreiten fir verschiedene Haushaltstypen unterschiedlich, was mdglicherweise zu
weiteren Problem fiihrt. Die Ausfiihrungen haben deutlich gemacht, daf eine Bestimmung
der Aquivalenzeinkommen und damit auch des durchschnittlichen Aquivalenzeinkommens
nur aufgrund von starken Annahmen iber die Verteilung mdglich wére.

Aus diesen Grunden erscheint es daher zundchst so, dal? Armutsanalysen mit dem Mikro-
zensus nicht so ohne weiteres méglich sind. Trotzdem soll hier ein Weg dargestellt wer-
den, wie eine Armutspopulation im Mikrozensus ohne Annahmen Uber die Verteilung der
Einkommen innerhalb der Einkommensklassen abgeschéatzt werden kann.

net wird. Ab dem Mikrozensus 1996 wird Ubrigens das Haushaltsnettoeinkommen in einer eigenen
Frage (klassiert) abgefragt.
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Das Problem des durchschnittlichen Einkommens lie3e sich umgehen, indem Ergebnisse
aus anderen Datenquellen ibernommen werden, z.B. dem SOEP. Dies scheint auch dann
legitim, wenn vermutet wird, dal} der untere Einkommensbereich mdglicherweise in
diesen Daten unterreprésentierﬁ@jeser Weg wird auch hier gegangen. Den folgenden
Analysen wird das durchschnittliche Aquivalenzeinkommen des SOEP zugrunde gelegt.

Vor der Bestimmung des Aquivalenzeinkommens sind verschiedene Festlegungen zu
treffen. Eine in der deutschen Armutsforschung verwendete Aquivalenzskala ist die
BSHG-Skala, die auf den Bedarfsgewichten des Bundessozialhilfegesetzes (BSHG) be-
ruht. Nach dem Bundessozialhilfegesetz hat der Haushaltsvorstand ein Bedarfsgewicht
von 1, jede weitere Person Uber 18 ein Gewicht von 0,8, Jugendliche zwischen 15 und 18
ein Gewicht von 0,9, Kinder von 7 bis 14 Jahren ein Gewicht von 0,65 und Kinder unter
7 Jahren ein Gewicht von 0,5 bzw. 0,55, wenn sie in einem Alleinerziehenden-Haushalt
leben. Darliber hinaus gibt es noch eine Reihe von Mehrbedarfszuschlagen, insbesondere
fur altere Personen, Alleinerziehende und Erwerbsunféhige, die in der Regel nicht in der
Aquivalenzskala beriicksichtigt werden. Allerdings sind die Gewichte der BSHG-Skala zu
hoch, wenn sie auf das gesamte Haushaltseinkommen angewendet werden, weil die Miete
von der Sozialhilfe immer voll ibernommen wird. Eine Modifikation dieser Skala, die die
pauschale Ubernahme der Mietkosten beriicksichtigt, ergibt dhnliche Gewichte wie die
der alten OECD-Skala (vgl. Faik 1997). Diese weist jedem zusatzlichen Erwachsenen, ge-
nauer: jeder Person ab 15 Jahren, ein Gewicht von 0,7 und Kindern unter 15 Jahren ein
Gewicht von 0,5 zu. Die neue OECD-Skala unterscheidet sich von der alten, indem sie
zusétzliche Personen mit 0,5 und 0,3 gewichtet.

Auch die Berechnung des Durchschnitts ist nicht eindeutig. Bezilglich der Berechnung
des Durchschnittseinkommens sind namlich zwei Fragen zu klaren. Erstens: wird zur
Bestimmung des Durchschnitts der Median oder das arithmetische Mittel verwendet?
Auch hier gibt es wieder diverse Argumente fur das eine und das andere Vorgehen, auf die
hier aber nicht néher eingegangen wird (vgl. Hagenaars 1986: 25ff.). In Deutschland, wie
auch meist in Europa, wird in der Regel das arithmetische Mittel verwendet, in den USA
eher der Median. Zweitens ergibt sich fir Deutschland die Frage, ob ein gemeinsamer
Durchschnitt fur Ost und West verwendet werden sollte, oder ob die Landesteile getrennt
zu betrachten sind (vgl. Hauser/Wagner 1997). Dabei ist zu beriicksichtigen, daf3 das
Preisniveau im Osten nach wie vor niedriger ist als im Westen (vgl. Habich/Krause 1997:
512f.). Werden getrennte Durchschnitte verwendet, ist die Armut im Osten niedriger, stieg

6 Da insbesondere ganz hohe Einkommen (das hdchste Monatseinkommen im SOEP betragt
lediglich 45.000 DM) fehlen, ist sogar eher damit zu rechnen, daf? das Durchschnittseinkommen eher
unter- als uberschétzt wird.
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aber seit der Vereinigung an. Wird ein gemeinsamer Durchschnitt verwendet, ist Armut im

Osten haufiger, aber seit 1990 stark gesunken (vgl. AndreR3 et al. 1999, Hauser/Wagner
1997; Habich/Krause 1997). Die Erklarung fur diesen vermeintlichen Widerspruch liegt
auf der Hand. Einerseits ist die Ungleichheit im Osten nach wie vor geringer als im We-
sten, allerdings vergrof3ert sie sich. Andererseits ist das Einkommensniveau insgesamt,
auch bei den einkommensschwachen Haushalten, gestiegen, es ist aber immer noch gerin-
ger als im Westen.

Es ist also zu sehen, dal die Frage, wo genau die Armutsgrenze liegt, nicht eindeutig zu
beantworten ist, selbst wenn schon entschieden ist, dall sie 50% des durchschnittlichen
Aquivalenzeinkommens betragen soll. Dies fiihrt dann zu dem Gedanken, daR méglicher-
weise klassierte Einkommensvariablen fiir die Bestimmung oder zumindest fiir die unge-

fahre Abschétzung einer Armutspopulation durchaus ausreichend sein konnten.

Wie 4Rt sich nun das zweite Problem der Berechnung von Aquivalenzeinkommen lésen?
Wie oben dargelegt, dient das Aquivalenzeinkommen dazu, die Einkommen von Haus-
halten mit unterschiedlicher Zusammensetzung vergleichbar zu machen. Die Konsequenz
ist, dal3 es fur jeden Haushaltstyp eine haushaltstypische Armutsgrenze gibt. Diese haus-
haltstypische Armutsgrenze ergibt sich durch Multiplikation der Summe der Bedarfsge-
wichte des Haushalts mit der in Aquivalenzeinkommen ausgedriickten Armutsgrenze. Bei
einem Einpersonenhaushalt ist dies gerade die Halfte des durchschnittlichen Aquiva-
lenzeinkommens, da das Bedarfsgewicht einer Person im Haushalt eins betragt. Wird fur
Mehrpersonenhaushalte z.B. die alte OECD-Skala als Aquivalenzskala verwendet, bei der
ein zusatzlicher Erwachsener das Gewicht von 0,7 und ein Kind ein Gewicht von 0,5 hat,
betragt die Armutsgrenze eines Haushalts mit zwei Erwachsenen das 1,7-fache der Ar-
mutsgrenze fur einen Alleinstehenden, fir einen Haushalt mit einer erwachsenen Person
und einem Kind das 1,5-fache usw. Auf diese Art und Weise a3t sich also fur jede Haus-
haltskonstellation eine Armutsgrenze errechnen.

Unter der Annahme, dal? es eine gewisse Bandbreite gibt, in der die ,Armaésdrent,

liegt es nahe, bei klassierten Einkommensvariablen abzuschétzten, bis zu welcher Klasse
von Armut gesprochen werden kann und ab welcher Klasse nicht mehr. Dieser Weg wird
bei den folgenden Untersuchungen eingeschlagen.
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Tabelle 1: Armutsgrenzen im SOEP und im Mikrozensus

Westdeutschland Ostdeutschland

soepsove | MIKIO 1 goppgmy, | Mikio-
zensus zensus

Haushaltstyp* (1) (2) (1) (2)
1 Erwachsener 997 976 1000 794 865 1000
1 Erwachsener, 1 Kind 1496 1465 1400 1191 1297 1400
1 Erwachsener, 2 Kinder 1995 1953 2200 1588 1730 1800
1 Erwachsener, 3 Kinder 2494 2441 2500 1985 2162 2200
2 Erwachsene 1696 1660 1800 1349 1470 1400
2 Erwachsene, 1 Kind 2194 2148 2200 1746 1903 1800
2 Erwachsene, 2 Kinder 2693 2663 3000 2143 2335 2200
2 Erwachsene, 3 Kinder 3192 3125 3000 2540 2768 2500
2 Erwachsene, 4 Kinder 3690 3613 3500 2937 3200 3000
2 Erwachsene, 5 Kinder 4189 4101 4000 3334 3632 3500
3 Erwachsene 2394 2343 2500 1905 2076 2200
3 Erwachsene, 1 Kind 2893 2832 3000 2302 2508 2500
3 Erwachsene, 2 Kinder 3391 3320 3500 2699 2941 3000
3 Erwachsene, 3 Kinder 3890 3808 4000 3096 3373 3500
4 Erwachsene 3092 3027 3000 2461 2681 2500
4 Erwachsene, 1 Kind 3591 3515 3500 2858 3114 3000
4 Erwachsene, 2 Kinder 4089 4003 4000 3255 3564 3500
5 Erwachsene 3790 3710 4000 3017 3287 3500
5 Erwachsene, 1 Kind 4289 4199 4500 3413 3719 4000
6 Erwachsene 4488 4394 4500 3573 3892 4000

Quelle: SOEP 1995 (inkl. Zuwandererstichprobe), eigene Berechnungen (gewichtet).

Anmerkungen:

(1): 50% des durchschnittlichen Aquivalenzeinkommens, getrennte Durchschnitte fiir Ost- und

Westdeutschland, alte OECD-Skala.

(2): Wie (1), aber es wird ein gemeinsamer Durchschnitt fur Gesamtdeutschland berechnet, wobei
die Einkommen in Ostdeutschland kaufkraftbereinigt werden. Dazu wird ein Index fir alle Ostdeut-

schen Einkommen verwendet. Sie werden mit dem Faktor 1,129 multipliziert. Die so ermittelte

Armutsgrenze wird dann fur den Osten wieder durch 1,129 dividiert und damit in tatséchliches

Einkommen zuruickgerechnet.

*): Mit ,Erwachsene” sind hier Personen ab 15 Jahre gemeint, mit ,Kind"“ Personen unter 15 Jahre,
entsprechend der Unterscheidung der OECD-Skala.

Umsetzung

Um das eben beschriebene Verfahren umzusetzen, werden also als erstes die Armutsgren-

zen berechnet, die sich auf Basis des Sozio-6konomischen Panels ergeben. Die Armuts-
grenze wird als 50% des durchschnittlichen Aquivalenzeinkommens berechnet, wobei als
Durchschnitt das arithmetische Mittel verwendet wird. Fir die Berechnung des durch-
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schnittlichen Aquivalenzeinkommens wird die alte OECD-Skala verwendet. Die Summe
der Bedarfsgewichte ist dann also abh&éngig von der Anzahl der Personen ab 15 Jahre und
Anzahl der Personen unter 15 Jahre. Der zweite Schritt ist, daf? nach diesen beiden Krite-
rien Haushaltstypen gebildet werden. Fur die 20 haufigsten Haushaltstypen, die insgesamt
99% aller Haushalte im Mikrozensus umfassen, werden die ,haushaltstypspezifischen*
Armutsgrenzen einmal unter Verwendung getrennter Durchschnitte fiir Ost und West und
einmal unter Verwendung eines gemeinsamen Durchschnitts fir Ost und West berechnet,
wobei im letzten Fall die Einkommen in Ostdeutschland kaufkraftbereinigt wérden.
Drittens wird bestimmt, bis zu welcher Einkommensklasse aus dem Mikrozensus bei
welchem Haushaltstyp ann&herungsweise von Armut gesprochen werdéh kann.

Das Ergebnis dieser Prozedur enthélt Tabelle 1. Werden getrennte Durchschnitte fir Ost- und
Westdeutschland berechnet, so ergibt sich fir die alten Bundesléander ein durchschnittliches
Aquivalenzeinkommen von 1994,84 DM und fiir die neuen Bundeslander von 1587,64 DM.
Wird ein gemeinsamer Durchschnitt errechnet, wobei die ostdeutschen Einkommen
kaufkraftbereinigt werden, ergibt sich ein Durchschnitt von 1952,89 DM. Fur
Westdeutschland liegen die Armutsgrenzen fir eine alleinstehende Person also bei 997,42
DM bzw. 976,44 DM. Es liegt dann nahe, im Mikrozensus eine alleinstehende Person als
arm zu bezeichnen, wenn ihr Einkommen weniger &80LDM betragt. Fur jede weitere
Person ab 15 Jahre kAmen dann ca. 700 DM bei der Armutsgrenze hinzu und fur jedes Kind
ca. 500 DM. Im Osten liegt die Armutsgrenze fir eine alleinstehende Person bei 793,82 DM,
falls getrennte Durchschnitte zugrunde gelegt werden, und 864,87 DM auf Basis des
gemeinsamen DurchschnftsDie Armutsgrenzen sind also etwas geringer als im Westen.
Entsprechend fallen auch die zusétzlichen Betrage fir ,Erwachsene” und ,Kinder* etwas
niedriger aus.

In den Spalten, die in Tabelle 1 mit ,Mikrozensus" bezeichnet sind, sind die Grenzen
enthalten, die fur die folgenden Analysen mit dem Mikrozensus als Armutsgrenzen ver-
wendet werden. In Westdeutschland liegen sie dabei zum groRen Teil sehr nah an den
Armutsgrenzen im SOEP unter Verwendung des westdeutschen Durchschnitts. Fir Ost-
deutschland ist das nicht so eindeutig. Die Klassengrenzen liegen teilweise ndher an den

7 Die ostdeutschen Einkommen werden dazu mit dem Faktor 1,129 multipliziert (vgl. Habich/

Krause 1997: 512).

8 Im Mikrozensus gibt es fir das Haushaltsnettoeinkommen folgende Einkommensklassen: ,unter
300 DM*, ,300 bis unter 600 DM*, ,600 bis unter 1000 DM*, ,1000 bis unter 1400 DM*, , 1400

bis unter 1800 DM*, ,1800 bis unter 2200 DM*, ,2200 bis unter 2500 DM*“, ,2500 bis unter 3000
DM* usw. in 500-DM-Schritten bis ,,7000 bis unter 7500 DM" sowie ,, 7500 DM und mehr*.

9 Die Armutsgrenze liegt auch bei Verwendung eines gemeinsamen Durchschnitts im Osten
niedriger, weil die Preise im Osten niedriger sind, also die Kaufkraft hdher ist. Der Wert ergibt sich
durch Division von 976,44 DM durch 1,129.
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Armutsgrenzen fir den ostdeutschen und teilweise néher an den Armutsgrenzen fur den
gesamtdeutschen Durchschnitt.

Wie dicht an bzw. wie weit entfernt die fur den Mikrozensus gewéahlten Armutsgrenzen
von der entsprechenden 50%-Armutsgrenze auf Basis des SOEP sind, zeigt sich noch
deutlicher, wenn die entsprechenden Werte in Prozent des Durchschnittseinkommens
umgerechnet werden (siehe Tabelle 2). Fur Westdeutschland zeigt sich, da Uber alle
Haushalte gesehen die Armutsgrenzen im Mikrozensus bei 51,6% des West-Durch-
schnittseinkommen und bei 52,7% des Gesamtdurchschnitts liegen. Auch fur die meisten
Haushaltstypen liegt die Grenze relativ dicht an der 50%-Grenze. Fir Ostdeutschland
liegen die Klassengrenzen zum Teil etwas weiter von der 50%-Grenze entfernt als im
Westen. Die Armutsgrenzen ,passen” also nicht ganz so gut. Dabei liegen sie meist etwas
héher als 50% des Ostdurchschnitts und etwas niedriger als 50% des Gesamtdurch-
schnitts, wobei der Abstand zur 50%-Armutsgrenze auf Basis des gemeinsamen Durch-
schnitts im Mittel etwas kleiner ist.

4. Ergebnisse

AusmaR von Armut

Zunachst wird das Ausmalf3 der Armut untersucht. Drei Fragen stehen dabei im Mittelpunkt.
Anfangs wurde dargestellt, da? vermutet wird, die Armutspopulation im SOEP sei nicht
vollstéandig erfal3t. Die Folge muf3te dann sein, dafl3 die Armutsquote im SOEP geringer wére
als im Mikrozensus, sofern diese Armen im Mikrozensus erfal3t werden. Diese Hypothese
wird Uberprift, indem auch fir das SOEP das eben dargestellte Verfahren, das im folgenden
als Mikrozensus-Methodeeheichnet werden soll, angewendet wird, um die Arquatte zu
bestimmen. Es stellt sich also erstens die Frage, ob der resultierende Anteil der Armen im
SOEP kleiner ist als im Mikrozensus? Zweitens wird untersucht, ob diese ungenaue Be-
stimmung der Armutspopulation Auswirkungen auf die Armutsquote hat. Dazu werden im
SOEP die Armutsquoten auf Basis der genauen 50%-Armutsgrenzen bestimmt. Es werden
wieder die beiden Mdglichkeiten auch oben verwendeten Mdglichkeiten zur Durchschnitts-
berechnung durchgefihrt, also einmal getrennte Durchschnitte fiir Ost- und Westdeutschland
und einmal ein gemeinsamer Durchschnitt unter Berticksichtigung der Kaufkraftunterschiede
in Ost- und Westdeutschland. Drittens wird der Frage nachgegangen, welchen Einflu? es auf
den Anteil der Armen hat, da® nur das unbereinigte Haushaltseinkommen berlcksichtigt
wurde. Dazu werden mit dem SOEP zusétzlich Armutsquoten auf Basis des 50%
Armutsgrenze berechnet, bei denen auch unregelméfRlige einmalige Leistungen an
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer wie 13. Monatsgehalt, Urlaubsgehalt etc. und der
Mietwert eigenen Wohnraums berticksichtigt werden.
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Tabelle 2: Armutsgrenzen im Mikrozensus in Prozent des
durchschnittlichen Aquivalenzeinkommens

Westdeutschland Ostdeutschland

Haushaltstypen* (1) (2) (1) (2)

1 Erwachsener 50,1 51,2 63,0 57,8
1 Erwachsener, 1 Kind 46,8 47,8 58,8 54,0
1 Erwachsener, 2 Kinder 55,1 56,3 56,7 52,0
1 Erwachsener, 3 Kinder 50,1 51,2 55,4 50,9
2 Erwachsene 53,1 54,2 51,9 47,6
2 Erwachsene, 1 Kind 50,1 51,2 51,5 47,3
2 Erwachsene, 2 Kinder 55,7 56,9 51,3 471
2 Erwachsene, 3 Kinder 47,0 48,0 49,2 45,2
2 Erwachsene, 4 Kinder 47,4 48,4 51,1 46,9
2 Erwachsene, 5 Kinder 477 48,8 52,5 48,2
3 Erwachsene 52,2 53,3 57,7 53,0
3 Erwachsene, 1 Kind 51,9 53,0 54,3 49,8
3 Erwachsene, 2 Kinder 51,6 52,7 55,6 51,0
3 Erwachsene, 3 Kinder 51,4 52,5 56,5 51,9
4 Erwachsene 48,5 49,6 50,8 46,6
4 Erwachsene, 1 Kind 48,7 49,8 52,5 48,2
4 Erwachsene, 2 Kinder 48,9 50,0 53,8 49,4
5 Erwachsene 52,8 53,9 58,0 53,2
5 Erwachsene, 1 Kind 52,5 53,6 58,6 53,8
6 Erwachsene 50,1 51,2 56,0 51,4
Alle (SOEP) 51,6 52,7 53,8 49,4

Qudle  SOEP 1995 (inkl. Zuwandererstichprobe), eigene Berechnungen (gewichtet).

Anmerkungen.

1): Prozentanteil des durchschnittlichen Aquivalenzeinkommens, getrennte Durchschnitte fiir Ost-
und Westdeutschland, alte OECD-Skala.

2): Wie (1), aber es wird ein gemeinsamer Durchschnitt fur Gesamtdeutschland berechnet, wobei
die Einkommen in Ostdeutschland kaufkraftbereinigt werden (siehe Anmerkung in Tabelle 1).

*): Mit ,Erwachsene” sind hier Personen ab 15 Jahre gemeint, mit ,Kind“ Personen unter 15 Jahre,
entsprechend der Unterscheidung der OECD-Skala.

Wird die Armutspopulation wie im vorherigen Abschnitt beschrieben im Mikrozensus
abgeschatzt, betragt die Armutsquote fir ganz Deutschland 11,7% (Siehe Spalte ,Mikro-
zensus® in Tabelle 3). Dies ist deutlich héher wie die entsprechende Armutsquote im
SOEP (siehe Spalte (1)), die nur 10,5% betragt. Wenn davon ausgegangen wird, daf der
Mikrozensus reprasentativer als das SOEP ist, wird der Anteil der Armen im SOEP wohl
tatsachlich unterschétzt. Dies gilt insbesondere fir Westdeutschland. Hier betragt der
Anteil der Armen im Mikrozensus 12,5%, wéhrend sie im SOEP nur 11,0% betragt. Fir
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Ostdeutschland stimmt die Behauptung der Unterschétzung der Armutsquote mit dem
SOEP allerdings nicht. Der Anteil der Armen ist im Mikrozensus mit 8,5% im Vergleich
zu 8,9% sogar etwas geringer, der Unterschied ist aber nicht signi‘ﬁkant.

Tabelle 3: Armutsquoten bei verschiedenen Einkommenskonzepten und
unterschiedlichen Methoden im Mikrozensus und im SOEP

. SOEP
';Aél:]':ljs 50%-Grenze

Einkommenskonzept (1) 2 | (3)

Geamtdeutschland
Haushaltsnettoeinkommen 11,7 10,6 10,2 10,4
+ einmalige Leistungen* - - 11,6 11,4
+ Mietwert der eigenen Wohnung - - 12,9 12,6
+ beides - - 13,3 13,0

Westdeutschland
Haushaltsnettoeinkommen 12,5 11, 11,0 10,5
+ einmalige Leistungen* - - 12,6 11,6
+ Mietwert der eigenen Wohnung - - 14,2 12,5
+ beides - - 14,6 12,9

Ostdeutschland

Haushaltsnettoeinkommen 8,5 8,9 6,9 9,9
+ einmalige Leistungen* - - 7,6 10,9
+ Mietwert der eigenen Wohnung - - 7,7 12,9
+ beides - - 8,0 13,4

Quedle SOEP 1995 (incl. Zuwandererstichprobe), Mikrozensus 1995, eigene Berechnungen (gewichtet).
Anmerkungen:

(2): ,Mikrozensus-Methode*: es werden die gleichen Armutsgrenzen wie beim Mikrozensus
verwendet (siehe Tabellel).

(2): 50% des durchschnittlichen Aquivalenzeinkommens, getrennte Durchschnitte fiir Ost- und
Westdeutschland, alte OECD-Skala.

(3): Wie (2), aber es wird ein gemeinsamer Durchschnitt fur Gesamtdeutschland berechnet, wobei
die Einkommen in Ostdeutschland kaufkraftbereinigt werden (siehe Anmerkung in Tabelle 1)

*): Summe aus 13. Monatsgehalt, 14. Monatsgehalt, Weihnachtsgeld, Urlaubsgeld, Gewinnbetei-
ligungen, sonstige Sondervergitungen.

10 Wird eine Binomialverteilung unterstellt, so betragen die geschéatzten Standardfehler fir die
Armutsquoten in Ostdeutschland im SOEP ca. 0,4 Prozentpunkte, das Konfidenzintervall ist also bei
einer Fehlerwahrscheinlichkeit von 5% etwas breiter als 1,5 Prozentpunkte. Im Mikrozensus betragt
etwa der geschatzte Standardfehler ungeféhr 0.05, das Konfidenzintervall ist als etwa 0,2 Prozent-
punkte breit. Die Unterschiede zwischen den Armutsquoten werden als signifézanthmet, wenn

sich die Konfidenzintervalle nicht tiberschneiden.
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Als nachstes wird ausschlief3lich mit dem SOEP untersucht, ob die ungenaue Bestimmung
der Armutsgrenzen einen Einflu auf den Anteil der Armen hat. Dazu werden die Ar-
mutsquoten, die aus der Mikrozensus-Methode resultieren, verglichen mit den Armuts-
quoten, die sich ergeben, wenn die 50%-Armutsgrenze exakt bestimmt wird. Die Armuts-
grenzen fur den Mikrozensus waren so konstruiert, daf® sie fir Westdeutschland relativ
nahe an der 50%-Grenze gemessen am Westdurchschnitt lagen. Die beiden Armutsquoten
sind sogar fast identisch und betragen beide 11%. Auch die dritte Armutsquote auf Basis
des gesamtdeutschen Durchschnitts unterscheidet sich mit 10,5% nicht sigﬂﬂfikant.

Die Armutsgrenzen im Mikrozensus lagen fir Ostdeutschland meist zwischen den beiden
Mdoglichkeiten, wobei sie meist ndher an den Armutsgrenzen fur die gemeinsame Grenze
lagen. Entsprechend liegt die Armutsquote, die mit der Mikrozensus-Methode berechnet
wird, mit 8,9% zwischen den beiden Werten fiir die 50%-Armutsgrenze. Der Unterschied
zu der Armutsquote auf Basis des gesamtdeutschen Durchschnitts (9,9%) ist nicht signifi-
kant. Beide Armutsquoten liegen aber (signifikant) Uber der auf Basis des ostdeutschen
Durchschnitts, der 6,9% betragt.

Fur Gesamtdeutschland hat das zufolge, daf3 alle drei Mdglichkeiten, die Armutsgrenze zu
bestimmen, sich nicht signifikant voneinander unterschéldedabei ist die Armuts-

quote mit der Mikrozensus-Methode mit 10,6% am héchsten, auf Basis des gesamtdeut-
schen Durchschnitts mit 10,4% etwas niedriger und auf Basis des getrennten Durch-
schnitts mit 10,2% am niedrigsten.

Bisher wurde jeweils nur das unbereinigte Einkommen verwendet, unregelméafige einma-
lige Leistungen und ein eventueller Mietwert der eigenen Wohnung wurde nicht beriick-
sichtigt. Beides sorgt dafir, da® ein Teil der bisher als arm Klassifizierten in Wirklichkeit
ein Einkommen Uber der Grenze haben. Andererseits bedeutet die Berticksichtigung
weiterer Einkommensquellen aber auch eine héhere Armutsgrenze, da der Durchschnitt
der Einkommen steigt. Insgesamt hat das zur Folge, dall die Armutsquote steigt, wenn
diese ungleicher verteilten Einkommen berlcksichtigt werden.

In Westdeutschland erhéht sich der Anteil der Armen von 11% auf 14,6%, wenn nur der
Westdurchschnitt der Armutsgrenze zugrunde gelegt wird. Im Osten erhdht sich die Ar-
mutsquote von 9,9% auf 13,4% bei Verwendung des gesamtdeutschen Durchschnitts. Die

11 Der geschatzte Standardfehler fir die Armutsquoten fir Westdeutschland im SOEP betragt

etwas mehr als einen Viertel Prozentpunkt. Die Konfidenzintervalle sind also bei einer Fehlerwahr-
scheinlichkeit von 5% etwa einen Prozentpunkt breit.

12 Fur Gesamtdeutschland betragen die Armutsquoten im SOEP etwas weniger als einen Viertel
Prozentpunkt. Die Konfidenzintervalle sind also bei einer Fehlerwahrscheinlichkeit von 5% etwas

weniger als einen Prozentpunkt breit.
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fur den Mikrozensus ausgewiesenen Armutsquoten von 12,5% fir den Westen, 8,9% fur
den Osten und 10,6% fiir Gesamtdeutschland stellen also wohl nur eine Untergrenze fir
den Anteil der Armen dar.

5. Risikogruppen und Zusammensetzung der Armutspopulation

Vorgehen

Im vorherigen Abschnitt wurde untersucht, inwiefern sich die Armutsquoten im SOEP
und im Mikrozensus in ihrem Gesamtniveau unterscheiden. Im folgenden geht es darum,
zu bestimmen, ob es erstens in beiden Datensatzen unterschiedliche Risikogruppen gibt
und ob zweitens die Armutspopulation unterschiedlich zusammengesetzt ist. Anfangs
wurde dargestellt, da® vermutet wird, da® manche Gruppen unzureichend im SOEP ver-
treten sind. Um dies zu uberprifen, wird die Untersuchung nach den soziodemographi-
schen Merkmalen Geschlecht, Alter, Bildung, Erwerbsstatus, Nationalitat, Haushaltsgrofle
und Haushaltstyp differenziert. Die betrachteten Gruppen sind im wesentlichen jene, die
auch im Datenreport 1997 (vgl. Habich/Krause 1997) untersucht witdea.bei dieser
differenzierten Betrachtung die Fallzahlen der Armen in den neuen Bundeslandern im
SOEP zu gering sind, werden die Berechnungen auf Westdeutschland beschrankt. Dabei
werden erstens die Armutsquoten der betroffenen Gruppen mit dem Mikrozensus und
dem SOEP berechnet (Tabelle 4). Mit dem SOEP werden wieder die drei Mdglichkeiten
Mikrozensus-Methode, 50%-Armutsgrenze auf Basis des gesamtdeutschen und 50% auf
Basis des westdeutschen Durchschnitts verwendet. Allerdings wird bei diesen Berech-
nungen nur das unbereinigte Einkommen berticksichtigt. Eine Analyse der Frage, welche
Veranderungen sich bei Verwendung eines bereinigten Einkommens ergeben wirden,
wirde den Rahmen dieses Beitrags sprengen. Neben den Armutsquoten fir bestimmte
Gruppen wird die Zusammensetzung der Armutspopulation, also die Anteile der jeweili-
gen Gruppen an den Armen, betrachtet, um herauszufinden, ob es Gruppen gibt, die in der
Armutspopulation des SOEP gemessen am Mikrozensus uber- oder unterreprasentiert sind
(Tabelle 5). Dazu ist es sinnvoll, die Zusammensetzung der Armutspopulation mit der
Zusammensetzung der Gesamtbevdlkerung zu vergleichen. Um diesen Vergleich nicht zu
kompliziert zu gestalten, wird die Armutspopulation in beiden Datensétzen nur mit der
Mikrozensus-Methode bestimmt.

13 Habich/Krause (1997) untersuchen aber nur die gruppenspezifischen Armutsquoten und nicht

die Zusammensetzung der Armutspopulation. Auerdem ergeben sich Unterschiede aufgrund der
unterschiedlichen Operationalisierung der Armutsgrenzen. Habich und Krause verwenden die
BSHG-Skala, wéhrend hier die alte OECD-Skala verwendet wird.
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Geschlecht

Bel der Unterscheidung nach Geschlecht zeigt sich sowohl im Mikrozensus als auch im

SOEP, dal3 Frauen haufiger von Armut betroffen sind, wobei sowohl fir M&nner als auch
fur Frauen die Armutsquoten im Mikrozensus héher sind. Der Unterschied bei den Méan-
nern ist aber etwas gréRer als bei den Frauen. Die Folge ist, dal3 im Sozio-6konomischen
Panel der Anteil der Frauen an den Armen mit 56,7% hdoher ist als im Mikrozensus mit
52,8%. Damit ist im Mikrozensus der Anteil der Frauen an den Armen nur wenig héher
als in der Gesamtbevdlkerung (51,5%).

Alter

Wird die Betroffenheit von Armut nach dem Alter untersucht, so ist in der Regel festzu-
stellen, dal® die jungsten Altersgruppen die hdchsten Armutsquoten haben, und das Ar-
mutsrisiko mit zunehmendem Alter sinkt. Dieses Ergebnis findet sich sowohl beim SOEP
als auch beim Mikrozensus. Dabei ist allerdings anzumerken, dal’ dieser Zusammenhang
im Mikrozensus deutlich starker ist als im Sozio-6konomischen Panel. Die am haufigsten
von Armut betroffene Altersgruppe, namlich die der Kinder, ist im Mikrozensus mit
24,5% der bis zu 7jahrigen und 20,1% der 8- bis 15jahrigen noch sehr viel haufiger von
Armut betroffen. Kinderarmut wird im Sozio-6konomischen Panel, obwohl hier die Ar-
mutsquoten schon mit jeweils etwas tber 17% in den beiden genannten Altersgruppen
Uberdurchschnittlich hoch sind, also mdglicherweise noch unterschétzt. Ein weiterer
Unterschied zum SOEP ist, daf? im Mikrozensus die Armutsquoten fiir Personen uber 60
Jahren wieder leicht ansteigen. Das Armutsrisiko fur altere Menschen insgesamt ist aber,
wie auch im SOEP, unterdurchschnittlich. Trotz der Unterschiede in bezug auf die Ar-
mutsquoten sind die Unterschiede beziglich der Zusammensetzung der Armutspopulation
nach dem Alter relativ gering (vgl. Tabelle 5). In beiden Datenséatzen sind etwa 30% der
Armen Kinder unter 16 Jahre. Der Anteil der Personen tber 60 Jahre ist im Mikrozensus
mit ungefahr 14% etwas hoher als im SOEP mit ungefahr 12,5%. Entsprechend gibt es im
Mikrozensus vergleichsweise etwas weniger Arme zwischen 16 und 60.

Bildung

Wird das Armutsrisiko in Abhé&ngigkeit von der Bildung betrachtet, so ergibt sich auf
Grundlage des SOEP das plausible Ergebnis, dal3 die Betroffenheit von Armut mit stei-
gendem Bildungsniveau sinkt. Ausnahme sind Studierende, die — was nicht Uberrascht —
Uber ein Uberdurchschnittliches Armutsrisiko verfiigen. Auf Basis des Mikrozensus ist das
Ergebnis &hnlich. Allerdings fallt eine Gruppe aus diesem Schema heraus, namlich dieje-
nigen mit Abitur oder Fachabitur, die weder studieren noch einen Hochschulabschluf3
haben. Im SOEP hat diese Gruppe mit 3% Armen eine deutlich geringere Armutsquote als
Personen mit Realschulabschluf? mit einer Armutsquote von 6,3%. Im Mikrozensus ist die
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Betroffenheit von Armut bei Personen mit Hochschulreife, die keinen Hochschulabschluf3
haben und auch nicht studieren, allerdings mit 8,2% deutlich héher als fir Personen mit
Realschulabschluf (5,9%) und ist so hoch wie bei Personen mit Hauptschulabschluf3 und
Lehre (ebenfalls 8,2%). In beiden Datenséatzen liegen die Quoten aber unterhalb der
durchschnittlichen Armutsquote. Ein weiterer Unterschied zum SOEP zeigt sich bei der
Armutsquote von Studierenden. Wéhrend die Armutsquote im Panel mit 13% etwas uber
dem Durchschnitt liegt, ist sie im Mikrozensus mit 30,0% mehr als doppelt sdoch.

Auf die Zusammensetzung der Artmutspopulation haben diese Unterschiede aber wie-
derum nur geringe Auswirkungen, weil sowohl die Gruppe der Personen mit Hochschul-
reife, die weder studieren noch einen Hochschulabschlul® haben, als auch die Gruppe der
Studierenden relativ klein ist. In beiden Datensatzen verflgt der Uberwiegende Teil (je-
weils Uber 70%) der Armen héchstens Uber einen Hauptschulabschlul3. Bei den anderen
Gruppen gibt es leichte Unterschiede zwischen dem SOEP und dem Mikrozensus. Im
Mikrozensus ist der Anteil mit RealabschluR an den Armen etwas geringer und der mit
Hochschulreife etwas héher als im SOEP.

Erwerbstatus

Bezuglich des Erwerbstatus werden die folgenden drei Gruppen unterschieden: Erwerbs-
tatige, Arbeitslost® und Nichterwerbspersonen, zu denen hier auch die Kinelgihty
werden. In bezug auf die Betroffenheit von Armut zeigt sich, dal? sowohl die Armutsquoten
von Nichterwerbstétigen als auch von Arbeitslosen im Mikrozensus hdher sind als im SOEP.
Arbeitslose haben das hochste Armutsrisiko mit 35% im Mikrozensus und 31,2% auf Basis
des Sozio-6konomischen Panels. Die Armutsquoten der Nichterwerbstétigen betragen 17,1%
(Mikrozensus) bzw. 13,7% (SOEP). Die Armutsquoten von Erwerbstétigen sind mit 5,5%
(Mikrozensus) und 5,3% (SOEP) ungefahr gleich. Wird die Zusammensetzung der
Armutspopulation betrachtet, so ist zu erkennen, dal® der Anteil von Nichterwerbstétigen im
Mikrozensus etwas hoher ist. Bereits im SOEP sind etwa zwei Drittel (66,3%) der Armen
nicht erwerbstétig, wobei wie erwéhnt allein 30% der Armen Kinder unter 16 Jahre sind.

14 Uber die Ursachen dafiir kann nur spekuliert werden. Zunachst ist zu betonen, daR die Armuts-
quote im SOEP auf 25 Studierenden beruht, die ein Einkommen unter der Armutsgrenze haben.
Darliber hinaus mag es erhebungstechnische Ursachen geben. Im Mikrozensus werden auch Studie-
rende erfal3t, die in Wohnheimen leben. Im SOEP werden Studierende, die in Wohnheimen leben nur
dann erfaf3t, wenn sie vorher in einem elterlichen Haushalt gelebt und diesen verlassen haben. Des
weiteren ist es moglich, daR die Mdoglichkeit der Proxy-Interviews im Mikrozensus einen Einflufy
hat. Beim Mikrozensus ist es mdglich, daR Befragte die Informationen zum Einkommen von anderen
Haushaltsmitgliedern angeben, wahrend beim SOEP nur echte Individualinterviews stattfinden. Dies
koénnte dazu fuhren, dal? Einkommen der Studenten unterschatzt werden (vgl. auch Schupp et al. in
diesem Band).

15 Nichterwerbstétige, die arbeitslos gemeldet sind.



394 ZUMA-Nachrichten Spezial Band 6: Sozialstrukturanalysen mit dem Mikrozensus

10% der Armen im Mikrozensus sind arbeitdos, etwas weniger asim Panel mit 11,9%. Die
Vermutung, dal3 arbeitslose Arme im SOEP unterreprasentiert wéren, bestatigt sich deshalb
nicht. Trotz des geringeren Armutsrisikos gibt es in beiden Datensétzen etwa doppelt so viele
erwerbstétige wie arbeitslose Arme. Etwa ein Funftel aller Armen sind erwerbstétig, im
Mikrozensus ist der Anteil etwas niedriger (18,8%) im SOEP etwas hdher (21,8%).

Nationalitit16

Eine Gruppe, von der sich aufgrund von mangelnder Bereitschaft (Zugehorigkeitsgefihl)
und Fahigkeit (Sprachkenntnisse, Bildung), an Befragungen teilzunehmen, vermuten laft,
dal3 sie méglicherweise im SOEP unterreprasentiert ist, ist die der armen Auslander. Tat-
séachlich ist die Armutsquote der Nichtdeutschen, die im SOEP bei 29,3% liegt, im Mi-
krozensus mit 33,2% hdher. Allerdings ist umgekehrt der Anteil der Auslander an den
Armen im Mikrozensus etwas geringer, namlich nur 26%, wéhrend er im SOEP 29%
betragt. Dies liegt daran, dal3 der Anteil von Nichtdeutschen insgesamt im SOEP mit
10,8% gegenuber 9,8% im Mikrozensus etwas hoher ist.

HaushaltsgroBe

Ein typisches Ergebnis von Armutsanalysen mit dem SOEP ist, dal3 das Armutsrisiko mit
steigender HaushaltsgréRe zunimmt, wobei allerdings Einpersonenhaushalte ein etwas
hdheres Armutsrisiko haben als Zweipersonenhaushalte. Dies gilt auch bei Verwendung
der Mikrozensus-Methode. Die Ergebnisse im Mikrozensus sind im Prinzip &hnlich,
wobei jedoch zwei Anmerkungen gemacht werden missen. Erstens ist die Armutsquote
von Alleinstehenden deutlich héher. Wahrend die Quote im SOEP nur 7,4% betragt,
betragt sie im Mikrozensus 12,5%. Zweitens ist fur die anderen Haushalte die Abh&ngig-
keit der Armutsquote von der Haushaltsgré3e im Mikrozensus stérker als im SOEP. Ins-
besondere die grolRen Haushalte mit mehr als 5 Personen sind im Mikrozensus deutlich
stérker von Armut betroffen. Im Mikrozensus ist die Armutsquote fast ein Viertel
(24,6%), wéhrend sie im SOEP ,nur* 17,1% betragt. Was die Zusammensetzung der
Armutspopulation angeht, ist es aber eher so, daf? der Anteil der kleineren Haushalte an
den Armen im Mikrozensus hoéher ist, insbesondere der der Einpersonenhaushalte mit
17,2% im Vergleich zu 10,3% (vgl. Tabelle 5).

16 Auch im SOEP wird die individuelle Nationalitdt zugrunde gelegt und nicht die Zugehdrigkeit
zur Stichprobe B, die Personen enthélt, die in Haushalten mit einem Haushaltsvorstand aus den
typischen Gastarbeiterlandern, also Tirkei, Spanien, (ehemaliges) Jugoslawien, Griechenland und
Italien leben.
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Tabelle 4: Betroffenheit von Armut nach soziodemographischen
Merkmalen in Westdeutschland
Mikro- SOEP
zensus 1) )] (©)]

Gesamt 12,5 11,0 11,0 10,5
Geschlecht

Mannlich 12,2 10,0 10,1 9,7
Weiblich 12,8 11,7 11,7 11,1
Alter

0-7 24,5 17,4 16,5 15,8
8-15 20,1 17,1 19,0 18,2
16-30 15,3 13,5 13,2 12,8
31-45 11,4 9,3 9,4 8,9
46-60 6,8 7,8 8,2 7,7
61-75 8,1 6,8 6,0 57
Uber 75 10,4 (7,2) (6,9) (6,5)
Bildung

héchstens Hauptschule ohne Lehre 18,7 15,1 15,2 146
héchstens Hauptschule mit Lehre 8,2 7,2 6,8 6,4
Realschule 5,9 6,3 6,1 57
Hochschulreife 8,2 (3,0) 3,9 (3,5)
Studentin/Student 30,7 (12,9) (12,4) (12,4)
Hochschulabschlufl 3,5 3,9 3,8 3,8
Erwerbsstatus

Erwerbstéatig 53 55 57 54
Arbeitslos 35,0 31,2 30,8 30,2
Nichterwerbsperson 17,1 13,7 13,6 12,9
Nationalitit

deutsch 10,3 8,7 8,4 8,0
andere 33,2 29,3 31,0 29,6
Haushaltsgrifie

1 12,5 7,4 7,4 7,2

2 7,6 6,1 5,6 5,0

3 9,4 11,8 11,0 10,4
4 16,3 14,1 12,3 12,3
5 und mehr 24,6 17,1 22,0 20,6
Haushaltstyp

Alleinstehend 12,5 7,4 7,4 7,2
Alleinerziehende 42,5 40,8 42,4 40,8
Paar ohne Kind 6,4 3,9 3,3 3,0
Paar m. Kind unter 16 18,0 12,7 13,5 13,2
Paar m. Kindern, alle tber 16 55 10,2 10,8 10,8
sonstige 9,2 18,4 15,0 12,3

Quelle: SOEP 1995 (inkl. Zuwandererstichprobe), Mikrozensus 1995, eigene Berechnungen (ge-
wichtet ), Zahlen in Klammern: ungewichtete Fallzahl unter 30. (1), (2), (3): siehe Anmerkungen zu

Tabelle 3, nur ,unbereinigtes" Haushaltsnettoeinkommen.
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Tabelle 5: Zusammensetzung der Armutspopulation und der
Gesamtpopulation in Westdeutschland

Armutspopulation* Insgesamt

Mikrozensus SOEP Mikrozensus SOEP
Geschlecht
mannlich 47,2 43,3 48,5 47,1
weiblich 52,8 56,7 51,5 52,9
Alter
0-7 16.7 15,6 8,5 9,8
8-15 13,1 15,1 8,2 9,6
16-30 24,5 23,7 20,0 19,1
31-45 20,6 20,0 22,5 23,4
46-60 11,1 13,0 20,5 18,3
61-75 9,5 8,6 14,8 13,8
Uber 75 4,6 (3,9) 55 6,0
Bildung
héchstens Hauptschule ohne Lehre 39,8 40,0 21,4 21,2
héchstens Hauptschule mit Lehre 29,4 31,0 36,5 35,8
Realschule 12,5 16,4 21,6 21,6
Hochschulreife 5,4 (2.5) 6,7 6,9
Studentin/Student 9,3 (4.6) 3,1 3,0
Hochschule 3,6 5,5 10,5 11,6
Erwerbstatus
erwerbstatig 18,8 21,8 44,2 43,4
arbeitslos 10,0 11,9 3,6 4,1
Nichterwerbsperson 71,2 66,3 52,2 52,5
Nationalitiit
deutsch 74,0 71,0 90,2 89,2
andere 26,0 29,0 9,8 10,8
Haushaltsgrifie
1 17,2 10,3 17,2 15,1
2 18,0 15,0 29,7 26,8
3 15,5 22,6 20,6 20,9
4 28,5 30,4 21,8 23,4
5 und mehr 20,8 21,7 10,6 13,8
Haushaltstyp
Alleinstehend 17,2 10,3 17,2 15,1
Alleinerziehend 9,0 11,5 2,7 3,1
Paar ohne Kind 11,3 8,2 22,0 23,0
Paar m. Kind unter 16 49,8 44,6 34,6 38,2
Paar m. Kindern, alle tiber 16 6,6 11,9 15,2 12,7
sonstige 6,1 13,6 8,2 8,0

Quelle: SOEP 1995 (inkl. Zuwandererstichprobe), Mikrozensus 1995, eigene Berechnungen
(gewichtet ), Zahlen in Klammern: ungewichtete Fallzahl unter 30.

*): Nur ,Mikrozensus-Methode*, siehe Anmerkung zu Tabelle 3.
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Haushaltstyp

Werden die Haushaltstypen genauer betrachtet, so ist zunachst zu erkennen, dal3 fur Al-
leinerziehend® auch im Mikrozensus die hichste Betroffenheit von Armut zu beobach-
ten ist. Die Armutsquoten betragen in beiden Datensétzen etwas uUber 40%. Fir die ande-
ren Haushaltstypen gibt es aber Unterschiede zwischen dem Mikrozensus und dem SOEP.
Erwahnt wurde bereits, daf3 Alleinstehende auf Basis des Mikrozensus haufiger arm sind.
Das gleiche gilt fur Paare mit Kindern unter 16 Jahren, die im Mikrozensus mit ungeféhr
18% die zweithdchste Armutsquote haben. Die Armutsquote dieser Haushalte betragt im
SOEP nur 12,7%. Auf der anderen Seite betragt die Betroffenheit von Armut bei Paaren
mit Kindern, die alle schon Uber 16 Jahre alt sind, und bei den sonstigen Haushalten etwa
die Halfte wie im SOEP.

Was die Zusammensetzung der Armutspopulation angeht, ist festzustellen, daf3 im Mikro-
zensus fast die Halfte der Armen zu der Gruppe der Paarhaushalte mit Kindern unter 16
Jahren gehdrt. Auch im SOEP ist dies die grofte Gruppe unter den Armen mit 44,6%.
Etwa jeweils zehn Prozent der Armen gehéren zu Alleinerziehenden-Haushalten bzw.
sind Paare ohne Kinder, wobei letztere etwas haufiger im Mikrozensus vertreten sind, und
die Alleinerziehenden etwas haufiger im SOEP.

Zusammenfassung

Zusammenfassend ist festzustellen, daf® - unter der Annahme, daRR der Mikrozensus in
bezug auf Armut représentativer ist als das SOEP - in der Tat die Armut mit dem SOEP
wohl etwas unterschatzt wird. Auf Basis des Mikrozensus ergeben sich zumindest fur
West- und Gesamtdeutschland héhere Armutsquoten. Was die besonders betroffenen
Risikogruppen betrifft, so sind diese im SOEP und im Mikrozensus weitgehend identisch.
Auffallig ist allerdings, dall einige besonders stark von Armut betroffene Gruppen im
Mikrozensus hdhere Armutsquoten haben als im SOEP, vor allem Kinder, aber auch
Nichterwerbspersonen und Auslander. Die Vermutung, daf3 besonders Arme mit niedriger
Bildung im SOEP unterreprasentiert wéren, bestatigt sich hingegen nicht. Im Gegenteil, es
sind eher besser Gebildete, die im SOEP seltener als im Mikrozensus arm sind.

Auf die Zusammensetzung der Armutspopulation hat dies in der Regel keinen gravieren-
den EinfluR. Der Anteil an den Armen ist aber insbesondere fur folgende Gruppen im
Mikrozensus grofRer: Manner, Nichterwerbspersonen, Alleinstehende und Paare mit Kin-

17 Haushalte mit genau einer Person uber 16 und mit mindestens einem Kind unter 16 Jahren.
JAlleinerziehende”, die mit anderen erwachsenen Personen zusammenleben, werden hier nicht als
Alleinerziehende gezéhlt.
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dern unter 16 Jahren. Alles in allem sind sowohl die Unterschiede beziglich der
Armutsquoten als auch der Zusammensetzung der Armutspopulation aber eher gering.

6. Ein Beispiel fiir die Méglichkeiten des Mikrozensus zur
Armutsforschung: die regionale Verteilung von Armut

Neben den vermuteten Problemen beziglich der Reprasentativitat, gibt es im SOEP bei
differenzierteren Analysen das Problem der kleinen Fallzahlen. Dies soll am Beispiel der
regionalen Verteilung der Armut in Deutschland verdeutlicht werden. Dabei beschréanken
wir uns auf die Betroffenheit von Armut in den einzelnen Bundeslandern und vergleichen
die Ergebnisse des SOEP mit denen des Mikrozensus (Tabelle 6). Fir die Untersuchung
regionaler Unterschiede stand bisher meist nur die Sozialhilfestatistik zur Verfligung. Die
Ergebnisse der Sozialhilfestatistik sind daher ebenfalls in Tabelle 6 aufgefiihrt.

Ubliches Ergebnis ist, da in Bayern und Baden-Wiirttemberg die Sozialhilfequoten
relativ niedrig sind. Besonders hoch sind sie in den Stadtstaaten Bremen, Hamburg und
Berlin. Werden nun die Armutsquoten auf Basis des Mikrozensus betrachtet, so schneiden
auch hier Bayern und Baden-Wirttemberg gut ab. Zusatzlich hat aber auch Schleswig-
Holstein eine relativ geringe Armutsquote. Die hdchste Armutsquote hat Bremen. Die
beiden anderen Stadtstaaten liegen, was die Einkommensarmut angeht, aber weitaus
besser als auf Basis der Sozialhilfezahlen zu vermuten ware. Hamburg hat sogar die viert-
niedrigste Armutsquote, nur etwas mehr als Baden-Wirttemberg, wahrend sich Berlin
(West) etwa im Mittelfeld befindet. Besonders schlecht schneiden neben Bremen das
Saarland, Rheinland-Pfalz sowie Nordrhein-Westfalen ab. Wahrend das Saarland eine
relativ hohe Sozialhilfequote hat, ist das Ergebnis fir Rheinland-Pfalz und Nordrhein-
Westfalen Uberraschend. Dabei ist anzumerken, da? Armut und Sozialhilfebezug ja nicht
unbedingt Ubereinstimmen mussen. Dafiir sind im wesentlichen zwei mégliche Ursachen
zu nennen. Erstens kann es sein, daf} die Anteile der verdeckt Armen regional unter-
schiedlich verteilt sind. Zweite denkbare Ursache sind unterschiedliche Mietniveaus. Da
die Sozialhilfe die Miete voll Gibernimmt, kann es sein, daf in Gegenden mit hohen Mie-
ten auch ein relativ hohes Einkommen noch zum Bezug von Sozialhilfe berechtigt. Das
Mietniveau spielt jedoch fir die Berechnung der relativen Einkommensarmut keine Rolle.

Im Vergleich zu den Ergebnissen des Mikrozensus und der Sozialhilfestatistik ist zu
erkennen, dal? die auf Basis des Sozio-6konomischen Panels berechneten Armutsquoten
fur die einzelnen Bundeslander teilweise sehr weit von diesen anderen Ergebnissen ab-
weichen. Lediglich die hdchste Armutsquote von Bremen scheint gut zu passen. Aller-
dings beruht dieses Ergebnis nur auf 26 armen Personen in Bremen. Auch bei den ande-
ren Bundeslandern sind die Fallzahlen so klein, daf? bereits die globale Armutsquoten mit
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einem hohen Stichprobenfehler behaftet sind. Darliber hinaus fallt auf, daf? die Streuung

der regionalen Armutsquoten auf Basis des SOEP weitaus grofRer ist als im Mikrozensus

oder in der Sozialhilfestatistik. Es scheint also so zu sein, daf? die regionalen Unterschiede
nicht so grof3 sind, wie die Ergebnisse auf Basis des Panels vermuten lassen. Schlief3lich
zeigen die angegebenen Fallzahlen, daf3 eine differenziertere Analyse mit dem Panel nicht
moglich ist. Anders dagegen beim Mikrozensus. Hier reichen die Fallzahlen aus, um auch

noch weitere Teilpopulationen zu untersuchen.

Tabelle 6: Regionale Verteilung von Armut

Mikrozensus SOEP Sozialhilfe
Bundesland % Rang Félle % Rang Félle % Rang
Westdeutschland
Bayern 10,5 1 7163| 7,9 2 20§ 1,8 i
Schleswig-Holstein 10,8 2 1607 8,1 3 3b 4.1 6
Baden-Wiurttemberg 11,4 3 6207 11,4 6 263 2,2 2
Hamburg 11,7 4 1022| 3,0 1 5 7,7 11
Hessen 12,3 5 3803 9,2 5 1438 4,1 5
Berlin-West 13,3 7 1599| 13,9 7 78 6,1 0
Niedersachsen 13,4 6 5501 15,1 8 217 4,2 7
Nordrhein-Westfalen 13,9 8 11802 8,9 4 387 3,5 4
Saarland 14,1 9 820 4.8 &
Rheinland-Pfalz 14,7 10 338518’4 9 143 3,0 3
Bremen 14,9 11 551| 29,4 10 26 6,6 10
Ostdeutschland
Sachsen 7,3 1 1955 9,6 4 126 1,4 1
Thiringen 8,4 2 1238| 10,2 5 68 1,5 P
Sachsen-Anhalt 8,8 3 1364 7,3 2 72 2,1 5
Berlin-Ost 9,0 4 594| 6,5 1 21 3,0 @
Brandenburg 9,2 5 1394 7,9 3 58 1,7 3
Mecklenburg-Vor- 9,7 6 1021 | 10,6 6 41 1,9 4
pommern

1: Quelle Mikrozensus 1995, eigene Berechnungen (gewichtet), Fallzahlen sind ungewichtet.

2: Quelle SOEP 1995 (inkl. Zuwandererstichprobe), eigene Berechnungen (gewichtet), Fallzahlen

sind ungewichtet, Saarland und Rheinland-Pfalz sind im SOEP zusammengefal3t, zur Bestimmung
der Armutsquote wird nur die Mikrozensus-Methode verwendet, siehe Anmerkung zu Tabelle 3.

3: Quelle: Statistisches Bundesamt 1997: S. 46.
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7. Zusammmenfassende Diskussion der Mdglichkeiten und
Probleme von Armutsanalysen mit dem Mikrozensus

Auch wenn hier gezeigt wurde, dall Armutsanalysen mit dem Mikrozensus durchaus
moglich sind, so ist doch zu betonen, dald dies nur unter sehr starken Einschrénkungen der
Fall ist. Das Hauptproblem ist die ungenaue Einkommensmessung. Es steht lediglich das
Haushaltsnettoeinkommen in gruppierter und zensierter Form zur Verfigung. Informatio-
nen uber weitere, zum Beispiel nicht monetére Einkommensbestandteile, gibt 48 nicht.

Daf die Einkommensangaben nur klassiert vorliegen, scheint nach den hier vorgestellten
Ergebnissen eher das geringere Problem zu sein. Die prasentierten Ergebnisse auf Basis
des SOEP unterscheiden sich nur geringfligig, auch wenn die Armutspopulation aufgrund
von ungenauen Armutsgrenzen nur grob abgeschatzt wird. Allerdings ist haufig die Aus-
wahl der armutsrelevanten Einkommensklasse nicht eindeutig, sie hat aber sowohl Aus-
wirkungen auf die Héhe der globalen Armutsquote als auch auf die Armutsquote von
Teilgruppen und die Zusammensetzung der Armutspopulation.

AuRerdem ist als weiteres Manko zu vermerken, daf aufgrund der Einkommensklassie-
rung nur unter starken Annahmen ein durchschnittliches Einkommen berechnet werden
kann. Um diese Annahmen zu vermeiden, mufd auf andere Datensatze zuriickgegriffen
werden. Ob das durchschnittliche Aquivalenzeinkommen in anderen Datensétzen repra-
sentativ ist, kann nicht eindeutig beantwortet werden. Es ist aber zu vermuten, dal} in
Umfragen aufgrund des Fehlens besonders hoher Einkommen das Durchschnittseinkom-
men und die Armutsgrenze wohl eher unterschéatzt werden.

Die Armutsquoten auf Basis des Mikrozensus durfen daher nicht ,auf die Goldwaage
gelegt" werden. Allerdings haben Analysen mit dem Mikrozensus zwei wesentliche Vor-
teile. Erstens kann Uberpruft werden, ob Ergebnisse, die z.B. mit dem SOEP erzielt wer-
den, reprasentativ sind. Es war beispielsweise zu erkennen, daf die globale Armutsquote
im SOEP eher unterschétzt wird. Der Mikrozensus kann dafiir genutzt werden, die Vali-
ditét von Armutsanalysen auf Basis des SOEP zu Uberprifen. Andererseits hat sich aber
auch gezeigt, dal das SOEP sehr wohl fur Armutsanalysen geeignet ist. Es werden sehr
ahnliche Risikogruppen identifiziert und auch die Zusammensetzung der Armutspopula-
tion ist bis auf wenige Ausnahmen recht &hnlich zum Mikrozensus.

Der zweite Vorteil des Mikrozensus fir Armutsanalysen besteht aber vor allem darin, dai3
es mdoglich ist, mit dem Mikrozensus aufgrund seiner Gréf3e auch Subpopulationen der

18 AufRerdem ist unklar, welche Auswirkungen das Verfahren der Generierung des Haushaltsein-
kommens auf Basis der individuellen Nettoeinkommen hat, das vom Statistischen Bundesamt ver-
wendet wird (siehe Fu3note 5).
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armen Haushalte (Alleinerziehende, Arbeitslose, Erwerbstatige, Arme in einem Bundes-
land etc.) genauer zu untersuchen. Anhand des Beispiels der regionalen Verteilung von
Armut war zu sehen, daf} bei differenzierten Analysen die Ergebnisse auf Basis des SOEP
mit einem sehr hohen Stichprobenfehler behaftet sind.

Korrespondenzadresse

Wolfgang Strengmann-Kuhn
Goethe-Universitdt Frankfurt/Main
Fachbereich Wirtschaftswissenschaften
Institut fiir Volkswirtschaftslehre
Mertonstr. 17

60054 Frankfurt/Main
strengmann(@wiwi.uni-frankfurt.de

Literatur

Andrel3, H.-J./Burkatzki, E./Lipsmeier, G/Salentin, K./Schulte, K./Strengmann-Kuhn, W.,
1999: Leben in Armut. Analysen der Verhaltensweisen armer Haushalte mit Umfragedaten.
Opladen: Westdeutscher Verlag.

Faik, J., 1997: Institutionelle Aquivalenzskalen als Basis von Verteilungsanalysen - Eine
Modifizierung der Sozialhilfeskala. S. 13-42 in: Becker, I./Hauser, R. (Hrsg.), Einkommens-
verteilunng und Armut in Deutschland. Frankfurt/Main: Campus.

Habich, R./Krause, P., 1997: Armut. S. 515-525 in: Statisches Bundesamt (Hrsg.): Datenre-
port 1997. Munchen und Landsberg am Lech: Bonn Aktuell.

Hagenaars, Aldi J.M., 1986: The Perception of Poverty. Amsterdam: Elsevier.

Hartmann, P./Schimpl-Neimanns, B., 1992: Sind Sozialstrukturanalysen mit Umfragedaten
moglich? Analysen zur Reprasentativitat einer Sozialforschungsumfrage. Kdlner Zeitschrift
fur Soziologie und Sozialpsychologie, 44: 315-346.

Hartmann, P./Schimpl-Neimanns, B., 1993: Affirmative ,Reprasentativitats“beweise oder
Test konkreter Hypothesen zu Verteilungsabweichungen? Kdélner Zeitschrift fur Soziologie
und Sozialpsychologie 45: 359-365.

Hauser, R., 1996: Zur Messung individueller Wohlfahrt und ihrer Verteilung. S.13-38 in:
Statistisches Bundesamt (Hrsg.): Wohlfahrtsmessung - Aufgabe der Statistik im gesellschaft-
lichen Wandel. Beitrage zum wissenschatftlichen Kolloquium am 16./17. November 1995 in
Wiesbaden. Band 29 der Schriftenreihe der Bundesstatistik. Stuttgart: Metzler-Poeschel.

Hauser, R., 1997a: Armut, Armutsgefahrdung und Armutsbeké&mpfung in der Bundesrepu-
blik Deutschland. S. 524-548 in: Kleinhenz, G./Lampert, H./Oberhauser, A. (Hrsg.), Sozial-

staat Deutschland. Themenheft der Jahrblcher fiir Nationaldkonomie und Statistik, Band
216, Heft 4+5. Stuttgart: Lucius & Lucius.


mailto:strengmann@wiwi.uni-frankfurt.de

402 ZUMA-Nachrichten Spezial Band 6: Sozialstrukturanalysen mit dem Mikrozensus

Hauser, R., 1997b: Die Entwicklung der Einkommensverteilung und Einkommensarmut in
den alten und neuen Bundeslandern 1990 bis 1995. S. 63-82 in: Becker, l./Hauser, R.
(Hrsg.), Einkommensverteilunng und Armut in Deutschland. Frankfurt/Main: Campus.

Hauser, R./Wagner, G,, 1997: Die Einkommensverteilung in Ostdeutschland: Darstellung und
Determinanten im Vergleich zu Westdeutschland fir die Jahre 1990 bis 1994. S. 11-61 in:
Glatzer, W./Kleinhenz, G. (Hrsg.), Wohlstand fur alle? Beitrdge zu den Berichten der
Kommission fur die Erforschung des sozialen und politischen Wandels in den neuen
Bundeslandern e.V. (KSPW). Beitrage zum Bericht 2 ,Ungleichheit und Sozialpolitik".
Band 2.1. Opladen: Leske + Budrich.

Jenkins, S., 1991: Poverty Measurement and the Within Household Distribution: Agenda for
Action. Journal of Social Policy, 20, 4, 457-483.

Lipsmeier, G.., 1993: Zur Reprasentation des unteren Einkommensbereichs im Sozio-6ko-
nomischen Panel (SOEP). Arbeitspapier Nr. 10 des DFG-Projekts ,Versorgungsstrategien
privater Haushalte im unteren Einkommmensbereich” an der Universitat Bielefeld.

Plug, Erik J.S./Krause, P./van Praag, Bernard M.S./Wagner, G.., 1997: Measurement of
Poverty - Examplified by the German Case. S. 69-89 in: Ott, N./Wagner, G.., (Hrsg.), Income
Inequality and Poverty in Eastern and Western Europe. Heidelberg: Physica.

Projektgruppe Das Sozio-6konomische Panel, 1998: Funktion und Design einer
Ergénzungsstichprobe fiir das Sozio-6konomische Panel (SOEP). Diskussionspapier des
Deutschen Instituts fur Wirtschaftsforschung (DIW) Nr. 163. Berlin.

Rendtel, U., 1995: Lebenslagen im Wandel: Panelausfalle und Panelreprasentativitét.
Frankfurt/Main: Campus.

Rendtel, U. /Pétter, U., 1993: ,Empirie“ ohne Daten. Kritische Anmerkungen zu einer Re-
prasentationsstudie tUber den ALLBUS. Kdlner Zeitschrift fur Soziologie und Sozialpsycho-
logie 45: 350-358.

Rendtel, U./Wagner, G../Frick, J., 1995: Eine Strategie zur Kontrolle von L&éngsschnittge-
wichten in Panelerhebungen - Das Beispiel des Sozio-6konomischen Panels (SOEP). Allge-
meines Statistisches Archiv, 79: 252-277.

Ringen, S., 1988: Direct and Indirect Measures of Poverty. Journal of Social Policy 17, 3:
351-365.

Schupp, J. /Wagner, G.., 1995: Die Zuwanderer-Stichprobe des Sozio-6konomischen Panels
(SOEP). Vierteljahreshefte zur Wirtschaftsforschung, 64: 16-25.

Statistisches Bundesamt 1997: Sozialhilfe 1995. Fachserie 13. Reihe 2. Stuttgart: Metzler-
Poeschel.



	Vorwort
	Walter Müller: Der Mikrozensus als Datenquelle Sozialwissenschaftlicher Forschung

	Karl Brenke: Strukturen des Dienstleistungsgewerbes

	Ester Hansch, Michael-Burkhard Piorowsky: Haushalts-Unternehmens-Komplexe
	Friedhelm Pfeiffer: Tätigkeitsspektrum und Verdienst von Ingenieuren und Naturwissenschaftlern

	Jürgen Schupp et. al: Zur Erhebungsproblematik geringfügiger Beschäftigung

	Elke Wolf: Dynamik der Arbeitszeitstruktur
	Dietmar Dathe: Familienlebenszyklus und Erwerbsbeteiligung der Ehepartner in Ehen mit Kindern in West- und Ostdeutschland 
	Bernd Eggen: Einkommenslagen und wirtschaftich schwierige Situationen 
	Bernd Eggen: Wandel familialer und ökonomischer Lebenslagen junger Erwachsener

	Erich Stutzer: Methodische und empirische Ergebnisse zur Abbildung von Familienphasen mit Mikrozensus-Daten 
	Carsten Baumann: Self-Employment as an Indicator of Assimilation?
	Susanne von Below: Bildungschancen von Jugendlichen in Ost- und 
Westdeutschland
	Thomas Buhlmahn: Altersvorsorge im Wandel

	Martin Groß: Die Folgen prekärer Arbeitsverhältnisse für das Ausmaß sozialer Ungleichheit

	Reiner Dinkel, Marc Luy und Uwe Lebok: Die Bildungsbeteiligung deutscher und ausländischer Jugendlicher in der Bundesrepublik Deutschland

	Wolfgang Strengmann-Kuhn: Armutsanalysen mit dem Mikrozensus?


